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Sehr geehrter Frau Bundesratin

Mit Brief vom 22. November 2023 erdffnete der Vorsteher EDI die randvermerkte Vernehm-
lassung. Die Konferenz der kantonalen Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren (FDK) hat
sich anlasslich ihrer Plenarversammlung vom 2. Februar 2024 mit der Vorlage befasst und
nimmt wie folgt Stellung:

Die FDK ist grundsatzlich dagegen, Uber das Steuerrecht Forderpolitik zu betreiben. In die-
sem Sinne sieht sie auch die vorgesehene Verordnungsénderung kritisch. Wenn aber der
Abzug erweitert werden soll, dann unterstiitzt sie enge Leitplanken wie im Verordnungsent-
wurf vorgesehen.

1. Grundsatzliches

Das steuerlich privilegierte Alterssparen ist ein ausserfiskalisch motivierter Abzug. Das Ein-

kommenssteuerrecht soll der Generierung von Einnahmen dienen und kein Lenkungsinstru-
ment fir Forderpolitik sein. Die FDK stellt jedoch die bestehenden Abzugsmdglichkeiten der
Séule 3a nicht in Frage. Die Erweiterung der Abzugsmoglichkeiten wird jedoch kritisch beur-
teilt.

Die Saule 3a ist — anders als die Saule 2a - nicht Teil der (obligatorischen) Sozialversiche-
rung. Vielmehr handelt es sich um eine freiwillige individuelle Vorsorge, finanziert durch peri-
odische Beitrage, die nach Gutdiinken des Vorsorgenehmers bezahlt werden. Es besteht so-
mit keine versicherungstechnische Licke, die - wie in der 2. Saule — zu schliessen wére, so-
bald das obligatorische Anschlussalter erreicht wird (vgl. Art. 7 BVG). Auch sind solche Ein-
kaufe im AHVG nicht vorgesehen.
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Die Einfihrung von Einkaufsmdglichkeiten in die Saule 3a wirde Personen mit sehr geringen
Einkommen voraussichtlich keine Verbesserung ihrer Vorsorge ermdglichen. Dartiber hinaus
hatte die Massnahme nennenswerte finanzielle Auswirkungen sowohl auf Bundes- als auch
auf Kantons- und Gemeindeebene zur Folge. Der Vernehmlassungsbericht beziffert sie auf
rund CHF 100 bis 150 Mio. auf Bundesebene und auf 200 bis 450 Mio. auf Kantons- und Ge-
meindeebene.

Schliesslich verweisen wir auf die erheblichen Vollzugsaufwénde, die mit einer Einfiihrung
von Einkaufen in die Saule 3a entstehen. Die Steuerbehdrden missten umfangreichere Kon-
trollen durchfiihren.

2. Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen, falls das Geschaft weiter-
verfolgt wirde

Art. 7a — Abzugsberechtigung fir als Einkauf geleistete Beitrage

Wir begrissen, dass nur Personen ein Einkaufspotenzial haben, die in den letzten zehn Jah-
ren vor dem Einkauf nicht alle maximal zulassigen Beitrdge einbezahlt haben (vgl. Art. 7 Abs.
1 Bst. a E-BVV3).

Folgerichtig muss der Vorsorgenehmer bzw. die Vorsorgenehmerin wahrend dieser Zeit be-
rechtigt gewesen sein, Beitrdge an die Saule 3a zu leisten. Dies bedeutet, dass er bzw. sie
wahrend dieser Zeit eine AHV-beitragspflichtige unselbsténdige oder selbstéandige Erwerbs-
tatigkeit ausgeutbt hat (vgl. Art. 7 Abs. 1 E-BVV3).

Die Pflicht, vor dem Einkauf zuerst einen ordentlichen Beitrag in die Saule 3a einzuzahlen,
erscheint insbesondere aus steuerlicher Sicht sinnvoll. Dadurch wird eine neue Liicke ver-
mieden, weil im Jahr des Einkaufs in die Saule 3a keine ordentlichen Beitrage getatigt wer-
den.

Das Einkaufspotenzial entspricht der Differenz zwischen der Summe der maximal zulassigen
und der tatsachlich einbezahlten Beitrage der letzten zehn Jahre vor dem Einkauf. Der Ein-
kauf darf jedoch den Betrag des «kleinen» Abzugs nach Art. 7 Abs. 1 Bst. a BVV3 nicht
Ubersteigen (vgl. Art. 7a Abs. 2 E-BVV3). Diese Beschrankung erlaubt das ,Nachholen“ von
nicht einbezahlten Beitragen in die Saule 3a, begrenzt aber die Steuerplanung, indem der
Einkaufsbetrag auf die Hohe des «kleinen Abzugs» begrenzt wird.

Sinnvoll erscheint auch die in Art. 7a Abs. 4 E-BVV3 vorgesehene Beschrankung, wonach
Einkaufe nicht mehr zulassig sind, wenn der Vorsorgenehmer eine Altersleistung bezieht:
Damit wird verhindert, dass ein Vorsorgenehmer die Altersleistung aus der Séule 3a bezieht,
(was ab dem 60. Lebensjahr mdglich ist,) und kurz danach einen Einkauf in die Saule 3a ta-
tigt. Einem mdoglichen steuerlichen Missbrauch — wie er in der Praxis vorkommt - wird damit
vorgebeugt (Wiedereinbringung von Vorsorgeguthaben innerhalb Jahresfrist i.S.v. Art. 24
Bst. ¢ DBG und 7 Abs. 4 Bst. e StHG).

Art. 7b - Gesuch um Annahme von als Einkauf geleisteten Beitragen

Wir nehmen zur Kenntnis, dass der Vorsorgenehmer den Einkauf bei der S&ule 3a Einrich-
tung mittels schriftliches Gesuch, welches spezifische Angaben enthalten muss, beantragen
muss: Bevor der Vorsorgenehmer den Einkauf tatigt, muss er bestatigen, dass er im Ein-
kaufsjahr den vollen ordentlichen Beitrag fur das betreffende Jahr entrichtet hat; fir die
Jahre, fiir die eine Beitragsliicke ausgeglichen werden soll, noch keinen Einkauf vorgenom-
men wurde; er noch keine Altersleistung der Saule 3a bezogen hat (vgl. Art. 7b Abs. 1 und
Abs. 2 E-BVV3). Das Gesuch muss sodann auch die ordentlichen Saule 3a Beitrage der letz-
ten 10 Jahre vor dem Einkauf beinhalten, die in andere Vorsorgeeinrichtungen eingezahlt
wurden, als der Einkauf.
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Wir erachten es als unabdingbar, dass die Einrichtungen der gebundenen Selbstvorsorge
verpflichtet werden, die Gesuche zu prifen und die Zulassigkeit eines Einkaufs aufgrund der
erhaltenen Informationen zu beurteilen. Sind die Voraussetzungen fur einen Einkauf erfillt,
lasst die Saule 3a Einrichtung diesen zu bzw. lehnt ihn ab, wenn dies nicht der Fall ist (vgl.
Art. 7b Abs. 3 E-BVV3).

Fur die Steuerbehorden ist es wichtig, dass die Einrichtungen der gebundenen Selbstvor-
sorge die erforderlichen Vorprifungen vertieft durchfiihren. Dies erleichtert die nachtragliche
Kontrolle der Steuerbehorde. Die Steuerbehérde prift einerseits, ob die in der Steuererkla-
rung geltend gemachten Saule 3a Beitrage den Bescheinigungen der Einrichtungen entspre-
chen. Andererseits priift sie, welche ordentlichen Beitrage in den Jahren, fur die Einkdufe ge-
tatigt wurden, steuerlich tatsachlich anerkannt wurden und ob die Einkaufsbeitrédge der Diffe-
renz zu den steuerlich zulassigen Beitrédgen entsprechen.

Art. 8 Abs. 2

Wichtig ist, dass die Vorsorgeeinrichtung fur Einkaufe in die Saule 3a die aktuelle Bescheini-
gung ausstellt (Formular 21 EDP): Diese Bescheinigung muss neu die Angaben nach Art. 7b
Abs. 1 Bst. a - ¢ E-BVV3 enthalten, d.h. die Héhe des beantragten Einkaufs, die Jahre, fur
die eine Beitragsliicke ausgeglichen wird und deren Hohe sowie die Hohe des ordentlichen
Beitrags fur das Jahr, in dem der Einkauf in die Sdule 3a getétigt wird.

Diese Bescheinigung alleine reicht nicht aus, um die Abzugsfahigkeit des getatigten 3a-Ein-
kaufs zu Uberprifen. Zwar ist sie eine wertvolle Informationsquelle, wenn sie von der gebun-
denen Selbstvorsorgeeinrichtung korrekt ausgefiillt wird. Trotzdem fiihrt die Mdglichkeit ei-
nes Einkaufs in die S&ule 3a zu einem erheblichen administrativen Mehraufwand fur die kan-
tonalen Steuerbehdrden sowie zu zuséatzlichen Aufwendungen fur die IT. Die Steuerbehdr-
den missen mit diesem Entwurf umfangreichere Kontrollen durchfiihren als sie nach gelten-
dem Recht durchzufiihren haben.

Stellt die Steuerbehdrde fest, dass zu hohe Einkdufe in die Sdule 3a getétigt wurden, geht
sie gleich vor, wie bei zu hohen ordentlichen Beitrage: Sie erstellt eine Bescheinigung (oder
einen Brief), in welcher der zurlickzuerstattende Betrag genau angegeben wird. Diese Be-
scheinigung wird der steuerpflichtigen Person tibergeben, welche bei der zustandigen Vor-
sorgeeinrichtung einen Riickerstattungsantrag zu stellen hat. Die Bescheinigung fihrt den
zurlickzuerstattenden Betrag pro Steuerjahr auf (SSK, Vorsorge und Steuern, Cosmos Ver-
lag, Anwendungsfall B.2.3.10).

Zudem wird die Kontrolle bei einem Kantonswechsel kompliziert: Die Steuerbehérde des Zu-
zugskantons, welche die Einkaufe im Rahmen der Veranlagung prift, kennt die Héhe der or-
dentlichen Beitrage nicht, welche im Wegzugskanton in den Jahren, fiir die Einkaufe getatigt
werden, steuerlich zuldssigen waren.

Die Einrichtungen der gebundenen Selbstvorsorge missen sorgfaltig darauf bedacht sein,
dass die Vorgaben von Artikel 7a E-BVV3 zur Berechnung des Einkaufspotenzials eingehal-
ten werden. Primar missen vom Steuerpflichtigen die entsprechenden Veranlagungen des
Wegzugskantons einverlangt werden, um die notwendigen Prifungen vorzunehmen. Gege-
benenfalls kann die Steuerbehérde des Zuzugskantons gestitzt auf Art. 111 DBG bzw. Art.
39 Abs. 2 StHG von der Steuerbehérde des Wegzugskantons Auskinfte tber die Hohe der
gewdahrten Saule 3a Abziige verlangen. (Diese Artikel regeln die Zusammenarbeit zwischen
den mit der Anwendung des DBG bzw. des kantonalen und kommunalen Rechts betrauten
Steuerbehdérden.)
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Art. 8b Mitteilung der Vorsorgeangaben

Die Pflicht der tibertragenden Einrichtung, bei einer Ubertragung von Vorsorgekapital die re-
levanten Angaben Uber die in den vorangegangenen zehn Jahren ordentlichen und als Ein-
kauf geleisteten Beitrédge unter Angabe der damit ausgeglichenen Beitragsliicke mitzuteilen,
ist von besonderer Bedeutung: Dies erméglicht es der ibernehmenden Séule 3a Einrichtung,
die geleisteten Einkaufsbeitrage auf inre Gesetzteskonformitat hin zu Gberprifen.

Ubergangsbestimmung

Schliesslich begriissen wir die in der Ubergangsbestimmung vorgesehene Begrenzung, wo-
nach nur Beitragsliicken geschlossen werden kénnen, die nach dem Inkrafttreten der Ande-
rung der BVV3 betreffend Eink&ufe in die Saule 3a entstanden sind.

Mit dieser Bestimmung wird verhinq_ert, dass Personen, die kurz vor dem Rentenalter stehen,
im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Anderungen der BVV3 Einkaufe in die Saule 3a vorneh-
men und kurz darauf Kapitalbezlige tatigen, die privilegiert besteuert werden.

Sperrfrist

Wir stellen fest, dass der Entwurf zur Anderung der BVV3 betreffend Eink&aufe in die Saule
3a keine Regel enthdlt, die jener von Art. 79b Abs. 3 BVG entspricht, wonach «Einkaufsbei-
trage innerhalb von drei Jahren nicht in Kapitalform ausbezahlt werden dirfens.

Eine analoge Bestimmung erscheint nicht nétig und wird deshalb auch nicht verlangt. Dies,
weil einerseits die Uberwiegende Mehrheit der Saule 3a Konten oder Policen die Auszahlung
von Kapital und nicht von (Alters -) Renten vorsehen und andererseits der Maximalbetrag ei-
nes Einkaufs steuerlich nicht ins Gewicht fallt: Tatsachlich entspricht der maximale Einkaufs-
beitrag dem ,kleinen Saule 3a Abzug“ - obwohl Personen, die keiner zweiten Saule angeho-
ren héhere ordentliche Beitrage einzahlen kénnen (vgl. Art. 7 Abs. 1 Bst. b BVV3).

Wir danken lhnen fir die Gelegenheit zur Stellungnahme.
Freundliche Grisse

KONFERENZ DER KANTONALEN
FINANZDIREKTORINNEN UND FINANZDIREKTOREN

Préasident: Generalsekretar:
Regierungsrat Ernst Stocker Dr. Peter Mischler

Kopie (per E-Mail)

Sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch

Bunderatin Karin Keller-Sutter, Vorsteherin EFD
Mitglieder FDK

Mitglieder SSK
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Madame la Conseillere fédérale
Elisabeth Baume-Schneider
Cheffe du DFI

Inselgasse 1

CH-3003 Berne

Berne, le 5 février 2024

Modification de I'ordonnance sur les déductions admises fiscalement pour les cotisa-
tions versées a des formes reconnues de prévoyance (OPP 3) en vue de l'instauration
de rachats dans le pilier 3a. Prise de position sur le projet en consultation

Madame la Conseilléere fédérale,

Par lettre du 22 novembre 2023, le chef du DFI a ouvert la procédure de consultation men-
tionnée en marge. La Conférence des directrices et directeurs cantonaux des finances (CDF)
s'est penchée sur le projet lors de son assemblée pléniére du 2 février 2024 et prend position
comme suit :

La CDF est sur le fond opposée a la mise en place d'une politique d'encouragement par le
biais du droit fiscal. Des lors, elle est également critique a I'égard de la modification prévue
de I'ordonnance. Mais si la déduction doit étre étendue, elle soutient des garde-fous étroits
tels que ceux prévus dans le projet d'ordonnance.

1. Principes de base

Le traitement fiscal privilégié de la prévoyance individuelle est motivée par des raisons extra-
fiscales. La législation en matiére d'impét sur le revenu doit servir a générer des recettes et
n'a pas pour vocation d’'étre un instrument de pilotage pour une politique d'encouragement.
La CDF ne remet cependant pas en question les possibilités de déductions existantes dans
le pilier 3a. L'extension des possibilités de déductions est toutefois jugée de maniére critique.

Le pilier 3a n’est en effet pas une assurance sociale obligatoire comme le 2éme pilier (pour
la partie obligatoire en tout cas), mais une mesure de prévoyance individuelle purement fa-
cultative financée par des primes périodiques versées au bon vouloir du preneur de pré-
voyance. Il n'y a donc en principe pas, sur le plan technique, de lacune de prévoyance a
combler a partir d’'un age d’affiliation obligatoire, comme c’est le cas dans le 2eéme pilier (cf.
art. 7 LPP). Ce mécanisme de rachat n’est d’ailleurs pas prévu dans la LAVS.

Sekretariat - Haus der Kantone, Speichergasse 6, Postfach, CH-3001 Bern
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L'introduction de possibilités de rachat dans le pilier 3a ne permettrait vraisemblablement pas
aux personnes disposant de revenus trés bas d’améliorer leur prévoyance. En outre, la me-
sure entrainerait des conséquences financiéres notables, tant au niveau de la Confédération,
gque des cantons et des communes. Le rapport de consultation les chiffre entre 100 et 150
millions de francs au niveau fédéral et entre 200 et 450 millions au niveau cantonal et com-
munal.

Enfin, nous renvoyons au surcroit considérable de charges administratives lié a une instau-
ration de rachats dans le pilier 3a. Les autorités de taxation devraient procéder a des con-
troles plus étendus.

2.  Remarques sur les différentes dispositions, au cas de poursuite du projet
Art. 7a Déduction des cotisations versées a titre de rachat

Nous constatons avec satisfaction que le potentiel de rachat est limité aux lacunes existant
pour ceux qui n'ont pas versé toutes les cotisations maximales admises au cours des dix an-
nées précédant le rachat (cf. art. 7al. 1 lit. a nOPP3).

En outre, il semble logique que le preneur de prévoyance devait avoir le droit de verser des
cotisations au pilier 3a durant cette période : cela implique qu'il devait durant cette période
exercer une activité lucrative salariée ou indépendante soumise a cotisations AVS (cf. art. 7
al. 1 nOPP3).

Finalement, il semble effectivement judicieux sur le plan fiscal de prévoir I'obligation de ver-
ser d’abord une cotisation ordinaire au pilier 3a avant de pouvoir effectuer un rachat, puisque
cela permet d’éviter de créer une nouvelle lacune en ne cotisant pas de maniére ordinaire
I'année durant laquelle le rachat dans le cadre du pilier 3a est effectué.

Nous approuvons en outre le mode de calcul précis du potentiel de rachat selon lequel il
convient de combler les différences entre la somme des cotisations annuelles maximales ad-
mises et la somme des cotisations annuelle effectivement versées au cours de dix années
précédant le rachat ; ce dernier ne peut cependant pas dépasser le montant de la «petite»
déduction au sens de l'art. 7 al. 1 lit. a OPP3 (cf. art. 7a al. 2 nOPP3). Cette limitation permet
certes un «rattrapage» des cotisations non versées dans le cadre du pilier 3a mais permet
de limiter une planification fiscale excessive en limitant le montant du rachat qui peut étre ef-
fectué a hauteur de la «petite déduction».

Dans le méme ordre d'idée, la limitation prévue a I'art. 7a al. 4 nOPPS3, selon laquelle les ra-
chats ne sont plus admis si le preneur de prévoyance percoit une prestation de vieillesse,
parait judicieuse: en effet, cela permet d’éviter qu’un preneur de prévoyance ne pergoive la
prestation de vieillesse (découlant du pilier 3a), ce qui est possible dés I'age de 60 ans, et ne
procéde dans un délai bref & un nouveau rachat dans le cadre du pilier 3a. Cette limitation
évite ainsi les abus potentiels auxquels les autorités fiscales sont confrontées dans le cadre
de la prévoyance professionnelle (cas de réinvestissement d’une prestation en capital du
2éme pilier dans le délai d’'un an dans une institution de prévoyance au sens de l'art. 24 lit. ¢
LIFD et 7 al. 4 lit. e LHID).

Art. 7b Demande de rachat

De maniére générale, nous prenons acte avec satisfaction de I'exigence d'une demande
spécifique de rachat dans le cadre du pilier 3a contenant plusieurs indications : il s'agit de la
confirmation par le preneur de prévoyance qu’il a versé la cotisation ordinaire avant d’effec-
tuer le rachat pour I'année concernée, de l'indication des années pour lesquelles une lacune
est comblée. Le preneur doit finalement confirmer ne pas avoir percu de prestation de vieil-
lesse dans le cadre du pilier 3a (cf. art. 7b al. 1 et al. 2 nOPP3). Cette demande devra pren-
dre naturellement en compte les cotisations (ordinaires) au pilier 3a versées durant les dix



12

13

14

15

16

17

18

années précédant le rachat auprés d'institution(s) de prévoyance différente(s) de celle au-
pres de lagquelle le rachat est effectué.

Nous estimons également nécessaire que les institutions de prévoyance individuelle liée
soient tenues de vérifier les demandes de rachat et d’évaluer leur admissibilité sur la base
des informations fournies. Si les conditions d’'un rachat sont réunies, elles doivent les ad-
mettre et refuser le rachat dans le cas contraire (cf. art. 7b al. 3 nOPP3).

Il est important pour les autorités fiscales que les institutions de prévoyance individuelle liée
effectuent de maniére approfondie les contrbles préalables nécessaires, ce qui facilitera le
contr6le ultérieur du rachat (pilier 3a) effectué par les autorités fiscales. Ces derniéres con-
tréleront d’'une part si les cotisations au pilier 3a revendiquées dans la déclaration d’'imp6t du
preneur correspondent aux attestations. D’autre part, les autorités fiscales examineront si les
cotisations des années pour lesquelles le rachat est effectué ont été effectivement admises
en déduction sur le plan fiscal et si le montant du rachat correspond a la différence entre ce
montant et les cotisations déductibles maximales.

Art. 8 Abs. 2

Il est effectivement important que l'institution de prévoyance délivre une attestation pour les
rachats dans le pilier 3a, qui est I'attestation actuelle 21 EDP: cette attestation devra désor-
mais contenir les informations visées a l'art. 7b al. 1 lit. a & ¢ nOPP3, a savoir le montant du
rachat demandé, les années pour lesquelles une lacune de cotisations doit étre comblée et
pour quel montant ainsi que le montant de la cotisation ordinaire versée pour I'année durant
laquelle le rachat dans le cadre du pilier 3a sera effectué.

Cette attestation permettra aux autorités fiscales cantonales de vérifier la déductibilité du ra-
chat 3a effectué. Il s'agit certes d’une source d’'information précieuse et exhaustive, si elle
est remplie correctement par l'institution de prévoyance individuelle liée, mais cela entrainera
dans tous les cas une surcharge administrative importante pour les autorités fiscales canto-
nales ainsi que des colts supplémentaires sur le plan de I'informatique. Ainsi, les autorités
de taxation devront procéder a des contrdles notablement plus étendus que ceux qu’elles
doivent effectuer sur la base du droit actuel.

Si l'autorité fiscale constate que les rachats dans le pilier 3a sont trop élevés en fonction des
mécanismes décrits dans la présente modification de I'OPP3, elle procédera de la méme
maniére que pour les cotisations ordinaires excédentaires: l'autorité fiscale établira une at-
testation remise au contribuable (preneur) qui devra demander le remboursement auprées de
I'institution de prévoyance du pilier 3a concernée. L’attestation indiquera les montants a rem-
bourser pour I'année concernée (Prévoyance et imp6ts, Conférence suisse des impéts, Ed.
Cosmos, cas d'application B.2.3.10).

Le contrdle sera plus t compligué en cas de changement de canton: I'autorité fiscale du nou-
veau canton, compétente pour examiner la déduction du rachat, ne sera pas au courant des
déductions effectivement admises dans le premier canton compétent avant le déménage-
ment du preneur de prévoyance.

A cet égard, les institutions de prévoyance individuelle liée devront veiller soigneusement et
avec sérieux au respect des nouvelles regles figurant a I'art. 7a nOPP3 relatives a la ma-
niére de calculer le potentiel de rachat. Les autorités fiscales demanderont en premier lieu
au contribuable la production des décisions de taxation du canton de départ pour procéder a
ces vérifications. Le cas échéant, l'autorité fiscale du canton d’arrivée pourra demander des
renseignements relatifs au montant des déductions accordées dans le cadre du pilier 3a a
I'autorité fiscale du canton de départ en vertu de I'art. 111 LIFD, resp. 39 al. 2 LHID, pré-
voyant la collaboration entre les autorités fiscales chargées d’appliquer la LIFD, resp. le droit
cantonal et communal conformément a la LHID.
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Art. 8b Communication des données relatives a la prévoyance

L'obligation faite, lors d’un transfert de capital, a I'institution transférante de communiquer les
informations pertinentes relatives aux cotisations versées au cours de dix années précé-
dentes et au(x) rachat(s) que le preneur de prévoyance a effectués au cours des dix années
manquantes, en indiquant les lacunes de cotisations ainsi comblées est particulierement im-
portante: cela permet a l'institution de prévoyance individuelle liée reprenante de procéder
correctement au contrdle des rachats effectués dans le cadre du pilier 3a.

Dispositions transitoires

Nous approuvons finalement la limitation prévue dans les dispositions transitoires selon la-
guelle seules les lacunes de cotisations apparues aprés I'entrée en vigueur de la modifica-
tion de 'OPP3 relative au rachat dans le pilier 3a pourront étre comblées.

Cette disposition permettra d’éviter que, au moment de I'entrée en vigueur de ces modifica-
tions de 'OPP3, des personnes proches de I'age de la retraite ne se «dépéchent» de faire
des rachats de lacunes passées dans le pilier 3a.

Délai de blocage

Nous constatons que le projet de modification de 'OPP3 relative au rachat dans le pilier 3a
ne contient aucune régle, applicable par analogie, semblable a celle figurant a I'art. 79b al. 3
LPP selon lequel «les prestations résultant d’un rachat ne peuvent étre versées sous forme
de capital par les institutions de prévoyance avant I'échéance d’un délai de trois ans».

Nous estimons cependant qu'il n’est pas nécessaire de procéder a I'ajout d’une disposition
semblable a I'art. 79b al. 3 LPP : d’'une part, la grande majorité des comptes ou polices dé-
coulant du 3éme pilier A prévoient le versement de capitaux et non de rentes (de vieillesse) ;
d’autre part, le montant maximum du rachat correspond a des montants qui ne sont pas vrai-
ment matériels, sur le plan fiscal: en effet, le rachat maximum admis dans ce projet de modi-
fication de I'OPP3 correspond uniquement a la petite déduction, alors que les cotisations or-
dinaires pour les personnes non affiliées au 2eme pilier correspondent a des montants plus
élevés (cf. art. 7 al. 1 lit. b OPP3).

En vous remerciant de nous avoir donné la possibilité de prendre position sur ce projet, nous
vous prions d’agréer, Madame la Conseillere fédérale, I'expression de notre considération
distinguée.

CONFERENCE DES DIRECTRICES ET DES DIRECTEURS
CANTONAUX DES FINANCES

Leyprésident : Le secrétaire général :
Ennst Stocker, Conseiller d’Etat Peter Mischler

Kopie (per E-Mail)

Sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch

Karin Keller-Sutter, Conseillére fédérale, cheffe du DFF
Membres de la CDF

Membres de la CSI
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Anderung der Verordnung iiber die Abzugsberechtigung fiir Beitrdge an anerkannte Vorsor-
geformen (BVV3) — Umsetzung der Mo. Ettlin 19.3702, Einkauf in die Saule 3a erméglichen;
Vernehmlassung

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 22. November 2023 haben Sie die Kantonsregierungen eingeladen, zur Anderung
der Verordnung Uber die Abzugsberechtigung fiir Beitrage an anerkannte Vorsorgeformen (BVV3) —
Umsetzung der Mo. Ettlin 19.3702, Einkauf in die Saule 3a ermdglichen, Stellung zu nehmen. Der
Regierungsrat des Kantons Aargau bedankt sich fiir diese Mdglichkeit.

Der Vernehmlassungsentwurf beinhaltet "Leitplanken", welche die Einkaufsmdglichkeiten in die
Saule 3a definieren und gleichzeitig den Umfang eines Einkaufs einschranken, was der Regierungs-
rat begrusst.

Im Folgenden formuliert der Regierungsrat seine eher punktuellen Anmerkungen, die sich auf den
Kommentar zu den einzelnen Artikeln im erlduternden Bericht zur Anderung der BVV3 betreffend die
Einflhrung von Einkaufen in die Saule 3a beziehen.

Zu Art. 7a — Abzugsberechtigung fiir als Einkauf geleistete Beitrdage

Der Regierungsrat begrisst, dass nur Personen zum Einkauf berechtigt sind, die in den letzten zehn
Jahren vor dem Einkauf nicht alle maximal zuldssigen Beitrage einbezahlt haben (vgl. Art. 7 Abs. 1
Bst. a E-BVV3).

Die Pflicht, vor dem Einkauf zuerst einen ordentlichen Beitrag in die Sdule 3a einzuzahlen, erscheint
insbesondere aus steuerlicher Sicht sinnvoll. Dadurch wird eine neue Liicke vermieden, weil im Jahr
des Einkaufs in die Saule 3a keine ordentlichen Beitrage getatigt werden.

Das Einkaufspotenzial entspricht der Differenz zwischen der Summe der maximal zulassigen und der
tatsachlich einbezahlten Beitrage der letzten zehn Jahre vor dem Einkauf. Der Einkauf darf jedoch
den Betrag des "kleinen" Abzugs nach Art. 7 Abs. 1 Bst. a BVV3 nicht Ubersteigen (vgl. Art. 7a

Abs. 2 E-BVV3). Diese Beschrankung erlaubt das "Nachholen" von nicht einbezahlten Beitragen in
die Saule 3a, begrenzt aber die Steuerplanung, indem der Einkaufsbetrag auf die Héhe des "kleinen
Abzugs" begrenzt wird. Der Regierungsrat begrisst diese Regelung.

Sinnvoll erscheint auch die in Art. 7a Abs. 4 E-BVV3 vorgesehene Beschrankung, wonach Einkaufe
nicht mehr zulassig sind, wenn der Vorsorgenehmer eine Altersleistung bezieht: Damit wird verhin-
dert, dass eine Vorsorgenehmerin oder ein Vorsorgenehmer die Altersleistung aus der Saule 3a be-
zieht, was ab dem 60. Lebensjahr mdglich ist, und kurz danach einen Einkauf in die Saule 3a tatigt.



Einem madglichen steuerlichen Missbrauch — wie er in der Praxis vorkommt — wird damit vorgebeugt

(Wiedereinbringung von Vorsorgeguthaben innerhalb Jahresfrist im Sinne von Art. 24 Bst. ¢ Bundes-
gesetz uber die direkte Bundessteuer [DBG] und Art. 7 Abs. 4 Bst. e Bundesgesetz Uiber die Harmo-
nisierung der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden [Steuerharmonisierungsgesetz, StHG]).

Zu Art. 7b — Gesuch um Annahme von als Einkauf geleisteten Beitragen

Der Regierungsrat nimmt zur Kenntnis, dass die Vorsorgenehmerin oder der Vorsorgenehmer den
Einkauf bei der Saule 3a Einrichtung mittels schriftlichem Gesuch, welches spezifische Angaben ent-
halten muss, beantragen muss: Bevor der Einkauf getatigt wird, muss bestatigt werden, dass im Ein-
kaufsjahr der volle ordentliche Beitrag fiir das betreffende Jahr entrichtet wurde; fir die Jahre, fir die
eine Beitragsllicke ausgeglichen werden soll, noch kein Einkauf vorgenommen wurde und noch
keine Altersleistung der Saule 3a bezogen wurde (vgl. Art. 7b Abs. 1 und Abs. 2 E-BVV3). Das Ge-
such muss sodann auch die ordentlichen Saule 3a Beitrage der letzten zehn Jahre vor dem Einkauf
beinhalten, die in andere Vorsorgeeinrichtungen eingezahlt wurden als der Einkauf.

Der Regierungsrat erachtet es als unabdingbar, dass die Einrichtungen der gebundenen Selbstvor-
sorge verpflichtet werden, die Gesuche zu prifen und die Zulassigkeit eines Einkaufs aufgrund der
erhaltenen Informationen zu beurteilen.

Fur die Steuerbehdrden ist es wichtig, dass die Einrichtungen der gebundenen Selbstvorsorge die
erforderlichen Vorprifungen vertieft durchfiihren. Dies erleichtert die nachtragliche Kontrolle der
Steuerbehdrde. Die Steuerbehdrde prift einerseits, ob die in der Steuererklarung geltend gemachten
Saule 3a Beitrage den Bescheinigungen der Einrichtungen entsprechen. Andererseits prift sie, wel-
che ordentlichen Beitrage in den Jahren, fir die Einkaufe getatigt wurden, steuerlich tatsachlich aner-
kannt wurden und ob die Einkaufsbeitrage der Differenz zu den steuerlich zuldssigen Beitragen ent-
sprechen.

Zu Art. 8a Abs. 2 — Festhalten und Aufbewahrung von Vorsorgeangaben

Wichtig ist, dass die Vorsorgeeinrichtung fur Einkdufe in die Saule 3a die aktuelle Bescheinigung
ausstellt (Formular 21 EDP): Diese Bescheinigung muss neu die Angaben nach Art. 7b Abs. 1

Bst. a—c E-BVV3 enthalten, das heisst die Hohe des beantragten Einkaufs, die Jahre, flr die eine
Beitragslicke ausgeglichen wird und deren Hohe sowie die Héhe des ordentlichen Beitrags fur das
Jahr, in dem der Einkauf in die Saule 3a getatigt wird.

Diese Bescheinigung alleine reicht nicht aus, um die Abzugsfahigkeit des getatigten 3a-Einkaufs zu
Uberprufen. Zwar ist sie eine wertvolle Informationsquelle, wenn sie von der gebundenen Selbstvor-
sorgeeinrichtung korrekt ausgefillt wird. Trotzdem fuhrt die Moglichkeit eines Einkaufs in die Saule
3a zu einem erheblichen administrativen Mehraufwand fir die kantonalen Steuerbehérden sowie zu
zusatzlichen Aufwendungen fur die Informatik des Kantons. Die Steuerbehdrden missen mit diesem
Entwurf umfangreichere Kontrollen durchfiihren, als sie nach geltendem Recht durchzufliihren haben.

Die Einrichtungen der gebundenen Selbstvorsorge missen sorgfaltig darauf bedacht sein, dass bei
Kantonswechseln die Vorgaben von Art. 7a E-BVV3 zur Berechnung des Einkaufspotenzials einge-
halten werden. Primar miissen von der steuerpflichtigen Person die entsprechenden Veranlagungen
des Wegzugskantons einverlangt werden, um die notwendigen Prifungen vorzunehmen. Gegebe-
nenfalls kann die Steuerbehdérde des Zuzugskantons gestutzt auf Art. 111 DBG beziehungsweise
Art. 39 Abs. 2 StHG von der Steuerbehérde des Wegzugskantons Auskiinfte tiber die Hohe der ge-
wahrten Sdule 3a Abzlge verlangen.

Zu Art. 8b Mitteilung der Vorsorgeangaben

Die Bestimmungen in Art. 8b erachtet der Regierungsrat als besonders bedeutungsvoll, da sie es der
Ubernehmenden Saule 3a Einrichtung ermdglichen, die geleisteten Einkaufsbeitrage auf ihre Geset-
zeskonformitat hin zu Gberprufen.
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Zur Ubergangsbestimmung

Der Regierungsrat begrisst die in der Ubergangsbestimmung vorgesehene Begrenzung, wonach nur
Beitragsliicken geschlossen werden kénnen, die nach dem Inkrafttreten der Anderung der BVV3 be-
treffend Einkaufe in die Saule 3a entstanden sind.

Mit dieser Bestimmung wird verhindert, dass Personen, die kurz vor dem Rentenalter stehen, im
Zeitpunkt des Inkrafttretens der Anderungen der BVV3 Einkaufe in die Séule 3a vornehmen und kurz
darauf Kapitalbezlge tatigen, die privilegiert besteuert werden.

Zur Sperrfrist

Der Regierungsrat stellt fest, dass der Entwurf zur Anderung der BVV3 betreffend Einkaufe in die
Saule 3a keine Regel enthalt, die jener von Art. 79b Abs. 3 des Bundesgesetzes Uber die berufliche
Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVG) entspricht, wonach "Einkaufsbeitrage innerhalb
von drei Jahren nicht in Kapitalform ausbezahlt werden duirfen".

Eine analoge Bestimmung erscheint nicht nétig und wird deshalb auch nicht verlangt. Dies, weil
einerseits die Uberwiegende Mehrheit der Sdule 3a Konten oder Policen die Auszahlung von Kapital
und nicht von (Alters-) Renten vorsieht und andererseits der Maximalbetrag eines Einkaufs steuerlich
nicht ins Gewicht fallt: Tatsachlich entspricht der maximale Einkaufsbeitrag dem ,kleinen Saule 3a
Abzug® — obwohl Personen, die keiner zweiten Saule angehdren hohere ordentliche Beitrage einzah-
len kdnnen (vgl. Art. 7 Abs. 1 Bst. b BVV3).

Wir danken lhnen fiir die Beriicksichtigung unserer Vernehmlassung.

Freundliche Griisse

Im Namen des Regierungsrats

Dr. Markus Dieth Joana Filippi
Landammann Staatsschreiberin
Kopie

+ sekretariat.abel@bsv.admin.ch
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3003 Bern

Herisau, 22. Februar 2024

Eidg. Vernehmlassung; Umsetzung der Mo. 19.3702 " Einkauf in die Séule 3a erméglichen”;
Stellungnahme des Regierungsrates von Appenzell Ausserrhoden

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 22. November 2023 |adt das Eidgendssische Departement des Innern EDI die Kantonsre-
gierungen ein, sich zur Anderung der Verordnung tiber die Abzugsberechtigung fiir Beitrdge an anerkannte
Vorsorgeformen (BVV3) — Umsetzung der Mo. Ettlin 19.3702, Einkauf in die Saule 3a ermdglichen, vernehmen
zu lassen. Die Vernehmlassungsfrist dauert bis zum 6. Marz 2024.

Der Regierungsrat von Appenzell Ausserrhoden nimmt dazu wie folgt Stellung:

Er steht einer ausserfiskalischen Forderung Uber das Steuerrecht kritisch gegeniiber und lehnt die Einflihrung
eines nachtraglichen Einkaufs in die Saule 3a grundsatzlich ab. Sollte ein solcher Abzug eingefiihrt werden,
sind daflir enge Leitplanken zu setzen. Dies nicht zuletzt unter dem Gesichtspunkt, dass aufgrund der Vorga-
ben eher finanziell gut gestellte und altere Personen im Erwerbsleben und weniger die breite Bevolkerung von
einer solchen Maoglichkeit profitieren kann. Im Weiteren wird die Stellungnahme der Konferenz der kantonalen
Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren vollumfanglich unterstitzt.

Wir danken lhnen fir die Méglichkeit zur Stellungnahme.

Freundliche Griisse

Im Auftrag des Regierungsrates

7 A

Dr. iur. Roger Nobs, Ratschreiber
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Vernehmlassung des Bundes: Anderung der Verordnung iiber die steuerliche Abzugsbe-
rechtigung flir Beitrdge an anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) zur Einfiihrung von Ein-
kéufen in die Saule 3a

Stellungnahme des Kantons Bern

Sehr geehrte Frau Bundesréatin
Sehr geehrte Damen und Herren

Der Regierungsrat bedankt sich fur die Méglichkeit, im Rahmen des Vernehmlassungsverfah-
rens zur oben erwahnten Gesetzesdnderung Stellung nehmen zu kénnen. Er hat dazu folgende
Bemerkungen.

1. Grundsatzliche Positionierung

Der Kanton Bern ist grundsétzlich dagegen, tUber das Steuerrecht Férderpolitik zu betreiben. In
diesem Sinne sieht er auch die vorgesehene Verordnungsénderung kritisch. Wenn aber der Ab-
zug erweitert werden soll, dann unterstitzt er enge Leitplanken wie im Verordnungsentwurf vor-
gesehen.

2, Begriindung

Das steuerlich privilegierte Alterssparen ist ein ausserfiskalisch motivierter Abzug. Das Einkom-
menssteuerrecht soll der Generierung von Einnahmen dienen und kein Lenkungsinstrument fir
Forderpolitik sein.

Die S&ule 3a ist — anders als die Sdule 2a - nicht Teil der (obligatorischen) Sozialversicherun-
gen. Vielmehr handelt es sich um eine freiwillige individuelle Vorsorge, finanziert durch periodi-
sche Beitrdge, die nach Gutdiinken des Vorsorgenehmers bezahlt werden. Es besteht somit
keine versicherungstechnische Liicke, die — wie in der 2. Sdule — zu schliessen wére, sobald
das obligatorische Anschlussalter erreicht wird (vgl. Art. 7 BVG). Auch sind solche Eink&ufe im
AHVG nicht vorgesehen.
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Die Einfihrung von Einkaufsmdoglichkeiten in die Sdule 3a wiirde einseitig Personen mit héhe-
ren Einkommen privilegieren, fur die Uberwiegende Zahl der erwerbstatigen Bevélkerung jedoch
zu keiner Verbesserung der Vorsorge beitragen. Darliber hinaus hétte die vorgeschlagene Mas-
snahme nennenswerte finanzielle Auswirkungen sowohl auf Bundes- als auch auf Kantons- und
Gemeindeebene zur Folge. Der Vernehmlassungsbericht beziffert sie auf rund CHF 100 bis

150 Mio. auf Bundesebene und auf 200 bis 450 Mio. auf Kantons- und Gemeindeebene.

3. Bemerkungen zu einzelnen Bestimmungen

3.4 Art. 7a — Abzugsberechtigung fiir als Einkauf geleistete Beitrdge

Der Regierungsrat begruisst, dass nur Personen ein Einkaufspotenzial haben, die in den letzten

zehn Jahren vor dem Einkauf nicht alle maximal zul&ssigen Beitrage einbezahlt haben (vgl.
Art. 7a Abs. 1 Bst. a E-BVV3).

Folgerichtig muss der Vorsorgenehmer bzw. die Vorsorgenehmerin wahrend dieser Zeit berech-
tigt gewesen sein, Beitrdge an die Saule 3a zu leisten. Dies bedeutet, dass er bzw. sie wahrend
dieser Zeit eine AHV-beitragspflichtige unselbstandige oder selbstandige Erwerbstatigkeit aus-
gelibt hat (vgl. Art. 7 Abs. 1 E-BVV3).

Die Pflicht, vor dem Einkauf zuerst einen ordentlichen Beitrag in die Saule 3a einzuzahlen, er-
scheint insbesondere aus steuerlicher Sicht sinnvoll. Dadurch wird eine neue Liicke vermieden.

Das Einkaufspotenzial entspricht der Differenz zwischen der Summe der maximal zulassigen
und der tatsachlich einbezahlten Beitrage der letzten zehn Jahre vor dem Einkauf. Der Einkauf
darf jedoch den Betrag des «kleinen» Abzugs nach Art. 7 Abs. 1 Bst. a BVV3 nicht (ibersteigen
(vgl. Art. 7a Abs. 2 E-BVV3). Diese Beschrankung erlaubt das ,Nachholen“ von nicht einbezahl-
ten Beitrdgen in die S&ule 3a, begrenzt aber die Steuerplanung, indem der Einkaufsbetrag auf
die Hohe des «kleinen Abzugs» begrenzt wird.

Sinnvoll erscheint auch die in Art. 7a Abs. 4 E-BVV3 vorgesehene Beschrankung, wonach Ein-
kéufe nicht mehr zuléssig sind, wenn der Vorsorgenehmer eine Altersleistung bezieht: Damit
wird verhindert, dass ein Vorsorgenehmer die Altersleistung aus der Saule 3a bezieht (was ab
dem 60. Lebensjahr méglich ist) und kurz danach einen Einkauf in die S&ule 3a tatigt. Einem
moglichen steuerlichen Missbrauch — wie er in der Praxis vorkommt - wird damit vorgebeugt
(Wiedereinbringung von Vorsorgeguthaben innerhalb Jahresfrist i.S.v. Art. 24 Bst. ¢ DBG und
Art. 7 Abs. 4 Bst. e StHG).

3.2 Art. 7b — Gesuch um Annahme von als Einkauf geleisteten Beitragen

Der Regierungsrat nimmt zur Kenntnis, dass der Vorsorgenehmer bzw. die Vorsorgenehmerin
den Einkauf bei der Séule 3a-Einrichtung mittels schriftlichem Gesuch, welches spezifische An-
gaben enthalten muss, beantragen muss (vgl. Art. 7b Abs. 1 und Abs. 2 E-BVV3). Das Gesuch
muss sodann auch die ordentlichen Saule 3a-Beitr&ge der letzten 10 Jahre vor dem Einkauf be-
inhalten, die in andere Vorsorgeeinrichtungen eingezahlt wurden als der Einkauf.

Er erachtet es als unabdingbar, dass die Einrichtungen der gebundenen Selbstvorsorge ver-

pflichtet werden, die Gesuche zu priifen und die Zulédssigkeit eines Einkaufs aufgrund der erhal-
tenen Informationen zu beurteilen. Sind die Voraussetzungen fiir einen Einkauf erfiillt, 14sst die
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S4ule 3a-Einrichtung diesen zu bzw. lehnt ihn ab, wenn dies nicht der Fall ist (vgl. Art. 7b Abs. 3
E-BVV3).

Fur die Steuerbehorden ist es wichtig, dass die Einrichtungen der gebundenen Selbstvorsorge
die erforderlichen Vorpriifungen vertieft durchfithren. Dies erleichtert die nachtragliche Kontrolle
der Steuerbehdérde. Die Steuerbehdrde priift einerseits, ob die in der Steuererkldrung geltend
gemachten S&ule 3a-Beitrdge den Bescheinigungen der Einrichtungen entsprechen. Anderer-
seits prift sie, welche ordentlichen Beitrage in den Jahren, fir die Einkaufe getatigt wurden,
steuerlich tatséachlich anerkannt wurden und ob die Einkaufsbeitrage der Differenz zu den steu-
erlich zuldssigen Beitrdgen entsprechen.

3.3 Art. 8 Abs. 2 — Bescheinigungspflichten

Wichtig ist, dass die Vorsorgeeinrichtung fiir Eink&ufe in die Saule 3a die aktuelle Bescheini-
gung ausstellt (Formular 21 EDP): Diese Bescheinigung muss neu die Angaben nach Art. 7b
Abs. 1 Bst. a — ¢ E-BVV3 enthalten, d.h. die H6he des beantragten Einkaufs, die Jahre, flir die
eine Beitragsliicke ausgeglichen wird und deren Héhe sowie die Hohe des ordentlichen Beitrags
fur das Jahr, in dem der Einkauf in die S&ule 3a getatigt wird.

Diese Bescheinigung alleine reicht nicht aus, um die Abzugsfahigkeit des getatigten 3a-Ein-
kaufs zu Gberprifen. Zwar ist sie eine wertvolle Informationsquelle, wenn sie von der gebunde-
nen Selbstvorsorgeeinrichtung korrekt ausgeflilit wird. Trotzdem fiihrt die Méglichkeit eines Ein-
kaufs in die Saule 3a zu einem erhéhten Verwaltungsaufwand fiir die kantonalen Steuerbehor-
den sowie zu zusétzlichen Aufwendungen flir die IT. Die Steuerbehérden missen mit diesem
Entwurf umfangreichere Kontrollen durchfiihren, als sie nach geltendem Recht durchzufiihren
haben.

Stellt die Steuerbehorde fest, dass zu hohe Einkaufe in die Sdule 3a getéatigt wurden, geht sie
gleich vor, wie bei zu hohen ordentlichen Beitragen: Sie erstellt eine Bescheinigung (oder einen
Brief), in welcher der zuriickzuerstattende Betrag genau angegeben wird. Diese Bescheinigung
wird der steuerpflichtigen Person tibergeben, welche bei der zusténdigen Vorsorgeeinrichtung
einen Ruckerstattungsantrag zu stellen hat. Die Bescheinigung fiihrt den zuriickzuerstattenden
Betrag pro Steuerjahr auf (SSK, Vorsorge und Steuern, Cosmos Verlag, Anwendungsfall
B.2.3.10).

Die Einrichtungen der gebundenen Selbstvorsorge missen sorgfaltig darauf bedacht sein, dass
die Vorgaben von Artikel 7a E-BVV3 zur Berechnung des Einkaufspotenzials eingehalten wer-
den. Primar missen vom Steuerpflichtigen die entsprechenden Veranlagungen des Weg-
zugskantons einverlangt werden, um die notwendigen Prifungen vorzunehmen. Gegebenen-
falls kann die Steuerbehérde des Zuzugskantons gestitzt auf Artikel 111 DBG bzw. Artikel 39
Absatz 2 StHG von der Steuerbehérde des Wegzugskantons Auskiinfte tiber die Hohe der ge-
wahrten Saule 3a Abzilige verlangen. Diese Artikel regeln die Zusammenarbeit zwischen den
mit der Anwendung des DBG bzw. des kantonalen und kommunalen Rechts betrauten Steuer-
behdérden.

3.4 Art. 8b — Mitteilung der Vorsorgeangaben
Die Pflicht der Ubertragenden Einrichtung, bei einer Ubertragung von Vorsorgekapital die rele-

vanten Angaben Uber die in den vorangegangenen zehn Jahren ordentlichen und als Einkauf
geleisteten Beitrage unter Angabe der damit ausgeglichenen Beitragslticke mitzuteilen, ist von
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besonderer Bedeutung: Dies ermdglicht es der tibernehmenden Saule 3a-Einrichtung, die ge-
leisteten Einkaufsbeitrage auf ihnre Gesetzeskonformitat hin zu tberprifen.

35 Ubergangsbestimmung

Schliesslich begriisst der Regierungsrat die in der Ubergangsbestimmung vorgesehene Begren-
zung, wonach nur Beitragsliicken geschlossen werden kénnen, die nach dem Inkrafttreten der
Anderung der BVV3 betreffend Eink&ufe in die Saule 3a entstanden sind.

Mit dieser Bestimmung wird verhindert, dass Personen, die kurz vor dem Rentenalter stehen, im
Zeitpunkt des Inkrafttretens der Anderungen der BVV3 Einké&ufe in die Saule 3a vornehmen und
kurz darauf Kapitalbezlige tatigen, die privilegiert besteuert werden.

36 Sperrfrist

Der Regierungsrat stellt fest, dass der Entwurf zur Anderung der BVV3 betreffend Eink&ufe in
die Saule 3a keine Regel enthélt, die jener von Art. 79b Abs. 3 BVG entspricht, wonach «Ein-
kaufsbeitrage innerhalb von drei Jahren nicht in Kapitalform ausbezahlt werden diirfen».

Eine analoge Bestimmung erscheint indes nicht nétig und wird deshalb auch nicht verlangt.
Dies, weil einerseits die tiberwiegende Mehrheit der Sdule 3a-Konten oder -Policen die Auszah-
lung von Kapital und nicht von (Alters-)Renten vorsehen und andererseits der Maximalbetrag
eines Einkaufs steuerlich nicht ins Gewicht fallt; Tats&chlich entspricht der maximale Einkaufs-
beitrag dem ,kleinen S&ule 3a-Abzug” - obwohl Personen, die keiner zweiten Saule angehéren,
hohere ordentliche Beitrédge einzahlen kénnen (vgl. Art. 7 Abs. 1 Bst. b BVV3).

Der Regierungsrat dankt Ihnen fiir die Berlicksichtigung seiner Anliegen.

Freundliche Grilsse

Im Namen des Regierungsrates

Pﬁilippe Muller Christoph Auer N
Regierungsprasident Staatsschreiber
Verteiler
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Eidgendssisches Departement des Innern EDI
Frau Bundesrétin Elisabeth Baume-Schneider
Generalsekretariat

Inselgasse 1

CH-3003 Bern

Per Mail an: Sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch

Liestal, 30. Januar 2024

Anderung der Verordnung iiber die Abzugsfihigkeit fiir Beitrige an anerkannte Vorsorge-
formen (BVV3) zur Umsetzung der Motion 19.3702 von SR Ettlin «Einkauf in die Séule 3a er-

moglichen»; Vernehmlassung

Sehr geehrte Frau Bundesratin

Wir beziehen uns auf die Einladung des EDI vom 22. November 2023 zur Vernehmlassung. Einlei-
tend bedanken wir uns bereits an dieser Stelle fiir die Gelegenheit, zur vorgeschlagenen Anderung
der BVV3 betreffend Einfiihrung von Einkaufen in die Sdule 3a Stellung nehmen zu kénnen.

1. Grundsitzliche Stellungnahme

Zur Umsetzung der Motion 19.3702 von SR Ettlin «Einkauf in die Sdule 3a ermdglichen» soll die
Verordnung Uber die Abzugsberechtigung fiir Beitrége an anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) an-
gepasst werden. Mit den vorgeschlagenen Anderungen sollen Arbeitnehmende und Selbsténdiger-
werbende, die in der Schweiz ein AHV-pflichtiges Einkommen erwirtschaften, in Zukunft Beitrags-
licken in ihrer Sdule 3a durch Einkdufe ausgleichen kénnen.

Der Vernehmlassungsentwurf beinhaltet gewisse «Leitplanken», welche einerseits die Einkaufs-
moglichkeiten in die Sdule 3a definieren. Andererseits wird der Umfang eines Einkaufs ein-
schrankt, was Sinn macht.

Der Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft steht dem Anliegen jedoch kritisch bis ableh-
nend gegeniber, und zwar aus nachfolgend aufgefiihrten Griinden:

— Das steuerlich privilegierte individuelle Alterssparen ist ein ausserfiskalisch motivierter Abzug.
Die Erhebung der Einkommenssteuer sollte aber grundsétzlich nur der Generierung von Ein-
nahmen dienen und daher ganz allgemein kein Lenkungsinstrument fiir Férderpolitik sein.

— Mit der Einkaufsmdéglichkeit in die Séule 3a wird ein weiterer Abzug geschaffen, der das Steuer-
system noch wesentlich komplizierter und administrativ aufwéndiger macht. Der Kanton Basel-
Landschaft bemiiht sich durchwegs um eine generelle Vereinfachung des Steuersystems. Die-
ser Grundsatz ist auf kantonaler Verfassungsebene in § 133a KV-BL verankert worden. Dessen
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Umsetzung wird aber zunehmend erschwert durch bundesrechtliche Vorgaben, wie sie hier zur
Diskussion stehen.

— Mit einer Erweiterung der Abzugsmdéglichkeit sind kaum abschétzbare Steuerausfille verbun-
den - ohne direkte Kompensationsméglichkeit. Dem Vernehmlassungsbericht zufolge kdnnten
diese Ausfélle rund 100 bis 150 Mio. Franken auf Bundesebene und 200 bis 450 Mio. Franken
auf Kantons- und Gemeindeebene betragen.

— Darliber hinaus diirfte der Nutzen der Verordnungsénderung nur einem relativ kleinen Teil der
Bevolkerung zu Gute kommen: Diejenigen einkommensstarken Personen, welche sich im aktu-
ellen Kostenumfeld ordentliche Beitrége leisten kdnnen, sind nicht wirklich auf eine zusétzliche
Luckenflllung in der Sdule 3a angewiesen. Der andere Teil der erwerbstétigen Personen wird
sich wohl auch solche zusétzlichen Beitrage nicht leisten kdnnen.

— Ferner sind die Einkaufsméglichkeiten — im Gegensatz zur 2. Saule — derart eingeschrénkt,
dass beispielsweise berufliche Wiedereinsteigerinnen nicht von solchen Beitragsliicken profitie-
ren kdnnen: diese miissten in der Vergangenheit ja bereits erwerbstétig und damit anspruchs-
berechtigt gewesen sein, sonst sind sie davon ausgeschlossen.

Aus all diesen Griinden und Bedenken spricht sich der Regierungsrat des Kantons Basel-Land-
schaft gegen die vorgeschlagene Anderung der Verordnung (BVV3) aus.

Solite die vorgeschlagene Verordnungsénderung trotzdem eine Zustimmung erfahren, so behan-
deln die nachfolgenden Ausfiihrungen im Detailkommentar punktuelle Anmerkungen, die sich auf
den Kommentar zu den einzelnen Artikeln im erlduternden Bericht zur Anderung der BVV3 bezie-
hen.

2. Detailkommentar
— Abzugsberechtigung fiir als Einkauf geleistete Beitrage (Art. 7a)

Gemass dem Anderungsentwurf haben nur Personen ein Einkaufspotenzial, die in den letzten
zehn Jahren vor dem Einkauf nicht alle maximal zuldssigen Beitrdge einbezahlt haben (vgl. Art. 7
Abs. 1 Bst. a E-BVV3). Deshalb muss der Vorsorgenehmer bzw. die Vorsorgenehmerin wéahrend
dieser Zeit berechtigt gewesen sein, iberhaupt Beitrdge an die S&ule 3a zu leisten. Dies bedeutet,
dass er bzw. sie wahrend dieser Zeit eine AHV-beitragspflichtige unselbstandige oder selbsténdige
Erwerbstatigkeit ausgelibt hat (vgl. Art. 7 Abs. 1 E-BVV3), was nachzuweisen ist.

Die Pflicht, vor dem Einkauf zuerst einen «ordentlichen» Beitrag in die Sdule 3a einzuzahlen, er-
scheint in dieser Hinsicht sinnvoll. Sinnvoll ist auch die in Art. 7a Abs. 4 E-BVV3 vorgesehene Be-
schrankung, wonach Eink&ufe nicht mehr zuldssig sind, wenn bereits eine Altersleistung bezogen
wird. Damit wird verhindert, dass eine Person die Altersleistung aus der Séule 3a bezieht (was ab
dem 60. Lebensjahr méglich ist,) und kurz danach einen Einkauf in die Saule 3a tatigt. Auf diese
Weise kann einem moglichen steuerlichen Missbrauch vorgebeugt werden.

— Gesuch um Annahme von als Einkauf geleisteten Beitrdgen (Art. 7b)

Anderung der Verordnung tber die Abzugsfahigkeit fiir Beitridge an anerkannte Vorsorgeformen (BVV3) zur Umsetzung der Motion
19.3702 von SR Ettlin «Einkauf in die Sdule 3a ermdglichen»; Vernehmiassung 2/4
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Wir erachten es als unabdingbar, dass die Einrichtungen der gebundenen Selbstvorsorge ver-
pflichtet werden, die Gesuche zu priifen und die Zuléssigkeit eines Einkaufs aufgrund der erhalite-
nen Informationen zu beurteilen. Sind die Voraussetzungen fiir einen Einkauf erfiillt, 1asst die
Séule 3a Einrichtung diesen zu bzw. lehnt ihn ab, wenn dies nicht der Fall ist (vgl. Art. 7b Abs. 3 E-
BVV3). Fir die Steuerbehdrden ist es wichtig, dass die Einrichtungen der gebundenen Selbstvor-
sorge die erforderlichen Vorpriifungen vertieft durchfiihren. Dies erleichtert die nachtragliche Kon-
trolle der Steuerbehérde wesentlich.

In der Realitat wird es hingegen schwierig sein, eine Koordination bzw. gesamthafte Priifung vor-
zunehmen, wenn verschiedene Séule 3a-Konti bestehen, was zur Vermeidung einer Steuerpro-
gression bei der Auszahlung ja oftmals propagiert wird.

— Bescheinigungen (Art. 8 Abs. 2)

Wichtig ist, dass die Vorsorgeeinrichtung fiir Einkédufe in die Sdule 3a eine aktuelle Bescheinigung
ausstellt (Formular 21 EDP). Diese Bescheinigung muss neu die Angaben nach Art. 7b Abs. 1 Bst.
a - ¢ E-BVV3 enthalten, d. h. die Hohe des beantragten Einkaufs, die Jahre, fir die eine Beitrags-
licke ausgeglichen wird, sowie die Hhe des ordentlichen Beitrags fiir das Jahr, in dem der Ein-
kauf in die Saule 3a gettigt wird.

Diese Bescheinigungen sind eine wertvolle Informationsquelle, wenn sie von der gebundenen
Selbstvorsorgeeinrichtung korrekt ausgefiillt werden. Trotzdem fiihrt die Mdglichkeit eines Einkaufs
in die Sdule 3a zu einem administrativen Mehraufwand fiir die Steuerbehérden sowie zu zuséatzli-
chen Aufwendungen fiir die IT. Die Steuerbehérden missten mit dieser Verordnungsénderung we-
sentlich umfangreichere Kontrollen durchfiihren, als sie nach geltendem Recht bisher vornehmen
mussten.

Zudem ist die Kontrolle insbesondere bei einem Kantonswechsel erschwert: Die Steuerbehorde
des Zuzugskantons, welche die Eink&ufe im Rahmen der Veranlagung priift, kennt die Hohe der
ordentlichen Beitrdge nicht, welche im Wegzugskanton in den bisher vergangenen Jahren steuer-
lich zulassig waren. Die Einrichtungen der gebundenen Selbstvorsorge miissen deshalb sorgfaltig
darauf bedacht sein, dass die Vorgaben von Art. 7a E-BVV3 zur Berechnung des Einkaufspotenzi-
als eingehalten werden.

- Mitteilung der Vorsorgeangaben (Art. 8b)

Die Pflicht der tbertragenden Einrichtung, bei einer Ubertragung von Vorsorgekapital die relevan-
ten Angaben Uber die in den vorangegangenen zehn Jahren ordentlich und als Einkauf geleisteten
Beitrage unter Angabe der damit ausgeglichenen Beitragsliicke mitzuteilen, ist von besonderer Be-
deutung. Dies erméglicht es der ibernehmenden S&ule 3a Einrichtung, die geleisteten Einkaufs-
beitrage auf ihre Gesetzeskonformitat hin zu Gberpriifen.

— Ubergangsbestimmung
Schiiesslich ist die in der Ubergangsbestimmung vorgesehene Begrenzung sachgerecht, wonach

nur Beitragsiticken geschlossen werden kénnen, die nach dem Inkrafttreten der Anderung der
BVV3 betreffend Einkaufe in die Sdule 3a entstanden sind. Mit dieser Bestimmung wird verhindert,

Anderung der Verordnung iiber die Abzugsfahigkeit fir Beitrige an anerkannte Vorsorgeformen (BVV3) zur Umsetzung der Motion
19.3702 von SR Ettlin «Einkauf in die Séule 3a ermdglichen»; Vernehmlassung 3/4
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dass Personen, die kurz vor dem Rentenalter stehen, im Zeitpunkt des Inkrafttretens der vorge-
schlagenen Anderung der BVV3 Einkaufe in die Sdule 3a vornehmen — und kurz darauf Kapitalbe-
ziige tétigen, die privilegiert besteuert werden.

Fur die Beriicksichtigung unserer Stellungnahme und den damit verbundenen Anliegen danken wir
Ihnen bestens.

Hochachtungsvoll
/ ' ! / \
/7 tens. £ s Obshiea
Monica Gschwind Elisabeth Heer Dietrich
Regierungsprasidentin Landsch_reiberin

Anderung der Verordnung iiber die Abzugsfahigkeit fiir Beitrdge an anerkannte Vorsorgeformen (BVV3) zur Umsetzung der Motion
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Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt

Rathaus, Marktplatz 9 Sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch
CH-4001 Basel

Tel: +41 61 267 85 62
E-Mail: staatskanzlei@bs.ch
www.regierungsrat.bs.ch

Basel, 27. Februar 2024

Regierungsratsbeschluss vom 27. Februar 2024

Vernehmlassung zur Anderung der Verordnung iiber die Abzugsberechtigung fiir Beitriage
an anerkannte Vorsorgeformen (BVV3) — Umsetzung der Mo. Ettlin 19.3702, Eink&ufe in die

Séule 3a erméglichen: Stellungnahme des Kantons Basel-Stadt

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 22. November 2023 haben Sie uns die Vernehmlassungsunterlagen zur Ande
rung der Verordnung Uber die Abzugsberechtigung fiir Beitrdge an anerkannte Vorsorgeformen
(BVV3) zukommen lassen. Wir danken lhnen fiir die Gelegenheit zur Stellungnahme und lassen
Ihnen nachstehend unsere Antrdge und Bemerkungen zukommen.

Der Regierungsrat lehnt die Anderung der Verordnung iber die Abzugsberechtigung fir Beitrage
an anerkannte Vorsorgeformen (BVV3) ab. So zeigt die aktuellste Steuerstatistik (aus dem

Jahr 2019), dass bereits unter der geltenden Regelung nur rund 10 Prozent der Steuerpflichtigen
den Maximalbeitrag in die Saule 3a einzahlen. Einen dariiberhinausgehenden Einkauf in die
Saule 3a kénnten sich dementsprechend nur wenige Personen leisten. Von der vorgeschlagenen
Verordnungsanderung wiirden somit nur wenige Personen, welche sich in einer privilegierten fi-
nanziellen Lage befinden, profitieren. Fur die Uberwiegende Zahl der erwerbstatigen Bevoélkerung
wiirde die Anderung jedoch zu keiner Verbesserung der Vorsorge fiihren.

Diesem beschrankten Beitrag an die Starkung der Altersvorsorge stehen finanzielle Minderein-
nahmen und ein erheblicher administrativer Aufwand gegeniiber. Dem Vernehmlassungsbericht
ist zu entnehmen, dass die Steuermindereinnahmen bei der direkten Bundessteuer rund 100 bis
150 Mio. Franken betragen wiirden. Davon wiirden die Kantone aufgrund ihres Anteils an der di-
rekten Bundessteuer 21,2% und der Bund 78,8% tragen. Die Steuermindereinnahmen bei den
Einkommenssteuern der Kantone und Gemeinden wiirden sich auf rund 200 bis 450 Mio. Fran-
ken belaufen.

Obwohl im Verordnungsentwurf vorgesehen ist, dass die Einrichtungen der gebundenen Selbst-
vorsorge eine Vorprifung der Gesuche fur einen Einkauf in die Saule 3a vornehmen, entstehen
fur die kantonale Steuerverwaltung erhebliche Vollzugsaufwdnde, da umfangreichere Kontrollen
als unter dem geltenden Recht durchgefiihrt werden missten.

Sollte das Vorhaben weiterverfolgt und der Abzug fir Beitradge an die Sdule 3a erweitert werden,
begriisst der Regierungsrat die enge Ausgestaltung wie sie im Verordnungsentwurf vorgesehen
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ist. Fur weitere Bemerkungen verweist er auf die Stellungnahme der Finanzdirektorenkonferenz
vom 5. Februar 2024.

Wir danken Ihnen fur die Berticksichtigung unserer Anliegen. Fiur Rickfragen steht Ihnen gerne
das Generalsekretariat des Finanzdepartements, Frau Flurina Mark, flurina.mark@bs.ch,
Tel. 061 267 96 82, zur Verfiigung.

Freundliche Grusse
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt

M{JL_MW 2 T Ty
Lukas Engelberger Barbara Schiipbach-Guggenbiihl
Vizeprasident Staatsschreiberin

Seite 2/2
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Staatsrat SR

Route des Arsenaux 41, 1700 Fribourg
ETAT DE FRIBOURG

STAAT FREIBURG T +41 26 305 10 40
www.fr.ch/ce

Conseil d’Etat
Route des Arsenaux 41, 1700 Fribourg

PAR COURRIEL

Madame la Conseillére fédérale
Elisabeth Baume-Schneider

Cheffe du Département de I’intérieur
Inselgasse 1

3003 Berne

Courriel : sekretariat. ABEL @bsv.admin.ch

Fribourg, le 5 mars 2024

2024-140

Modification de I’'ordonnance sur les déductions admises fiscalement pour les
cotisations versées a des formes reconnues de prévoyance (OPP 3) — Mise en
ceuvre de la motion Ettlin 19.3702 « Permettre les rachats dans le pilier 3a » :
procédure de consultation

Madame la Conseillére fédérale,

Nous nous référons a la consultation mentionnée en titre et avons 1’avantage de vous communiquer
notre prise de position.

Par la présente, nous vous informons que nous rejetons le projet mis en consultation, bien que le
projet de mise en ceuvre de la motion Ettlin s’inscrive dans la perspective de renforcer la

prévoyance des preneurs d’assurance qui n’auraient pu procéder aux cotisations maximales au pilier
3a.

Nous constatons certes que le potentiel de rachat prévu dans le projet de mise en ceuvre de la motion
Ettlin est limité. En effet, le preneur d’assurance ne pourrait combler les lacunes de cotisation des
dix dernieres années uniquement, sous réserve qu’il ait rempli, durant cette période, les conditions
pour cotiser au pilier 3a. Par ailleurs, seule une lacune a concurrence de la « petite déduction »
(c’est-a-dire en cas d’affiliation au 2°™ pilier) pourrait étre comblée pour chaque année pour
laquelle le rachat est envisagé. En outre, la possibilité de rachat ne s’offrirait qu’aux lacunes de
cotisation apparues apres 1’entrée en vigueur des modifications de I’OPP 3.

Par ailleurs, le cas echéant, nous serions favorables a ce que le preneur d’assurance doive adresser
une demande préalable détaillée a I’institution de prévoyance (IP) et qu'une attestation lui soit
deélivrée avec des renseignements détaillés et complets en vue de la taxation. Nous estimons
également nécessaire que les institutions de prévoyance individuelle liée soient tenues de procéder a
des contrbles approfondis des demandes de rachat et d’évaluer leur admissibilité sur la base des
informations fournies.


mailto:sekretariat.ABEL@bsv.admin.ch

Conseil d’Etat CE
Page 2 de 2

Cependant, le Conseil d’Etat releve que les institutions de prévoyance et les autorités fiscales
cantonales seraient confrontées a des difficultés pratiques importantes en matiére de tracabilité dans
un contexte intercantonal, en particulier dans I’hypothése d’un changement de canton.

En outre, les administrations fiscales verraient leur charge de travail augmenter afin, d’une part,
d’assurer les vérifications nécessaires quant a la déductibilité du rachat, et, d’autre part, en cas de
refus de la déduction, de pouvoir remettre aux contribuables concernés les attestations pour obtenir
le remboursement du rachat de I’institution de prévoyance. Nous constatons également que la
mesure ne profiterait qu’a un nombre limité de contribuables, a savoir ceux qui sont aisés
financiérement et qui paraissent moins concernés par un besoin de renforcer leur prévoyance.
Enfin, la baisse des recettes fiscales ne peut en 1’état étre évaluée. Néanmoins, la situation
financiere actuelle et les perspectives difficiles pour les années a venir s’opposent a I’introduction
d’une nouvelle déduction fiscale.

Comme mentionné au début de la présente prise de position, nous rejetons le projet mis en
consultation.

Nous vous remercions de nous avoir donné la possibilité de nous exprimer au sujet de 1’objet
susmentionné et vous prions de croire, Madame la Conseillere fédérale, a I’assurance de nos
sentiments les meilleurs.

Au nom du Conseil d’Etat :

Jean-Pierre Siggen, Président

Danielle Gagnaux-Morel, Chanceliére d’Etat

L’original de ce document est établi en version électronique

Copie
a la Direction des finances, pour elle et le Service cantonal des contributions ;
a la Chancellerie d'Etat.
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REPUBLIQUE ET CANTON DE GENEVE
Genéve, le 28 fevrier 2024

Le Conseil d’Etat

Département fédéral de l'intérieur (DFI)

981-2024 Madame Elisabeth Baume-Schneider

Conseillere fédérale
Inselgasse 1
3003 Berne

Concerne : Modification de I'ordonnance sur les déductions admises fiscalement

pour les cotisations versées a des formes reconnues de prévoyance
(OPP 3) — Mise en ceuvre de la motion Ettlin 19.3702 « Permettre les
rachats dans le pilier 3a » — Ouverture de la procédure de consultation

Madame la Conseillére fédérale,

Nous vous remercions d'avoir sollicité 'avis de notre Conseil sur l'objet mentionné sous
rubrique et vous faisons part de notre détermination a son propos.

Nous sommes favorables a ce projet qui autorise les rachats dans le pilier 3a et observons
qu'il définit de fagon stricte les possibilités de rachats tout en limitant leur portée.

En particulier, nous relevons les points suivants :

Nous constatons avec satisfaction que le potentiel de rachat est limité aux lacunes
existant pour celles et ceux qui n'ont pas versé toutes les cotisations maximales admises
au cours des dix années précédant le rachat.

Nous saluons le fait qu'il est prévu I'obligation de verser d’abord une cotisation ordinaire
au pilier 3a avant de pouvoir effectuer un rachat.

Nous approuvons le mode de calcul du potentiel de rachat. Il permet un « rattrapage »
des cotisations non versées dans le cadre du pilier 3a au cours des dix années
précédant le rachat, tout en évitant une planification fiscale excessive, puisqu'il prévoit
une limite du montant du rachat qui peut étre effectué.

Nous approuvons la limitation prévue dans les dispositions transitoires selon laquelle
seules les lacunes de cotisations apparues aprés I'entrée en vigueur de la modification
de 'OPP 3 relative au rachat dans le pilier 3a pourront étre comblées.

Nous relevons que ce projet entrainera une charge administrative importante pour les
autorités fiscales cantonales ainsi que des colits supplémentaires sur le plan informatique,



raisons pour lesquelles il est important que les institutions de prévoyance soient tenues de
délivrer des attestations aussi complétes que possible.

En vous réitérant nos remerciements de nous avoir offert la possibilité de prendre position

sur ce projet, nous vous prions de croire, Madame la Conseillere fédérale, a 'assurance de
notre considération distinguée.

AU NOM DU CONSEIL D'ETAT

La chanceliere ; Le président :

A

Mich€le RighettFEl Z adi

v

Copie a: sekretariat ABEL@bsv.admin.ch
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kan ton glarus ﬁ E-Malglg:I it;latskanziel@gl.ch
Regierungsrat
Rathaus
8750 Glarus

Eidgenossische Departement
des Innern (EDI)
3003 Bern

Glarus, 27. Februar 2024
Unsere Ref: 2023-240

Vernehmlassung zur Anderung der Verordnung iiber die Abzugsberechtigung fiir Bei-
trage an anerkannte Vorsorgeformen (BVV3); Umsetzung der Mo. Ettlin 19.3702, Ein-
kauf in die Saule 3a ermoglichen

Sehr geehrte Frau Bundesratin
Sehr geehrte Damen und Herren

Das Eidgendssische Departement des Innern gab uns in eingangs genannter Angelegenheit
die Moglichkeit zur Stellungnahme. Daflir danken wir, verzichten jedoch im Rahmen dieser
Vernehmlassung auf eine Ausserung.

Genehmigen Sie, hochgeachtete Frau Bundesratin, sehr geehrte Damen und Herren, den
Ausdruck unserer vorzuglichen Hochachtung.

Freundliche Griisse

Fiir den Regierungsrat

2 A
i S ( /(_“/r)éf.l'
Benjamin\lyluhlemann Arpad Baranyi |,
Landammann Ratsschreiber

E-Mail an (PDF- und Word-Version): Sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch



Die Regierung La Regenza Il Governo
des Kantons Graubunden dal chantun Grischun del Cantone dei Grigioni

Sitzung vom Mitgeteilt den Protokoll Nr.

27. Februar 2024 28. Februar 2024 164/2024

Eidgendssisches Departement des Innern EDI
Frau Bundesratin Elisabeth Baume-Schneider

Per Mail (PDF und Word) an: Sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch

Anderung der Verordnung uber die Abzugsberechtigung fiir Beitrage an aner-
kannten Vorsorgeformen (BVV3)

Vernehmlassung

Sehr geehrte Frau Bundesratin
Sehr geehrte Damen und Herren

Die Regierung des Kantons Graublnden bedankt sich fur die Einladung zur Ver-

nehmlassung. Sie nimmt wie folgt Stellung:

Grundsatzlich erachtet die Regierung es als kritisch, wenn Gber das Steuerrecht For-
derpolitik betrieben wird. Aufgrund der engen Leitplanken, welche die Einkaufsmdg-
lichkeiten in die Saule 3a definieren und gleichzeitig den Umfang eines Einkaufs ein-

schranken, kann die Vorlage allerdings unterstutzt werden.

Die Regierung erachtet es als unabdingbar, dass die Einrichtungen der gebundenen
Selbstvorsorge, wie vorgesehen, verpflichtet werden, die Gesuche eingehend zu pru-
fen und die Zulassigkeit eines Einkaufs aufgrund der erhaltenen Informationen sorg-
faltig zu beurteilen (vgl. Art. 7b Abs. 3 E-BVV3). Dies erleichtert die nachtragliche

Kontrolle der Steuerbehorden.



Wichtig ist, dass die Vorsorgeeinrichtung fur Einkaufe in die Saule 3a die aktuelle Be-
scheinigung ausstellt (Formular 21 EDP) und diese neu die Angaben nach Art. 7b
Abs. 1 Bst. a—c E-BVV3 enthalten muss. Diese Bescheinigung alleine reicht aller-
dings nicht aus, um die steuerliche Abzugsfahigkeit des getatigten 3a-Einkaufs zu
Uberprufen. Zwar ist sie eine wertvolle Informationsquelle. Trotzdem fuhrt die M6g-
lichkeit eines Einkaufs in die Saule 3a zu einem administrativen Mehraufwand fur die
kantonalen Steuerbehodrden, die wesentlich umfangreichere Kontrollen durchfiihren

mussen als dies nach geltendem Recht der Fall ist.

Stellt die Steuerbehorde etwa fest, dass zu hohe Einkaufe in die Saule 3a getatigt
wurden, geht sie gleich vor wie bei zu hohen ordentlichen Beitragen: Sie erstellt eine
Bescheinigung, in welcher der zurlickzuerstattende Betrag genau angegeben wird.
Diese Bescheinigung wird der steuerpflichtigen Person Ubergeben, welche gestutzt
darauf bei der zustandigen Vorsorgeeinrichtung einen Ruckerstattungsantrag zu stel-

len hat. Die Bescheinigung fuhrt den zuriickzuerstattenden Betrag pro Steuerjahr auf.

Zudem wird die Kontrolle bei einem Kantonswechsel kompliziert: Die Steuerbehoérde
des Zuzugskantons, welche die Einkaufe im Rahmen der Veranlagung prift, kennt
die Hohe der ordentlichen Beitrage nicht, welche im Wegzugskanton in den Jahren,
fur die Einkaufe getatigt werden, steuerlich zulassig waren. Gegebenenfalls muss die
Steuerbehoérde des Zuzugskantons von der Steuerbehérde des Wegzugskantons

Auskunfte Uber die Hohe der gewahrten Saule 3a-Abzlge verlangen.

Die Regierung schatzt die Mindereinnahmen bei den Einkommenssteuern fir den
Kanton Graubuiinden und die Bindner Gemeinden auf der Grundlage der groben
Schatzungen des Bundes auf 4 bis 9 Millionen Franken unter Annahme eines sehr
hohen Gebrauchs der neuen Einkaufsmoglichkeit. Die Mindereinnahmen wiirden der
Kanton Graubinden und die Bindner Gemeinden etwa zur Halfte tragen. Sie wiirden

im Jahr nach dem Inkrafttreten rechnungswirksam.



Zusammenfassend unterstutzt die Regierung die Vorlage trotz des Zusatzaufwandes

fur die Steuerbehorden und der finanziellen Auswirkungen.

Namens der Regierung

Der Prasident: Der Kanzleidirektor:
5 \\/\M
Dr. Jon Domenic Parolini Daniel Spadin

Kopie:

— Steuerverwaltung
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Delémont, le 6 février 2024

Modification de Fordonnance sur les déductions admises fiscalement pour les cotisations
versées a des formes reconnues de prévoyance (OPP 3) — Mise en ceuvre de la motion Ettlin
19.3702 « Permettre les rachats dans le pilier 3a ». Ouverture de la procédure de consultation

Madame la Conseillére fédérale,

Le Gouvernement jurassien a été invité par votre Département & se prononcer au sujet de la
consultation fédérale mentionnée en objet et il vous en remercie.

Sur le fond du projet, le Gouvernement jurassien est clairement opposé a la mise en place d’une
possibilité de rachat dans le 3°™ pilier et des déductions fiscales y relatives. |l se montre, dés lors,
également trés critique & I'égard de la modification prévue de I'ordonnance.

Le Gouvernement constate, en effet, que le pilier 3a n'est pas une assurance sociale obligatoire
comme le 2éme pilier (pour la partie obligatoire en tout cas), mais une mesure de prévoyance
individuelle purement facultative financée par des primes périodiques versées au bon vouloir du
preneur de prévoyance. De ce fait, il n'y a en principe pas, sur le plan technique, de lacune de
prévoyance a combler & partir d’'un age d'affiliation obligatoire, comme c’est le cas dans le 2éme
pilier. Ce mécanisme de rachat n'est d'ailleurs pas prévu dans la LAVS. L'introduction de possibilités
de rachat dans le pilier 3a privilégierait donc unilatéralement les personnes disposant de revenus
€levés qui ont les moyens de cotiser et de procéder en sus a des rachats. Cela ne contribuerait
toutefois pas & améliorer la prévoyance pour la grande majorité de la population active.

Le Gouvernement jurassien rappelle que, selon la statistique sur I'imp6t fédéral direct 2019, environ
10 % des contribuables seulement sont en mesure de bénéficier de la déduction fiscale maximale
dans la prévoyance individuelle. Ce pourcentage peut étre diminué de moitié pour le canton du Jura.
Les modifications Iégislatives proposées ne profiteraient ainsi qu'a un nombre limité de
contribuables.

www.jura.ch/gvt



En outre, la mesure proposée entrainerait un surcroit de travail administratif considérable pour les
autorités d'exécution (institutions de prévoyance et autorités fiscales) et aurait des conséquences
financiéres notables tant au niveau de la Confédération que des cantons et des communes. Pour
toutes ces raisons, le Gouvernement jurassien ne peut apporter son soutien au projet mis en
consultation.

Si le projet devait néanmoins étre poursuivi, le Gouvernement jurassien insiste sur la nécessité de
prevoir des garde-fous étroits tels que ceux prévus dans le projet d'ordonnance. Sur cette base, il
se déclare en principe d'accord avec I'avant-projet de modification de I'ordonnance. En effet, les
possibilités de rachat dans le pilier 3a sont définies et limitées de maniére exhaustive et I'étendue
d'un rachat est limitée, ce qui est fortement salué.

Tout en réitérant ses remerciements de lui avoir donné la possibilité de prendre position a ce sujet,
le Gouvernement vous prie de croire, Madame la Conseillére fédérale, a sa haute considération.

AU NOM DU GOUVERNEMENT DE LA
REPUBLIQUE ET CANTON DU JORA

Rosalie Beuret Siéss . /' Jedn-Baptiste Maitre
Présidente X
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Luzern, 27. Februar 2024

Protokoll-Nr.: 184

Vernehmlassung Anderung BVV 3 zur Einfiihrung von Einkéufen in die Saule 3a
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 22. November 2023 haben Sie die Kantonsregierungen in eingangs er-
wahnter Angelegenheit zur Stellungnahme eingeladen.

Im Namen und Auftrag des Regierungsrates teile ich lhnen mit, dass es in Anbetracht der ak-
tuellen Bundesfinanzen und den damit verbundenen Auswirkungen auf die Gemeinden aus
unserer Sicht nicht vertretbar ist, weitere Steuerausfalle entgegenzunehmen. Daher spricht
sich der Kanton Luzern gegen die vorgesehene Verordnungsanderung aus. Flir den Fall, dass
der Abzug trotzdem erweitert werden sollte, misste die Einkaufsfrist geklirzt werden. Eine
Dauer von 10 Jahren erachten wir als zu lang. Dariiber hinaus schliesst sich der Kanton Luzern
der Stellungnahme der Konferenz der Kantonalen Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren
(FDK) vom 5. Februar 2024 an.

Ich danke Ihnen flir die Gelegenheit zur Stellungnahme.
Freundliche Griisse

7

Reto Wyss

Regierurfgsrat

Beilage:
—  Stellungnahme FDK vom 5. Februar 2024
Kopie:
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—  Dr. Peter Mischler, Generalsekretar FDK (Peter.Mischler@fdk-cdf.ch)
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LE CONSEIL D’ETAT

DE LA REPUBLIQUE ET
CANTON DE NEUCHATEL

Par courrier électronique
Département fédéral de l'intérieur
Palais fédeéral

3003 Berne

Modification de l'ordonnance sur les déductions admises fiscalement pour les
cotisations versées a des formes reconnues de prévoyance (OPP 3) — Mise en ceuvre
de la motion Ettlin 19.3702 « Permettre les rachats dans le pilier 3a »

Monsieur le conseiller fédéral,

Votre correspondance du 22 novembre 2023 relative a la procédure de consultation
susmentionnée nous est bien parvenue et a retenu notre meilleure attention.

L’'objectif de la motion Ettlin est de permetire aux personnes n'ayant pas pu effectuer de
versements dans le pilier 3a les années précédentes, ou qui n'ont versé que des montants
partiels, puissent le faire ultérieurement au titre de rachats et déduire ainsi les montants
correspondants de leur revenu imposable.

Sur le fonds, notre autorité est opposée a la mise en place d’'une politique d’incitation par le
biais du droit fiscal, et donc a la modification envisagée de I'ordonnance. Le pilier 3a n’est par
ailleurs par une assurance sociale obligatoire, de sorte qu’on ne saurait retenir, au plan de la
systématique, une lacune de prévoyance a combler.

En outre lintroduction des possibilités de rachat ne profiterait qu'aux catégories de
contribuables les plus aisés et n'améliorerait pas la prévoyance pour une grande majorité de
la population.

Enfin le projet entrainerait des conséquences financiéres significatives pour la Confédération,
les cantons et les communes (300 a 600 millions de francs).

Si la modification de I'ordonnance devait néanmoins étre retenue, nous soutenons la plupart
des garde-fous envisageés et vous faisons part en annexe de nos commentaires sur le projet.

En vous remerciant de I'attention portée au présent courrier, nous vous prions d'agréer,
Monsieur le conseiller fédéral, I'assurance de notre haute considération.

Neuchétel, le 14 février 2024

Au nom du Conseil d'Etat :

/- = Le président, La chanceliere,
\i ; | = i A.RIBAUX S. DESPLAND

e/ N/ AR

- Annexe : mentionnée




Annexe :

Il s’agit ici de bien cibler I'objectif souhaité par la motion et d’y mettre les garde-fous
nécessaires afin d’éviter d'introduire uniquement un outil d’'optimisation fiscale. A ce titre, nous
saluons les limitations suivantes qui permettent de cibler au mieux l'objectif de prévoyance
souhaité :

- Limitation aux dix années précédant le rachat (article 7a al. 1 let.a) ;

— Exigence du versement intégral de la cotisation admise 'année au cours de laquelle le
rachat est effectué ;

— Calcul du rachat selon l'article 7a al. 2 et notamment que la cotisation maximale prise en
considération, soit celle fixée a l'article 7 al. 1 let.a (soit « la petite cotisation », en 2024,
7'056 francs). Cela permet de limiter une optimisation fiscale excessive.

Cependant, nous constatons que la condition introduite a I'article 7a al. 1 let. b, soit la nécessité
de remplir les conditions pour verser les cotisations (étre au bénéfice d'un revenu soumis a
AVS) au cours des années concernées par le rachat, limitera fortement les objectifs de
prévoyance. En effet, cette condition ne permettra pas a des personnes ayant cessé leur
activité lucrative durant une période (par exemple afin de s’occuper de leurs enfants) de
procéder a des rachats de 3¢ pilier A au moment de la reprise d’une activité lucrative soumise
a AVS. A notre sens, le moment déterminant pour la réalisation des conditions doit étre la date
du versement du rachat, au méme titre que la cotisation ordinaire.

Nous constatons que le projet ne mentionne pas les versements anticipés pour
I'encouragement & la propriété au sens de l'article 3 al. 3 OPP3. Ces versements ne doivent
pas créer une lacune de cotisations pouvant donner lieu & un rachat. Aussi, il nous parait
nécessaire que 'OPP3 I'exclue de maniére claire notamment dans le cadre de la demande de
rachat présentée par le preneur (article 7b al. 1 let. b). Le preneur doit avoir l'information qu'il
ne peut s’agir d’'une lacune de prévoyance pouvant étre comblée.

Le projet ne prévoit pas de délai de blocage tel que prévu par 'article 79b al. 3 LPP pour les
rachats de deuxiéme pilier. Or le montant maximal du rachat dans le pilier 3a peut s’élever a
70'560 francs et atteindre un seuil de matérialité. Nous sommes d’avis qu’en I'absence de délai
de blocage prévu par I'ordonnance, I'autorité fiscale demeure compétente pour examiner un
tel rachat sous I'angle de I'évasion fiscale.

Il est enfin bien entendu que le présent projet engendrera pour les autorités fiscales cantonales
un important travail de vérification, notamment en cas de conclusion de plusieurs contrats de
prévoyance liée. Le contrble sera plus compligué en cas de changement de canton
(notamment les déménagements successifs). La collaboration entre autorités fiscales prévue
a l'article 39 alinéa 2 de la loi fédérale sur I'harmonisation des impéts directs des cantons et
des communes (LHID) sera déterminante. Nous estimons également que les institutions de
prévoyance individuelle liée devront veiller avec sérieux au respect des nouvelles régles

Nous approuvons finalement la disposition transitoire qui prévoit que les lacunes de cotisations
apparues avant I'entrée en vigueur de la modification ne pourront étre comblées au moyen
d’un rachat.
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PER E-MAIL
Eidg. Departement des Innern EDI
Frau Bundesratin Elisabeth Baume-Schneider

Inselgasse 1
3003 Bern

Telefon 041 618 79 02
staatskanzlei@nw.ch
Stans, 27. Februar 2024

Anderung der Verordnung iiber die Abzugsberechtigung fiir Beitriige an anerkannte
Vorsorge-formen (BVV3) — Umsetzung der Motion Ettlin 19.3702, Einkauf in die Saule 3a
ermoglichen. Stellungnahme

Sehr geehrte Frau Bundesratin

Wir beziehen uns auf das Schreiben des EDI vom 22. November 2023, worin die Kantone um
eine Stellungnahme zu den Anderungen der Verordnung lber die Abzugsberechtigung fur
Beitrage an anerkannte Vorsorgeformen (BVV3) — Umsetzung der Motion Ettlin 19.3702, Ein-
kauf in die Saule 3a ermdglichen — ersucht werden. Wir bedanken uns fur die Gelegenheit
dazu und lassen uns gerne wie folgt vernehmen.

Mit den Reformen der ersten und zweiten Sadule werden mittelfristig die Versicherten-
beitrage steigen und die liberobligatorische Rentenhohe in der zweiten Sdule sinken.
Damit ist der verfassungsmassige Auftrag der Fortsetzung der gewohnten Lebenshal-
tung in angemessener Weise gefidhrdet. Die Motion Ettlin 19.3702 zielte daher auf eine
Stiarkung der Vorsorge mit der Siule 3a ab. Die restriktive Vorlage des Bundesrates
schrankt die Anwendbarkeit der nachtraglichen Einzahlung in die dritte Saule derart
stark ein, dass Nutzen und Kontrollaufwand in keinem glinstigen Verhaltnis stehen. Der
Kanton Nidwalden steht der Vernehmlassungsvorlage deshalb ablehnend gegentiber.
Das Ziel, die Selbstvorsorge zu starken, konnte einfacher erreicht werden, indem die
maximalen jahrlichen Einzahlungen von derzeit CHF 7056 (respektive CHF 35'280) er-
hoht wiirden.

Nachfolgend nehmen wir Stellung zu einzelnen Artikeln fiir den Fall, dass das Geschaft wei-
terverfolgt werden sollte. Mit Schreiben vom 5. Februar 2024 hat die Konferenz der kantonalen
Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren eine Vernehmlassungsstellungnahme zum randver-
merkten Geschaft abgegeben. Diese FDK-Stellungnahme basiert wiederum auf der Muster-
stellungnahme der Schweizerischen Steuerkonferenz SSK vom 10. Januar 2024. Die nachfol-
gende Stellungnahme des Kantons Nidwalden basiert auf der Stellungnahme der FDK.

Art. 7a — Abzugsberechtigung fiir als Einkauf geleistete Beitrage

Wir begriissen, dass nur Personen ein Einkaufspotenzial haben, die in den letzten zehn Jahren
vor dem Einkauf nicht alle maximal zulassigen Beitrdge einbezahlt haben (vgl. Art. 7 Abs. 1
Bst. a E-BVV3).
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KANTON NIDWALDEN, Landammann und Regierungsrat Stans, 27. Februar 2024

Folgerichtig muss der Vorsorgenehmer bzw. die Vorsorgenehmerin wahrend dieser Zeit be-
rechtigt gewesen sein, Beitrdge an die Saule 3a zu leisten. Dies bedeutet, dass er bzw. sie
wahrend dieser Zeit eine AHV-beitragspflichtige unselbsténdige oder selbstandige Erwerbsta-
tigkeit ausgelbt hat (vgl. Art. 7 Abs. 1 E-BVV3).

Die Pflicht, vor dem Einkauf zuerst einen ordentlichen Beitrag in die Saule 3a einzuzahlen,
erscheint insbesondere aus steuerlicher Sicht sinnvoll. Dadurch wird eine neue Liicke vermie-
den, weil im Jahr des Einkaufs in die Sdule 3a keine ordentlichen Beitrdge getétigt werden.

Das Einkaufspotenzial entspricht der Differenz zwischen der Summe der maximal zulassigen
und der tatséchlich einbezahlten Beitrage der letzten zehn Jahre vor dem Einkauf. Der Einkauf
darf jedoch den Betrag des «kleinen» Abzugs nach Art. 7 Abs. 1 Bst. a BVV3 nicht Ubersteigen
(vgl. Art. 7a Abs. 2 E-BVV3). Diese Beschrankung erlaubt das ,Nachholen® von nicht einbe-
zahlten Beitragen in die Saule 3a, begrenzt aber die Steuerplanung, indem der Einkaufsbetrag
auf die Hohe des «kleinen Abzugs» begrenzt wird.

Sinnvoll erscheint auch die in Art. 7a Abs. 4 E-BVV3 vorgesehene Beschrankung, wonach
Einkaufe nicht mehr zulassig sind, wenn der Vorsorgenehmer eine Altersleistung bezieht: Da-
mit wird verhindert, dass ein Vorsorgenehmer die Altersleistung aus der Séaule 3a bezieht,
(was ab dem 60. Lebensjahr méglich ist,) und kurz danach einen Einkauf in die S&ule 3a tatigt.
Einem mdglichen steuerlichen Missbrauch — wie er in der Praxis vorkommt - wird damit vorge-
beugt (Wiedereinbringung von Vorsorgeguthaben innerhalb Jahresfrist i.S.v. Art. 24 Bst. ¢
DBG und 7 Abs. 4 Bst. e StHG).

Art. 7b - Gesuch um Annahme von als Einkauf geleisteten Beitragen

Wir nehmen zur Kenntnis, dass der Vorsorgenehmer den Einkauf bei der Saule 3a Einrichtung
mittels schriftliches Gesuch, welches spezifische Angaben enthalten muss, beantragen muss:
Bevor der Vorsorgenehmer den Einkauf tatigt, muss er bestatigen, dass er im Einkaufsjahr
den vollen ordentlichen Beitrag fiir das betreffende Jahr entrichtet hat; fiir die Jahre, fir die
eine Beitragsliicke ausgeglichen werden soll, noch keinen Einkauf vorgenommen wurde; er
noch keine Altersleistung der Saule 3a bezogen hat (vgl. Art. 7b Abs. 1 und Abs. 2 E-BVV3).
Das Gesuch muss sodann auch die ordentlichen Saule 3a Beitrdge der letzten 10 Jahre vor
dem Einkauf beinhalten, die in andere Vorsorgeeinrichtungen eingezahlt wurden, als der Ein-
kauf.

Wir erachten es als unabdingbar, dass die Einrichtungen der gebundenen Selbstvorsorge ver-
pflichtet werden, die Gesuche zu priifen und die Zulassigkeit eines Einkaufs aufgrund der er-
haltenen Informationen zu beurteilen. Sind die Voraussetzungen fiir einen Einkauf erfillt, 1asst
die Saule 3a Einrichtung diesen zu bzw. lehnt ihn ab, wenn dies nicht der Fall ist (vgl. Art. 7b
Abs. 3 E-BVV3).

Fir die Steuerbehdrden ist es wichtig, dass die Einrichtungen der gebundenen Selbstvorsorge
die erforderlichen Vorpriifungen vertieft durchfiihren. Dies erleichtert die nachtragliche Kon-
trolle der Steuerbehdrde. Die Steuerbehdrde prift einerseits, ob die in der Steuererklarung
geltend gemachten Sadule 3a Beitrage den Bescheinigungen der Einrichtungen entsprechen.
Andererseits prift sie, welche ordentlichen Beitrdge in den Jahren, fUr die Eink&ufe getatigt
wurden, steuerlich tatséchlich anerkannt wurden und ob die Einkaufsbeitrdge der Differenz zu
den steuerlich zulassigen Beitragen entsprechen.

Art. 8 Abs. 2

Wichtig ist, dass die Vorsorgeeinrichtung fiir Einkédufe in die Saule 3a die aktuelle Bescheini-
gung ausstellt (Formular 21 EDP): Diese Bescheinigung muss neu die Angaben nach Art. 7b
Abs. 1 Bst. a - ¢ E-BVV3 enthalten, d.h. die Hohe des beantragten Einkaufs, die Jahre, fur die
eine Beitragsliicke ausgeglichen wird und deren Hohe sowie die Hohe des ordentlichen Bei-
trags flir das Jahr, in dem der Einkauf in die Saule 3a getatigt wird.
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KANTON NIDWALDEN, Landammann und Regierungsrat Stans, 27. Februar 2024

Diese Bescheinigung alleine reicht nicht aus, um die Abzugsfahigkeit des getatigten 3a-Ein-
kaufs zu Uberpriifen. Zwar ist sie eine wertvolle Informationsquelle, wenn sie von der gebun-
denen Selbstvorsorgeeinrichtung korrekt ausgefiillt wird. Trotzdem flihrt die Mdglichkeit eines
Einkaufs in die Saule 3a zu einem erheblichen administrativen Mehraufwand flr die kantona-
len Steuerbehorden sowie zu zuséatzlichen Aufwendungen fiir die IT. Die Steuerbehérden mus-
sen mit diesem Entwurf umfangreichere Kontrollen durchfiihren als sie nach geltendem Recht
durchzufiihren haben.

Stellt die Steuerbehorde fest, dass zu hohe Einkaufe in die Sdule 3a getétigt wurden, geht sie
gleich vor, wie bei zu hohen ordentlichen Beitrdgen: Sie erstellt eine Bescheinigung (oder ei-
nen Brief), in welcher der zurlickzuerstattende Betrag genau angegeben wird. Diese Beschei-
nigung wird der steuerpflichtigen Person {ibergeben, welche bei der zustdndigen Vorsorgeein-
richtung einen Rulckerstattungsantrag zu stellen hat. Die Bescheinigung fihrt den
zurlickzuerstattenden Betrag pro Steuerjahr auf (SSK, Vorsorge und Steuern, Cosmos Verlag,
Anwendungsfall B.2.3.10).

Zudem wird die Kontrolle bei einem Kantonswechsel kompliziert: Die Steuerbehoérde des Zu-
zugskantons, welche die Einkdufe im Rahmen der Veranlagung priift, kennt die Hohe der or-
dentlichen Beitrage nicht, welche im Wegzugskanton in den Jahren, fiir die Einkaufe getatigt
werden, steuerlich zuldssigen waren.

Die Einrichtungen der gebundenen Selbstvorsorge missen sorgféltig darauf bedacht sein,
dass die Vorgaben von Artikel 7a E-BVV3 zur Berechnung des Einkaufspotenzials eingehalten
werden. Primar missen vom Steuerpflichtigen die entsprechenden Veranlagungen des Weg-
zugskantons einverlangt werden, um die notwendigen Prifungen vorzunehmen. Gegebenen-
falls kann die Steuerbehdrde des Zuzugskantons gestiitzt auf Art. 111 DBG bzw. Art. 39 Abs.
2 StHG von der Steuerbehorde des Wegzugskantons Auskiinfte tiber die Hohe der gewéahrten
Siule 3a Abziige verlangen. (Diese Artikel regeln die Zusammenarbeit zwischen den mit der
Anwendung des DBG bzw. des kantonalen und kommunalen Rechts betrauten Steuerbehor-
den.)

Art. 8b Mitteilung der Vorsorgeangaben

Die Pflicht der Uibertragenden Einrichtung, bei einer Ubertragung von Vorsorgekapital die re-
levanten Angaben Uber die in den vorangegangenen zehn Jahren ordentlichen und als Einkauf
geleisteten Beitrage unter Angabe der damit ausgeglichenen Beitragsliicke mitzuteilen, ist von
besonderer Bedeutung: Dies ermdglicht es der libernehmenden Saule 3a Einrichtung, die ge-
leisteten Einkaufsbeitrdge auf inre Gesetzteskonformitat hin zu Gberprifen.

Ubergangsbestimmung )

Schliesslich begriissen wir die in der Ubergangsbestimmung vorgesehene Begrenzung, wo-
nach nur Beitragsliicken geschlossen werden kénnen, die nach dem Inkrafttreten der Ande-
rung der BVV3 betreffend Einkaufe in die Saule 3a entstanden sind.

Mit dieser Bestimmung wird verhindert, dass Personen, die kurz vor dem Rentenalter stehen,
im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Anderungen der BVV3 Einkaufe in die Sdule 3a vornehmen
und kurz darauf Kapitalbezlige tétigen, die privilegiert besteuert werden.

Sperririst

Wir stellen fest, dass der Entwurf zur Anderung der BVV3 betreffend Eink&ufe in die Saule 3a
keine Regel enthalt, die jener von Art. 79b Abs. 3 BVG entspricht, wonach «Einkaufsbeitrage
innerhalb von drei Jahren nicht in Kapitalform ausbezahlt werden darfen».

Eine analoge Bestimmung erscheint nicht nétig und wird deshalb auch nicht verlangt. Dies,
weil einerseits die Uberwiegende Mehrheit der Sdule 3a Konten oder Policen die Auszahlung
von Kapital und nicht von (Alters -) Renten vorsehen und andererseits der Maximalbetrag ei-
nes Einkaufs steuerlich nicht ins Gewicht fallt: Tatsachlich entspricht der maximale

2023.NWSTK.232 3/4



KANTON NIDWALDEN, Landammann und Regierungsrat Stans, 27. Februar 2024

Einkaufsbeitrag dem ,kieinen Sdule 3a Abzug" - obwohl Personen, die keiner zweiten Saule
angehoéren héhere ordentliche Beitrage einzahlen kénnen (vgl. Art. 7 Abs. 1 Bst. b BVV3).

Wir danken Ihnen fur die Gelegenheit zur Stellungnahme.

Freundliche Grlusse

[
é
lic. iur. Armin Eberli
Landschreiber

Geht an:
- Sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch
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Die Vorsteherin des Finanzdepartements
- Kanton

Obwalden

<CH-6060 Sarnen, St. Antonistrasse 4, FD

elektronisch an:
sekretariat.abel@bsv.admin.ch

Sarnen, 19. Februar 2024

Anderung der Verordnung iiber die Abzugsberechtigung fiir Beitrige an anerkannte Vorsorge-
formen (BVV3) — Umsetzung der Mo. Ettlin 19.3702, Einkauf in die Sdule 3a ermdglichen;
Stellungnahme.

Sehr geehrte Frau Bundesratin
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken lhnen fir die Gelegenheit, zur Anderung der Verordnung tber die Abzugsberechtigung
fur Beitrdge an anerkannte Vorsorgeformen (BVV3) betreffend die Einfihrung von Einkaufen in die
Séule 3a Stellung zu nehmen.

Der Kanton Obwalden lehnt die Anderung der BVV3 in der vorgeschlagenen Form ab. Zum einen er-
scheint uns der entstehende Vollzugsaufwand insbesondere bei den Steuerbehérden als sehr um-
fangreich. Zum anderen wirde die vorgeschlagene Art der Einfuhrung von Einkaufsmdéglichkeiten in
die S&ule 3a Personen mit geringen Einkommen kaum eine Verbesserung ihrer Vorsorge ermégli-
chen. Der urspriingliche Gedanke des Vorstosses — die Einfithrung der Méglichkeit, fur Jahre nach-
zahlen zu kénnen, in denen eine Person kein Einkommen hatte — wird bei der vorgeschlagenen Um-
setzung nicht beachtet. Gerade firr Frauen mit Erziehungsarbeit, welche zeitweise nicht berufstatig
waren, ergibt sich dadurch keine Besserstellung in ihrer Vorsorge.

Wir ersuchen Sie, die Vorlage dahingehend anzupassen, dass auch fur diejenigen Jahre ein nach-
traglicher Einkauf in die Saule 3a ermdglicht wird, in welchen eine Person kein Einkommen hatte und
dass der Vollzugsaufwand bei den Behérden reduziert wird.

Fur die Berticksichtigung unserer Bemerkungen und Anliegen danken wir Ihnen.

St. Antonistrasse 4, 6060 Samen
Tel. 041 666 61 70
finanzdepartement@ow.ch
www.ow.ch




nn-Hurschler
Regierungsratin

Kopie an:

- Kantonale Mitglieder der Bundesversammlung
- Steuerverwaltung

- Staatskanzlei (RR-Zi.)
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Regierung des Kantons St.Gallen

Regierung des Kantons St.Gallen, Regierungsgebaude, 8001 St.Gallen

Eidgendssisches Departement des Innern Regierung desbKa(r;tons St.Gallen
Regierungsgebaude

Inseigassa | 9001 St.Gallen

3003 Bern

T +41 58 229 89 42
info.sk@sg.ch

St.Gallen, 16. Februar 2024

Anderung der Verordnung iiber die steuerliche Abzugsberechtigung fiir Beitridge an
anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) — Umsetzung der Motion Ettlin 19.3702 «Ein-
kauf in die Saule 3a ermoglichen»; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Frau Bundesratin

Wir danken Ihnen fiir das Schreiben vom 22. November 2023 und die Gelegenheit, zum
Vorentwurf einer Anderung der Verordnung Uiber die steuerliche Abzugsberechtigung fiir
Beitrage an anerkannte Vorsorgeformen (SR 831.461.3) Stellung nehmen zu kénnen.
Gern aussern wir uns wie folgt.

Die vorgeschlagene Umsetzung der Motion Ettlin mit der Begrenzung der Einkaufsmog-
lichkeit auf die letzten zehn Jahre vor dem Einkauf und der Limitierung des Einkaufsbe-
trags auf den «kleinen» Saule 3a-Beitrag ist eher restriktiv angelegt. Wir begriissen dies,
ist doch der administrative Mehraufwand fiir die Steuerbehorden, der mit der Schaffung
einer Einkaufsmaoglichkeit in die Saule 3a einhergeht, keineswegs unerheblich. Die eher
restriktive Umsetzung senkt aber auch das steuerliche Missbrauchspotenzial, und die
Mindereinnahmen bei den Einkommenssteuern fur Bund, Kantone und Gemeinden lassen
sich so in Grenzen halten. Von daher verdient die Verordnungsénderung in der vorge-
schlagenen Form Zustimmung. Anderungsvorschlige haben wir nicht.

Wir danken Ihnen fiir die Berticksichtigung unserer Anliegen.

Im Namen der Regierung

Stefan Kolliker Dr. Benedikt van Spyk
Prasident Staatssekretar

RRB 2024/115 / Beilage 1/2






Kanton Schaffhausen
Finanzdepartement

J. J. Wepfer-Strasse 6
CH-8200 Schaffhausen

www.sh.ch

T +41526327250
cornelia.stammhurter@sh.ch

Finanzdepartement

Eidgendssisches Departement des
Innern

per E-Mail:
sekretariat.abel@bsv.admin.ch

Schaffhausen, 12. Februar 2024

Anderung der Verordnung iiber die Abzugsberechtigung fiir Beitrage an anerkannte
Vorsorgeformen (BVV3); Stellungnahme

Sehr geehrte Frau Bundesratin
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 22. November 2023 haben Sie uns eingeladen, in vorerwahnter
Angelegenheit Stellung zu nehmen. Wir danken lhnen fir diese Gelegenheit.

Kunftig sollen Beitragsliicken in der Saule 3a durch nachtragliche Einkaufe geschlossen werden
kénnen. Der damit einhergehenden Erweiterung der Abzugsmdéglichkeiten bei der
Einkommenssteuer stehen wir kritisch gegentiber, im Wesentlichen aus folgenden Griinden: Wir
erkennen keine Notwendigkeit fir diese Anpassung, da es bei der Saule 3a, anders als bei der
2. Saule im Nachgang keine versicherungstechnische Liicke zu schliessen gibt. Zudem wird
Personen mit geringen Einkommen dadurch keine Verbesserung ihrer Vorsorge ermdéglicht.
Dementsprechend erachten wir die hohen finanziellen Mindereinnahmen von schatzungsweise
100 bis 150 Mio. Franken auf Bundesebene und von 200 bis 450 Mio. Franken auf Kantons-
und Gemeindeebene nicht fur gerechtfertigt. Schliesslich macht dieser Abzug das Steuersystem
noch wesentlich komplizierter und administrativ aufwandiger.

Fur weitere Einzelheiten verweisen wir auf die Stellungnahme der Konferenz der Kantonalen
Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren FDK vom 5. Februar 2024.

Wir danken lhnen fur die Kenntnisnahme und Berlicksichtigung unserer Stellungnahme.

Freundliche Griisse
Finanzdepartement

C. (ﬁmwm S Yy,

Dr. Cornelia Stamm Hurter
Regierungsréatin



HMKANTON

= solothurn

Finanzdepartement

Rathaus

Barflssergasse 24

4509 Solothurn

Telefon 032 627 20 57
finanzdepartement@fd.so.ch
so.ch

Peter Hodel Per E-Mail an:
Landammann Sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch

Eidgenossisches Departement
des Innern

Frau Bundesratin

Elisabeth Baume-Schneider
Inselgasse 1

3003 Bern

6. Médrz 2024

Anderung der Verordnung iiber die Abzugsberechtigung fiir Beitrige an anerkannte
Vorsorgeformen (BVV3) - Umsetzung der Mo. Ettlin 19.3702, Einkauf in die Saule 3a
ermoglichen - Vernehmlassung

Sehr geehrte Frau Bundesratin
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 22. November 2023 haben Sie uns die Vorlage «Anderung der Verordnung
Uber die Abzugsberechtigung fir Beitrdge an anerkannte Vorsorgeformen (BVV3) - Umsetzung
der Mo. Ettlin 19.3702, Einkauf in die Sdule 3a ermoglichen» zur Vernehmlassung unterbreitet.
Wir bedanken uns fur die Gelegenheit zur Stellungnahme.

Gerne teilen wir lhnen mit, dass wir uns grundsatzlich den Ausfuhrungen der Konferenz der kan-
tonalen Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren in der Stellungnahme vom 5. Februar 2024
anschliessen. Auch wir stehen der im Titel erwdhnten Vorlage eher kritisch gegenuber, ist doch
der steuerwirksame Abzug fur Einzahlungen in die Sdule 3a ein ausserfiskalisch motivierter Ab-
zug. Dasselbe gilt fur die nun vorgesehenen nachtraglichen Einkadufe in die Saule 3a.

(isse

Landammann



Regierungsrat des Kantons Schwyz VERSENDET AM 2 7. FEB. 2024

kantonschwyz® -
o

6431 Schwyz, Postfach 1260

per E-Mail

Eidgenossisches Departement des Innern
3003 Bern
Sekretariat.abel@bsv.admin.ch

(Word und PDF Version)

Schwyz, 20. Februar 2024

Anderung der Verordnung iiber die Abzugsberechtigung fiir Beitrdge an anerkannte Vorsorgeformen
(BVWV 3), Einkauf in die Sdule 3a ermdglichen
Vernehmlassung des Kantons Schwyz

Sehr geehrte Frau Bundesrétin

Mit Schreiben vom 22. November 2023 hat das Eidgendssische Departement des Innern (EDI) den
Kantonsregierungen die Unterlagen zur Anderung der Verordnung tber die Abzugsberechtigung fur
Beitrage an anerkannte Vorsorgeformen vom 13. November 1985 (BVV 3, SR 831.461.3), Einkauf
in die Saule 3a ermdglichen, zur Vernehmlassung bis 6. Marz 2024 unterbreitet.

Der Regierungsrat schliesst sich der Stellungnahme der Konferenz der kantonalen Finanzdirektorin-
nen und Finanzdirektoren (FDK) an und steht der vorgesehenen Anderung der Verordnung aus
staatspolitischen Griinden kritisch gegentiber. Insbesondere in der aktuellen Phase angespannter
Bundesfinanzen, erscheint es zudem nicht opportun, die Einnahmen auf Bundesebene mit dieser
allenfalls wenig effektiven Erweiterung der Abzugsberechtigung zu vermindern.

Wenn der Abzug erweitert wird, muss dies im Rahmen enger Leitplanken geschehen. In diesem
Sinne begrtsst der Regierungsrat, dass das Prinzip der Saule 3a als Erwerbsversicherung bei der
Umsetzung der Motion gewahrt bleibt (vgl. Bericht Ziffer 1.3): Einkaufe sind — entgegen dem Anlie-
gen der Motion — nur fiir solche Beitragsjahre zulassig, in denen die vorsorgenehmende Person tber
ein AHV-pflichtiges Erwerbseinkommen verflgte. Aus steuertechnischer Sicht unterstreicht der Re-
gierungsrat die Kritik der FDK an Art. 8 Abs. 2 der Vorlage. Die erweiterte Bescheinigungspflicht ge-
mass Art. 8 Abs. 2 reicht nicht aus, um die steuerliche Abzugsfahigkeit eines Einkaufs in die Saule
3a zu Uberpriifen, was zu einem erheblichen administrativen Mehraufwand ftr die kantonalen Steu-
erbehorden (inklusive IT-Aufwendungen) fiihrt, der insbesondere bei einem Kantonswechsel der vor-
sorgenehmenden Person ins Gewicht fallt (vgl. auch Bericht Ziffer 3). Aus diesem Grund schlagt der
Regierungsrat eine weitergehende Bescheinigungs- und Abklarungspflicht der Versicherungseinrich-
tungen der Saule 3a vor, um die Steuerbehérden entsprechend zu entlasten und einen héheren Per-
sonalaufwand zu vermeiden.



Wir danken lhnen fiir die Gelegenheit zur Stellungnahme und versichern Sie, Frau Bundesrétin, un-
serer vorziglichen Hochachtung.

Im Namen des Regierungsrates:

2=/ L

André Riegsegger
Landammann

—

Dr. Mathias E. Brun
Staatsschreiber




Der Regierungsrat des Kantons Thurgau

Thurgau@

Staatskanzlei, Regierungsgebaude, 8510 Frauenfeld

Eidgendssisches

Departement des Innern

Frau Elisabeth Baume-Schneider
Bundesratin

3003 Bemn

Frauenfeld, 20. Februar 2024
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Anderung der Verordnung iiber die steuerliche Abzugsberechtigung fiir Beitrige
an anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) zum Zwecke der Umsetzung der Motion
19.3702 von SR Ettlin ,Einkauf in die Saule 3a ermoglichen*

Vernehmlassung

Sehr geehrte Frau Bundesratin

Wir danken Ihnen fur die Maoglichkeit der Stellungnahme zum Entwurf flir die Teilrevi-
sion der Verordnung Uber die steuerliche Abzugsberechtigung fur Beitrage an aner-
kannte Vorsorgeformen (BVV 3; SR 831.461.3) zum Zwecke der Umsetzung der Motion
19.3702 von SR Ettlin ,Einkauf in die Saule 3a ermoglichen®.

g Allgemeine Bemerkungen

Wir erachten die EinfUhrung der Moglichkeit, nicht einbezahlte Saule 3a-Beitrage fur die
vergangenen zehn Jahre nachtraglich einzahlen zu kénnen, als nicht zielfihrende und
nicht sachgerechte Massnahme. Von dieser Moglichkeit werden nur einkommensstarke
Personen Gebrauch machen kénnen, da einkommensschwache Personen nicht tber
die entsprechenden finanziellen Mittel verfligen werden, insbesondere auch, da die vor-
geschlagene Ausgestaltung verlangt, dass vor dem Einkauf zuerst ein ordentlicher Bei-
trag geleistet werden muss. Deren finanzielle Absicherung im Alter belastet daher die
Sozialwerke weiterhin (z.B. Erganzungsleistungen). Die durch die Vorlage prognosti-
zierte Reduktion der Ausgaben bei den Erganzungsleistungen (EL) werden nicht erzielt
werden konnen. Zudem besteht neben der 3. Saule der Altersvorsorge bereits die Mog-
lichkeit, bei der 2. Saule nachtragliche, steuerbegunstigte Einkdufe zu tatigen. Dies fuhrt
tendenziell dazu, dass sogar nur dusserst vermégende Personen von der vorgeschla-
genen Revision profitieren wirden — und dies aufgrund der progressiven Steuerbemes-
sung in Uberproportionalem Ausmass. Die Vorlage ist mit Blick auf den Steuerwettbe-
werb daher insbesondere fur Kantone mit vielen besonders einkommensstarken oder

Regierungsgebaude, 8510 Frauenfeld
T +41 58 34553 10
www.tg.ch
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vermogenden Personen interessant. Materiell ist die Vorlage sozialpolitisch fehl am
Platz und verdient in Zeiten steigender Lebenshaltungskosten keine Unterstitzung.

Die Vorlage Uberzeugt auch finanzpolitisch nicht. Die aus der Vorlage resultierenden
Steuerausfalle werden die Ertrage aus der direkten Bundessteuer und den kantonalen
Einkommenssteuern schmalern, wobei die direkte Bundessteuer aufgrund ihrer Struktur
mit einem relativ hohen Freibetrag und einer starken Progression besonders betroffen
sein wird. Diese Steuerausfalle sind angesichts der angespannten Finanzlage des Bun-
des und gegenwartig auch vieler Kantonen ohne Leistungsabbau kaum realisierbar. Der
Kanton Thurgau ware davon ebenfalls negativ betroffen.

Insgesamt wirde die steuerliche Entlastung der gut bis sehr gut verdienenden Perso-
nen zulasten allgemeiner staatlicher Leistungen flr die breite Bevolkerung gehen. Das
unterstiitzen wir nicht. Die Detailbemerkungen zu einzelnen Artikeln sind nachfolgend
aufgefuhrt.

2. Bemerkungen zu einzelnen Artikeln
Art. 7a

Es ist sachgerecht, dass nur Personen ein Einkaufspotenzial haben, die in den letzten
zehn Jahren vor dem Einkauf nicht alle maximal zulassigen Beitrage einbezahlt haben
(val. Art. 7 Abs. 1 lit. a E-BVV3). Folgerichtig muss der VVorsorgenehmer oder die Vor-
sorgenehmerin wahrend dieser Zeit berechtigt gewesen sein, Beitrage an die Saule 3a
leisten zu kénnen. Dies bedeutet, dass er oder sie wahrend dieser Zeit eine AHV-bei-
tragspflichtige unselbsténdige oder selbstandige Erwerbstatigkeit ausgetibt hat (vgl.
Art. 7 Abs. 1 E-BVV3). Die Pflicht, im Einkaufsjahr vor dem Einkauf zuerst einen or-
dentlichen Beitrag in die Saule 3a einzuzahlen, erscheint insbesondere aus steuerlicher
Sicht sinnvoll. Dadurch wird eine neue Licke vermieden, weil im Jahr des Einkaufs in
die Saule 3a keine ordentlichen Beitrage getatigt werden. Alles andere ware auch voll-
zugstechnisch deutlich aufwendiger.

Art. 7b

FUr die Steuerbehorden ist es wichtig, dass die Einrichtungen der gebundenen Selbst-
vorsorge die vorgesehene Vorprifung sorgfaltig durchfiihren. Dies erleichtert die nach-
tragliche Kontrolle der Steuerbehoérde. Andernfalls entstlinde fiir die Kantone ein erheb-
licher Kontrollaufwand, der nicht geleistet werden kann.
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Art. 8 Abs. 2

Wichtig ist, dass die Vorsorgeeinrichtung fur Einkaufe in die Saule 3a die aktuelle Be-
scheinigung ausstellt (Formular 21 EDP). Diese Bescheinigung muss neu die Angaben
nach Art. 7b Abs. 1 lit. a bis lit. ¢ E-BVV3 enthalten, d.h. die Héhe des beantragten Ein-
kaufs, die Jahre, flr die eine Beitragslicke ausgeglichen wird, deren Hohe und die
Hohe des ordentlichen Beitrags fir das Jahr, in dem der Einkauf in die Saule 3a getatigt
wird. Nur so kann der Kanton die Prufung der Zulassigkeit des Abzugs ahnlich effizient
vornehmen, wie dies heute der Fall ist.

Herausfordernd konnten die Kontrollen bei einem Kantonswechsel werden. Die Steuer-
behorde des Zuzugskantons, welche die Einkaufe im Rahmen der Veranlagung prift,
kennt die Hohe der ordentlichen Beitrage nicht, die im Wegzugskanton in den Jahren,
flr die Einkaufe getatigt werden, steuerlich zulassig waren. Die Einrichtungen der ge-
bundenen Selbstvorsorge mussen daher sorgfaltig darauf bedacht sein, dass die Vorga-
ben von Art. 7a E-BVV3 zur Berechnung des Einkaufspotenzials eingehalten werden.
Primar missen vom Steuerpflichtigen die entsprechenden Veranlagungen des Weg-
zugskantons verlangt werden, um die notwendigen Prifungen vorzunehmen. Gegebe-
nenfalls kann die Steuerbehdrde des Zuzugskantons gestutzt auf Art. 111 des Bundes-
gesetzes Uber die direkte Bundessteuer (DBG; SR 642.11) oder Art. 39 Abs. 2 des Bun-
desgesetzes Uber die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und Gemein-
den (Steuerharmonisierungsgesetz, StHG; SR 642.14) von der Steuerbehodrde des
Wegzugskantons Auskinfte Uber die Hohe der gewahrten Saule 3a-Abzlige verlangen.
Die Auskunftspflicht miisste gesetzlich sichergestellt werden.

Wir danken Ihnen fur die Berlicksichtigung unserer Anliegen.

Mit freundlichen Griissen

ierungsrates

" eyséweiber
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Consiglio di Stato

Piazza Governo 6

Casella postale 2170

6501 Bellinzona

telefono  +41 91 814 41 11

fax +41 91 814 44 35 .
e-mail can@tich Repubblica e Cantone
web www.ti.ch Ticino

Il Consiglio di Stato

Dipartimento federale dell'interno
Bundesgasse 3
3003 Berna

Invio per posta elettronica (word e pdf):
Sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch

Procedura di consultazione concernente la modifica dell’ordinanza sulla
legittimazione alle deduzioni fiscali per i contributi a forme di previdenza
riconosciute (OPP 3) — Attuazione della mozione Ettlin 19.3702 «Consentire il
riscatto di prestazioni del pilastro 3a»

Onorevole Consigliera federale Baume-Schneider,
Gentili Signore e Signori,

vi ringraziamo per averci coinvolto nella procedura di consultazione citata a margine e,
dopo attento esame delle modifiche normative proposte e del commento redatto
dall'Ufficio federale delle assicurazioni sociali (UFAS) lo scorso novembre, Vi
comunichiamo quanto segue.

1. Premessa

Il 2 giugno 2020, il Parlamento ha accolto la mozione Ettlin 19.3702 «Consentire il riscatto
di prestazioni del pilastro 3a», che incarica il Consiglio federale di creare le disposizioni
necessarie affinché le persone che in anni precedenti non sono riuscite affatto, o soltanto
in parte, a versare contributi al pilastro 3a abbiano la possibilita di farlo successivamente
e di dedurre il versamento effettuato dal reddito imponibile (cd. «riscatto 3a»). In virtu
della delega di competenze prevista dall’art. 82 cpv. 2 LPP, il Consiglio federale propone,
quindi, una modifica dell'Ordinanza sulla legittimazione alle deduzioni fiscali per i
contributi a forme di previdenza riconosciute (OPP3).

2. Punti essenziali del progetto

Il progetto di modifica presenta una serie di condizioni e/o limitazioni per la legittimazione
del riscatto e la determinazione del potenziale di riscatto, le quali possono essere cosi
riassunte:

e potranno essere compensate soltanto le lacune contributive sorte dopo I'entrata in
vigore della modifica dell’Ordinanza e, con i riscatti, si potranno colmare soltanto
eventuali lacune sorte nei dieci anni civili precedenti la richiesta di riscatto;

.

€


mailto:can@ti.ch
mailto:Sekretariat.ABEL@bsv.admin.ch

Consiglio di Stato .
6501 Bellinzona 2di3

| RG n. 788 del 21 febbraio 2024

I riscatti potranno avere luogo solo se durante il medesimo anno sara versata
I'integralita del contributo ordinario (natura cd. “sussidiaria” del riscatto rispetto al
contributo ordinario);

e iriscatti saranno possibili retroattivamente soltanto per anni di contribuzione in cui
l'intestatario della previdenza ha adempiuto i requisiti per il versamento di
contributi al pilastro 3a (i.e. reddito lavorativo soggetto all’AVS);

e si potra effettuare un riscatto ogni anno, ma al massimo fino all'importo della cd.
«piccola deduzione» (art. 7 cpv. 1 lett. a OPP 3; ad es. 2024: CHF 7'056.--).
Suddetta limitazione vale anche per coloro che non dispongono di un 2° pilastro
e, quindi, hanno ordinariamente diritto alla cd. «grande deduzione» (art. 7 cpv. 1
lett. b OPP3). Chiaramente, il versamento effettivo non potra superare il potenziale
di riscatto, che viene calcolato sommando le lacune contributive riscattabili degli
ultimi dieci anni;

e la lacuna contributiva di un determinato anno non potra essere compensata con
riscatti ripartiti su piu anni, anche qualora tale lacuna superasse I'importo limite di
CHF 7'056.-- (trattandosi ad es. di un indipendente con importo massimo
deducibile superiore alla predetta cifra). Se per esempio l'intestatario della
previdenza desidera compensare una lacuna sorta nel 2025, non lo potra fare
ripartendo il riscatto sugli anni 2026, 2027 e 2028. La possibilita di colmare piu
lacune contributive, relative a piu periodi fiscali, mediante un unico riscatto non e
per contro esclusa (ad es. lacune 2025, 2026 e 2027 compensate con un riscatto
nel 2028);

e | riscatti saranno possibili soltanto fino al momento della riscossione di una

prestazione di vecchiaia della previdenza individuale vincolata o, nel caso di una

polizza assicurativa, fino a quando la medesima diverra esigibile ai sensi dell'art.

3 cpv. 1 OPPS3.

3. Osservazioni e/o criticita

Ci teniamo innanzitutto a osservare che le numerose condizioni proposte dal progetto
vanno accolte di principio positivamente in quanto limitano adeguatamente le possibilita
in ambito di pianificazioni fiscali. Particolarmente adeguate risultano segnatamente (1) la
scelta di limitare il riscatto annuale, fiscalmente deducibile, alla cd. “piccola deduzione”,
(2) 'impossibilita di ripartire il riscatto di una lacuna su piu periodi fiscali e (3) il divieto di
procedere con un riscatto se gia si percepisce una prestazione della previdenza
individuale vincolata.

Tuttavia € importante evidenziare che I'onere di controllo in capo alle autorita fiscali
aumentera inevitabilmente poiché le attestazioni redatte dagli istituti previdenziali non
saranno sufficienti per determinare la legittimita delle deduzioni fiscali. In particolare, gli
istituti non sono normalmente a conoscenza dei rapporti previdenziali che gli assicurati
hanno presso altri istituti e dei contributi versati, nonché dei riscatti eventualmente
effettuati dagli stessi presso i medesimi. Inoltre, le autorita fiscali potrebbero ritrovarsi
nella situazione di dover richiedere suddette informazioni ad altri Cantoni, per via di un
cambio di domicilio fiscale del contribuente, con il rischio di ritardare le procedure di
accertamento.

.
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Da un punto di vista finanziario, si rileva come secondo il commento redatto dal’'UFAS, il
progetto di modifica comportera una diminuzione del gettito dell'imposta federale diretta
compreso tra 100 e 150 milioni di franchi all'anno, di cui il 21,2% sara a carico dei Cantoni.
La diminuzione del gettito per Cantoni e Comuni viene stimato, approssimativamente, tra
200 e 450 milioni di franchi. Si tratta pertanto di cifre piuttosto consistenti.

Parimenti, si nutrono alcune perplessita rispetto alla reale efficacia della misura. Nel suo
parere del 14.08.2019 (prima risposta alla mozione Ettlin), il Consiglio federale ha messo
in luce come solo un terzo dei titolari di un conto 3a, ovvero circa il 13% di tutti i
contribuenti, era in grado nel 2015 di versare l'importo massimo deducibile per la
previdenza individuale vincolata. La cerchia di contribuenti che potra concretamente
effettuare dei riscatti e beneficiare quindi della modifica normativa appare pertanto
piuttosto limitata.

4. Conclusioni

Il Consiglio di Stato accoglie positivamente gli sforzi per limitare le possibilita di riscatto
nella previdenza individuale vincolata. Indubbiamente, se confrontato con la mozione
inizialmente avanzata, il progetto di modifica tiene debitamente conto di una serie di
problematiche di natura fiscale, legate alle possibilita di pianificazione che l'introduzione
del riscatto potrebbe generare.

Cio nonostante, alla luce dei costi che tale modifica comportera — da un lato, la perdita di
gettito fiscale, dall’altra 'aumento degli oneri amministrativi in capo alle autorita fiscali —
ci si interroga sulla reale necessita dell'introduzione della possibilita di riscatto nel 3a.

Sebbene vi siano indubbiamente delle preoccupazioni all'interno della popolazione
rispetto alla pensione e, in particolare, ai redditi con i quali far fronte alla medesima, si
nutrono inoltre delle perplessita sull’'adeguatezza del riscatto nel 3a quale strumento per
mitigare tali criticita. 1l rischio concreto € che tale modifica vada a vantaggio di quei
contribuenti che gia oggi dispongono di una buona copertura previdenziale complessiva
(1°, 2° e 3° pilastro).

Vogliate gradire, gentili signore, egregi signori, i sensi della nostra massima stima.

PER IL CONSIGLIO DI STATO

,—ﬁesidente Il Cancelftere ¥
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_fiffocte Tk ? M
Coduri

Raffaele De Rosa Arnoldo

Copia a:
Consiglio di Stato (decs-dir@ti.ch; dfe-dir@ti.ch; di-dir@ti.ch; dss-dir@ti.ch; dt-dir@ti.ch; can-sc@ti.ch)
- Divisione delle contribuzioni (dfe-dc@ti.ch)
- Deputazione ticinese alle Camere federali (can-relazioniesterne@ti.ch)
- Pubblicazione in internet
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Landammann und Regierungsrat des Kantons Uri

Eidgendssisches Departement des Innern (EDI)
Bundeshaus
3003 Bern

Anderung der Verordnung iiber die Abzugsberechtigung fiir Beitrdge an anerkannte Vorsorgefor-
men (BVV3) - Umsetzung der Motion Ettlin 19.3702, Einkauf in die Siule 3a ermoglichen; Vernehm-
lassung

Sehr geehrte Frau Bundesritin
Sehr geehrte Damen und Herren

Am 22. November 2023 hat das Eidgendssische Departement des Innern (EDI) den Regierungsrat des
Kantons Uri eingeladen, zur Anderung der Verordnung tiber die Abzugsberechtigung flr Beitrdge an
anerkannte Vorsorgeformen (BVV3) - Umsetzung der Motion Ettlin 19.3702, Einkauf in die Siule 3a
ermoglichen - Stellung zu nehmen. Fir die Méglichkeit zur Stellungnahme danken wir lhnen bestens
und dussern uns dazu wie folgt:

Der Regierungsrat lehnt die Vorlage grundsitzlich ab, da es nicht Aufgabe des Steuerrechts ist,
durch zusétzliche Abziige Forderpolitik zu betreiben. Der in der Motion geforderte steuerwirksame
Einkauf in die Sdule 3a stellt ein zusatzliches Steuerplanungsinstrument dar, das prima vista nicht der
Verbesserung der Vorsorge dient. Vielmehr bietet der steuerwirksame Einkauf in die Siule 3a einer
finanziell privilegierten Bevélkerungsschicht zusitzliche Steuerplanungsméglichkeiten zur Reduktion
bzw. Optimierung der Steuerbelastung.

Der verfassungsrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz ist fiir den Regierungsrat héher zu gewich-
ten als das zusétzlich geforderte Steuerplanungsinstrument. Sollte eine Ausdehnung des steuerwirk-
samen Sdule-3a-Abzugs auf Einkdufe wider Erwarten unumgénglich sein, miissten in der Verordnung
noch engere Leitplanken gesetzt werden. Eine Besserstellung von Wohneigentiimern gegeniiber Mie-
tern ist nicht akzeptabel. Die Verordnung BVV3 ist deshalb zwingend dahingehend zu ergénzen, dass
bereits getdtigte Vorbeziige fir Wohneigentum nach Artikel 30c BVG (sog. WEF-Vorbeziige) zuerst



zuriickbezahlt werden miissen, bevor steuerwirksame Einkdufe in die Sdule 3a getétigt werden kon-
nen.

Antrag:

Der Regierungsrat beantragt daher, die kumulativen Voraussetzungen nach Artikel 7a Absatz 1 BVV3
um den Buchstaben d. zu ergédnzen:

! Arbeitnehmer und Selbstiandigerwerbende kénnen zusitzlich zu den Beitrdgen nach Artikel 7
Absatz 1 Beitrdge als Einkauf in die gebundene Selbstvorsorge leisten und diese von ihrem Ein-
kommen abziehen, wenn sie:

a. ...
b. ...
C. ... und

d. im Jahr, in dem der Einkauf erfolgt, die WEF-Vorbeziige nach Artikel 30c BVG vollstindig
an die Vorsorgeeinrichtung zuriickbezahlt haben.

Mit dieser Erganzung der Verordnungsbestimmung wird die Gleichbehandlung von Wohneigentii-
mern und Mietern gewdhrleistet und gleichzeitig die obligatorische berufliche Vorsorge (2. Séule) ge-
geniber der freiwilligen Vorsorge (Sdule 3a) nicht unnétig geschwicht.

Im Ubrigen verweist der Regierungsrat auf die detaillierten Ausflihrungen in der Stellungnahme der
Konferenz der kantonalen Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren (FDK) vom 5. Februar 2024.

Sehr geehrte Frau Bundesratin, sehr geehrte Damen und Herren, wir danken Ihnen nochmals fiir die
Moglichkeit dieser Stellungnahme und griissen Sie freundlich.

Altdorf, 1. Marz 2024
Im Namen des Regierungsrats

(9\ Der Landammann Der Kanzleidirektor
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Beilage
- Stellungnahme der FDK zur Anderung der BVV3 vom 5. Februar 2024
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S > Chéateau cantonal
LIBERTE 1014 Lausanne
Madame la Conseillére fédérale
\ Elisabeth Baume-Schneider
Cheffe Département fédéral de l'intérieur
Palais fédéral
3003 Berne
Par courriel :
sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch
Réf. : 23 COU_7401 Lausanne, le 28 février 2024

Consultation relative a la modification de I’'ordonnance sur les déductions admises
fiscalement pour les cotisations versées a des formes reconnues de prévoyance
(OPP 3) — Mise en ceuvre de la motion Ettlin 19.3702 « Permettre les rachats dans le
pilier 3a »

Madame la Conseillére fédérale,

Faisant suite au courrier du 22 novembre 2023 du Département fédéral de l'intérieur, le
Conseil d’Etat vous fait parvenir sa prise de position relative a la consultation
susmentionnée.

Apres avoir pris connaissance du projet mis en consultation, le Conseil d’Etat reste
dubitatif par rapport au principe des rachats dans le pilier 3a : il ne s’agit en effet pas
d’'une assurance sociale obligatoire comme le 2éme pilier (pour la partie obligatoire en
tout cas), mais d’'une mesure de prévoyance individuelle purement facultative financée
par des primes périodiques versées au bon vouloir du preneur de prévoyance. Il n’y a
donc en principe pas, sur le plan technique, de lacune de prévoyance a combler a partir
d’un age d’affiliation obligatoire, comme c’est le cas dans le 2éme pilier (cf. art. 7 LPP).
Ce mécanisme de rachat n’est d’ailleurs pas prévu dans la LAVS. Ainsi, le Conseil d’Etat
est opposé a ce projet.

Cependant, le projet mis en consultation permet la mise en place de « garde-fous »
permettant de mieux définir les possibilités de rachat dans le pilier 3a tout en limitant la
portée d’un tel rachat, ce qui doit étre salué dans I'éventualité ou le Conseil fédéral
adoptait le projet d’ordonnance.

Sur la base du commentaire par articles figurant dans le rapport explicatif relatif a la
modification de 'OPP3 en vue de linstauration de rachats dans le pilier 3a, le Conseil
d’Etat formule les remarques suivantes.

Art. 7a Déduction des cotisations versées a titre de rachat
Le Conseil d’Etat constate avec satisfaction que le potentiel de rachat est limité aux

lacunes existant pour ceux qui n‘ont pas versé toutes les cotisations maximales admises
au cours des dix années précédant le rachat (cf. art. 7al. 1 lit. a nOPP3).

CONSEIL DETAT
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En outre, il semble logique que le preneur de prévoyance devait avoir le droit de verser
des cotisations au pilier 3a durant cette période : cela implique qu'’il devait durant cette
période exercer une activité lucrative salariée ou indépendante soumise a cotisations
AVS (cf. art. 7 al. 1 nOPP3).

Finalement, il semble effectivement judicieux sur le plan fiscal de prévoir I'obligation de
verser d’abord une cotisation ordinaire au pilier 3a avant de pouvoir effectuer un rachat,
puisque cela permet d’éviter de créer une nouvelle lacune en ne cotisant pas de maniéere
ordinaire 'année durant laquelle le rachat dans le cadre du pilier 3a est effectué.

Le Conseil d’Etat approuve en outre le mode de calcul précis du potentiel de rachat selon
lequel il convient de combler les différences entre la somme des cotisations annuelles
maximales admises et la somme des cotisations annuelles effectivement versées au
cours de dix années précédant le rachat ; ce dernier ne peut cependant pas dépasser le
montant de la « petite » déduction au sens de l'art. 7 al. 1 lit. a OPP3 (cf. art. 7a al. 2
nOPP3). Cette limitation permet certes un « rattrapage » des cotisations non versées
dans le cadre du pilier 3a mais permet de limiter une planification fiscale excessive en
limitant le montant du rachat qui peut étre effectué a hauteur de la « petite déduction ».

Dans le méme ordre d’'idée, la limitation prévue a 'art. 7a al. 4 n OPP3, selon laquelle
les rachats ne sont plus admis si le preneur de prévoyance pergoit une prestation de
vieillesse, parait judicieuse : en effet, cela permet d’éviter qu’un preneur de prévoyance
ne percgoive la prestation de vieillesse (découlant du pilier 3a), ce qui est possible des
'age de 60 ans, et ne procéde dans un délai bref a un nouveau rachat dans le cadre du
pilier 3a. Cette limitation évite ainsi les abus potentiels auxquels les autorités fiscales
sont confrontées dans le cadre de la prévoyance professionnelle (cas de
réinvestissement d’une prestation en capital du 2éme pilier dans le délai d’'un an dans
une institution de prévoyance au sens de I'art. 24 lit. ¢ LIFD et 28 al 1 lit. d LI.

Art. 7b Demande de rachat

Le Conseil d’Etat salue I'exigence d’'une demande spécifique de rachat dans le cadre du
pilier 3a contenant plusieurs indications : il s’agit de la confirmation par le preneur de
prévoyance qu’il a versé la cotisation ordinaire avant d’effectuer le rachat pour I'année
concernée, de l'indication des années pour lesquelles une lacune est comblée. Le
preneur doit finalement confirmer ne pas avoir pergu de prestation de vieillesse dans le
cadre du pilier 3a (cf. art. 7b al. 1 et al. 2 nOPP3). Cette demande devra prendre
naturellement en compte les cotisations (ordinaires) au pilier 3a versées durant les dix
années précédant le rachat aupres d’institution(s) de prévoyance différente(s) de celle
aupres de laquelle le rachat est effectué.

Il est également nécessaire que les institutions de prévoyance individuelle liée soient
tenues de vérifier les demandes de rachat et d’évaluer leur admissibilité sur la base des
informations fournies. Si les conditions d’un rachat sont réunies, elles doivent les
admettre et refuser le rachat dans le cas contraire (cf. art. 7b al. 3 nOPP3).

CONSEIL DETAT
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Il est important pour les autorités fiscales que les institutions de prévoyance individuelle
liee effectuent de maniere approfondie les contrbles préalables nécessaires, ce qui
facilitera le controle ultérieur du rachat (pilier 3a) effectué par les autorités fiscales. Ces
derniéres contrbleront d’'une part si les cotisations au pilier 3a revendiquées dans la
déclaration d’impét du preneur correspondent aux attestations. D’autre part, les autorités
fiscales examineront si les cotisations des années pour lesquelles le rachat est effectué
ont été effectivement admises en déduction sur le plan fiscal et si le montant du rachat
correspond a la différence entre ce montant et les cotisations déductibles maximales.

Art. 8 al. 2

Il est effectivement important que l'institution de prévoyance délivre une attestation pour
les rachats dans le pilier 3a, qui est I'attestation actuelle 21 EDP : cette attestation devra
désormais contenir les informations visées a 'art. 7b al. 1 lit. a a ¢ nOPP3, a savoir le
montant du rachat demandé, les années pour lesquelles une lacune de cotisations doit
étre comblée et pour quel montant ainsi que le montant de la cotisation ordinaire versée
pour 'année durant laquelle le rachat dans le cadre du pilier 3a sera effectué.

Cette attestation permettra aux autorités fiscales cantonales de vérifier la déductibilité
du rachat 3a effectué. Il s’agit certes d’'une source d’'information précieuse et exhaustive,
si elle est remplie correctement par l'institution de prévoyance individuelle liée, mais cela
entrainera dans tous les cas une surcharge administrative importante pour les autorités
fiscales cantonales ainsi que des colts supplémentaires sur le plan de l'informatique.
Ainsi, les autorités de taxation devront procéder a des contréles notablement plus
étendus que ceux qu’elles doivent effectuer sur la base du droit actuel.

Si l'autorité fiscale constate que les rachats dans le pilier 3a sont trop élevés en fonction
des mécanismes décrits dans la présente modification de 'OPP3, elle procédera de la
méme maniere que pour les cotisations ordinaires excédentaires : l'autorité fiscale
établira une attestation remise au contribuable (preneur) qui devra demander le
remboursement auprés de [linstitution de prévoyance du pilier 3a concernée.
L’attestation indiquera les montants a rembourser pour 'année concernée (Prévoyance
et imp6ts, Conférence suisse des impodts, Ed. Cosmos, cas d’application B.2.3.10).

Le contrOle sera plus compliqué en cas de changement de canton : I'autorité fiscale du
nouveau canton, compétente pour examiner la déduction du rachat, ne sera pas au
courant des déductions effectivement admises dans le premier canton compétent avant
le déménagement du preneur de prévoyance.

CONSEIL DETAT
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A cet égard, les institutions de prévoyance individuelle liée devront veiller soigneusement
et avec sérieux au respect des nouvelles régles figurant a I'art. 7a nOPP3 relatives a la
maniére de calculer le potentiel de rachat. Les autorités fiscales demanderont en premier
lieu au contribuable la production des décisions de taxation du canton de départ pour
procéder a ces vérifications. Le cas échéant, l'autorité fiscale du canton d’arrivée pourra
demander des renseignements relatifs au montant des déductions accordées dans le
cadre du pilier 3a a l'autorité fiscale du canton de départ en vertu de I'art. 111 LIFD, resp.
39 al. 2 LHID, prévoyant la collaboration entre les autorités fiscales chargées d’appliquer
la LIFD, resp. le droit cantonal et communal conformément a la LHID.

Art. 8b Communication des données relatives a la prévoyance

L'obligation faite, lors d'un transfert de capital, a Tlinstitution transférante de
communiquer les informations pertinentes relatives aux cotisations versées au cours de
dix années précédentes et au(x) rachat(s) que le preneur de prévoyance a effectués au
cours des dix années manquantes, en indiquant les lacunes de cotisations ainsi
comblées est particulierement importante : cela permet a linstitution de prévoyance
individuelle liée reprenante de procéder correctement au contrdle des rachats effectués
dans le cadre du pilier 3a.

Dispositions transitoires

Il faut approuver la limitation prévue dans les dispositions transitoires selon laquelle
seules les lacunes de cotisations apparues apres I'entrée en vigueur de la modification
de 'OPP3 relative au rachat dans le pilier 3a pourront étre comblées.

Cette disposition permettra d’éviter que, au moment de l'entrée en vigueur de ces
modifications de 'OPP3, des personnes proches de I'dge de la retraite ne se «
dépéchent » de faire des rachats de lacunes passées dans le pilier 3a.

Délai de blocage

Le projet de modification de 'OPP3 relative au rachat dans le pilier 3a ne contient aucune
regle, applicable par analogie, semblable a celle figurant a I'art. 79b al. 3 LPP selon
lequel « les prestations résultant d’'un rachat ne peuvent étre versées sous forme de
capital par les institutions de prévoyance avant I'échéance d’un délai de trois ans ».

CONSEIL DETAT
www.vd.ch—T 4121 31641 59



7. ¢|©

-

<

CONSEIL D'’ETAT

Il n’est cependant pas nécessaire de procéder a I'ajout d’une disposition semblable a
art. 79b al. 3 LPP : d’une part, la grande majorité des comptes ou polices découlant du
3éme pilier A prévoient le versement de capitaux et non de rentes (de vieillesse) ; d’autre
part, le montant maximum du rachat correspond a des montants qui ne sont pas vraiment
matériels, sur le plan fiscal : en effet, le rachat maximum admis dans ce projet de
modification de 'OPP3 correspond uniquement a la petite déduction, alors que les
cotisations ordinaires pour les personnes non affiliées au 2éme pilier correspondent a
des montants plus élevés (cf. art. 7 al. 1 lit. b OPP3).

En vous remerciant d’avance pour la prise en considération de nos observations, nous
vous prions de croire, Madame la Conseillere fédérale, a I'expression de nos sentiments

AU NOM DU CONSEIL D’ETAT

distingués.
LA PRESIDENTE
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Christelle Luisier Brodard
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CANTCN DU VALAIS
KANTON WALLIS

Références
Date

P . P u C.H'1 951 Poste CH SA
Sian

Madame

Elisabeth Baume-Schneider
Conseillére fédérale
Département fédéral de lintérieur
Inselgasse 3

3003 Berne

A
21 février 2024

Consultation sur la modification de I'ordonnance sur les déductions admises fiscalement
pour les cotisations versées a des formes reconnues de prévoyance (OPP 3) - Mise en cauvre
de Ia motion Ettlin 19.3702 « Permettre les rachats dans le pilier 3a »

Madame la Conseillére fédérale,

Nous faisons suite a votre lettre du 22 novembre 2023 concernant |la procédure de consultation citée
en marge et formulons ci-aprés nos observations.

Le projet mis en consultation ouvre la possibilité de procéder au rachat d’années de cotisations
manguantes dans le 3¢ pilier a.

Le Conseil d’Etat du Canton du Valais reléve & cet égard que le 3¢ pilier a n'est pas une assurance
sociale obligatoire, mais une forme de prévoyance faculiative dont le financement est
essentiellement laissé & la kibre appréciation de l'assuré. [l n'existe donc pas de lacune de
prévoyance a proprement parier, comme c'est le cas dans le 2¢ pilier. On peut en outre douter que
le systéme fiscal doive privilégier et encourager une forme de prévoyance privée et facuitative,
au-dela des possibilités déja existantes et au détriment des recettes fiscales des collectivités
publiques.

On rappellera ici que le rapport de consultation chiffre les pertes de receites fiscales entre 100 et
150 millions de francs au niveau fédéral et entre 200 et 450 millions au niveau cantonal et communal.

Le Conseil d’Etat du Canton du Valais est fondamentalement opposé a la mise en place d'une
politique d'encouragement par le biais du droit fiscal. Il rejette la modification prévue de
I'ordonnance. Si la déduction des cofisations au 3¢ pilier a devait toutefois &fre élendue dans le
sens du projet mis en consultation, il soutient la mise en place de garde-fous étroits tels que ceux
prévus dans le projet d'ordonnance.

La possibilité de procéder a des rachats dans le 3¢ pilier engendrera en ouire un surcroit de travail
pour les administrations fiscales cantonales. Ces derniéres ne devront en effet plus seulement limiter
leur contrdle au fait que les cotisations au pilier 3a revendiquées en déduction correspandent aux
attestations délivrées et n‘excédent pas les montants maximaux admis. Elles devront egalement
s'assurer gue le preneur de prévoyance cotise de maniére ordinaire au 3¢ pilier a I'année du rachat,
verifier que le montant du rachat correspond bien a fa différence entre le montant des cotisations
déja admises en déduction et les cotisations déductibles maximales ainsi que s’assurer gue le rachat
concermne des périodes fiscales durant lesquelles le contribuable était autorisé a cotiser au 3e pilier a
{(art. 7 al. 1 nOPP3).

Place de |z Planta 3, CP 670, 1851 Sion
Tél. 027 606 21 00
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Si l'autorité fiscale constate que les rachats dans le pilier 3a sont trop élevés, elle devra en outre
pracéder de la méme maniere qu’actuellement pour les cotisations ordinaires excédentaires, soit
&tablir une attestation a lattention du contribuable indiguant le montant du rachat excédentaire en
linvitant a en demander e remboursement a Finstitution de prévoyance concernée. En cas de
changement de domicile, les autorités fiscales du nouveau canton de domicile du contribuable
devront en outre requérir de |ui, ou directement des autorités fiscales du canton de départ, les
taxations des périodes fiscales précédentes.

Compte tenu de ce qui précéde, le Conseil d’Etat salue les régles strictes qui seront mises en place
si le projet devait aboultir,

Le potentiel de rachat est limité aux "facunes” consécutives au fait gue le preneuf de prévoyance n'a
pas versé les cotisations maximales admises au cours des dix années précédant le rachat
{art. 7 al. 1 lit. a nOPP3). Celui qui cotise pleinement au 3¢ pilier a n'a ainsi pas de possibilite de
rachat. L'année du rachat, 'assuré doit égalemeni cotiser de maniére ordinaire au 3¢ pilier a, de
maniére a éviter la création d'une nouvelle lacune de prévoyance. Nous approuvons également le
fait que le rachat ne puisse servir qu’'a combiler la différence entre la somme des cotisations annuelles
maximales admises et la somime des cotisations annuelles effectivement versées au cours des dix
années précédant le rachat, ce dernier ne pouvant en oufre pas dépasser le montant de la “petite”
déduction au sens de Fart. 7 al. 1lit. a OPP3 (art. 7a al. 2 nOPP3). Conformément aux dispositions
transitoires intégrées dans le projet, seules les lacunes de colisations apparues aprés I'entrée en
vigueur d'une eventuelle modification de 'OPP3 relalive au rachat dans le pilier 3a pourront enfin
étre comblées.

La limitation prévue a I'art. 7a al. 4 nOPP3, selon faquelle les rachats ne sont plus admis sile preneur
de prévoyance pergoit une prestation de vieillesse, permettra quant & elle d'éviter les abus qui
consisteraient a retirer son 3¢ pilier a, ce qui est possible dés I'age de 60 ans, et & procéder dans un
délaj bref a un nouveau rachat.

Nous prenons en oufre acte avec satisfaction des exigences de forme qui devront étre
respectées, en particulier du fait que le preneur de prévoyance devra confirmer qu’il a versé la
cotisation ordinaire avant d'effectuer ie rachat pour 'année concernée, indiquer les années pour
lesquelles une lacune est comblée et confirmer ne pas avoir pergu de prestation de vieillesse dans
le cadre du pilier 3a {art. 7b al. 1 et al. 2 nOPP3). Il appartiendra par ailleurs aux institutions de
prévoyance individuelle liée de vérifier les demandes de rachat et d’évaluer leur admissibilité sur la
base des informations fournies (art. 7b al. 3 nOPP3).

Il est essentiel que les institutions de prévoyance effectuent les contrdles préalables nécessaires et
délivrent des attestations exhaustives, afin de faciliter le conirdle ultérieur de la déductibilité du
rachat par les autorités fiscales.

Enfin, lors d'un transfert de capital, 'obligation faite & l'institution transférante de communiquer les
informations pertinentes relatives aux cotisations versées au cours de dix années précédentes et
au{x) rachat(s) que le preneur de prévoyance a effectué(s) au cours daes dix annéas manguantes,
en indiquant les lacunes de cotisations ainsi comblées est particulierement importante : cela permet
a l'institution de prévoyance individuelle lige reprenante de procéder correctement au contrdle des
rachats effectués dans le cadre du pilier 3a.

L.e Gouvernement valaisan vous remercie de I'attention que vous porterez a sa détermination et vous
prie de croire, Madame la Conseillére fédérale, 4 I'assurance de sa haute considération.

I

Le p/ésbdent
/
/
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La chanceliére

L,
onique Albrecht

sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch
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Anderung der Verordnung iiber die Abzugsberechtigung fiir Beitrige an anerkannte Vor-
sorgeformen (BVV3) — Umsetzung der Mo. Ettlin 19.3702, Einkauf in die Sdule 3a ermégli-
chen; Vernehmlassungsantwort des Kantons Zug

Sehr geehrte Frau Bundesratin Baume-Schneider

In rubrizierter Sache hat das Eidgenossischen Departements des Innern mit Schreiben des vor-
maligen Departementsvorstehers vom 22. November 2023 das Vernehmlassungsverfahren er-
offnet. Der Regierungsrat des Kantons Zug hat an seiner Sitzung vom 28. November 2023 die
Finanzdirektion mit der direkten Beantwortung beauftragt. Wir erstatten Ihnen unsere Vernehm-
lassung und stellen folgende

Antrage:

1. Die vorgeschlagenen Verordnungsanderungen seien mit nachfolgender Anderung einzufih-
ren.

2. Es seien Einkaufsmodalitaten bzw. Verfahren vorzusehen, die einfachere Handhabungen
und Uberprifungen fur die Einkaufswilligen, die Vorsorgeeinrichtungen und die Steuerbe-
hérden ermdglichen.

Begriindung:

1. Nach geltendem Recht kénnen Beitrage in die Saule 3a nur laufend geleistet werden.
Ruckwirkende Beitrége i.S.v. Einkaufen sind derzeit nicht méglich. Wir begrussen grund-
satzlich, dass die Vorsorgemadglichkeiten der Bevélkerung gerade auch bei der gebundenen
Selbstvorsorge der Saule 3a erweitert und verbessert werden sollen. Es gilt dabei aber,

Baarerstrasse 53, 6300 Zug
T +41 41 728 36 03
zg.ch/finanzen
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Einkaufsmodalitaten zu erarbeiten, die sich im Alltag und im praktischen Vollzug aus Sicht
der Einkaufswilligen, der Vorsorgeeinrichtungen und der Steuerbehérden mit angemesse-
nem Aufwand umsetzen lassen.

2. Der Vernehmlassungsentwurf beinhaltet «Leitplanken», die die Einkaufsméglichkeiten in
die S&ule 3a definieren und gleichzeitig den Umfang eines Einkaufs festlegen bzw. limitie-
ren. Er deckt sich nicht ganzlich mit der Motion Ettlin. So verzichtet er beispielsweise etwa
auf eine Ruckwirkung nach Inkrafttreten. Umgekehrt sollen dafiir jahrliche Einkaufsmoglich-
keiten vorgesehen werden (wenn auch auf die letzten zehn Jahre beschrankt), wogegen die
Motion Einkaufsméglichkeiten nur alle funf Jahre fordert (dafur aber zeitlich unbeschrankt).
Dieser Kompromiss ist vor dem Hintergrund des zu erwartenden erheblichen Vollzugsauf-
wands fir alle Involvierten nachvoliziehbar. Ebenfalls nachvollziehbar ist, dass vor einem
Einkauf zuerst die ordentlichen Beitrage des laufenden Jahres geleistet werden mussen
und keine Eink&ufe bei gleichzeitigem Bezug von Altersleistungen aus der Saule 3a mehr
méglich sind. Einerseits werden so neue Beitragsliicken vermieden und andererseits steu-
erliches Missbrauchspotential beschrankt. Wir unterstitzen insofern die Stossrichtung der
Vorlage.

3. Die eigentliche Herausforderung beim vorliegenden Geschaft dirfte aber im kunftigen Voll-
zug liegen. Wir erachten es als unabdingbar, dass die Vorsorgeeinrichtungen noch vor den
Steuerbehorden verpflichtet werden, die Einkaufsgesuche zu prifen und die Zulassigkeit
eines Einkaufs aufgrund der erhaltenen Informationen zu beurteilen. Sind die Vorausset-
zungen far einen Einkauf erfallt, 1asst die Vorsorgeeinrichtung diesen zu bzw. lehnt ihn ab,
wenn dies nicht der Fall ist. Anspruchsvoll dirften dabei insbesondere Konstellationen mit
ubertragenen und/oder mehreren parallelen Vorsorgeverhaltnissen sein. Der Vernehmlas-
sungsentwurf sieht zwar vor, dass bei der Ubertragung von Vorsorgeguthaben die Beitrage
und Einkaufe der letzten zehn Jahre zwischen den Vorsorgeeinrichtungen gemeldet wer-
den. Umgekehrt haben die Vorsorgeeinrichtungen ohne Mitwirkung der Einkaufswilligen je-
doch kaum eine echte Méglichkeit zur Prifung, ob das maximale Beitrags- und Einkaufspo-
tential bereits durch Einlagen bei anderen Vorsorgeeinrichtungen ausgeschopft wurde.
Diese Schwierigkeit besteht zwar bereits heute bei den laufenden Beitragen, aber wenn
Vertrage bei mehreren Einrichtungen bestehen, dirften sie sich bei zusatzlichen Einkaufs-
mdglichkeiten noch akzentuieren.

Fur die Steuerbehorden wird es wichtig sein, dass die Vorsorgeeinrichtungen die erforderli-
chen Vorprafungen vertieft durchfiihren. Dies erleichtert die nachtragliche Kontrolle der
Steuerbehérden, die im Rahmen der Prifung der Steuererkiarung vorzunehmen sein wird
und sich nicht nur auf die blosse Durchsicht der Bescheinigungen der Vorsorgeeinrichtun-
gen (erganztes Formular 21 EDP) beschranken kénnen wird. Der erlduternde Bericht halt
dazu kurz fest, dass administrativer Mehraufwand entstehe. Die Steuerbehérden prifen
konkret einerseits, ob die in der Steuererklarung geltend gemachten Beitrage den Beschei-
nigungen der Vorsorgeeinrichtungen entsprechen. Andererseits priifen sie, welche ordentli-
chen Beitrage in den Jahren, fur die Eink&ufe getatigt wurden, steuerlich anerkannt wurden
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und ob die Einkaufsbeitrage der Differenz zu den steuerlich zulassigen Beitragen entspre-
chen. Relativ wenig Schwierigkeiten durften dabei Falle mit sich bringen, in denen die ein-
kaufswilligen Personen im gleichen Kanton Wohnsitz hatten, denn dann kann die betroffene
kantonale Steuerbehérde im eigenen Veranlagungssystemen die in den Vorjahren getatig-
ten Abzuge nachsehen. Wesentlich anspruchsvoller und aufwandiger werden sich jedoch
Falle zeigen, in denen in den Vorjahren ein- oder gar mehrere Male der Wohnsitz kantons-
ubergreifend gewechselt wurde. Letztlich werden solche Falle nur durch interkantonale
Amtshilfe unter Steuerbehérden gepruft werden kénnen, indem im Einzelfall bei den Weg-
zugskantonen nach den entsprechenden Daten nachgefragt werden muss. Diese Kantone
werden die Daten manuell aus ihren Veranlagungssystem heraussuchen und melden mis-
sen, wenn, gerade fur aitere Perioden, noch Papierakten gefiihrt werden ggf. auch aus die-
sen. Mithin ist auch mit vermehrten Anfragen von Einkaufswilligen zu rechnen, die eigene
Steuerunterlagen aus den Vorjahren beibringen wollen oder missen und deshalb Kopien
einverlangen, wenn sie die Originalunterlagen nicht mehr selbst besitzen. Dass all diese
Abklarungen und Nachweise einen erheblichen administrativen Aufwand fir alle Involvier-
ten mit sich bringen werden, durfte auf der Hand liegen. Nicht ausser Acht gelassen wer-
den darf zudem der Aspekt der Privatsphare, wenn von Einkaufswilligen erwartet wird, Vor-
sorgeeinrichtungen Uber Vertragsverhaltnisse mit anderen Einrichtungen zu orientieren
oder ggf. zur Abklarung nétigenfalls auch eigene Steuerakten zu edieren.

4. Auch wenn wir die Stossrichtung der Vorlage wie erwahnt unterstutzen, regen wir deshalb
eine Uberarbeitung dahingehend an, als dass Einkaufsmodalitaten und Verfahren geschaf-
fen werden, die einfachere Handhabungen und Uberprifungen durch die Einkaufswilligen,
die Vorsorgeeinrichtungen und die Steuerbehérden erméglichen.

Wir danken Ihnen fir die Bericksichtigung unserer Vernehmlassung.

Tannler
ierungsrat

Geht an:

- Sekretariat ABEL@bsv.admin.ch (Word- und PDF-Format)

- Staatskanzlei (per GEVER-Uberweisung, zur Geschaftskontrolle)
- Steuerverwaltung (internet.stv@zg.ch)



Kanton Ziirich
Regierungsrat

Eidgendssisches Departement des Innern
3003 Bern

7. Februar 2024 (RRB Nr. 126/2024)
Anderung der Verordnung liber die Abzugsberechtigung fiir Beitrage
an anerkannte Vorsorgeformen (Vernehmlassung)

Sehr geehrte Frau Bundesrétin

Mit Schreiben vom 22. November 2023 haben Sie uns den Entwurf einer Anderung der
Verordnung Uber die Abzugsberechtigung fir Beitrdge an anerkannte Vorsorgeformen
(BVV 3, SR 831.461.3) mit erlauterndem Bericht zur Vernehmlassung unterbreitet. Wir dan-
ken lhnen flr die Gelegenheit zur Stellungnahme und &ussern uns wie folgt:

Wir lehnen die vorgesehene Anderung der BVV 3 ab. Beim steuerlich privilegierten Alters-
sparen (Saule 3a) handelt es sich um ausserfiskalisch motivierte Abziige. Diese Abzugs-
moglichkeiten sollten nicht Uber die heute schon bestehenden Méglichkeiten ausgedehnt
werden. Anders als die Saule 2 ist die Saule 3a nicht Teil der obligatorischen Sozialver-
sicherung. Vielmehr handelt es sich um eine freiwillige individuelle Vorsorge, finanziert
durch periodische Beitrage nach Gutdiinken der Vorsorgenehmenden. Es entsteht daher
auch keine versicherungstechnische Liicke, die wie in der 2. Saule mit Einkaufen zu
schliessen wére. Die Einflihrung von Einkaufen auch in der Saule 3a wirde sodann ein-
seitig Personen mit héheren Einkommen privilegieren, wahrend fir die Uberwiegende Zahl
der erwerbstétigen Bevolkerung keine Verbesserung der 3a-Vorsorgesituation eintreten
wird, da diesen die finanziellen Mittel fiir Eink&ufe in die Saule 3a fehlen. Weiter hatte die
vorgeschlagene Massnahme bedeutende finanzielle Auswirkungen sowohl auf Bundes-
als auch auf Kantons- und Gemeindeebene. Der erlduternde Bericht beziffert sie auf rund
100 Mio. bis 150 Mio. Franken pro Jahr auf Ebene der direkten Bundessteuer und auf

200 Mio. bis 450 Mio. Franken pro Jahr bei den Kantons- und Gemeindesteuern. Schliess-
lich wiirde die Verordnungsanderung zu einem betrachtlichen administrativen Aufwand fir
Vorsorgeeinrichtungen, Steuerpflichtige und Steuerbehdrden flhren.



Zu den einzelnen Bestimmungen des Entwurfs haben wir die folgenden Bemerkungen:

Art. 7a - Abzugsberechtigung fiir als Einkauf geleistete Beitrdge

Wir begrlssen, dass nur Personen Eink&ufe leisten kénnen, die in den letzten zehn Jahren
vor dem Einkauf nicht alle maximal zulassigen Beitrdge einbezahlt haben (vgl. Art. 7 Abs. 1
Bst.a E-BVV 3).

Folgerichtig muss die Vorsorgenehmerin oder der Vorsorgenehmer wahrend dieser Zeit
berechtigt gewesen sein, Beitrage an die Sdule 3a zu leisten. Dies bedeutet, dass sie oder
er wahrend dieser Zeit eine AHV-beitragspflichtige unselbststandige oder selbststandige
Erwerbstatigkeit ausgeibt hat (vgl. Art. 7 Abs. 1 E-BVV 3).

Die Pflicht, vor dem Einkauf zuerst den ordentlichen Beitrag in die Saule 3a einzuzahlen,
erscheint insbesondere aus steuerlicher Sicht sinnvoll. Dadurch wird eine neue Llicke
vermieden, die entstehen wirde, wenn im Jahr des Einkaufs keine ordentlichen Beitrage
getatigt werden.

Das Einkaufspotenzial entspricht der Differenz zwischen der Summe der maximal zulés-
sigen und der tatsdchlich einbezahlten Beitrédge der letzten zehn Jahre vor dem Einkauf.
Der Einkauf darf jedoch den Betrag des «kleinen» Abzugs nach Art. 7 Abs. 1 Bst.a BVV 3
nicht Ubersteigen (vgl. Art. 7a Abs. 2 E-BVV 3). Diese Beschrankung erlaubt das Nachholen
von nicht einbezahlten Beitrédgen in die Saule 3a, begrenzt aber die Steuerplanung, indem
der Einkaufsbetrag auf die Hohe des «kleinen Abzugs» begrenzt wird.

Sinnvoll erscheint auch die in Art. 7a Abs. 4 E-BVV 3 vorgesehene Beschréankung, wonach
Einkaufe nicht mehr zuldssig sind, wenn die Vorsorgenehmerin bzw. der Vorsorgenehmer
eine Altersleistung der Saule 3a bezogen hat: Damit wird verhindert, dass eine steuer-
pflichtige Person die Altersleistung aus der Saule 3a bezieht (was ab dem 60. Lebensjahr
mdglich ist) und kurz danach einen steuermindernden Einkauf in die Saule 3a tatigt.

Art. 7b - Gesuch um Annahme von als Einkauf geleisteten Beitrdgen

Gemass Art. 7b muss die Vorsorgenehmerin bzw. der Vorsorgenehmer den Einkauf bei
der Sdule-3a-Einrichtung schriftlich beantragen. Dabei muss sie bzw. er bestatigen, dass
sie bzw. er im Einkaufsjahr den vollen ordentlichen Beitrag flr das betreffende Jahr ent-
richtet hat, dass sie bzw. er flr die Jahre, flr die eine Beitragsliicke ausgeglichen werden
soll, noch keinen Einkauf vorgenommen hat und dass sie bzw. er noch keine Altersleistung
der Séule 3a bezogen hat. Das Gesuch muss sodann auch die ordentlichen Saule-3a-
Beitrage der letzten zehn Jahre vor dem Einkauf umfassen, die in andere Vorsorgeeinrich-
tungen eingezahlt wurden.

Fir die Steuerbehoérden ist es wichtig, dass die Einrichtungen der gebundenen Selbstvor-
sorge die Gesuche vertieft prifen. Dies erleichtert die nachtragliche Kontrolle durch die
Steuerbehdrden. Die Steuerbehdérden prifen einerseits, ob die in der Steuererkléarung
geltend gemachten S&ule-3a-Beitrdge den Bescheinigungen der Einrichtungen entspre-
chen. Anderseits prifen sie, welche ordentlichen Beitrdge in den Jahren, fir die Einkaufe
getétigt wurden, steuerlich tatsachlich anerkannt wurden und ob die Einkaufsbeitrage

der Differenz zu den steuerlich zuldssigen Beitrdgen entsprechen.



Art. 8 Abs. 2 - Bescheinigungspflichten

Im Falle eines Einkaufs in die Sdule 3a muss die Bescheinigung tber die geleisteten Bei-
trdge neu auch die Angaben nach Art. 7b Abs. 1 Bst. a-c E-BVV 3 enthalten, d. h. die H6he
des Einkaufs, die Jahre, fir die eine Beitragsliicke ausgeglichen wurde, und die H6he der
in diesen Jahren bereits geleisteten Beitrage.

Diese Bescheinigung allein reicht nicht aus, um die Abzugsfahigkeit des getéatigten 3a-
Einkaufs zu Uberprifen. Zwar ist sie eine wertvolle Informationsquelle, wenn sie von der
Vorsorgeeinrichtung korrekt ausgefllt wird. Trotzdem flhrt die Méglichkeit eines Einkaufs
in die Saule 3a zu einem erheblichen administrativen Mehraufwand fir die kantonalen
Steuerbehdrden sowie zu zusétzlichen Aufwendungen flr die Anpassung der
IT-Applikationen.

Besonders aufwendig wird die Kontrolle nach einem Kantonswechsel der steuerpflichtigen
Person: Die Steuerbehdrde des Zuzugskantons, welche die Einkdufe im Rahmen der Ver-
anlagung prtft, kennt namlich die Héhe der ordentlichen Beitrdge nicht, die im Wegzugs-
kanton in den Jahren, fir die Einkdufe getatigt werden, steuerlich zulassig waren. Zur
Kontrolle missen in diesen Fallen die entsprechenden Veranlagungen des Wegzugskan-
tons von der steuerpflichtigen Person oder dem Wegzugskanton einverlangt werden.

Art. 8b - Mitteilung der Vorsorgeangaben

Die Pflicht der ibertragenden Einrichtung, bei einer Ubertragung von Vorsorgekapital die
relevanten Angaben Uber die in den vorangegangenen zehn Jahren ordentlichen und als
Einkauf geleisteten Beitrdge unter Angabe der damit ausgeglichenen Beitragslicke mit-
zuteilen, ist von besonderer Bedeutung: Dies ermdglicht es der Gbernehmenden S&ule-3a-
Einrichtung, Einkaufsantrage auf inre Gesetzeskonformitat hin zu Uberprfen.

Genehmigen Sie, sehr geehrte Frau Bundesratin,
die Versicherung unserer ausgezeichneten Hochachtung.

Im Namen des Regierungsrates

Der Prasident: Die Staatsschreiberin:

Mario Fehr Dr. Kathrin Arioli
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Vernehmlassungsantwort der Mitte Frauen Schweiz zur Anderung der
Verordnung liber die Abzugsberechtigung flir Beitrage an anerkannte
Vorsorgeformen (BVV3) — Umsetzung der Mo. Ettlin 19.3702, Einkauf in die
Sdule 3a ermdglichen

Sehr geehrte Damen und Herren

Die Mitte, die FDP und die SVP erachten die Vorlage als geeignetes Mittel, damit Personen,
die in friheren Jahren nicht oder nur teilweise in die Sdule 3a einzahlen konnten,
insbesondere Frauen, dies nachholen kénnen. Unsere Begrundung in der
Vernehmlassungsantwort lautet wie folgt:

Die Motion Ettlin verfolgt im Wesentlichen das Ziel, Mittern, die aufgrund von
Betreuungspflichten voriibergehend nicht erwerbstatig waren, fir diese Jahre eine
nachtragliche Einzahlung in die Saule 3a zu ermoglichen. Damit soll verhindert werden, dass
sie gegeniber Personen, die keine Betreuungsaufgaben Gbernommen haben, weiterhin
benachteiligt werden. Der vorliegende Vernehmlassungsentwurf schliesst dies aus, da in den
Jahren, in denen ein nachtraglicher Einkauf getatigt wird, ein AHV-pflichtiges Einkommen
vorhanden sein muss.

Wenn die Kinder aus dem Haus sind und beide Elternteile voll erwerbstatig sein kdnnen,
bleibt in den allermeisten Familien genligend Geld lbrig, um einen Teil davon in die Saule 3a
einzuzahlen. Selbst bei einem Bruttolohn von je 3000 Franken, also insgesamt 6000 Franken
flr zwei Personen mit sehr tiefen Léhnen, bleibt ein Sparpotenzial von gut 1500 Franken pro
Monat.

Auch wenn nicht alle Frauen und MUtter spater in der Lage sein werden, Einzahlungen in die
Saule 3a nachzuholen, ist es wichtig, dies denjenigen, die es kdnnen, zu ermdglichen und
attraktiv zu gestalten, wie dies die Motion Ettlin urspringlich vorsah. Denn
Erganzungsleistungen sollten nur von Bedurftigen beansprucht werden. Die privaten
Ersparnisse der Mtter stellen somit sicher, dass die Erganzungsleistungen nur den wirklich
Bedirftigen zugute kommen und nicht von Personen beansprucht werden, die eigentlich
genug Geld hatten, um selber vorzusorgen.

Konkret beantragen die Mitte Frauen folgende Anpassungen:

1. Definition der Beitragsliicke

Vorschlag des BSV: Jahre ohne AHV-beitragspflichtiges Einkommen werden fir die Definition
einer Licke nicht berlcksichtigt.

Stellungnahme:
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* Diese Definition benachteiligt Personen, die ihre Erwerbstéatigkeit fir einen bestimmten
Zeitraum aufgeben. Dies betrifft insbesondere Frauen, die wegen der Betreuung ihrer Kinder
Erwerbspausen aufweisen. Laut BFS geben etwa 10 Prozent der MUtter ihre Erwerbstatigkeit
direkt nach der Geburt eines Kindes auf, einige zu einem anderen Zeitpunkt. Insgesamt haben
20 Prozent der Frauen mit Kleinkindern kein AHVbeitragspflichtiges Einkommen.

Neuer Vorschlag: Alle Jahre mit fehlenden Einzahlungen fir die Berechnung der Licken
bertcksichtigen; unabhangig davon, ob ein AHV-beitragspflichtiges Einkommen erzielt
wurde.

2. Schliessung der Licke eines Jahres nur durch eine Einmalzahlung

Vorschlag des BSV: Die Licke eines bestimmten Jahres muss durch einen einzigen Einkauf
geschlossen werden und kann nicht auf mehrere Jahre verteilt werden.

Stellungnahme:

e Diese Einschrankung kdnnte es einigen Personen verunmaoglichen, bestimmte Licken
vollstandig zu schliessen. Aufgrund fehlender finanzieller Ressourcen und der Verjahrung der
Nachzahlungsberechtigung (Ruckwirkungsfrist, Punkt 6) kann eine Person die Moglichkeit
verlieren, die Licke eines bestimmten Jahres ganz zu schliessen.

Neuer Vorschlag: Die Einschrankung streichen, dass die
Llcke eines bestimmten Jahres durch einen einzigen Einkauf
zu schliessen ist.

3. Ruckwirkungsfrist

Vorschlag des BSV: Nachtragliche Einzahlungen sind auf die zehn Kalenderjahre vor dem Jahr
des Einkaufs beschrankt.

Stellungnahme:

e Ein Zeitraum von zehn Jahren ist zu kurz. Manchmal dauert es mehr als zehn Jahre, bis eine
ausreichende Sparkapazitat flr Einkaufe vorliegt.

* Je grosser die Licken sind, desto schwieriger ist es, sie bei einer zeitlichen Begrenzung zu
schliessen.

e Licken, die dlter als zehn Jahre sind, bleiben unwiderruflich bestehen.

e Diese Einschrankung wirkt sich insbesondere auf Familien mit kleinen Kindern aus. Junge
Eltern haben oft ein reduziertes Einkommen aufgrund eines verringerten Beschéaftigungsgrads
eines Elternteils sowie héhere Kosten durch den grésseren Haushalt, was ihre Sparkapazitat
verringert.

Neuer Vorschlag: Keine zeitliche Begrenzung fiir Einkdufe einflihren

Freundliche Grisse

Christina Bachmann-Roth
Prasidentin Die Mitte Frauen Schweiz
praesidentin@frauen.die-mitte.ch
+41 79 686 47 95
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FDP.Die Liberalen Frauen, Postfach, 3001 Bern

Eidgendssisches Departement des Innern EDI Bern, 6. Marz 2024
Anderung BVV3

Elektronischer Versand: Sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch

Anderung der Verordnung lber die steuerliche Abzugsberechtigung fiir Beitrage an
anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) zur Einfihrung von Einkdufen in die Séule 3a

Vernehmlassungsantwort der FDP.Die Liberalen Frauen

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken lhnen fir die Einladung zur Vernehmlassung der oben genannten Vorlage. Gerne
nehmen die FDP.Die Liberalen Frauen nachfolgend Stellung.

Mit dem international vorbildlichen 3-Saulen-System der Altersvorsorge ermdglichen wir in der
Schweiz eine Vorsorge durch Solidaritat und Eigenverantwortung. Insbesondere Frauen sind aber
heute in der 2. und 3. Saule benachteiligt, wenn sie Mutter werden oder Angehdrige pflegen und
deshalb einige Jahre keine Beitrdge leisten kénnen. Damit auch diese Frauen in der Schweiz
Eigenverantwortung fur ihre Vorsorgeplanung tbernehmen kdnnen, missen neue Moglichkeiten
geschaffen werden, damit sie die verpassten Jahre beim Wiedereinstieg ins Berufsleben
kompensieren konnen.

Die FDP unterstitzte die Motion 19.3702, welche die 3. Saule fir mehr Menschen zugéanglich
machen will. Kinftig sollen Nachzahlungen in die S&ule 3a mdglich sein. Damit starken wir die
Vorsorge von Personen, die in jungen Jahren kein 3a-Konto hatten, als Selbstandigerwerbende die
finanziellen Mittel nicht aufbringen konnten oder mangels AHV-Einkommen z.B. bei Mutterschaft
nichts einzahlen konnten. Die Einkaufsmdglichkeiten sollen dabei zeitlich und finanziell
eingeschrankt werden, damit die Starkung der individuellen Vorsorge fiir den Mittelstand im Fokus
bleibt. Die beschriebenen Ziele der Motion wurden in der nationalratlichen Debatte von der
damaligen Kommissionssprecherin, Nationalratin Regine Sauter, klar adressiert.

Der nun vorliegende Vorschlag des Bundesrates missachtet in mehreren Punkten den
Auftrag des Parlaments und verfehlt damit die Ziele der Motion. Die FDP. Die Liberalen Frauen
(FDP Frauen) regen deshalb eine Uberarbeitung der Verordnungsanderung an.

PLR PLR PLD

Les Libéraux-Radicaux I Liberali Ils Liberals
Femmes Donne Dunna
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Einzahlungen in die AHV, die berufliche Vorsorge und die dritte Saule sind nur méglich, wenn ein
AHV-pflichtiges  Erwerbseinkommen erzielt wird. In Jahren ohne  AHV-pflichtiges
Erwerbseinkommen entstehen somit in allen drei S&ulen finanzielle Licken. Aus Sicht der FDP
Frauen ist es nicht nachvollziehbar, weshalb im Gegensatz zur AHV und zur beruflichen Vorsorge
in der 3. Saule Nachzahlungen fur Jahre, in denen kein AHV-pflichtiges Einkommen erzielt wurde,
ausgeschlossen werden sollen. In Abweichung vom Auftrag des Parlaments nimmt der Bundesrat
in Kauf, dass z.B. junge Eltern (oft MUtter), die voribergehend nicht erwerbstatig sind, nicht von der
Nachzahlungsmadglichkeit profitieren konnen und dadurch deutlich benachteiligt werden. Damit wird
das Ziel der Vorlage klar verfehlt, da gerade diese Ausfalle zu tieferen Renten fihren. Die FDP
Frauen lehnen den Anderungsvorschlag des Bundesrates ab und fordern, dass die Nachzahlungen
fur Jahre ohne AHV-pflichtiges Einkommen wie vom Parlament vorgesehen ermdglicht werden.

Die FDP Frauen fordern das EDI auf, sich bei der Umsetzung der Motion an die entsprechenden
Vorgaben des Parlaments zu halten. Fir Selbstandigerwerbende ist eine analoge Regelung
vorzusehen. Die vom EDI vorgeschlagene Umsetzung, die vom Auftrag der Motion abweicht, flhrt
zu einem vermeidbaren birokratischen Aufwand, der zu héheren Verwaltungskosten und letztlich
zu tieferen Renten fuhrt. Aus dem gleichen Grund ist aus Sicht der FDP Frauen die Verordnung
dahingehend anzupassen, dass der Einkauf nicht zwingend schriftlich beantragt werden muss,
sondern auf zeitgemasse und kostengiinstige Losungen fir die administrativen Ablaufe abgestellt
werden kann.

Die Anderung soll am 01.01.2025 in Kraft treten. Liicken, die vor dem Inkrafttreten entstanden
sind, sollen geméass Entwurf nicht geschlossen werden kénnen. Die FDP Frauen sind der Ansicht,
dass Nachzahlungen fir Licken, welche vor dem Inkrafttreten entstanden sind und die Kriterien
fur den Einkauf in die Saule 3A erflllen, mdglich sein sollen, damit alle Betroffenen ihre
Vorsorgeplanung umgehend verbessern kénnen.

Wir bedanken uns fiir die Gelegenheit zur Stellungnahme und fir die Berlicksichtigung unserer
Anregungen.

Freundliche Grlisse
FDP.Die Liberalen Frauen

Die Prasidentin

Susanne Vincenz-Stauffacher
Nationalratin
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Eidgendssisches Departement des Innern EDI Bern, 1. Mérz 2024
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Elektronischer Versand: Sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch

Anderung der Verordnung iiber die steuerliche Abzugsberechtigung fur Beitrage
an anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) zur Einfihrung von Eink&ufen in die
Saule 3a

Vernehmlassungsantwort der FDP.Die Liberalen

Sehr geehrte Damen und Herren

Fur Ihre Einladung zur Vernehmlassung oben genannter Vorlage danken wir Ihnen. Gerne
geben wir IThnen im Folgenden von unserer Position Kenntnis.

Unser Drei-Saulen-System der Altersvorsorge, das Solidaritat mit Eigenverantwortung
verbindet, ist international vorbildlich. Die Sicherheit unserer Renten hangt davon ab, dass wir
das System immer wieder an neue Gegebenheiten anpassen. FDP. Die Liberalen setzt sich
deshalb fiir eine nachhaltig finanzierte AHV, fir eine Modernisierung der beruflichen Vorsorge
und fir die Weiterentwicklung der 3. Saule (vgl. Positionspapier Altersvorsorge).

Die FDP hat die Motion 19.3702 unterstitzt, welche die dritte S&ule fir mehr Menschen
zuganglich machen will. Kiinftig sollen Zuzahlungen in die Saule 3a moglich sein. Damit
starken wir die Vorsorge von Personen, die in jungen Jahren kein 3a-Konto hatten, als
Selbstandigerwerbende die finanziellen Mittel nicht aufbringen konnten oder mangels AHV-
pflichtigem Einkommen, z.B. bei Mutterschaft, nichts einzahlen konnten. Die
Einkaufsmaoglichkeiten sollen zeitlich und finanziell begrenzt werden, damit die Starkung der
Selbstvorsorge fur den Mittelstand im Vordergrund steht.

Der nun vorliegende Vorschlag des Bundesrates erreicht aus Sicht des FDP nicht alle Ziele
der Motion. Die FDP regt deshalb ab, die Verordnungsanderung zu Uberarbeiten.

e Ja zu Einkauf in die Saule 3a auch fur Mitter und junge Familien: Aus Sicht der FDP ist
nicht nachvollziehbar, weshalb im Gegensatz zur AHV und zur beruflichen Vorsorge in
der Saule 3a Nachzahlungen flir Jahre, in denen kein AHV-pflichtiges Einkommen erzielt
wurde, ausgeschlossen werden sollen. In Abweichung vom Auftrag des Parlaments
nimmt der Bundesrat dadurch in Kauf, dass z.B. junge Familien (oft Mdatter), die
voribergehend nicht erwerbstatig sind, nicht von der Nachzahlungsméglichkeit
profitieren konnen und dadurch klar benachteiligt werden. Die FDP lehnt den
Anderungsvorschlag des Bundesrates ab und fordert, dass die Nachzahlungen fiir Jahre
ohne AHV-pflichtiges Einkommen wie vom Parlament vorgesehen ermoglicht werden.
Weiter fordert die FDP, dass sich Selbststandigerwerbende ebenfalls einkaufen kdénnen.
Dies unter der Voraussetzung, dass sie in den letzten neun Jahren und im Jahr des
Einkaufs ununterbrochen ausschliesslich selbstandig erwerbstétig waren.

FDP.Die Liberalen | Generalsekretariat | Neuengasse 20 | Postfach | CH-3001 Bern
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FDP

Die Liberalen

Hohe Renten dank schlanker Requlierung: Die umzusetzende Motion sieht bei der
Bestimmung der Hohe des Einkaufs drei Beschrankungen vor: Einkauf nur alle 5 Jahre;
Limitierung des Einkaufsbetrags auf den sogenannten grossen Abzugs; bereits getatigte
Wohneigentumsvorbeziige sollen vom maximalen Einkaufsbetrag abgezogen werden.
Weiter sieht die Motion vor, auf die bereits bestehende «Tabelle zur Berechnung des
grosstmoglichen 3a-Guthabens» des BSV zuriickzugreifen, aus der die maximal
mdoglichen Vorsorgevermogen der Saule 3a pro Jahrgang und Jahr hervorgehen, wenn
ab Beginn Pensionskassenpflicht im Alter 25 jeweils der Maximalbetrag einbezahlt
wuirde. Die FDP fordert das EDI dazu auf, sich bei der Umsetzung der Motion an die
entsprechenden Vorgaben des Parlaments zu halten. Fiur Selbststandigerwerbende ist
eine Analoge Regelung vorzusehen. Die vom EDI vorgeschlagene Umsetzung, die vom
Motionsauftrag abweicht, fihrt zu einem vermeidbaren burokratischen Aufwand, der zu
steigenden Verwaltungskosten und schliesslich zu tieferen Renten fihrt. Aus dem
gleichen Grund ist die Verordnung aus Sicht der FDP dahingehend anzupassen, dass
der Einkauf nicht zwingend schriftlich beantragt werden muss, sondern auf zeitgemasse
und gunstige Ldsungen flr die administrativen Prozesse abgestellt werden kann.

Die Anderung soll am 01.01.2025 in Kraft gesetzt werden. Liicken, welche vor dem
Inkrafttreten entstanden sind, sollen gemass Entwurf nicht ausgeglichen werden kdnnen.
Die FDP ist der Ansicht, dass Nachzahlungen fiir Liicken, die vor Inkrafttreten entstanden
sind und den Kriterien fir Einkaufe in die Saule 3A entsprechen, ermdglicht werden
sollen.

Wir danken lhnen, sehr geehrte Damen und Herren, fur die Gelegenheit zur Stellungnahme
und fur die Bertcksichtigung unserer Uberlegungen.

Freundliche Grisse

FDP

.Die Liberalen

Der Prasident Der Generalsekretar

ylt

A |

Thierry Burkart Jon Fanzun
Standerat

Beilagen
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GRUNE Schweiz
Waisenhausplatz 21

3011 Bern Eidgenossisches Departement

des Innern EDI
raphael.noser@gruene.ch Bundesamt flr Sozialversicherungen
03132666 07 Effingerstrasse 20

3003 Bern

Per Mail:

Bern, 5. Marz 2024

Anderung der Verordnung iiber die Abzugsberechtigung fur Beitrage an anerkannte
Vorsorgeformen (BVV 3) zur Umsetzung der Motion 19.3702 von SR Ettlin «Einkauf in
die Saule 3a ermdglichen»; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Frau Bundesratin,
sehr geehrte Damen und Herren

Im Zusammenhang mit der im Titel vermerkten Vernehmlassung haben Sie die GRUNEN zur
Stellungnahme eingeladen. Wir danken Ihnen fiir die Gelegenheit, uns zur Vorlage zu aus-
sern.

Mit der vorliegenden Vernehmlassungsvorlage mochte der Bundesrat neu nachtréagliche Ein-
kaufe in die 3. Saule ermdoglichen und so die umsetzen. Die GRU-
NEN lehnen sowohl die zugrunde liegende Motion wie auch den Umsetzungsvorschlag des
Bundesrates ab. Die Umsetzung wirde zu unverhaltnismassig hohen Einnahmeausfallen
von bis zu 600 Millionen Franken jahrlich fuhren, davon bis zu 150 Millionen bei der direkten
Bundessteuer. Diese Einnahmeausfalle sind angesichts der angespannten Finanzlage des
Bundes und der vom Bundesrat bereits geplanten oder angekiindigten Sparmassnahmen fur
die kommenden Jahre nicht zu rechtfertigen, zumal ausschliesslich die reichsten Steuerzah-
ler*innen von dieser Vorlage profitieren. Hinzu kommt das betréchtliche Missbrauchspotential
der Vorlage, da die Zulassigkeit eines nachtraglichen Einkaufs von den Einrichtungen der
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gebundenen Vorsorge in der Praxis kaum ermittelt werden kann. Dies gilt insbesondere
dann, wenn eine versicherte Person mehrere Saule 3a-Konti oder -Policen bei unterschiedli-
chen Anbietern hat.

Sollte der Bundesrat — entgegen der Position der GRUNEN — dennoch an der Vorlage fest-
halten, so miissen zumindest die damit verbundenen Steuerausfalle deutlich minimiert wer-
den, etwa in dem Beitragsliicken nur fir das letzte Jahr (statt fur die vergangenen zehn
Jahre) nachbezahlt werden kénnen (Art. 7a Abs. 1 bst. a BVV3) und indem die Hohe des
Einkaufs gesenkt wird (Art. 7a Abs. 2 BVV3). Weiter ware denkbar, dass Einkaufe in die
dritte S&ule zur Schliessung von Beitragslicken zwar erlaubt wiirden, diese jedoch nicht vom
steuerbaren Einkommen abgezogen werden dirfen.

Wir danken lhnen fir die Beriicksichtigung unserer Anliegen. Fur Fragen stehen wir gerne
zur Verflgung.

Freundliche Grisse

7 JOoH_ Rlsr™
Balthasar Glattli Raphael Noser
Prasident Fachsekretar
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Eidgendssisches Departement des Inneren EDI
Bundesamt fiir Sozialversicherungen BSV
Effingerstrasse 20

3008 Bern

Sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch

Bern, 6. Marz 2024

Anderung der Verordnung iiber die Abzugsberechtigung fiir Beitrige
an anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) zur Umsetzung der Motion

19.3702 von SR Ettlin «Einkauf in die Siule 3a ermdglichen» Sozialdemokratische Partei
der Schweiz

Theaterplatz 4

Sehr geehrte Damen und Herren
Postfach - 3011 Bern

Wir danken fir die Zustellung der Vernehmlassungsunterlagen. Telefon 031 329 69 69

Telefax 031 329 69 70

Die SP Schweiz lehnt die vorgeschlagene Umsetzung der Motion
19.3702 von SR Ettlin iber eine Anderung der Verordnung liber die
Abzugsberechtigung flir Beitrdage an anerkannte Vorsorgeformen
(BVV 3) ab. Die vorgeschlagene Umsetzung fiihrt nicht nur zu
unverhaltnismdssig grossem administrativem Aufwand und neuen
Steueroptimierungsmoglichkeiten, sondern auch zu Steuerausfallen bei
der direkten Bundessteuer von grob geschatzt 100 bis 150 Millionen
Franken jahrlich und weiteren 200 bis 450 Millionen Franken pro Jahr
bei den Kantonen und Gemeinden. Diese Steuersubvention im Umfang
von mehr als einer halben Milliarde Franken kann in unseren Augen
nicht Gber eine Verordnungsinderung geschehen. Wir fordern eine
angemessene gesetzliche Grundlage fir eine so weitreichende finanz-
und steuerpolitische Vorlage. Zumal mit dem neuen Steuerabzug auf
Bundesebene eine neue problematische Abzugskategorie geschaffen
wird, ohne die Interessen der Kantone zu berticksichtigen, die zwei Drit-
tel der Steuerausfdille zu tragen haben werden. Und das zu
einem Zeitpunkt, in welchem sich die Finanzlage des Bundes seit der
Einreichung der Motion drastisch verandert. Angesichts der angespann-
ten Finanzlage sollten auf Steuersubventionen in diesem Umfang, die
nicht gegenfinanziert sind und bestehende Aufgaben weiter unter Druck
setzen, verzichtet werden. Will der Bundesrat daran festhalten muss er
die entsprechenden Gesetzesgrundlagen schaffen. Wir wissen uns in der
Ablehnung dieser Umsetzung in Ubereinstimmung mit den Kantonen
und vor allem der Finanzdirektorenkonferenz und erwarten deshalb ein
Rickkommen des Bundesrats.
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Auch inhaltlich lehnen wir die Vorlage ab: Die insgesamt 300 bis 600
Millionen Franken Steuersubventionen pro Jahr kommen ausschliesslich
den hochsten Einkommen zugute. Es sind gerade einmal 13 Prozent aller
Steuerpflichtigen, die heute die maximal zuldssigen Beitrdage in die
Saule 3a einzahlen kénnen. Es sind also auch nur diese 13 Prozent, die
es sich Uberhaupt leisten kdnnten, Gber den maximalen Beitrag hinaus
Einkdufe in die Saule 3a vorzunehmen, um von diesem neuen Steuer-
sparinstrument zu profitieren. Fir mittlere und tiefere Einkommen
bringt es hingegen nichts. Die dritte Saule zeichnet sich dadurch aus,
dass die einzige Rendite jene des Steuerabzugs zulasten des Fiskus ist,
und genau das soll mit dieser Verordnungsanderung verstarkt werden.
Auch der Bundesrat hat festgehalten, dass mit dieser Vorlage nicht ein-
mal die Vorsorge der Bevolkerungsgruppe mit dem hochsten Einkom-
men wirklich verbessert wird, sie vielmehr zur reinen Steueroptimierung
dient. So erklarte der Bundesrat: «Im Allgemeinen ist dies die Gruppe,
die am wenigsten Schwierigkeiten mit der privaten Vorsorge hat. Unter
diesen Umstanden kann man sich vorstellen, dass ein gewisses Risiko
besteht, mit dieser Vorlage die Vorsorge fir diese Personen nicht
wesentlich zu verbessern, aber daflir neue Steuerabziige zu ermogli-
chen, wobei die Steuerprivilegien dadurch erhéht wirden.»

In diesem Zusammenhang erinnern wir daran, dass die WAK-N an ihrer
Sitzung vom 13. Februar 2024 beschlossen hat, kiinftig auch die warme
(reale!) Progression bei der direkten Bundessteuer auszugleichen. Auch
diese Massnahme wiirde vor allem Spitzenverdienende entlasten - und
zwar mit rund 800 Millionen Franken Steuersubventionen pro Jahr. Auch
vor diesem Hintergrund wird deutlich, dass diese Vorlage einmal mehr
das grundlegende steuerpolitische Prinzip der Besteuerung nach der
wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit aushebelt. Wir lehnen sie deshalb ab
oder verlangen zumindest eine klarere gesetzliche Grundlage.

Wir danken lhnen fir die Berticksichtigung unserer Anliegen.

Mit freundlichen Grissen.

Sozialdemokratische Partei der Schweiz

filee fife~ [ hoond

Mattea Meyer Cédric Wermuth
Co-Prasidentin Co-Prasident

v

Luciano Ferrari
Leiter Politische Abteilung



Schweizerische Volkspartei Generalsekretariat / Secrétariat général

Union Démocratique du Centre Postfach, CH-3001 Bern

Unione Democratica di Centro Tel. +41(0)31 300 58 58, Fax + 41(0)31 300 58 59
Partida Populara Svizra gs@svp.ch, www.svp.ch, PC-Kto: 30-8828-5

Eidgendssisches Departement des Inneren EDI
Bundesréatin Elisabeth Baume-Schneider

Elektronisch an:
Sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch

Bern, 29. Februar 2024

Anderung der Verordnung lber die steuerliche Abzugsberechtigung fur
Beitrage an anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) zur EinfuUhrung von Ein-
kaufen in die Saule 3a

Vernehmlassungsantwort der Schweizerischen Volkspartei (SVP)

Sehr geehrte Frau Bundesratin
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen fir die Einladung, im Rahmen der oben genannten Vernehmlas-
sung Stellung zu nehmen. Wir dussern uns dazu wie folgt:

Die SVP begrusst zwar, dass mit dieser Vorlage die Motion Ettlin 19.3702
endlich umgesetzt werden soll, lehnt aber die vorgeschlagene Umsetzung
entschieden ab und fordert vom Bundesrat eine weitergehende Liberali-
sierung im Bereich der privaten Vorsorge.

Die vorgeschlagene Vorlage ist eine reine Alibiibung, damit das EDI vorgeben
kann, die Motion umzusetzen. Letztlich hat die vorgeschlagene Anderung aber mit
der Intention der Motion nur noch wenig zu tun und legt den Personen, die ihre
private Vorsorge ausbauen wollen, nur noch unndtige Steine in den Weg.

Die Vorlage sieht vor, dass bei Finanzierungsliicken in der privaten Vorsorge (Saule
3a) ruckwirkend Beitrage geleistet werden kdnnen. Um diese Lucken zu schliessen,
schlagt das EDI vor, dass Personen mit Beitragslicken diese schliessen kdnnen,
wenn die Lucke nicht langer als 10 Jahre zurilckliegt, die Person wahrend dieser
Zeit AHV-beitragspflichtig war und sie die Nachzahlung vorgangig bei ihrer Vorsor-
geeinrichtung beantragt hat. Zudem soll die Nachzahlung erst ab Inkrafttreten der
Vorlage moglich sein und nicht fur die Jahre vor dem Inkrafttreten.

Wir sind der Meinung, dass private Vorsorge eine private Angelegenheit ist und
nicht staatlich reguliert werden sollte. Wir sehen keinen Grund fur eine Zehnjah-
resfrist zur Auffullung von Beitragslicken. Aus unserer Sicht sollte jede Person
selbst entscheiden kdnnen, wann sie wie viel Geld in die private Vorsorge einzahlt.
Wir fordern deshalb das EDI auf, die Zehnjahresfrist zu streichen und stattdessen
eine unbefristete Mdglichkeit zur Auffillung von Beitragslicken zu schaffen.

In der AHV besteht die Moglichkeit, Beitragsliicken, die in den letzten 5 Jahren
entstanden sind, ohne Vorbedingungen zu fullen. Dies ist eine nutzliche Méglichkeit
fir Studenten, Personen, die langere Zeit im Ausland gelebt haben oder


mailto:Sekretariat.ABEL@bsv.admin.ch
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20193702

Arbeitslose, die wahrend langerer Zeit keine Beitrage an die AHV leisten konnten.
In der AHV gibt es keine Voraussetzungen fur die nachtréagliche Schliessung von
Beitragsliicken. Es ist nicht einzusehen, weshalb bei der Schliessung von Beitrags-
licken in der Saule 3a zur Bedingung gemacht wird, dass man wahrend der Zeit,
in der die Beitragsliicke entstanden ist, in der AHV beitragspflichtig gewesen sein
muss. Der Bund sollte ein Interesse daran haben, dass mdglichst viele Burgerinnen
und Birger moglichst viel fur ihre Vorsorge selber aufbringen, denn je mehr privat
vorgesorgt wird, desto weniger ist eine Person auf Ergédnzungsleistungen oder So-
zialhilfe angewiesen, was wiederum weniger Umverteilung von Steuergeldern be-
deutet. Wir fordern deshalb vom EDI, dass die Deckung von Beitragslicken in der
S&ule 3a an die gleichen Voraussetzungen geknupft wird wie bei der AHV - namlich
an keine.

Die Moéglichkeit der Schliessung von Beitragsliicken in der Saule 3a soll vorgangig
bei der entsprechenden Vorsorgeeinrichtung beantragt werden mussen. Hier baut
der Gesetzgeber eine aufwandige burokratische Hurde ein und offenbart seine Ab-
sicht, die Vorlage in der Praxis mdglichst unattraktiv zu machen. Damit zeigen die
BSV-Burokraten, um was es lhnen wirklich geht: Nicht die Sicherung der Alters-
vorsorge steht im Fokus, sondern die schnéde Erhaltung des Steuersubstrats auf
dem Buckel der zukinftigen Rentnergeneration. Die Schweiz hat bereits heute ein
Regulierungsproblem und weitere burokratische Hurden fuhren nur dazu, dass
Menschen von langsamen, undurchsichtigen und als unnétig empfundenen buiro-
kratischen Prozessen abgeschreckt werden. Wir fordern daher, die Antragspflicht
far die Schliessung von Beitragsliicken abzuschaffen, auf zusatzliche Birokratie
ganzlich zu verzichten und die Einzahlung in die Saule 3a vollig frei und ohne Hur-
den zu ermdglichen.

Eine weitere Massnahme, welche die Vorlage sehr unattraktiv macht, ist die Tat-
sache, dass die Schliessung von Beitragsliicken erst ab dem Zeitpunkt des Inkraft-
tretens der Vorlage moglich ist. Tritt die Vorlage beispielsweise am 1. Januar 2026
in Kraft, konnen Beitragslicken, die vor diesem Datum entstanden sind, nicht
mehr nachbezahlt werden. Damit wird gerade den Menschen mittleren Alters die
Moglichkeit genommen, ihre private Vorsorge fur die Rente aufzustocken. Es wird
also bewusst eine Zwischengeneration geschaffen, die von diesem Modell nicht
profitieren kann.

Dartber hinaus fordern wir, dass die Moglichkeit der Eigenverantwortung starker
gefordert wird. Der Staat hat ein Interesse daran, dass die Eigenverantwortung in
der Vorsorge gestarkt wird und die Ausgaben im Rentensystem minimiert werden.
Alle Prognosen gehen davon aus, dass unsere Altersvorsorge in den néachsten Jah-
ren erheblich teurer wird, daher sollte hier ein Anreiz bestehen, die Eigenverant-
wortung starker zu fordern, um diese Kostenexplosion zu dampfen. Wir fordern
deshalb, dass der Steuerabzug fur Einzahlungen in die Saule 3a von allen Vorbe-
dingungen befreit wird. Dies bedeutet auch, dass der jahrliche Maximalbetrag der
steuerlich abzugsfahigen Einzahlungen in die Saule 3a ganzlich aufgehoben wird
und jede Einzahlung steuerfrei sein muss.



Wir danken Ihnen fur die Berucksichtigung unserer Stellungnahme.
Freundliche Grusse
SCHWEIZERISCHE VOLKSPARTEI

Der Parteiprasident Der Generalsekretar

Marco Chiesa Peter Keller
Standerat Generalsekretar
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Elisabeth Baume-Schneider

Inselgasse 1
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Per Mail: Sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch

Bern, 22. Februar 2024

Anderung der Verordnung lber die steuerliche Abzugsberechtigung fiir Beitrdge an aner-
kannte Vorsorgeformen (BVV 3) zur Einfuhrung von Eink&ufen in die Saule 3a
Vernehmlassung

Sehr geehrte Frau Bundesratin

Wir danken Ihnen bestens fiir die Gelegenheit, zur Anderung der Verordnung liber die steuerliche Ab-
zugsberechtigung fir Beitrdge an anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) zur Einfiihrung von Eink&aufen
in die Saule 3a Stellung nehmen zu kdnnen. Der Schweizerische Stédteverband vertritt die Stadte,
stadtischen Gemeinden und Agglomerationen in der Schweiz und damit gut drei Viertel der Schweizer
Bevolkerung.

Allgemeine Einschéatzung

Die gebundene Vorsorge der Saule 3a sieht als einer der drei Pfeiler der schweizerischen Altersvor-
sorge die Mdglichkeit zur steuerbeglinstigen Selbstvorsorge vor (Art. 111 Abs. 1 und 4 BV). Personen,
die in der Schweiz ein AHV-pflichtiges Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen erzielen, kénnen ihre
Vorsorge so durch steuerabzugsfahige Beitrage individuell aufbessern.

Die vorliegende Verordnungsanpassung schafft die mit der Motion 19.3792 Ettlin geforderte Rechts-
grundlage fir steuerabzugsberechtigte Eink&aufe in die Séaule 3a und damit die Méglichkeit, Beitragsli-
cken in der gebundenen Selbstvorsorge nachtraglich auszugleichen.

Aus Sicht der Mehrheit unserer Mitglieder dirfte sich mit der Vernehmlassungsvorlage der Grundge-
danke der Motion Ettlin, ndmlich die Vorsorge derjenigen Personen merklich zu stéarken, die in jungen
Jahren keine 3a-Konti hatten, kaum verwirklichen lassen. Die Vorlage «Einkauf in die Saule 3a ermdg-
lichen» wurde im Vergleich zur Motion Ettlin zwar massgeblich abgeschwéacht. Ungeachtet der erfah-
renen Einschréankungen liegt das Problem der Vorlage darin, dass der Nutzen zugunsten bereits privi-
legierter Steuerpflichtiger die daraus resultierenden Steuereinbussen und zuséatzlichen Verwaltungs-
kosten nicht zu rechtfertigen vermag.

Steuerbegilinstigung mit geringem Nutzen

Das Ziel der Motion Ettlin, Anreize zur Verbesserung der persénlichen Vorsorge zu starken, ist grund-
satzlich begrussenswert. Damit verbunden ist die Hoffnung, dass die dadurch erreichte bessere Vor-
sorge bzw. eine solidere Kapitaldecke im Alter den Staat entlastet. Es dréngt sich indes die Frage auf,

Monbijoustrasse 8, Postfach, 3001 Bern
Telefon +41 31 356 32 32
info@staedteverband.ch, www.staedteverband.ch
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wen die Vorlage tatsachlich begtinstigt und ob diese Begtinstigung vor dem Hintergrund der be-
schrankten staatlichen Ressourcen prioritar ist.

Gemaéss Stellungnahme des Bundesrats zur Motion Ettlin kdnnen heute nur 13 % der Steuerpflichti-
gen den jahrlich zulassigen Maximalabzug fur die steuerprivilegierte Selbstvorsorge ausschopfen. Es
ist unwahrscheinlich, dass Steuerpflichtige, welche den jahrlichen Maximalbetrag nicht vollstandig ein-
zahlen (kénnen), Einkaufe in frihere Jahre ernsthaft in Erwagung ziehen (kdnnen). Geméss dem Ent-
wurf von Art. 7a Abs. 1 lit. ¢ BVV 3 ist jedoch gerade Voraussetzung fir einen Einkauf, dass im Ein-
kaufsjahr der zulassige Betrag vollsténdig einbezahlt wird.

Zudem soll gemass Vorlage fur einen Einkauf im Regelfall vorausgesetzt sein, dass in von den Ein-
kaufen betroffenen Jahren jeweils ein AHV-pflichtiges Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen erzielt
wurde. Demnach kénnten Personen, die friiher nicht erwerbstétig waren (und keine Arbeitslosengelder
bezogen) oder nur in kleinem Teilzeitpensum gearbeitet haben oder die erst spater in die Schweiz im-
migriert sind, keine 3a-Llcken schliessen. Dies trifft vor allem auf nicht erwerbstétige Studierende
oder aus dem Ausland zugezogene Arbeitnehmende zu.

Die vorgeschlagene Einkaufsmadglichkeit in die Saule 3a kommt somit im Ergebnis nur einer kleinen
Minderheit effektiv zugute. Geméss Bundesrat profitieren vor allem Haushalte mit einem steuerbaren
Einkommen von Gber CHF 100 000 von der Vorlage. Diese tendenziell privilegierte Gesellschafts-
schicht hat indes bereits heute die Moglichkeit einer «ausreichenden» Altersvorsorge, wie sie die Bun-
desverfassung in Art. 111 Abs. 1 anstrebt: Mit Blick auf die Optimierung der eigenen Vorsorge besteht
bei einem steuerbaren Einkommen von Gber CHF 100 000 bereits die attraktive Mdglichkeit, steuerbe-
gunstigte Eink&ufe in die zweite Saule vorzunehmen. Wird das Einkaufspotenzial bei dieser Einkom-
menshdhe bis zum Vorsorgefall ausgeschopft, dirfte die ausreichende Altersvorsorge gewahrleistet
sein. Eine mehr als ausreichende Altersvorsorge im Sinne der Aufrechterhaltung eines gehobenen bis
luxuridsen Lebensstandards ist nicht mittels weiterer steuerlicher Anreize zu férdern. Auch werden die
Sozialwerke durch eine Einkaufsmoglichkeit dieser Personengruppe nicht entlastet, da fiir Personen
mit einem steuerbaren Einkommen von ber CHF 100 000 in den seltensten Fallen Erganzungsleis-
tungen zur AHV oder gar Sozialhilfeleistungen erforderlich sein werden.

Schliesslich wirde mit der wahrend zehn Jahren flexiblen Einkaufsmdglichkeit ein Instrument zur
Steueroptimierung geschaffen, indem die Steuerprogression gezielt abgeschwacht werden konnte.
Auch dieses Instrument wirde effektiv nur jenen Steuerpflichtigen zugutekommen, welche aufgrund
der Hohe des steuerbaren Einkommens in substanziellem Umfang Steuern bezahlen. Insgesamt
wirde von einer Einkaufsmoglichkeit in die Saule 3a letztlich ganz Uiberwiegend eine Personengruppe
effektiv profitieren, welche bereits Giber eine ausreichende Altersvorsorge verfigt bzw. mittels beste-
hender Vorsorgeinstrumente eine solche herbeifihren kann. Die Schaffung weiterer steuerlicher An-
reize wie die Abzugsmaoglichkeit von riickwirkenden Einkaufsbetragen ist daher nicht angezeigt.

Steuerausfélle und unverhéltnismassiger Verwaltungsaufwand

Die Einfihrung der Einkaufsmdglichkeit betreffend die Séaule 3a hétte erhebliche steuerliche Minder-
einnahmen zur Folge. In den Erlauterungen des Bundesrates wird die Hohe der Steuerausfalle auf
CHF 100-150 Mio. pro Jahr bei der direkten Bundessteuer und CHF 200—450 Mio. pro Jahr bei den
Kantons- und Gemeindesteuern geschatzt. Diese Zahlen sind geméass Bundesrat mit einer grossen
Unsicherheit verbunden. Klar ist zumindest, dass die vorgeschlagene Einkaufsmdglichkeit substanzi-
elle Steuereinbussen mit sich bringen wirde. Neben den Steuerausféllen wiirde die Einkaufsmdaglich-
keit den Verwaltungsaufwand der Steuerbehdérden spurbar erhéhen. So bringt die Einkaufsmoglichkeit
eine im Zusammenhang mit der Séule 3a bisher unbekannte Komplexitat mit sich und bewirkt damit
einen zusatzlichen Aufwand auf Behdrdenseite, welcher mit personellen Mehrkosten zulasten der All-
gemeinheit verbunden ware. Wahrend der Kontrollaufwand der Steuerbehdrden im Zusammenhang

Seite 2/3



\I‘

Schweizerischer Stadteverband \u W
Union des villes suisses "™ w
Unione delle citta svizzere

mit dem Saule 3a-Abzug heute verhaltnismassig Uberschaubar ist, wirde sich im Fall der Umsetzung
der Einkaufsmoglichkeit der Zeitaufwand deutlich erhéhen. So wéren neu zusétzlich diverse Unterla-

gen bzw. Bescheinigungen zu prifen und Abgleichungen mit den Angaben aus friheren Steuerperio-
den vorzunehmen, um zu verifizieren, ob die steuerpflichtige Person im Beitragsjahr, fir welches ein

Einkauf getatigt wurde, zur ordentlichen Beitragsleistung berechtigt gewesen war und ob die geltend

gemachte Beitragsliicke korrekt berechnet wurde.

Primat des Einkaufs in die zweite Saule

In konzeptioneller Hinsicht ist zu betonen, dass die dritte Saule die erste und zweite Saule erganzen
und nicht zunehmend ersetzen soll, weil Reformen der beiden ersten Saulen ungeniigend voran-
schreiten. Sollte entgegen der gemachten Ausfuihrungen eine Einkaufsmoglichkeit eingefuhrt werden,
ware eine Rangfolge zu prifen. Priméar sollten von den Steuerpflichtigen Einkaufe in die zweite Saule
getatigt werden. Erst wenn dieses Einkaufspotenzial ausgeschopft ist, sollten Einkdufe in die Saule 3a
ermoglicht werden. Dies hatte zwar einen weiteren Verwaltungsaufwand zur Folge, das Vorliegen kei-
ner Einkaufsméglichkeit wére aber mittels eines Auszuges aus der Pensionskasse sehr einfach zu be-
legen.

Die Vernehmlassungsvorlage dirfte die Vorsorgesituation der Bevélkerung nur sehr eingeschrankt
verbessern, erhéht — wie in den Erlauterungen mehrfach erwahnt — den administrativen Aufwand fur
die Steuerbehérden und die Einrichtungen der gebundenen Selbstvorsorge erheblich, zieht Steuer-
ausfalle nach sich und bietet Raum fiir steuerplanerische Uberlegungen, indem ein Abzug fiir die
Saule 3a wahrend zehn Jahren nachgeholt werden kann. Aus diesem Grund lehnen wir die Vernehm-
lassungsvorlage ab.

Wir danken lhnen fir die Beriicksichtigung unserer Anliegen.

Freundliche Griisse

Schweizerischer Stadteverband

Prasident Direktor
Anders Stokholm Martin Fligel

Stadtprasident Frauenfeld

Kopie:  Schweizerischer Gemeindeverband
Konferenz der kantonalen Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren
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Zurich, 1. Marz 2024

Vernehmlassung der Stadtischen Steuerkonferenz zur Umsetzung der Motion 19.3702
«Einkauf in die Saule 3a ermdglichen»

Sehr geehrte Frau Bundesratin, sehr geehrte Damen und Herren

Die Stadtische Steuerkonferenz nimmt zum vorgelegten Vorentwurf wie folgt Stellung:

l. Ausgangslage

Die Gewahrleistung einer ausreichenden Altersvorsorge, wie sie die Bundesverfassung in
Art. 111 zum Ziel hat, zahlt zu den gréssten sozialen Aufgaben dieser Zeit. Der Aufbau der
vorliegend interessierenden Selbstvorsorge in Form der Saule 3a setzt nicht nur formell ein
AHV-pflichtiges Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen voraus, sondern auch eine ausrei-
chende Sparfahigkeit. In der Schweiz ist die Sparquote zwar im Durchschnitt hoch, jedoch
ungleich verteilt. Steuerpflichtige aus unteren Einkommensschichten haben einerseits nicht
ausreichend finanzielle Moglichkeiten, um Einzahlungen in die Saule 3a vorzunehmen. Ande-
rerseits wirkt der Steuerabzug nicht relevant, greifen doch Steueranreize erst ab héheren Ein-
kommen. Entsprechend wird mit steigendem Einkommen und damit zunehmender Steuerbe-
lastung vermehrt mit der Saule 3a vorgesorgt. So tberrascht es nicht, dass nur gerade 28 %
der Steuerpflichtigen in die Saule 3a einzahlen! und wiederum bloss 10 % der Steuerpflichti-

gen den jahrlich zulassigen Saule 3a-Maximalabzug beanspruchen.?

Die Vorlage «Einkauf in die Saule 3a ermdglichen» wurde im Vergleich zur Motion Ettlin mas-
sgeblich abgeschwacht. Ungeachtet der erfahrenen Einschrankungen liegt das Problem der

Vorlage darin, dass der Nutzen zugunsten bereits privilegierter Steuerpflichtiger die daraus

1 HOFMANN/ZAHND, Steuerliche Férderung des Vorsorgesparens — eine kritische Beurteilung des
Saule-3a-Abzugs, IFF 2022 S. 216.
2 <https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-98831.html.>



resultierenden Steuereinbussen und den zusatzlichen Verwaltungsaufwand nicht zu rechtfer-

tigen vermag.

Il. Beurteilung der geplanten Umsetzung der Motion 19.3702 «Einkauf in die
Saule 3a ermdglichen»
a. Begunstigte bedurfen keiner weiteren steuerlichen Privilegierung

Das Ziel der Motion, Anreize zur Verbesserung der personlichen Vorsorge zu starken, ist
grundsatzlich begriissenswert. Damit verbunden ist die Hoffnung, dass die dadurch erreichte
bessere Vorsorge bzw. eine solidere Kapitaldecke im Alter den Staat entlastet. Es drangt sich
indes die Frage auf, wen die Vorlage tatsachlich begtinstigt und ob diese Beglnstigung vor

dem Hintergrund der beschrankten staatlichen Ressourcen prioritar ist.

Die Saule 3a ausschopfen kann nur, wer es sich leisten kann. Dies gilt umso mehr fir Einkaufe:
Wer die Saule 3a nicht vollstandig ausschopfen kann, vermag umso weniger Einkaufe in ver-
gangene Jahre zu tatigen. Zentral in dieser Hinsicht ist, dass heute nur 10 % der Steuerpflich-
tigen den jahrlich zulassigen Maximalabzug fir die steuerprivilegierte Selbstvorsorge aus-
schopfen. Somit besteht fur den Uberwiegenden Teil der Steuerpflichtigen ein erhebliches
brachliegendes Saule 3a-Potenzial. Es ist unwahrscheinlich, dass Steuerpflichtige, welche den
jahrlichen Maximalbetrag heute nicht vollstdndig einzahlen (kdnnen), Einkaufe in frihere Jahre
ernsthaft in Erwagung ziehen (k6nnen). Gemass dem Entwurf von Art. 7a Abs. 1 lit. ¢ BVV 3
ist gerade Voraussetzung fur einen Einkauf, dass im Einkaufsjahr der zuldssige Betrag voll-
standig einbezahlt wird. Folglich kénnten heute nur rund 10 % der Steuerpflichtigen auch von

der Einkaufsmaoglichkeit Gebrauch machen.

Zudem soll gemass Vorlage fur einen Einkauf im Regelfall vorausgesetzt sein, dass in von den
Einkaufen betroffenen Jahren jeweils ein AHV-pflichtiges Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkom-
men erzielt wurde. Demnach kénnten Personen, die friher nicht erwerbstatig waren (und keine
Arbeitslosengelder bezogen) oder nur in kleinem Teilzeitpensum gearbeitet haben oder die
erst spater in die Schweiz immigriert sind, keine 3a-Lucken schliessen. Dies trifft vor allem auf

nicht erwerbstatige Studierende oder aus dem Ausland zugezogene Arbeitnehmende zu.

Die vorgeschlagene Einkaufsmdglichkeit in die Sdule 3a kommt somit im Ergebnis nur einer
kleinen Minderheit effektiv zugute. Gemass Erlauterndem Bericht profitieren vor allem Haus-

halte mit einem steuerbaren Einkommen von tber CHF 100 000 von der Vorlage. Diese ten-



denziell privilegierte Gesellschaftsschicht hat bereits heute die Mdglichkeit einer «ausreichen-
den» Altersvorsorge, wie sie die Bundesverfassung in Art. 111 Abs. 1 anstrebt: Mit Blick auf
die Optimierung der eigenen Vorsorge besteht bei einem steuerbaren Einkommen von Uber
CHF 100 000 bereits die attraktive Moglichkeit, steuerbegulnstigte Einkaufe in die zweite Saule
vorzunehmen. Wird das Einkaufspotenzial bei dieser Einkommenshdhe bis zum Vorsorgefall
ausgeschopft, dirfte die ausreichende Altersvorsorge gewahrleistet sein. Eine mehr als aus-
reichende Altersvorsorge im Sinne der Aufrechterhaltung eines gehobenen bis luxuriésen Le-
bensstandards ist nicht mittels neuer steuerlicher Anreize zu férdern. Auch werden die Sozial-
werke durch eine Einkaufsmoglichkeit dieser Personengruppe nicht entlastet, da fir Personen
mit einem steuerbaren Einkommen von tber CHF 100 000 in den seltensten Fallen Ergan-

zungsleistungen zur AHV oder gar Sozialhilfeleistungen erforderlich sein werden.

Schliesslich wirde mit der wahrend zehn Jahren flexiblen Einkaufsmdglichkeit ein (weiteres)
Instrument zur Steueroptimierung geschaffen, indem die Steuerprogression gezielt abge-
schwacht werden konnte. Auch dieses Instrument wirde effektiv nur jenen Steuerpflichtigen
zugutekommen, welche aufgrund der Hohe des steuerbaren Einkommens in substanziellem

Umfang Steuern bezahlen.

Insgesamt wirde von einer Einkaufsmaoglichkeit in die Saule 3a letztlich ganz Gberwiegend
eine Personengruppe effektiv profitieren, welche bereits Uber eine ausreichende Altersvor-
sorge verfugt bzw. mittels bestehender Vorsorgeinstrumente eine solche herbeifihren kann.
Die Schaffung weiterer steuerlicher Anreize wie die Abzugsmadglichkeit von riickwirkenden Ein-

kaufsbetragen ist daher nicht angezeigt
b. Steuerausfalle und unverhaltnismassiger Verwaltungsaufwand

Die Einfuhrung der Einkaufsmdglichkeit betreffend die Saule 3a hatte erhebliche steuerliche
Mindereinnahmen zur Folge. In den Erlauterungen (S. 13) wird die Hohe der Steuerausfalle
auf CHF 100-150 Mio./Jahr (Direkte Bundessteuer) und CHF 200450 Mio./Jahr (Staats- und
Gemeindesteuern) geschatzt. Diese Zahlen sind mit einer grossen Unsicherheit verbunden.
Klar ist zumindest, dass die vorgeschlagene Einkaufsmdglichkeit substanzielle Steuereinbus-

sen mit sich bringen wirde.

Neben den Steuerausfallen wirde die Einkaufsmaoglichkeit den Verwaltungsaufwand der Steu-
erbehdrden deutlich erhdhen. So bringt die Einkaufsméglichkeit eine im Zusammenhang mit

der Saule 3a bisher unbekannte Komplexitat mit sich und bewirkt damit einen massgeblichen



zusatzlichen Aufwand auf Behdrdenseite, welcher mit (personellen) Mehrkosten zulasten der
Allgemeinheit verbunden ware. Wahrend der Kontrollaufwand der Steuerbehdrden im Zusam-
menhang mit dem Saule 3a-Abzug heute verhaltnismassig Uberschaubar ist, wirde sich im
Fall der Umsetzung der Einkaufsmaoglichkeit der Zeitaufwand deutlich erhdhen. So waren neu
zusatzlich diverse Unterlagen bzw. Bescheinigungen zu prifen und Abgleichungen mit den
Angaben aus friiheren Steuerperioden vorzunehmen, um zu verifizieren, ob die steuerpflichtige
Person im Beitragsjahr, fir welches ein Einkauf getatigt wurde, zur ordentlichen Beitragsleis-
tung berechtigt gewesen war und ob die geltend gemachte Beitragsliicke korrekt berechnet
wurde. Denn, so die Erlauterungen (S. 10): «Ob bescheinigte Saule 3a-Beitrage tatsachlich
steuerlich zum Abzug gebracht werden kdnnen, ist von den kantonalen Steuerbehérden wei-
terhin gestutzt auf die rechtlichen Vorgaben zu prifen, was — trotz der erganzten Bescheini-
gung — mit einem erhéhten administrativen Aufwand einhergeht und die Uberpriifung unter
Umstéanden stark erschwert (z.B. bei einem Kantonswechsel).» Zusatzlich besteht bei Versi-
cherten mit mehreren 3a-Konti/-Policen das erhéhte Risiko, dass sich Einkaufe aufgrund der

Unubersichtlichkeit nachtraglich als unzulassig erweisen (so auch die Erlduterungen, S. 3).

Die Stadtische Steuerkonferenz lehnt daher die Vorlage insbesondere auch mit Blick auf den

erheblichen, zusatzlich verursachten Verwaltungsaufwand ab.
c. Forderung der Selbstvorsorge zweifelhaft

Gemass Art. 111 Abs. 4 BV fordert der Bund in Zusammenarbeit mit den Kantonen die Selbst-
vorsorge namentlich durch Massnahmen der Steuer- und Eigentumspolitik. Ob durch den vor-
geschlagenen Einkauf in die Saule 3a die Selbstvorsorge geférdert wird, muss bezweifelt wer-
den. Zwar wurden neue steuerliche Anreize fur einen Einkauf eingefuhrt. Gerade die Moglich-
keit eines spateren Einkaufs gabe den Steuerpflichtigen aber auch die Mdglichkeit, heutige
Konsumbedurfnisse zu befriedigen statt die regulare, jahrliche Einzahlung in die Saule 3a vor-
zunehmen. Es ist daher zu befirchten, dass Einkommensschichten, welche sich eine Einzah-
lung in die Saule 3a immer wieder aus finanziellen Grinden Uberlegen missen, haufiger auf
eine solche verzichten werden, da spater noch ein Einkauf mdglich ware und dannzumal die

Mittel aber nicht mehr vorhanden sind.



d. Primat des Einkaufs in die zweite Saule

In konzeptioneller Hinsicht ist zu betonen, dass die dritte Saule die erste und zweite Saule
erganzen und nicht zunehmend ersetzen soll, weil Reformen der beiden ersten Saulen unge-
niigend voranschreiten.® Sollte entgegen der gemachten Ausfiihrungen eine Einkaufsmoglich-
keit eingeflihrt werden, ware zumindest eine Rangfolge zu prifen. Priméar sollten von Steuer-
pflichtigen Einkaufe in die zweite Saule getatigt werden. Erst wenn dieses Einkaufspotenzial
ausgeschopft ist, sollten Einkaufe in die Saule 3a erméglicht werden. Dies hatte zwar einen
weiteren Verwaltungsaufwand zur Folge, das Vorliegen keiner Einkaufsmdglichkeit in die

zweite Saule ware aber mittels eines Auszuges aus der Pensionskasse einfach zu belegen.
Il. Schlussfolgerung

Insgesamt lehnt die stadtische Steuerkonferenz die vorgeschlagene Einflihrung von Einkaufen

in die Saule 3a in der vorgeschlagenen Ausgestaltung ab.

Freundliche Grisse

:‘#7’_,

Dr. Bruno Fassler

Prasident Stadtische Steuerkonferenz

3 So auch HOFMANN/ZAHND, Steuerliche Forderung des Vorsorgesparens — eine kritische Beurteilung
des Saule-3a-Abzugs, IFF 2022 S. 205 ff.
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Anderung der Verordnung (BVV 3) zur Einfiihrung
von Einkaufen in die Saule 3a

Sehr geehrte Frau Bundesrétin, sehr geehrte Damen und Herren

Besten Dank fiir die Méglichkeit zur Stellungnahme zur Anderung der Verordnung
Uber die Abzugsberechtigung fir Beitrage an anerkannte Vorsorgeformen (BVV3).

Zusammenfassung unserer Position

Die Idee, dass nach der BVG-Reform die Renten der zweiten Séule sinken und deshalb
in Zukunft die Moglichkeit bestehen soll, die Rente Uber die Saule 3a aufstocken zu
kénnen, ist an sich gut. Allerdings sind von der BVG-Reform vor allem Leute
betroffen, welche zum grossten Teil im Obligatorium versichert sind. Alle anderen
habe schon langst tiefere Umwandlungssatze, sind also bereits betroffen. Es stellt sich
also die Frage, wer effektiv von dieser Neuerung profitieren wirde. Es wéren, so wie
die Vorlage im Moment aussieht, Leute, die sich in den nachsten Jahren in einer
beruflichen Phase befinden, in der sie nichts oder weniger in die Saule 3a einzahlen
kénnen, in frihestens 10 Jahren aber genug verdienen, dass sie Uber den reguldren 3a-
Beitrag hinaus, ihre Vorsorgeliicken in der Sdule 3a stopfen kdnnen. Das wéren z.B.
Berufseinsteiger:innen, Hochschulstudierende, Leute, die sich in den nachsten Jahren
in einer Familienphase befinden und das Erwerbspensum reduzieren wollen oder
Leute, die sich selbstéandig machen wollen. In jedem Fall muss das kiinftige
Einkommen aber so hoch sein, dass es Uber den maximalen jahrlichen Beitrag 3a (im
Moment nur 13% aller Steuerpflichtigen), auch noch die Beitragsliicke aus Vorjahren
decken kann, man also z.B. maximal CHF 14'000 p.a. "ubrig" hat. Dabei wiirde es sich
klar um hdhere Einkommen handeln. Wenn man also davon ausgeht, dass sinkende
Umwandlungssétze der Pensionskassen alle betrifft, unabhangig von der BVG-Reform,
die Sparmdglichkeiten und vor allem die Aufstockungsmdglichkeiten aber nicht allen
Einkommen offensteht, dann handelt es sich nicht in erster Linie um eine Reaktion
auf die BVG-Reform, sondern um eine Steueroptimierungsmaéglichkeit fur hdhere
Einkommen. Aus diesen Griinden ist der Kaufméannische Verband der Gesetzesvorlage
gegenuber kritisch eingestellt.

Kaufmannischer Verband Schweiz
Reitergasse 9 * Postfach - CH-8021 Ziirich 1/2

mehr wirtschaft. fiir mich.



kaufmannischer
verband

mehr wirtschaft. fiir mich.

Mit den Séaulen 3a und 3b, gibt es schon einige Sparmadglichkeiten fur Angestellte und
Selbststandige. Um Licken fur mittlere Einkommen nachtraglich zu schliessen oder
zumindest zu vermindern, brauchte es demnach flexiblere Mdoglichkeiten der
Einzahlung, bzw. Aufstockung.

Fur die Berucksichtigung unserer Anliegen bedanken wir uns und stehen ftr allféllige
weitere Fragen selbstverstandlich gerne zur Verflgung.

Freundliche Griisse

Fir den Kaufméannischen Verband

C —— ‘ u'"lg. 'IL\"

Sascha M. Burkhalter Dr. Ursula Hafliger
CEO Kaufmannischer Verband Schweiz Verantwortliche Politik

Kaufmannischer Verband Schweiz
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Innern EDI
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Per E-Mail: Sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch

Zurich, 6. Marz 2024 BZG/sm

zimmermann@arbeitgeber.ch

Stellungnahme zur Vernehmlassung «Anderung der Verordnung uiber die Abzugsberechtigung
far Beitrage an anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) zur Umsetzung der Motion 19.3702 von SR
Ettlin «Einkauf in die Séule 3a ermdglichen»»

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Schweizerische Arbeitgeberverband wurde mit E-Mail vom 22. November 2023 eingeladen, zur
eingangs erwéhnter Vernehmlassung bis zum 6. Marz 2024 Stellung zu nehmen. Dafiir danken wir
Ihnen bestens und unterbreiten Ihnen nachfolgend gerne unsere Positionen.

Der Schweizerische Arbeitgeberverband (SAV) ist seit 1908 die Stimme der Arbeitgeber in Wirtschaft,
Politik und Offentlichkeit. Er vereint als Spitzenverband der Schweizer Wirtschaft rund 90 regionale
und branchenspezifische Arbeitgeberorganisationen sowie einige Einzelunternehmen. Insgesamt ver-
tritt er Gber 100000 Klein-, Mittel- und Grossunternehmen mit knapp 2 Millionen Arbeithehmenden aus
allen Wirtschaftssektoren. Der SAV setzt sich fir eine starke Wirtschaft und den Wohlstand der
Schweiz ein. Er verfugt dabei Gber anerkanntes Expertenwissen insbesondere in den Bereichen Ar-
beitsmarkt, Bildung und Sozialpolitik.

1. Zusammenfassende Beurteilung

Gesttzt auf die Konsultation unserer Mitglieder nehmen wir zusammenfassend gerne wie folgt Stel-
lung:

Position des Schweizerischen Arbeitgeberverbands (SAV):

1. Die Arbeitgeber begrissen die Forderung des individuellen und selbstverantwortlichen Al-
terssparens. Die Mdoglichkeit von riickwirkenden Einkdufen in die Sédule 3a werden gross-
mehrheitlich als sinnvoll und zielgerichtet erachtet.

2. Aus Sicht der Arbeitgeber ist die Mdglichkeit fur riickwirkende Einkaufe in die Saule 3a auf
mindestens 15 Jahre zu verlangern.

3. Aus Sicht der Arbeitgeber ist die Mdglichkeit fir riickwirkende Einkaufe in die Saule 3a fir
Jahre, in denen kein AHV-pflichtiges Erwerbseinkommen erzielt wurde, auszuweiten. Zu-
dem wird ein Auffullen von bereits bestehenden Liicken vor 2025 als zielfihrender erachtet.

Hegibachstrasse 47 | Postfach | 8032 Zirich
T +41 444211717
verband@arbeitgeber.ch | www.arbeitgeber.ch
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2. Ausgangslage

Das Parlament hat 2020 die Motion «Einkauf in die Saule 3a erméglichen» (19.3702) von Standerat
Erich Ettlin GUberwiesen. Die Umsetzung erfordert eine Anpassung der Verordnung tber die steuerliche
Abzugsberechtigung fur Beitrdge an anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3). Der vorliegende Vorentwurf
der Verordnungsanpassung sieht vor, dass Arbeithehmende und Selbstandigerwerbende Beitragsli-
cken in ihrer Saule 3a inskiinftig durch zusatzliche steuerabzugsberechtigte Beitrage bis zu 10 Jahren
riickwirkend ausgleichen kdnnen. Ein solcher Einkauf ist jahrlich bis zum Betrag des so genannten
kleinen Abzugs zulassig. Im Weiteren regelt die Vorlage die erforderlichen Voraussetzungen zur recht-
massigen Durchfiihrung von Einkaufszahlungen in die gebundene Selbstvorsorge.

3. Position des SAV

Aufgrund der demografischen und finanzékonomischen Veranderungen, sowie dem Reformstau in der
Altersvorsorge steigt der Druck auf die Leistungen aus der ersten und zweiten Saule. Die Arbeitgeber
begriissen daher die Férderung des individuellen und selbstverantwortlichen Alterssparens. Der vor-
geschlagene Entwurf, riickwirkend Einzahlungen in die Saule 3a zu tatigen, wird im Grundsatz als
sinnvoll und zielgerichtet erachtet.

Aus Sicht der Arbeitgeber wird jedoch die Frist von 10 Jahren fir den riickwirkenden Einkauf als zu
kurz befunden. Ziel muss es sein, das eigenverantwortliche Alterssparen so attraktiv wie moglich zu
gestalten. Die Einfuhrung der Mdglichkeit der riickwirkenden Einzahlung fir vergangene Beitragsjahre
kann insbesondere die finanzielle Sicherheit derjenigen starken, die in jungen Jahren kein 3a-Konto
hatten oder mangels gentgend Einkommen kein substanzielles 3a-Vermdgen aufbauen konnten. Per-
sonen verfiigen oft erst in einem spateren Lebensabschnitt Uber die finanziellen Mittel, um in die Saule
3a einzuzahlen, respektive um zusatzlich riickwirkend fiir vergangene Jahre einzahlen zu kénnen.
Dies gilt insbesondere fur Personen, die sich langer in einer Ausbildung befunden haben oder sich um
die Kinderbetreuung gekiimmert haben. Aus Sicht der Arbeitgeber ist daher die Mdglichkeit fur riick-
wirkende Einkaufe in die Saule 3a auf mindestens 15 Jahre zu verlangern.

Gemass dem vorgeschlagenen Entwurf der Verordnung sind riickwirkende Einkaufe nur fir Beitrags-
jahre maoglich, in denen die Person die Voraussetzung fir Beitrage in die Saule 3a erflllte, das heisst
ein AHV-pflichtiges Erwerbseinkommen erzielte. Aus Sicht der Arbeitgeber ist diese Bestimmung zu
starr. Es ware zielfuhrender, die Moglichkeit der riickwirkenden Einkaufe auch fir die Jahre zu 6ffnen,
in denen kein AHV-pflichtiges Erwerbseinkommen erzielt wurde. Dies gilt insbesondere fir Personen,
die sich langer in einer Ausbildung befunden oder sich um die Kinderbetreuung gekiimmert haben.
Aus Sicht der Arbeitgeber ist die Moglichkeit fur riickwirkende Einkaufe in die Séule 3a fur Jahre, in
denen kein AHV-pflichtiges Erwerbseinkommen erzielt wurde, zu lockern. Zudem ist gemass vorge-
schlagenen Entwurf der Verordnung vorgesehen, dass nur neu entstehende Licken ab 2025 ge-
schlossen werden kénnen. Dies schliesst jedoch eine Vielzahl an Personen aus, rickwirkend Liicken
in der Vorsorge schliessen zu kénnen. Ein Auffullen von bereits bestehenden Liicken wird als zielfiih-
render erachtet.

Letztlich ist es auch im Interesse des Staates, dass Personen selbst in die eigene Altersvorsorge in-
vestieren.

4. Fazit
Gestiitzt auf die Konsultation unserer Mitglieder nimmt der SAV wie folgt Stellung:
1. Die Arbeitgeber begriissen die Forderung des individuellen und selbstverantwortlichen Alters-

sparens. Die Moglichkeit von riickwirkenden Eink&ufen in die Séule 3a werden grossmehrheit-
lich als sinnvoll und zielgerichtet erachtet.

Seite 2 3b4_VL Einkauf Saule 3a erméglichen BZG.docx
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2. Aus Sicht der Arbeitgeber ist die Moglichkeit fur rickwirkende Einkaufe in die Saule 3a auf
mindestens 15 Jahre zu verlangern.

3. Aus Sicht der Arbeitgeber ist die Mdglichkeit fur riickwirkende Einkaufe in die Saule 3a fur
Jahre, in denen kein AHV-pflichtiges Erwerbseinkommen erzielt wurde, auszuweiten. Zudem
wird ein Auffillen von bereits bestehenden Lucken vor 2025 als zielfihrender erachtet.

Wir bitten Sie um Bericksichtigung unserer Eingabe und stehen lhnen fur allféllige Riuckfragen gerne
zur Verfigung.

Mit freundlichen Griissen

SCHWEIZERISCHER ARBEITGEBERVERBAND

i \L’_ | PN
Barbara Zimmermann-Gerster Roger Riemer
Mitglied der Geschéftsleitung Stv. Ressortleiter Sozialpolitik und Sozialversicherungen
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Schweizerischer Gewerkschaftsbund
Union syndicale suisse
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Eidg. Departement des Innern
Frau Bundesrétin Elisabeth Baume-Schneider
3003 Bern

per Mail an:
Sekretariat. ABEL @bsv.admin.ch

Bern, 1. Februar 2024

Stellungnahme zur Anderung der Verordnung iiber die Abzugsberechtigung fiir Beitrage
an anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3)

Sehr geehrte Frau Bundesratin
Wir danken lhnen, zur Anderung der BVV3 Stellung nehmen zu kénnen.

Die Verordnungsanderung zielt darauf ab, dass Arbeitnehmende und Selbstandige Uber einen
Zeitraum von 10 Jahren Nachzahlungen an die Saule 3a leisten kdnnen. Diese sind fur Jahre
moglich, in denen nicht der maximale Betrag flr Arbeitnehmende («kleiner Abzug») einbezahlt
wurde.

Der SGB spricht sich gegen diese Verordnungsanderung aus, da sie sozialpolitisch nicht
zielfUhrend ist. Die Saule 3a wird vor allem von Personen und Haushalten mit héheren Einkommen
genutzt. Tiefe und untere mittlere Einkommen haben in der Regel zu wenig Geld, um zu sparen.
Das zeigt die durchschnittliche Einzahlung in die Sdule 3a nach Einkommensklassen in der Grafik
unten. Im Jahr 2019 waren es vor allem Ehepaaren mit hdheren Einkommen, welche die
3a-Moglichkeiten am intensivsten genutzt haben. Diese haben aber in den meisten Fallen bereits
eine gute Altersvorsorge Uber die 2. Saule und kdnnen auch dort steuerbefreite Einkaufe tatigen.

Mittlerer Abzug fiir die Saule 3a von unselbstandig erwerbstatigen Ehepaaren in Fr./Jahr
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Man muss davon ausgehen, dass der nachtragliche Einkauf in die Saule 3a vor allem zur
Steueroptimierung genutzt wird. Die Steuerausfalle aus diesem zusétzlichen Steuerabzug sind
besorgniserregend hoch. Bei der Direkten Bundessteuer dirften es gemass den Schatzungen des
Bundes 100 bis 150 Mio. Franken sein. Bei den Kantonen 200 bis 450 Mio. Franken. Diese Ausfélle
durften weitere Sparmassnahmen nach sich ziehen - auch im sozialpolitischen Bereich - was die
heute schon angespannte oder schwierige finanzielle Lage der tiefen und unteren mittleren
Einkommen weiter verstarken wird.

Die Steuerabzlge férdern indirekt auch die Ungerechtigkeit beim Pensionierungsalter. Aufgrund
der Progression ist der Steuerspareffekt flr die hoheren Einkommen ausgepragter. Diese werden
dadurch noch mehr (Vorsorge-)Vermogen haben. Dieses Vermogen erlaubt es ihnen, friher in
Rente zu gehen. Die oft erschopften Berufstatige mit tiefen und unteren mittleren Einkommen
haben dieses Privileg hingegen nicht.

Wir danken lhnen fur die Berlicksichtigung unserer Stellungnahme.

Freundliche GrUsse

SCHWEIZERISCHER GEWERKSCHAFTSBUND

/%%W B LW\QN

Pierre-Yves Maillard Daniel Lampart
Prasident Leiter SGB-Sekretariat und Chefokonom
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sgv@usam

Bundesamt fir Sozialversicherungen BSV
3000 Bern

Sekretariat.abel@bsv.admin.ch

Bern, 7. Marz 2024 sgv-Gf/ap

Vernehmlassungsantwort: Anderung der Verordnung iiber die Abzugsberechtigung fiir Beitriage
an anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) — Umsetzung der Mo. Ettlin 19.3702, Einkauf in die Saule
3a ermdglichen

Sehr geehrte Damen und Herren

Als grosste Dachorganisation der Schweizer Wirtschaft vertritt der Schweizerische Gewerbeverband
sgv Uber 230 Verbande und tber 600 000 KMU, was einem Anteil von 99.8 Prozent aller Unternehmen
in unserem Land entspricht. Im Interesse der Schweizer KMU setzt sich der grésste Dachverband der
Schweizer Wirtschaft fir optimale wirtschaftliche und politische Rahmenbedingungen sowie flr ein un-
ternehmensfreundliches Umfeld ein.

Mit Schreiben vom 22. November 2023 hat uns Bundesprasident Berset eingeladen, zu einem Entwurf
zur Anderung der BVV 3 (Anderung der Abzugsberechtigung fir Beitrage an anerkannte Vorsorgefor-
men — Umsetzung der Mo. Ettlin 19.3702) Stellung zu nehmen. Fir die uns eingeraumte Gelegenheit
zur Meinungsausserung danken wir Ihnen bestens.

Der Schweizerische Gewerbeverband sgv hat die Motion Ettlin (19.2702) seinerzeit zur Annahme emp-
fohlen. Wir sind heute der Meinung, dass der in der Zwischenzeit von beiden Raten Uberwiesene Vor-
stoss im Sinne der Forderungen des Motionars umzusetzen ist.

Beim Studium der Vernehmlassungsunterlagen sind wir leider zum Schluss gelangt, dass der Umset-
zungsvorschlag in etlichen Punkten klar und offensichtlich von den Forderungen des Motionars ab-
weicht. Das lehnt der sgv dezidiert ab. Wir fordern den Bundesrat und das federfihrende BSV auf, die
Vorlage nochmals grindlich zu Gberarbeiten und speziell folgende Korrekturen vorzunehmen:

e Die Begrenzung des Einkaufs auf die zehn vorangehenden Jahre gemass Art. 7a Abs. 1 Bst. a des
Revisionsentwurfs ist unzulassig. Der Motionar nimmt ausdriicklich Bezug auf die 3a-Tabelle des
BSV. Diese Tabelle errechnet das maximal mogliche Vorsorgevermégen, das aus einem Sparbe-
ginn ab Alter 25 hervorgeht. Wir beantragen, dass im Minimum bis zu diesen Maximalbetragen ein-
gekauft werden kann, unabhangig davon, wann die Vorsorgellcken entstanden sind.

e Der nachtragliche Ausgleich von Beitragsliicken in Form eines Einkaufs soll gemass Revisionsent-
wurf nur beziglich der Beitragsjahre zulassig sein, in denen die vorsorgenehmende Person die Vo-
raussetzungen fir die Entrichtung von 3a-Beitragen erfillt hat. Dieses Erfordernis steht in klarem
Widerspruch zu den Forderungen der Motion Ettlin und ist in keiner Weise aufrecht zu erhalten. In
der Motion Ettlin wird klar festgehalten, dass auch die Vorsorge derjenigen Personen gestarkt wer-
den soll, die mangels eines AHV-Einkommens nicht einzahlen konnten (beispielsweise

Schweizerischer Gewerbeverband Union suisse des arts et métiers Unionesvizzera delle arti e mestieri
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selbststandigerwerbende Personen mit unzureichenden finanziellen Mitteln oder nichterwerbstatige
Muitter). Wir sind daher klar der Ansicht, dass Art. 7a Abs. 1 Bst. b zu streichen ist.

e Im Motionstext wird ausdriicklich verlangt, dass die Einkaufsmoglichkeiten zwecks Reduktion des
administrativen Aufwands zeitlich und finanzielle einzuschranken sind. Der in die Vernehmlassung
geschickte Revisionsentwurf missachtet diese Vorgaben vollstandig. Hier muss zwingend korrigiert
werden. Die Verordnungsrevision hat sich am vom Parlament Uberwiesenen Konzept der Motion
Ettlin auszurichten.

e Gemass Entwurf der Ubergangsbestimmung soll es nur méglich sein, Beitragsliicken zu schliessen,
die nach Inkrafttreten der Verordnungsanpassung entstanden sind. Dies erachten wir als viel zu
restriktiv und nicht im Sinne der Forderungen der Motion Ettlin. Wir beantragen mit Nachdruck, dass
auch bereits existierende Vorsorgellicken geschlossen werden kénnen.

o Wie wir bereits ausgefiihrt haben, treten wir daflr ein, dass sich die Einkaufsmoéglichkeiten der Ar-
beitnehmenden im Sinne der Motion Ettlin an der 3a-Tabelle des BSV auszurichten haben. Fir
Selbstandigerwerbende ohne zweite Saule sind diese Einkaufsmaoglichkeiten allerdings unzulassig.

Hier sind entsprechend grossziigigere Einkaufsmdglichkeiten zuzulassen (berechnet mit einem
Faktor 4).

Fir die Berlicksichtigung unserer Stellungnahme danken wir lhnen bestens.

Freundliche Grisse

Schweizerischer Gewerbeverband sgv

¢ e frele ke,

Kurt Gfeller Dieter Klay
Vizedirektor Co-Leitung Direktion
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Per Mail an

Bundesamt fiir Sozialversicherungen
Sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch

Bern, 6. Marz 2024

Stellungnahme zur Anderung der Verordnung iiber die Abzugsberechtigung fiir
Beitrage an anerkannte Vorsorgeformen (BVV3) — Umsetzung der Mo. Ettlin
19.3702, Einkauf in die Saule 3a ermoglichen

Sehr geehrte Frau Bundesratin
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen flr die Gelegenheit, zur oben erwahnten Verordnung Stellung nehmen zu kénnen. Aus Sicht
von Travail.Suisse ist die Forderung der Motion Ettlin zum Einkauf in die Saule 3a hochproblematisch. Die Mo-
tion fordert analog der 2. Saule riickwirkende steuerlich abzugsfahige Einkaufsmaoglichkeiten in die Saule 3a.
Die vorliegende Verordnung soll regeln, unter welchen Umstanden (maximal 10 Jahre rickwirkend, jahrlicher
Hochstbeitrag in der Hohe des kleinen Abzugs, Ende der Einkaufe mit dem Bezug von Altersleistungen bzw.
spétestens fiinf Jahre nach Erreichen des Referenzalters, Antrags- und Dokumentationspflicht) dies mdglich
sein soll.

Zu grossziigige Auslegung des Einkaufs

Zwar sieht der Bundesrat klare Rahmenbedingungen fir die Einkaufe vor, was Travail.Suisse im Grundsatz be-
grusst, allerdings sind sie zu grosszligig ausgestaltet. Die zehn Jahre Rickwirkung gehen zum Beispiel weit
Uber das hinaus, was an versdumten Beitragsjahren in der AHV einbezahlt werden kann (fiinf Jahre riickwir-
kend). Es brauchte sehr strenge Anforderungen, um eine entsprechende Regelung so umzusetzen, dass sicher-
gestellt werden kann, dass die Einkaufe im gesetzlichen Rahmen erfolgen.

Unzureichende Kontrolle

Aktuell haben weder die Anbieter der Saule-3a-Konti noch die Steuerbehdrden einen Uberblick, wie viele 3a-
Konti eine Person besitzt oder wie viel sie jahrlich wahrend ihres Erwerbslebens in die Saule 3a einbezahlt hat.
Die Kontrolle von 10 Jahre zurlckliegenden Einzahlungen erweist sich in dieser Konstellation als sehr schwie-
rig und aufwandig. Sofern ein Wechsel des Wohnsitzes in einen anderen Kanton in diese Zeit fallt, erweist sich
die Kontrolle als praktisch unmaglich. Es ist davon auszugehen, dass angesichts dieser Ausgangslage die
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rickwirkenden Einkaufe in die Saule 3a zu einem Vehikel fir sehr gut Verdienende wird, um Steuern zu hinter-
ziehen, indem mehr Geld als fir die Sdule 3a abzugsberechtigt deklariert wird, als dies tatsachlich der Fall ist.

Aus Sicht von Travail.Suisse ist bei der aktuellen steuerlichen Erfassung der Saule 3a-Konti nicht gewahrleistet,
dass die Steuererleichterungen in dem Ausmass garantiert werden, wie das gesetzlich vorgesehen ist. Um Ein-
kdufe ohne hohes Risiko flr Steuerhinterziehung zu ermdglichen, missten die Saule 3a-Konti sehr viel starker
reguliert und zentral erfasst werden. Das ist in der aktuellen Vorlage nicht vorgesehen.

Ausbau von Steuerprivilegien fiir Einkommensstarke

Das Angebot fir riickwirkende Einkaufe in die Saule 3a wendet sich allein an wohlhabende und einkommens-
starke Personen. Einkaufe kommen nur flir Personen in Frage, die sich Gber den vollen jahrlichen Beitrag an die
Saule 3a hinaus noch weitere Beitrage leisten konnen. Das ist nur fir sehr wohlhabende Personen maglich.
Aus Sicht von Travail.Suisse haben zusatzliche Steuerprivilegien fir diese Personen keine Prioritat.

Die finanziellen Auswirkungen der Vorlage auf den Bundeshaushalt und die Kantone sind betrachtlich. Der Bun-
desrat geht davon aus, dass allein bei der Bundessteuer mit jahrlichen Steuerausfallen von 100 bis 150 Millio-
nen Franken gerechnet werden muss. Dazu kommen noch hohere jahrliche Ausfalle bei Kantonen und Gemein-
den von 200 bis 450 Millionen pro Jahr. Angesichts der Sparbemiihungen, die der Bundesrat im Moment ver-
folgt und in deren Zug er bereit ist, bei Sozialversicherungen wie den Witwenrenten und der Arbeitslosenversi-
cherung zu sparen, scheint es Travail.Suisse nicht richtig, entsprechende Steuerausfalle zugunsten von sehr
wohlhabenden Personen in Kauf zu nehmen.

Auf Umsetzung verzichten

Travail.Suisse fordert, angesichts der offenkundigen Umsetzungsprobleme und der grossen Kosten, die diese
Vorlage mit sich bringt, auf die Umsetzung der Motion Ettlin zu verzichten und keine riickwirkenden Einkaufs-
moglichkeiten fur die Saule 3a zuzulassen.

Fur die Bertcksichtigung unserer Anliegen danken wir Ihnen.

Freundliche Grisse

ZM fy/}/ﬁfila

Adrian Withrich Edith Siegenthaler
Prasident Leiterin Sozialpolitik
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Thierry Berthoud
Rue Saint-Michel 3
2900 Porrentruy

Office fédéral des assurances sociales
Secteur Droit de la prévoyance professionnelle
Effingerstrasse 20

3003 Berne

Porrentruy, le 6 février 2024

Procédure de consultation - Modification de I'ordonnance sur les déductions admises
fiscalement pour les cotisations versées a des formes reconnues de prévoyance (OPP 3)
pour la mise en ceuvre de la motion Ettlin 19.3702 «Autoriser les rachats dans le pilier 3a»

Madame, Monsieur,

Apres examen du projet mentionné en titre et soumis en consultation jusqu’au 6 mars 2024, jai
le plaisir de vous communiquer mon avis s’y rapportant. Les modifications de I'OPP 3 déja
envisagées dans le projet n‘appellent pas de remarques de ma part et je vous remercie de
permettre un lissage du versement de cotisations qui correspond a la réalité actuelle de
dynamique des revenus?. Je souhaiterais toutefois que cette réforme aille plus loin dans une
certaine « flexibilisation » du troisiéme pilier.

En effet, le pilier 3a impose des restrictions pour le versement de cotisations qui sont aujourd’hui
dépasseées. Depuis que les bases et fondements du troisieme pilier ont été jetés en 1985 avec la
rédaction de 'OPP 3, la société a profondément changé, aux niveaux professionnel et privé. De
nombreux bénéficiaires sont injustement exclus du systéme, empéchés par leur condition de
cotiser volontairement pour leur retraite et améliorer leurs perspectives de retraite. Aujourd’hui,
seules les personnes ayant un revenu soumis a I’AVS peuvent cotiser au troisieme pilier. L'époux
ou I'épouse sans activité lucrative, mais également la personne divorcée qui assume a plein
temps I'éducation des enfants (le plus souvent la femme) et qui recoit en contrepartie des
pensions alimentaires, ne peuvent ni s’affilier & une caisse de pension, ni se constituer un
troisieme pilier. Cette situation est injuste et mérite d’étre corrigée dans le troisiéme pilier.

Aussi, je prie le Conseil fédéral et avec lui 'administration fédérale de modifier le projet en
précisant a I'art. 7a, al. 1, OPP 3 que : « Les salariés, les indépendants et les personnes sans
activité lucrative peuvent verser des cotisations a des formes reconnues de prévoyance et les
déduire de leur revenu, [...] ». Dans le cas ou d’autres dispositions d’ordonnance doivent étre
modifiées, j'invite le Conseil fédéral a les intégrer dans le présent projet, cas échéant a élaborer
un projet de modification de loi a lintention du Parlement si une telle modification s’avere
également nécessaire.

En vous remerciant de votre attention, je vous prie de recevoir, Madame, Monsieur, mes
salutations les meilleures.

Thierry Berthoud

! La publication de 'OFS « Mobilité des revenus de la classe moyenne, de 2017 a 2020 » en témoigne.



Eingegangen per Mail am Di 28.11.2023 15:59
An Gonzalez del Campo Federico BSV

Sehr geehrter Herr Gonzalez del Campo

Gerne mochte ich ihnen eine Rickmeldung zur Vernehmlassung betreffend
nachtraglicher Einkaufe in die Saule 3a geben. Aus meiner Sicht ist Art. 7a Abs. 4
unsinnig. Demnach dirfen Personen die irgendein 3a Gefass altershalber
bezogen haben keine Einkaufe mehr tatigen. Einerseits kann diese Bestimmung
umgangen werden, indem einfach nach 60 nur noch BVG Einkaufe anstatt 3a
Einkaufe getatigt werden. Andererseits torpediert diese Bestimmung den
Hauptzweck der Verordnungsanpassung (Ausbau der individuellen Vorsorge).
Fur das Konzept der Séule 3a ist die Steueroptimierung quasi immanent. Viele
Personen zahlen womaoglich nur deswegen tberhaupt in die Saule 3a ein. Es ist
nicht ersichtlich inwiefern diese hochst widerspriichliche Regelung Sinn ergeben
soll.

Des Weiteren scheint es komplett unlogisch den maximalen Einkaufsbetrag pro
Jahr gemass Art. 7a Abs. 2 fur Unselbstandige UND Selbstéandige einheitlich
beim kleinen Abzug festzulegen. Es durfte gar das Rechtsgleichheitsgebot
verletzt sein demgemass Gleiches nach Massgabe seiner Gleichheit gleich und
Ungleiches nach Massgabe seiner Ungleichheit ungleich zu behandeln ist. Dass
der maximal zul&ssige ordentliche 3a Beitrag bei Selbstandigerwerbenden gerade
eben auch tuber dem kleinen Abzug bis zu max. 20% des Jahresgewinns liegen
kann ist der Logik geschuldet, dass der Selbststandigerwerbende ohne BVG sich
entsprechend auch eine halbwegs vergleichbare Vorsorge aufbauen kénnen soll.
Dies wiurde durch die Begrenzung gemass aktuellem Verordnungsentwurf
wiederum unngtig erschwert. Die Begrenzung ist auch insofern unschlissig, als
dass fir den Einkauf zunachst stets der maximale ordentliche Beitrag
auszuschopfen sei, wobei gemass Wortlaut davon auszugehen ist, dass ein
Selbstandigerwerbender eben gerade die vollen 20% des Gewinns zunachst voll
einzahlen muss, bevor er allenfalls erganzend max. den kleinen Beitrag einkaufen
kann — da kommt einem zwangslaufig der Vergleich zwischen Apfel und Birnen in
den Sinn.

Ebenfalls vollig unverstandlich ist, weshalb gemass Ubergangsbestimmung keine
Rickwirkung der 10 Jahresfrist ab Inkraftsetzung méglich sein soll. Der
Steuerzahler muss ja gemass dem Verordnungstext so oder so alle relevanten
Unterlagen zur Uberpriifung der Zulassigkeit und Hohe eines Einkaufs der
Vorsorgeeinrichtung zusenden. Eine entsprechende Dokumentation ware also
problemlos auch fir mégliche Licken vor 2025 méglich bzw. nicht Sache der 3a
Stiftungen sondern in der Verantwortung der Steuerzahler. Als Jahrgang 1987
fuhlt man sich bei all den teils bereits angenommenen oder noch zukinftigen
Altersreformen so oder so schon stehts «zwischen Stuhl und Bank» - kaum je
gehort man zur Ubergangsgeneration darf also i.d.R. ohne Nachteilausgleich
alles hinnehmen und nun ware mit dieser Verordnungsanderung mal die
Moglichkeit insbesondere auch Personen solcher Alterskategorien eine
nachtréagliche Vorsorgeverbesserung zu ermdglichen doch ausgerechnet hier soll



es keine Ubergangsbestimmung geben, welche mal meinem Jahrgang ein kleines
«Goodie» gonnen warde...

Es ist zu hoffen, dass meine wohl wenig gewichtige Einzelkritik sich auch bei den
offiziellen Vernehmlassungsadressaten zeigt und entsprechende Anpassungen
vor Inkraftsetzung angestrebt werden.

Freundliche Grisse
Fabian Frei

Ahornweg 24
8630 Ruiti



Roman Krucker Wangi, 5. Marz 2024
Eichbuhlstrasse 24
9545 Wangi

Abs: R. Krucker, Eichblhlstr. 24, 9545 Wangi
Eidgendssisches

Departement des Innern

Frau Elisabeth Baume-Schneider
Bundesratin

3003 Bern

Anderung der Verordnung iiber die steuerliche Abzugsberechtigung fiir Beitrage
an anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) zum Zwecke der Umsetzung der Motion
19.3702 von SR Ettlin ,,Einkauf in die Sdule 3a ermdglichen"

Vernehmlassung
Sehr geehrie Frau Bundesratin

Ich danke Ihnen fir die Moglichkeit der Stellungnahme zum Entwurf fir die Teilrevision
der Verordnung uber die steuerliche Abzugsberechtigung fiir Beitrdge an anerkannte
Vorsorgeformen (SR 831.461.3) zum Zwecke der Umsetzung der Motion 19.3702 von
SR Ettlin ,Einkauf in die Saule 3a ermdéglichen".

Ich schliesse mich der Vernehmlassung des Regierungsrates des Kantons Thurgau vom
20. Februar 2024 an.

Durch die Einkaufsméglichkeit im Bereich der Saule 3a kann durch Einkdufe und zeitna-
hem Bezug der Leistung analog zur Saule 2 die steuerliche Motivation im Vordergrund
stehen. Insbesondere fur selbstandig erwerbenden Personen ohne Anschluss an die be-
rufliche Vorsorge kénnen die Einkaufe in die gebundene Selbstvorsorge von derzeit ma-
ximal Fr. 35'250.00 pro Jahr ein erhebliches Steuersparpotenzial bieten.

Ich halte ergénzend fest, dass bei einer allfalligen Einfihrung von Einkaufsabziigen in die
gebundene Selbstvorsorge eine Sperrfrist fur den Bezug der Leistungen in Kapitalform
nach einem Einkauf zu beachten ist. Aus Harmonisierungsgriinden mit der zweiten Saule
ist ebenfalls eine Frist von drei Jahren festzuschreiben.

Es ist somit eine zusatzliche Bestimmung aufzunehmen:

Art. 7a Abs. 5 (Art. 7a Abs. 5 E-BVV 3 wird neu zu Abs. 6):

® Wurden Einkéufe getatigt, so drfen die daraus resultierenden Leistungen innerhalb der
néchsten drei Jahre nicht in Kapitalform aus der Vorsorge zuriickgezogen werden. Falls
ein zeitnaher Bezug erfolgt, sind die gewéhrten Steuerabziige zu korrigieren.

Ich danke lhnen fir die Berticksichtigung meiner Anliegen.

Fu

n Krucker
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Roman Krucker, Eichbiihlstrasse 24, 9545 Wanaqi

Eidgendssisches

Departement des Innern

Frau Elisabeth Baume-Schneider
Bundesrétin

3003 Bern
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voyance
Associazione svizzera delle Istituzioni di previ-
denza

Kreuzstrasse 26

8008 Ziirich

Telefon 043 243 74 15/16
Telefax 043 243 74 17
E-Mail  info@asip.ch
Website www.asip.ch

Schweizerischer Pensionskassenverband
Association suisse des Institutions de pré-

Frau

Bundesratin Elisabeth Baume-Schneider
Eidgendssisches Departement des Innern
EDI

Inselgasse 1

3003 Bern

Sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch

Zirich, 05.03.2024

Umsetzung der Motion 19.3702 «Einkauf in die Séule 3a ermdglichen»

Sehr geehrte Frau Bundesrétin

Gerne nehmen wir zur Vernehmlassung «Umsetzung der Mo. 19.3702, Einkauf in die S&ule 3a ermdgli-
chen» Stellung, vielen Dank fur lhre Einladung.

Der Schweizerische Pensionskassenverband ASIP mit Sitz in Zirich ist der Dachverband fir Gber 900
Pensionskassen. Er vertritt (iber die Mitglieder rund zwei Drittel der Versicherten in der beruflichen Vor-
sorge sowie ein Vorsorgevermogen von gegen CHF 650 Mia. Der ASIP bezweckt die Erhaltung und For-
derung der sozialpartnerschaftlich geflinrten beruflichen Vorsorge auf freiheitlicher und dezentraler Basis
und setzt sich flir das Drei-Saulen-Konzept in ausgewogener Gewichtung ein. Er positioniert sich als
Ansprechpartner fur alle Akteure im Umfeld der beruflichen Vorsorge. Die Exponenten unseres Verban-
des vertreten die Interessen der Pensionskassen in verschiedenen Gremien sowie gegentber der Politik
und der Offentlichkeit.

Grundsatzlich unterstiitzen wir das Ziel der Motion 19.3702 «Einkauf in die Saule 3a ermdglichen», der
dritten S&ule eine hohere Bedeutung zu verleihen und sie zu fordern. Bei der nun vorliegenden konkreten
Umsetzungsvorlage sehen wir allerdings an diversen Stellen Anpassungsbedarf, den wir nachfolgend

gerne erlautern.


http://www.asip.ch/
mailto:Sekretariat.ABEL@bsv.admin.ch

I. Ausgangslage: Beitragsliicken in der Saule 3a

Da sowohl die AHV als auch die berufliche Vorsorge (BVG) aufgrund der demographischen und gesell-
schaftlichen Entwicklungen vor Herausforderungen stehen, diirfte die private Vorsorge weiter an Bedeu-
tung gewinnen, wenn Menschen ihren Lebensstandard im Alter halten méchten.

Gleichwohl wird laut «Neurentenstatistik» des BFS mit tiber 3 Millionen erwerbstétiger Inhaber von Séule-
3a-Konti (Bank) bzw. S&ule-3a-Policen (Lebensversicherung) das Potential in der Séule 3a durch die
Mehrheit der Bevélkerung nicht vollstandig ausgeschdpft. Die Griinde dafir sind sicherlich vielfaltig, unter
anderem diirfte aber auch urséchlich dafiir sein, dass es nicht moglich ist, im Gegensatz zur 1. und 2.
Séule Beitragsliicken in der Sdule 3a via Einkauf zu schliessen — eine unerfreuliche Tatsache, handelt es
sich doch bei der Saule 3a um einen wesentlichen Pfeiler der eigenverantwortlichen Vorsorge. Aus ver-
schiedenen Griinden kann namlich nur ein Drittel der 3a-Konto- bzw. -policeninhaber bzw. gemass Mit-
teilung des Bundesrats nur 10% der Steuerpflichtigen den zuldssigen Maximalbetrag von CHF 7'056
(2024) als Unselbststandigerwerbende einzahlen, weshalb eine Erhdhung der Beitrége nicht geeignet ist.
«Hingegen wiirde die Schaffung eines Einkaufs und damit eines nachtréglichen Einzahlens von vergan-
genen Beitragsjahren die Vorsorge derjenigen Personen stérken, die in jungen Jahren kein 3a-Konto
hatten, als selbststandigerwerbende Personen die finanziellen Mittel nicht aufbringen konnten (z.B. Bau-
ern) oder die mangels AHV-Einkommen nicht einzahlen konnten (inshesondere nichterwerbstatige Miit-
ter).»! Davon betroffen ist vor allem der Mittelstand, beispielsweise ein Paar im Alter von ber fiinfzig,
das Kinder grossgezogen hat und in dem beide Partner wieder mehr arbeiten, so dass zusétzliche Mittel

vorhanden sind, um die private Vorsorge aufzubessern.

II. Ablehnung der bundesrétlichen Vorlage aufgrund deren konzeptioneller Fehler
Allerdings beraubt die nun vorgelegte Vernehmlassungsvorlage die Motion 19.3702 auf breiter
Ebene ihrer Substanz und verhindert ihre Zielsetzung aufgrund dreier konzeptioneller Fehler. Da-
bei zeigt die Stellungnahme des Vereins Vorsorge Schweiz (VVS) die problematischen Bereiche
des Vorentwurfs detailliert auf. Wir verweisen deshalb auf die Argumente unter B).

1. Kein Abstellen auf das Versicherungsalter der einkaufenden Person

Bei der AHV und in der beruflichen Vorsorge wird bei Einkdufen auf das Versicherungsalter der einkau-
fenden Person geachtet und daraus die Liicke errechnet. Fir uns schwer verstéandlich ist, dass der Bun-
desrat von diesem erprobten Ansatz und vom Modell der Motion Ettlin abweicht. Beim bundesrétlichen
Modell kdnnten namlich bereits bestehende Liicken niemals gefiillt werden — zum Nachteil aller heute

Erwerbstatigen (siehe nachfolgend).

! Gemaéss Begriindung der Mo. 19.3702 «Einkauf in die Siule 3a erméglichen».



2. Keine Anerkennung von Luicken vor dem 1. Januar 2025

Der Entwurf beschrankt die Einkaufsmdaglichkeiten auf Liicken, die ab dem Inkrafttreten der Verordnung
(voraussichtlich) am 1. Januar 2025 entstanden sind. Bereits bestehende Liicken in der Séule 3a sollen
gemass dem Vorschlag nicht anerkannt werden. Daraus ergibt sich, dass die Generation der heute tiber
30-jahrigen Personen, d.h. eine ganze Generation von Arbeithehmenden, von dieser Verordnungsanpas-
sung ausgeschlossen wird. Datenerhebungen zeigen, dass gerade ab einer Altersschwelle von 40 Jahren
die Anzahl der Vorsorgenehmer, die den vollen Jahresbeitrag von aktuell CHF 7’056 einzahlen, iber-
durchschnittlich hoch ist. Bereits bestehende Luicken in der S&ule 3a werden in der bundesratlichen Vor-
lage (im Gegensatz zur AHV und beruflichen Vorsorge) nicht berticksichtigt.

Weiter halten wir die Bestimmung, dass ein Einkauf zwar jedes Jahr erfolgen darf, jedoch langstens fiir
Liicken der zehn dem Einkaufsjahr vorangehenden Beitragsjahre zuléssig ist, fiir ungeeignet.

3. Erfordernis eines AHV-pflichtigen Einkommens beim Errechnen der Liicken

Weiter beschrankt der Entwurf die Einkaufsmdoglichkeiten auf Beitragsjahre, in denen die Betroffenen die
Voraussetzungen fir Beitrdge in die S&ule 3a erfiillt haben miissen. Diese Pflicht des Nachweises eines
AHV-pflichtigen Einkommens flr die Jahre, in denen eine Licke entstanden ist, gibt es richtigerweise
weder in der AHV noch in der beruflichen Vorsorge. Warum dies dann in der Séule anders sein soll, ist
unverstandlich und abzulehnen, da heute gangige Lebens- und Arbeitsmodelle (z.B. Aus- und Weiterbil-
dung, Familienzeit, Teilzeitarbeitende) benachteiligt wirden. Es werden dadurch all jene ausgeschlossen,
die ihre berufliche Laufbahn erst spat begonnen oder fiir eine gewisse Zeit unterbrochen haben. Genau

diese hatten aber mit der Motion unterstiitzt werden sollen.

4. Unnotige Komplexitat in den administrativen Ablaufen

Auch bei den administrativen Aufwanden ist das nun vorgelegte Modell unnétig kompliziert, weshalb da-
von auszugehen ist, dass die S&ule 3a-Einrichtungen die entstehenden Mehrkosten den Vorsorgeneh-
mern tberwélzen und so im Vorsorgesystem die Verwaltungskosten steigen werden.

Die Motion sieht hingegen vor, die Einkdufe sowohl in der Anzahl als auch in Bezug auf den Betrag zu
begrenzen, indem sie es den 3a-Stiftungen und Lebensversicherungen erlaubt, auf die bereits beste-
hende «Tabelle zur Berechnung des grosstmdglichen 3a-Guthabens» des BSV zuriickzugreifen, aus der
die maximal mdglichen Vorsorgevermdgen der Saule 3a pro Jahrgang und Jahr hervorgehen, wenn ab
Beginn der Pensionskassenpflicht im Alter 25 jeweils der Maximalbetrag einbezahlt worden wére.

Es ware fiir alle an der Durchfiihrung Beteiligten eine wesentliche administrative Erleichterung, transpa-
renter und fairer, diese Referenzwerte als Basis fiir die weitere Beurteilung moglicher Eink&ufe heranzu-

ziehen.



Der nun vorgelegte Vernehmlassungsvorschlag tragt somit wenig zur Starkung der Selbstvor-
sorge bei und weicht an entscheidenden Stellen vom parlamentarisch mehrheitsféahigen Vor-
schlag der Motion ab.

Aus den genannten Griinden empfehlen wir deshalb, den Vorentwurf im Sinne des politischen
Auftrages aus der verabschiedeten Motion Ettlin zu tGiberarbeiten. Dabei unterstiitzen wir die unter
C) der Stellungnahme des Vereins Vorsorge Schweiz (VVS) vorgeschlagenen Verordnungsénde-
rungen.

Zentrale Punkte der Umsetzung sind

¢ Die Einkaufsmoglichkeit in die Séule 3a soll insbesondere auch jenen Personen zugute-
kommen, die in den Jahren, fiir die der Einkauf beansprucht wird, keine AHV-pflichtige
Tatigkeit ausgetibt haben, beispielsweise jenen Personen, die ein langes Studium absol-
viert haben, oder Eltern, die nach der Geburt ihrer Kinder fur ein paar Jahre aus dem Er-
werbsleben ausgeschieden sind.

o Die Moglichkeit von Einkdaufen soll auf eine Frist von jeweils flinf Jahren und einen Maxi-
malbetrag von heute je CHF 37531 unter Ermittlung der maximal einkaufbaren Summe
anhand der Tabellen des BSV begrenzt werden.

e Auf eine zeitliche Beschrankung der Einkaufsjahre in die Vergangenheit soll verzichtet

werden.

Wir danken Ihnen fiir die Beachtung unserer Hinweise. Gerne stehen wir Ihnen zur Beantwortung allfalli-

ger weiterer Fragen zur Verfugung.

Mit freundlichen Griissen
ASIP

Schweizerischer Pensionskassenverband

L— [ b— £) . C o

Dr. Lukas Mdiller-Brunner Dr. Michael Lauener

Direktor ASIP Leiter Recht



Schweizerische Eidgenossenschaft KMU-Forum
Confédération suisse
Confederazione Svizzera Forum PME

Confederaziun svizra Forum PMI

CH-3003 Bern, KMU-Forum

Per E-Mail
Sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch

Bundesamt fur Sozialversicherungen
Effingerstrasse 20
3003 Bern

Sachbearbeiter/in: mup
Bern, 06.03.2024

Anderung der Verordnung iiber die Abzugsberechtigung fur Beitrage an anerkannte
Vorsorgeformen

Sehr geehrte Damen und Herren

Unsere ausserparlamentarische Kommission hat sich an ihrer Sitzung vom 14. Dezember
2023 mit dem Vernehmlassungsentwurf zur Anderung der Verordnung tiber die Abzugsbe-
rechtigung fur Beitrdge an anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) befasst. Wir danken Frau
Dr. Franziska Grob fir ihre Teilnahme an dieser Sitzung, an der sie uns das Projekt vorge-
stellt hat.

Das KMU-Forum untersttitzt das Ziel der Vorlage, Arbeitnehmenden und Selbstéandigerwer-
benden die Schliessung von Beitragsliicken in der Saule 3a durch nachtragliche Einkdufe zu
erm@glichen. Die Vernehmlassungsvorlage setzt jedoch die von beiden Réaten Giberwiesene
Motion 19.3702 Ettlin nur zu einem kleinen Teil um. Wir sind der Meinung, dass der in der
Begriindung dieser Motion enthaltene Detailauftrag konsequent, getreu und vollstandig erfullt
werden muss. Eine grundlegende Uberarbeitung der Vorlage mit diesem Ziel ist deshalb no-

tig.

Verschiedene Studien haben gezeigt, dass Selbstandigerwerbende haufig dem Risiko aus-

gesetzt sind, keine angemessene Vorsorge aufzubauen und spéater im Alter Erganzungsleis-
tungen beanspruchen zu missen. Die durch die Motion 19.3702 geschaffenen Anreize wer-
den dieses Risiko in vielen Fallen vermindern. Wir sind deshalb der Meinung, dass die in der
Motion Ettlin vorgesehene Einkaufsmdglichkeit in keiner Weise eingeschrankt werden sollte.

S Il

Mit freundlichen Grissen

1

Daniela Schneeberger Dr. Eric Jakob
Co-Prasidentin des KMU-Forums Co-Prasident des KMU-Forums
Nationalratin, Vizeprasidentin Botschafter, Leiter der Direktion

des Schweizerischen Gewerbeverbands fur Standortférderung des SECO

Kopie an: Kommissionen fir soziale Sicherheit und Gesundheit des Parlaments

KMU-Forum

Holzikofenweg 36, 3003 Bern
Tel. +41 58 464 72 32
kmu-forum-pme@seco.admin.ch
www.forum-kmu.ch


https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20193702

Postfach 357
CH-8401 Winterthur

Frau Bundesratin

Elisabeth Baume-Schneider
Inselgasse 1

3003 Bern

Winterthur, 5. Marz 2024
Vernehmlassung 2023/22 beziglich Einkauf in die Saule 3a: Stellungnahme der AXA

Sehr geehrte Frau Bundesratin Baume-Schneider

Als wichtiger Anbieter von Vorsorgel6sungen nehmen wir gerne die Moglichkeit wahr, unsere Position zum
Umsetzungsvorschlag der Motion 19.3702 von Standerat Erich Ettlin «Einkauf in die Sdule 3a ermdglichen»
einzubringen.

Wir sind der Uberzeugung, dass das Dreisdulensystem die Lebens- und Arbeitswelt des 21. Jahrhunderts
abbilden muss. Mit der Vorlage des Bundesrats gelingt dies nicht und das Ziel des Parlaments, Lucken in der
Saule 3a wirkungsvoll zu beseitigen, wird nicht erreicht. Darliber hinaus sorgt die vorgeschlagene Umsetzung
fir unnétig hohe birokratische Aufwande.

Die AXA lehnt den vorliegenden Vorschlag deshalb ab und ist der Meinung, dass er basierend auf den Ideen
der urspriinglichen Motion Uberarbeitet werden muss. Weitere Ausfiihrungen finden Sie nachfolgend.

Vielen Dank fur lhre Kenntnisnahme. Bei Ruckfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfiigung.

Freundliche Grisse

\ — Ll S

Thomas Gerber Regula Schenkel-Luthiger
Leiter Vorsorge Leiterin Public Affairs & Sustainability

AXA Schweiz, Public Affairs
Romerstrasse 17, R4.A, Postfach 357, CH-8401 Winterthur
Telefon +41 58 215 73 27, Mobile +41 79 225 15 63, www.axa.ch
AXA Versicherungen AG



1. Lucken kénnen nur bedingt geflillt werden

Gemass dem Vorschlag des Bundesrats sind Eink&ufe riickwirkend nur fur Beitragsjahre zuldssig, in denen die
vorsorgenehmende Person Uber ein AHV-pflichtiges Erwerbseinkommen verfiigte. Gerade in Jahren ohne
AHV-pflichtiges Einkommen — z.B. bei Kinderbetreuung oder Aus-/Weiterbildung — entstehen jedoch Licken in
der Vorsorge. Vor diesem Hintergrund schrankt aus Sicht der AXA der Entwurf des Bundesrates die
Maoglichkeiten fir einen nachtraglichen Einkauf stark und unnétigerweise ein und verfehlt damit das Hauptziel
der Vorlage.

Es ist nicht nachvollziehbar, dass mit der Vorlage ein Unterschied zur 1. Saule und zur 2. Saule geschaffen
wird, bei denen bei der Berechnung das Alter und das aktuelle Einkommen herangezogen wird. Es ware
sinnvoller, die Berechnung auf die «Tabelle zur Berechnung des grésstmdéglichen 3a-Guthabens» des BSV
abzustltzen

Der Vorschlag des Bundesrats widerspricht zudem explizit der Motion von Sténderat Ettlin, die fordert «xum
Personen mit Liicken in der Erwerbstétigkeit (z. B. wegen Mutterschaft) zu erreichen, sind die
Einkaufsmdglichkeiten so zu definieren, dass auch Betrage fir Zeiten nachbezahlt werden kdnnen, in denen
der Vorsorgenehmende kein AHV-Einkommen hatte».

Die AXA ist deshalb klar der Meinung, dass der riickwirkende Einkauf auch fir Jahre ohne AHV-pflichtiges
Einkommen mdglich sein muss und sich einzig auf die Tabelle des BSV absttitzen soll.

2. Unnétige birokratische Aufwéande

Im begleitenden Bericht werden die hohen administrativen Aufwande fir den riickwirkenden Einkauf
bemangelt, gleichzeitig hat der Bundesrat mit seinem Entwurf diese aber unnétig erhdht. So schrankt die
Regelung, die im kompensierten Jahr ein AHV-pflichtiges Einkommen fordert, nicht nur wie ausgefiihrt die
Maoglichkeiten zum Einkauf ungebdihrlich ein, sondern erhéht auch die burokratischen Aufwande massiv. Die
Personen, die ihre Licke fillen méchten, missten nachweisen, dass sie im entsprechenden Jahr ein AHV-
pflichtiges Einkommen hatten.

Wirde, wie unter Punkt 1 gefordert, auf die «Tabelle zur Berechnung des grésstmaoglichen 3a-Guthabens»
abgestellt werden, wirden sich die administrativen Aufwande massiv verkleinern. Das wiirde es auch
ermoglichen, eine Liicke eines Jahres Uber verschiedene Einkaufe hinweg zu kompensieren, da es nur noch
eine kumulierte Liicke gabe und nicht eine Einzeljahrpriifung nétig ware. Insgesamt wére diese Losung nicht
nur fairer gegenliber Personen mit Erwerbsunterbriichen, sondern auch effizienter.

3. Zeitliche Begrenzungen unterminieren Ziel der Vorlage

Gemass dem Vorschlag des Bundesrats kénnen erst Liicken kompensiert werden, die nach dem Inkrafttreten
der Verordnung, sprich friihestens 2025, entstanden sind. Dadurch wird ein grosser Teil der momentan
arbeitenden Bevdlkerung faktisch vom riickwirkenden Einkauf ausgeschlossen. Liicken entstehen
traditionellerweise durch Ausbildung oder Kinderbetreuung, meist zwischen dem 25. und 40. Lebensjahr.

Die Regelung des Bundesrats fiihrt dazu, dass viele Personen, die bei Inkrafttreten alter als 40 sind, kaum
noch von der riickwirkenden Einkaufsmadglichkeit profitieren kdnnen. Es missen deshalb auch bereits
bestehende Licken kompensiert werden kénnen — wie von der Motion gefordert.
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Daruber hinaus kdnnten gemass Bundesrat nur Lucken, die maximal zehn Jahre zurlckliegen, kompensiert
werden. So kénnte zum Beispiel eine Licke, die aufgrund von Kinderbetreuung anfangs 30 entstand, nicht
kompensiert werden, wenn spater mit zum Beispiel 45 ein hdheres Haushaltseinkommen verfligbar ist und ein
Einkauf finanziell verkraftbar ist.

Dies schrankt erneut die Einkaufsmdglichkeit unnétig ein und verfehlt das Ziel des Parlaments. Wie bereits
ausgefuhrt, muss deshalb einzig auf die «Tabelle zur Berechnung des grésstméglichen 3a-Guthabens»
abgestutzt werden bei der Berechnung der kompensierbaren Lucke.

Fazit

Bei der Umsetzung der Motion von Standerat Ettlin ist starker auf den Motionstext abzustiitzen. Das heisst,
dass auch ein nachtraglicher Einkauf fur ein Jahr méglich sein muss, in dem kein AHV-pflichtiges Einkommen
bestand und fiir die Berechnung der Liicke wird die «Tabelle zur Berechnung des grosstmadglichen 3a-
Guthabens» herangezogen. Dies ermdglicht eine sinnvolle Kompensationsmdglichkeit, die die moderne
Lebens- und Arbeitswelt widerspiegelt und damit die Ziele des Parlaments erreicht.
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Madame la Conseillere fédérale

Elisabeth Baume Schneider

Cheffe du Département fédéral de I'intérieur
Palais fédéral

3003 Berne

Par courrier électronique :
sekretariat. ABEL @bsv.admin.ch

Paudex, le 6 mars 2024

Consultation : modification de 'ordonnance sur les déductions admises fiscalement
pour les cotisations versées a des formes reconnues de prévoyance (OPP 3) en vue
de linstauration de rachat dans le troisiéme pilier

Madame la Conseillére fédérale,

Nous avons pris connaissance avec intérét du dossier mentionné en titre, mis en
consultation par vos services. Par la présente, nous souhaitons vous faire part de notre
position qui est de ne pas mettre en ceuvre cette motion, subsidiairement de
conditionner les rachats du troisiéme pilier a la résorption préalable de I'intégralité
des lacunes de prévoyance du deuxiéme pilier.

La hiérarchie du systéme de prévoyance suisse

Le systeme de prévoyance Suisse repose sur trois piliers. Le premier sert a assurer le
minimum vital, le deuxiéme est un maintien du niveau de vie antérieur, alors que le troisieme
est un complément individuel fiscalement encouragé. En effet, ce dernier pilier ne découle
pas d’une assurance sociale obligatoire mais constitue une prévoyance individuelle
purement facultative.

Le systeme des trois piliers impose une préséance ou chacune des trois marches constitue
le fondement de la suivante. Le premier et le deuxiéme piliers devraient donc étre complétés
avant le troisieme. La motion Ettlin propose pourtant de remplir le complément individuel du
troisieme pilier alors que le deuxiéme, qui est un remplacement de salaire, pourrait encore
présenter des lacunes. Nous remarquons ainsi que la modification proposée ne respecte
pas le principe de subsidiarité du troisieme pilier.

Dans le cas ou la possibilité de rachat dans le troisieme pilier serait introduite, nous
demandons qu’elle soit conditionnée au comblement préalable des lacunes de prévoyance
du deuxieéme pilier par 'assuré.

Complexité de mise en ceuvre

Les conditions proposées par le projet sont restrictives et ménent malheureusement a une
mise en ceuvre complexe. Tout d’abord, il faut s’assurer que le preneur de prévoyance a un
potentiel de rachat sur les dix derniéres années, mais également qu'il exercait bien une
activité lucrative salariée ou indépendante soumise a cotisation AVS. Ensuite, les autorités
devront veiller a ce que le preneur d’assurance ait versé les cotisations pour 'année en
cours, tout en s’assurant qu’il ne touche pas de prestations vieillesse.

Les institutions d’assurance autoriseront les rachats sur la base des indications fournies par
le preneur d’assurance, et ce sont alors les autorités fiscales qui seront responsables des
contréles et confrontées a de nouvelles difficultés administratives. En effet, cela représente
a la fois une surcharge de travail importante lors de la vérification des déductions, et des
colts supplémentaires sur le plan informatique.


mailto:sekretariat.ABEL@bsv.admin.ch

En outre, en cas de changement de canton, le contrdle sera d’autant plus compliqué. Il
appartiendra probablement a I'autorité fiscale du nouveau canton, compétente pour
examiner la déduction du rachat, de s’adresser au premier canton pour connaitre les
déductions effectuées avant le déménagement du preneur de prévoyance.

La complexité administrative imaginée ici laisse perplexe, sachant que 'OFAS publie
annuellement une «Tabelle pour le calcul du montant maximal du 3¢ pilier a (selon les art.
60a, al. 2, OPP 2 et 7, al. 1, let. a, OPP 3) en fonction de I'année de naissance (le processus
débute le 1¢r janvier de I'année des 25 ans)». Les montants indiqués dans cette tabelle
pourraient étre aisément comparés avec la valeur du troisieme pilier de I'assuré au 31
décembre précédent pour déterminer le montant maximum rachetable pendant 'année en
cours. La question des versements anticipés du pilier 3a resterait néanmoins ouverte et
exigerait sans doute que le fisc tienne un registre.

Niches fiscales

Pour effectuer un rachat dans le troisieme pilier selon le projet proposé, il faudra avoir versé
I'entier de la déduction possible de I'année en cours, ce qui impliquerait pour 2024 (si le
projet était déja en vigueur) d’avoir déja déboursé 7056 CHF avant de compléter les années
précédentes.

Cette mesure sera utile pour les plus fortunés puisque dépenser plus d’une fois la valeur
déductible par année n'est pas a la portée de toute la population active. Cette possibilité
sera d’autant plus intéressante pour les personnes qui arrivent en Suisse en cours de
carriére ou les parents a la suite d’'une pause professionnelle. Elle n’est, cependant, d’aucun
avantage pour le travailleur appliqué qui aurait versé régulierement une part de son salaire
sur cette forme d’épargne bloquée.

Augmenter le plafond du troisi€éme pilier

Le projet proposé a pour avantage de renforcer la prévoyance, et nous soutenons cet
objectif. Nous privilégions un renforcement du deuxiéme pilier pour financer un revenu de
remplacement a la retraite, y compris pour les indépendants. Nous proposons la mesure
suivante, dans le respect de la hiérarchie entre les piliers et en limitant la création de
nouvelles niches fiscales, a savoir 'augmentation du plafond de déduction du troisiéme
pilier. Sachant que le taux de remplacement du salaire fourni par les deux premiers piliers
s’amenuise avec la croissance des revenus, nous serions favorables a une variante qui
permette une déduction exprimée en pourcentage du salaire AVS, fixée par exemple a 10%.
Cela aurait pour avantage, non pas de faciliter des manceuvres fiscales, mais véritablement
d’encourager une constitution réguliére d’épargne tout au long de la vie professionnelle.

En conclusion, la mise en ceuvre de la motion Ettlin telle que proposée ne respecte pas la
hiérarchie des trois piliers, le projet surcharge les autorités et crée des niches fiscales. En
particulier, aucun rachat du troisieme pilier ne devrait étre admis tant qu’il subsiste des
lacunes dans le second. En revanche, nous sommes favorables au renforcement de la
prévoyance et a une augmentation du plafond de déduction du troisiéme pilier.

Nous vous remercions de I'attention que vous porterez a ce qui précéde et vous prions
d’agréer, Madame la Conseillere fédérale, I'assurance de notre haute considération.

Centre Patronal

Tatiana Rezso Brenda Duruz
2
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Per E-Mail:

Eidgendssisches Departement des Innern
Inselgasse 1

3003 Bern

E-Mail-Adresse: Sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch
Zurich, 21. Februar 2024

Verordnung Uber die steuerliche Abzugsberechtigung fur Beitrage an
anerkannte Vorsorgeformen
Sehr geehrte Frau Bundesratin Baume-Schneider

Wir beziehen uns auf das Schreiben vom 22. November 2023 in rubrizierter Angelegenheit
und bedanken uns fur die Gelegenheit, zur Verordnung Uber die Abzugsberechtigung fur Bei-
trdge an anerkannte Vorsorgeformen, Umsetzung der Mo. Ettlin 19.3702 — Einkauf in die
Saule 3a ermoglichen, Stellung nehmen zu kénnen.

1 Zusammenfassung:

EXPERTsuisse steht dem Umsetzungsvorschlag des Bundesrates aus den folgenden Grin-
den kritisch gegenuber:

1. Der in die Vernehmlassung geschickte Vorentwurf beschrankt die Einkaufsmaoglichkeit auf
Beitragsjahre, in denen die vorsorgenehmende Person die Voraussetzungen fiir die Entrich-
tung von Beitragen in die Saule 3a erfullt hat.

2. Zudem beschrankt die Vorlage die Einkaufsmaoglichkeit auf Licken, die ab dem Inkrafttre-
ten der Verordnung entstanden sind (ab 2025), und nur auf Licken, die bis zu zehn Jahren
vor dem Einkauf entstanden sind.

Mit diesen Einschrankungen missachtet das EDI die Hauptanliegen des Motionars und der
Mitglieder der zustandigen Kommission des Parlaments, widerspricht den Sinn und Zweck der
Motion und setzt diese nur sehr eingeschrankt um.

EXPERTsuisse - Schweizer Expertenverband fur Wirtschaftsprifung, Steuern und Treuhand
Stauffacherstrasse 1, CH-8004 Zurich, Tel. +41 568 2060505, Fax +41 58 2060509

info@expertsuisse.ch, www.expertsuisse.ch
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2 Ausgangslage und einleitende Bemerkungen

Laut der von Standerat Erich Ettlin eingereichten Motion soll der Bundesrat Art. 82 des Bundes-
gesetzes Uber die berufliche Alters-, Hinterlassenen und Invalidenvorsorge und die entspre-
chenden Verordnungsbestimmunen so andern, dass Personen mit einem AHV-Einkommen, die
in frheren Jahren keine oder nur Teilbeitrage in die Saule 3a einzahlen konnten, die Mdéglich-
keit erhalten, dies nachzuholen, und die Einkaufe im Einkaufsjahr vollumfanglich von ihrem
steuerbaren Einkommen abziehen kénnen. Die Einkaufsmdglichkeiten mussen zeitlich und fi-
nanziell begrenzt werden. In der Begrindung der Motion wird explizit erwdhnt, dass die Schaf-
fung eines Einkaufs die Vorsorge derjenigen Personen starkt, die in jungen Jahren kein 3a-
Konto hatten, als selbstandigerwerbende Personen die finanziellen Mittel nicht aufbringen konn-
ten oder die mangels AHV-Einkommen nicht einzahlen konnten, insbesondere nichterwerbsta-
tige Mitter.

Die 3a-Tabelle des Bundesamtes flur Sozialversicherungen dient zur Bestimmung des Einkaufs-
potenzials. Der Einkauf ist dreifach zu begrenzen, indem ein Einkauf nur alle finf Jahre mdglich
ist, die Hohe des Einkaufs auf den sogenannten grossen Abzug beschrankt ist und alle bereits
getatigten Wohneigentumsvorbeziige vom maximalen Einkaufsbetrag abgezogen werden mus-
sen. In ihren Erwagungen hielt die Kommission des Nationalrates fiir soziale Sicherheit und

Gesundheit fest, dass moglichst viele Personen die Gelegenheit erhalten sollten, ihre finanzielle
Sicherheit im Alter durch Einzahlungen in die Saule 3a zu gewahrleisten. Diese Mdglichkeit
sollte auch Mannern und Frauen offenstehen, die in jungeren Jahren aufgrund fehlender finan-
zieller Ressourcen, Teilzeitarbeit oder Erwerbsunterbrichen keine oder nur sehr geringe Be-
trage in die Saule 3a einzahlen konnten.

Der in die Vernehmlassung geschickte Vorentwurf beschrankt die Einkaufsmdglichkeit auf Bei-
tragsjahre, in denen die vorsorgenehmende Person die Voraussetzungen flr die Entrichtung
von Beitragen in die Saule 3a erfullt hat.

Zudem beschrankt die Vorlage die Einkaufsmdglichkeit auf Licken, die ab dem Inkrafttreten

der Verordnung entstanden sind (ab 2025), und nur auf Licken, die bis zu zehn Jahren vor dem
Einkauf entstanden sind.
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Mit diesen Einschrankungen missachtet das EDI die Hauptanliegen des Motionars und der Mit-
glieder der zustandigen Kommission des Parlaments und setzt die Motion daher nur sehr ein-
geschrankt um.

EXPERTsuisse steht dem Umsetzungsvorschlag des Bundesrates daher kritisch gegenuiber.

3 Kommentare zur Vorlage

Art. 7a Abs. 1, Bst a

Gemass dem Entwurf soll der Betrag der mdglichen Einkaufe generell anhand der Beitrage
berechnet werden, die in den zehn Jahren vor den Einkauf getatigt wurden. Wie einleitend er-
wahnt, fuhrt dies zu einer erheblichen Einschrankung gegentber der in der Motion geforderten

Regelung.

Eine solche Einschrankung mag in einer Ubergangsphase verniinftig sein, insbesondere wenn—
entsprechend unserem Vorschlag — Einkaufe fur Licken zugelassen werden, die vor dem In-
krafttreten entstanden sind (vgl. Bemerkung zur Ubergangsregelung). Diese Einschrankung
durfte die Kontrolle der geleisteten Beitrage vereinfachen, wenn davon ausgegangen wird, dass
die kantonalen Steuerverwaltungen die Steuererkldrungen und Veranlagungen mindestens
zehn Jahre aufbewahren. Daher beantragen wir, die Bestimmung in diesem Sinne umzuformu-
lieren:

Art. 7a Abs. 1 Bst. a
... diese von ihrem Einkommen abziehen, wenn sie:
a. nicht alle fiir sie maximal zuldssigen Beitrédge einbezahlt haben;,

Art. 7a Abs. 1, Bst. b
Wie einleitend erwahnt, widerspricht diese Bestimmung weitgehend den Sinn und Zweck der

Motion. Wir schlagen daher vor, sie zu streichen.
Noch offen ist ausserdem, welche Regelung bei Personen anwendbar ist, welche in die Schweiz

zugezogen sind und deshalb in der Vergangenheit keine 3a-Beitrage leisten konnten? Durch
die vorgeschlagene Streichung der Voraussetzung «AHV-pflichtiges Einkommen» sollten
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Einkaufe fur diese Personen moglich sein, weil «Wohnsitz Schweiz» nicht erwdhnt wird. Diese
Frage ist fur viele Personen in der Schweiz von grosser Relevanz.

Art. 7a Abs. 2

Entsprechend dem Vorschlag unter Artikel 7a Abs 1 Bst. 1 sollen nicht nur die Beitrage der
vergangenen 10 Jahre, sondern — nach Ablauf einer Ubergangsperiode — alle getatigten Ein-
kaufe ab dem 25 Lebensjahr berlcksichtigt werden. In Anlehnung an die «Tabelle des BSV zur
Berechnung des grosstmdglichen 3a-Guthabens nach Jahrgang» ist es gerechtfertigt, die Lu-
cke ab dem 25 Lebensjahr zu berucksichtigen.

Art. 7a Abs. 1 Bst. ¢
So formuliert ist die Bestimmung unserer Meinung nach zu absolut. Gemass den Erlauterungen

muss die Person den ihr zustehenden Beitragsrahmen im Einkaufsjahr ausgeschopft haben,
um Licken ausgleichen zu durfen. Personen, die aufgrund ihres niedrigen AHV-pflichtigen Ein-
kommen nicht den vollen (jahrlichen) Beitrag zahlen, kénnten keine Einkaufe tatigen. Wir er-
achten diese Einschrankung insbesondere fiir Selbststandige als ungerechtfertigt und schlagen
vor, die Bestimmung wie folgt umzuformulieren:

c. im Jahr in dem der Einkauf erfolgt (Einkaufsjahr), den fiir sie aufgrund ihres AHV-pflichtigen
Einkommen maximal zuldssigen Beitrag nach Artikel 7 Abs. 1 einbezahlen.

Artikel 7b Abs. 2 Bst. a sollte ebenfalls in diesem Sinne umformuliert werden.

Art. 7a Abs. 3

Wir sehen nicht ein, weshalb die Beitragslicke eines Jahres nur mit einem einzigen Einkauf
ausgeglichen werden darf. Bei der 2. Saule existiert diese Einschrankung nicht und ein gestaf-
felter Einkauf ist ebenfalls méglich. Aus Uberlegungen der Gleichbehandlung sollte diese Még-
lichkeit auch bei der Saule 3a gewahrt werden. Und gerade die Mdglichkeit, eine Licke in meh-
reren Tranchen auszugleichen, istim Interesse des Mittelstandes. Wenn eine Person nicht Gber
genugend finanzielle Mittel verfiigt, um den ordentlichen Beitrag und die Licke in einem Jahr
zu bezahlen, sollte sie die Mdglichkeit haben, sich «gestaffelt» einzukaufen.
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Art. 7a Abs. 4

Der Entwurf regelt nur den Fall, in dem bereits eine Altersleistung bezogen wurde. Um Miss-
brauche und zu hohe Steuerausfalle zu vermeiden, verlangte die Motion jedoch explizit, dass
WEF-Vorbeziige vom Einkaufspotenzial abgezogen werden sollen. Vorbeziige im Falle einer
Auswanderung sollten auch vom Einkaufspotenzial bei einer Ruckkehr in die Schweiz abgezo-
gen werden.

Wir schlagen vor, eine solche Bestimmung unter Beriicksichtigung unserer anderen Vorschlage
in den Entwurf aufzunehmen.

Art. 7b Abs. 2 Bst. b
Aufgrund der Bemerkung zu Artikel 7a Abs. 1 Bst. b beantragen wir, diese Bestimmung zu

streichen.

Art. 7b, 8 Abs. 2

Durch die neue Bestimmung wird die Bescheinigungspflicht fir Banken und Versicherungen
deutlich erhéht. Als besonders herausfordernd fiir Banken und Versicherungen ist die Uberprii-
fung der gemachten Angaben gemass Art. 7b Abs. 2 lit. b dann, wenn ein Steuerpflichtiger bei

zwei verschiedenen Banken und/oder Versicherungen jeweils ein Sdule 3a-Konto bzw. -Versi-
cherungslosung hat. Die jeweilige Bank oder Versicherung kann nicht Gberprufen, ob der Steu-
erpflichtige in einem friheren Jahr bei einer anderen Bank oder Versicherung die Betrage ge-
leistet hat oder nicht. Es ware daher sinnvoll, wenn die Daten elektronisch Uber ein einziges
Portal (z.B. Swissdec) zur Verfigung gestellt werden kénnten. Dies wurde sowohl die Arbeit
der Einrichtungen als auch jene der Behdrden erleichtern.

Ubergangsbestimmung

Diese restriktive Ubergangsbestimmung entspricht nicht dem Willen des Motionéars: mit der vor-
geschlagenen Einschrankung lauft die Motion fir viele Personen im Alter zwischen 30 und 60-
Jahren ins Leere.

Es wére daher wiinschenswert, auf die Ubergangsregelung zu verzichten.
Wir sind uns jedoch bewusst, dass eine uneingeschrankte Rucksichtnahme der vergangenen

Jahre viele Hirden bei den Kontrollen mit sich fihren wirde. Daher kdnnten stattdessen alter-
nativ auch die Lucken aus den zehn vergangenen Jahren in Betracht gezogen werden.
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Wir hoffen, lhnen mit unseren Ausfuhrungen zu dienen und stehen fur die Beantwortung von
Fragen gerne zur Verfligung.

Freundliche Grlsse

/7 An /J// M/é«-c %—-e /(

Daniel Gentsch Claudia Blanc Vanek
Prasident Kommission Steuern Fachleiterin Tax & Legal
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Département fédéral de I'intérieur (DFI)

Aufsicht-Krankenversicherung@bag.admin.ch A I'attention de
gever@bag.admin.ch Madame Elisabeth Baume-Schneider,
Conseillere fédérale

Geneve, le 26 février 2024
RZ/3452 - FER 05- 2024

Modification de I'ordonnance sur les déductions admises fiscalement pour les cotisations versées a
des formes reconnues de prévoyance (OPP 3) pour la mise en ceuvre de la motion Ettlin 19.3702
«Autoriser les rachats dans le pilier 3a»

Madame la Conseillere fédérale,
Vous avez sollicité notre avis dans le cadre de la consultation mentionnée sous rubrique.

La prévoyance du pilier 3a est I'un des trois piliers du systeme suisse de sécurité sociale. Celui-ci donne la
possibilité aux assurés de compléter leur prévoyance 1¢ et 2¢me pilier, assortie d’avantages fiscaux. Cette
prévoyance se fait par le biais de versements sur un compte individuel auprés d’établissements d’assurance
ou de fondations bancaires ; versements qui sont déductibles fiscalement, dans une certaine limite fixée
annuellement par le Conseil Fédéral (article 82, al.2 LPP) de leur revenu imposable.

La motion Ettlin du 19 juin 2019 prévoit le versement rétroactif de cotisations au titre des dix années
écoulées pour le montant maximal donnant lieu a déduction fiscale (article 7 al. 1 OPP 3), dit aussi la « petite
déduction». Le calcul du montant maximal & racheter se fait en comparant :

- le montant maximal qui aurait pu étre cotisé chaque année, au cours des dix années qui précédent
'année de rachat,
- au montant effectivement versé au cours des 10 derniéres années.

Pour mettre en ceuvre la motion 19.3702 du CE Ettlin « Autoriser le rachat dans le pilier 3a», 'ordonnance
sur la déduction des cotisations versées a des formes reconnues de prévoyance (OPP 3) doit étre adaptée.
Gréace aux modifications proposées, les salariés et les indépendants qui percoivent un revenu soumis a
I'’AVS en Suisse pourraient a I'avenir combler les lacunes de cotisations dans leur pilier 3a par des rachats.

98, rue de Saint-Jean - Case postale - 1211 Geneve 3 - T 058 715 31 10 - info@fer-sr.ch - www.fer-sr.ch
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A noter que les rachats seraient possibles rétroactivement uniquement pour les années de cotisation au
cours desquelles le preneur de prévoyance remplirait les conditions de verser une cotisation au 3éme pilier,
a savoir toucher un revenu d’'une activité lucrative en Suisse soumis a 'AVS.

La condition pour effectuer un tel rachat est de percevoir un salaire soumis a 'AVS l'année au cours de
laquelle il est effectué. La seconde condition est de procéder en priorité a la cotisation 3¢me pilier 'année au
cours de laquelle est effectué le rachat, avant de faire un versement rétroactif au titre des années
antérieures.

Dans la mesure ou les rachats bénéficieraient de la méme exonération fiscale que les contributions
annuelles aux comptes de pilier 3a, les conséquences financiéres de I'autorisation de ces rachats ont été
estimées a une perte de recettes fiscales. Celles-ci s’élévent au niveau de I'imp6t fédéral direct a environ
entre 100 et 150 millions par an?, et au niveau de I'impét cantonal et communal a environ entre 200 a 450
millions par an2.

Nous sommes d’avis que cette question n’est pas tant une question de politique sociale, mais principalement
de politique fiscale.

En outre, il est important de considérer qu’une proportion importante de personnes exergant une activité
lucrative ne cotisent pas dans la prévoyance 3a, soit parce qu’elles n’en ont pas, soit qu’elles n’ont pas les
moyens. Cette question ne concerne que la marge des contribuables les plus aisés.

Pour ce qui est des conséquences de cette modification au niveau du systéme social, il nous semble
important de rappeler que les deux piliers prioritaires de notre systéme social sont le 1¢" et le 2éme pilier.

Le 1¢ pilier est une assurance solidaire, les prestations servent a couvrir les besoins vitaux des bénéficiaires.
Le 2éme pilier est une assurance par capitalisation liée a I'employeur. Ces deux piliers de la prévoyance
suisse font face a une réalité démographique et économique qui mettent structurellement leur financement
sous pression. Ce sont les effets combinés du vieillissement de la population et de I'augmentation de la
durée de vie d’'une part, et de la pyramide des ages de la Suisse d’autre part, comme dans quasi toutes les
démocraties occidentales, a savoir une population de « baby-boomers » importante qui arrive a I'age de la
retraite avec des nouvelles générations d’actifs cotisants beaucoup moins nombreuses.

Des réformes sont nécessaires pour assurer un financement a long terme et garantir leur stabilité et
pérennité. C'est ce qui a commencé a étre entrepris avec la réforme fiscale RFFA et la réforme de droit
social AVS2021, réformes soutenues par notre fédération.

Il nous semble également important de continuer a soutenir le systéme des trois piliers tel qu'il existe
aujourd’hui, et ne pas modifier son équilibre en faisant une part plus importante au 3¢me pilier a. Les deux
piliers de notre prévoyance sociale restent le 1¢ et le 2¢me pilier, qui sont encadrés par la loi, concernent la
grande majorité des assurés, et ont également des directives de rendement encadrées. Il nous semble
important que les assurés consolident au maximum leurs avoirs dans le 2éme pilier, encore une fois encadré
par la loi et les ordonnances sur la prévoyance professionnelle, avant de s'orienter vers des rachats dans
un pilier 3a, dans une magnitude plus importante que les possibilités actuelles qui nous paraissent
suffisantes.

En conclusion, la FER Genéve est d'avis que le systeme en place a fait ses preuves et que les déductions
fiscales octroyées aux bénéficiaires de comptes de prévoyance individuelle 3a sont suffisantes, sans qu'il'y
ait lieu d’introduire une notion de rachat rétroactif, comme c'est le cas dans le 2éme pilier. Il nous semble que

1 et 2 : Chiffres issus de la Statistique fiscale fédérale 2019 extrapolée sur I'année 2023.



la motion proposée présente un risque d'affaiblir le 2éme pilier au détriment du 3a, et d’amener de la confusion
dans la compréhension que les assurés ont du systeme social actuel.

En vous remerciant de 'attention que vous porterez a la présente, nous vous prions de croire, Madame la
Conseillére fédérale, a I'expression de notre haute considération.

Olivier Sandoz Christelle Schultz
Secrétaire général adjoint Directrice générale adjointe
FER Genéve

La Fédération des Entreprises Romandes en bref

Fondée le 30 juillet 1947 & Morat, son siége est a Genéve. Elle réunit six associations patronales interprofessionnelles
cantonales (GE, FR, NE, JU, VS), représentant la quasi-totalité des cantons romands. La FER comprend plus de 45'000
membres.
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Procedura di consultazione 2023/22 — Modifica dell’ordinanza sulla legittimazione alle
deduzioni fiscali per i contributi a forme di previdenza riconosciute (OPP 3) — Attuazione della
mozione Ettlin 19.3702 «Consentire il riscatto di prestazioni del pilastro 3a»

Gentili Signore, Egregi Signori,

il Gruppo di lavoro Fiscaliste Ticino (FiTi) presso il Centro di competenze tributarie e giuridiche
(CCTG) del Dipartimento economia aziendale, sanita e sociale (DEASS) della SUPSI fa riferimento
alla consultazione indicata a margine, indetta dal Consiglio federale lo scorso 22 novembre e con la
presente rende note le proprie osservazioni su alcune delle modifiche proposte.

Rimaniamo a vostra completa disposizione per ulteriori approfondimenti e domande in merito.

Franceséa Anmaddeo

avv. dr.

docente-ricercatrice Centro competenze tributarie
SUPSI DEASS

Coordinatrice Gruppo di lavoro FiTi




Procedura di consultazione 2023/22 - Modifica dell’ordinanza sulla legittimazione alle
deduzioni fiscali per i contributi a forme di previdenza riconosciute (OPP 3) — Attuazione della
mozione Ettlin 19.3702 «Consentire il riscatto di prestazioni del pilastro 3a»

1. Considerazioni introduttive

Secondo l'opuscolo redatto annualmente dall’Ufficio federale delle assicurazioni sociali (UFAS), le
prestazioni dell'assicurazione vecchiaia e superstiti (AVS,; cd. “1° pilastro”) e della previdenza
professionale obbligatoria (cd. “2° pilastro”) devono coprire, insieme, circa il 60% del reddito
conseguito prima del pensionamento. Ritenuto un reddito massimo obbligatoriamente assicurabile
di circa CHF 88'000.- (art. 8 della Legge sulla previdenza professionale per la vecchiaia, i superstiti
e linvalidita [LPP; RS 831.40]), questo significa che le prestazioni di 1° e 2° pilastro obbligatorio
dovrebbero corrispondere al massimo a CHF 52'000.-'. Considerata la situazione economica
attuale, appare evidente che tale importo non puod essere considerato sufficiente per mantenere un
tenore di vita adeguato in Svizzera dopo il raggiungimento dell’eta pensionabile. Per questo motivo,
la previdenza professionale sovra-obbligatoria ed il 3° pilastro A rivestono una certa importanza.

A differenza del 2° pilastro, il 3° pilastro A ha natura facoltativa e non dipende dal salario percepito,
né dalle scelte del datore di lavoro (che, nel quadro del 2° pilastro, opta per un determinato istituto
previdenziale ed una determinata copertura previdenziale). Il 3° pilastro A — o previdenza individuale
vincolata — &, quindi, uno strumento a libera disposizione dei lavoratori per incrementare le proprie
prestazioni previdenziali alla pensione. Indubbiamente, un’occasione importante per ambire ad un
migliore tenore di vita alla pensione.

In aggiunta, il 3° pilastro A & uno “strumento” che permette alle persone di vincolare il proprio denaro
fino alla pensione — e, quindi, non cadere nella tentazione di usarlo prima —, beneficiando di un
vantaggio fiscale immediato, ovvero la diminuzione delle imposte quando i contributi alla previdenza
vengono versati.

Affinché lo strumento risulti realmente efficace &, pero, importante che le persone inizino presto,
anche con contributi minimi, a finanziarlo. Parimenti, considerato come il salario e i risparmi possano
subire un'evoluzione positiva nel corso della vita lavorativa di un individuo, importante risulta la
possibilita di recuperare, tramite contributi straordinari, quello che non si € riusciti ad investire nel 3°
pilastro in passato.

2. |l riscatto

La possibilita di un contributo straordinario, chiamato altresi “riscatto’, esiste oggi nella sola
previdenza professionale. Tramite un riscatto, I'assicurato pud colmare eventuali “lacune” createsi
negli anni nella propria pensione (quindi, negli averi accumulati nella previdenza).

Bisogna, infatti, partire dal presupposto che alla pensione un individuo voglia mantenere un tenore
di vita simile a quello raggiunto appena prima della pensione. Dal momento, pero, che i contributi al
2° pilastro sono calcolati in funzione del salario, ipotizzando che lo stesso non rimanga invariato nel
corso degli anni, appare evidente che all'inizio della propria carriera lavorativa si contribuisce meno

1 UFAS, La previdenza per la vecchiaia svizzera. Un sistema efficace spiegato in breve, edizione 2024,
dicembre 2023, p. 30.
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rispetto al periodo antecedente alla pensione e che, quindi, gli averi accumulati a 65 anni non sono
per forza quelli che si sarebbero accumulati se per tutta la propria carriera si fosse percepito un
salario pil elevato®.

Il discorso appare ancora piu evidente se si pensa a quegli individui, soprattutto donne, che riducono
o interrompono la propria attivita lavorativa, almeno temporaneamente, per accudire i figli,
rinunciando a contribuire (o contribuendo solo in minima parte) alla previdenza per alcuni o diversi
anni. Per questi individui, le lacune sono importanti.

Sebbene la possibilita di un riscatto esista solo nel 2° pilastro, & d'uopo evidenziare che le possibilita
di contribuire al 3° pilastro A mutano anch’esse nel corso degli anni: se il salario di un individuo
cresce con il passare degli anni, cresce anche il suo potenziale d'investimento nel 3° pilastro A.
Quindi, perché non permettere a tale individuo di recuperare quanto non era riuscito ad investire in
passato?

Aprendo la porta alla possibilita di un riscatto anche nel 3° pilastro A, si incentiva indubbiamente la
costituzione di una previdenza per la vecchiaia piu solida, diminuendo le incertezze finanziarie legate
al futuro.

3. Le modifiche allOPP3 poste in consultazione

La possibilita di riscatto nel 3° pilastro A si scontra indubbiamente con problematiche di natura fiscale
che non possono essere trascurate. In particolare, dal momento che la previdenza individuale
vincolata & fiscalmente agevolata, in quanto i contributi possono essere dedotti ai fini dellimposta
sul reddito, maggiori possibilita contributive si traducono necessariamente in maggiori possibilita di
abbattere il proprio reddito imponibile e, quindi, le imposte che Confederazione, Cantoni e Comuni
riescono ad incassare.

Considerato che le imposte — in particolare I'imposta sul reddito — rappresentano una delle entrate
principali dello Stato?, si ritiene assolutamente adeguato che alle possibilita di riscatto nel 3° pilastro
A vengano poste delle limitazioni.

In particolare, in accordo con la modifica normativa proposta:

1. potranno essere compensate soltanto le lacune contributive sorte dopo I'entrata in vigore della
modifica dell’Ordinanza e, con i riscatti, si potranno colmare soltanto eventuali lacune sorte
nei dieci anni civili precedenti la richiesta di riscatto;

2. iriscatti potranno avere luogo solo se durante il medesimo anno sara versata I'integralita del
contributo ordinario (natura cd. “sussidiaria” del riscatto rispetto al contributo ordinario);

3. i riscatti saranno possibili retroattivamente soltanto per anni di contribuzione in cui
I'intestatario della previdenza ha adempiuto i requisiti per il versamento di contributi al pilastro
3a (i.e., reddito lavorativo soggetto al’AVS);

4. si potra effettuare un riscatto ogni anno, ma al massimo fino allimporto della cd. «piccola
deduzione» (art. 7 cpv. 1 lett. a OPP 3; ad es. 2024: CHF 7'056.-). Suddetta limitazione vale
anche per coloro che non dispongono di un 2° pilastro e, quindi, hanno ordinariamente diritto
alla cd. «grande deduzione» (art. 7 cpv. 1 lett. b OPP3). Chiaramente, il versamento effettivo
non potra superare il potenziale di riscatto, che viene calcolato sommando le lacune
contributive riscattabili degli ultimi dieci anni;

2 |potesi valida per gli istituti previdenziali in primato dei contributi.

3 Per la Confederazione, entrate prospettate per il 2024, IFD pari al 34.5%. Informazione tratta da
https://www.efv.admin.ch/efv/itthome/finanzberichterstattung/bundeshaushalt_ueb/einnahmen.html
(consultato il 22.02.2024).




5. lalacuna contributiva di un determinato anno non potra essere compensata con riscatti ripartiti
su piu anni, anche qualora tale lacuna superasse I'importo limite di CHF 7'056.- (trattandosi
ad es. di un indipendente con importo massimo deducibile superiore alla predetta cifra). Se
per esempio l'intestatario della previdenza desidera compensare una lacuna sorta nel 2025,
non lo potra fare ripartendo il riscatto sugli anni 2026, 2027 e 2028. La possibilita di colmare
pit lacune contributive, relative a piu periodi fiscali, mediante un unico riscatto non & per
contro esclusa (ad es. lacune 2025, 2026 e 2027 compensate con un riscatto nel 2028);

6. i riscatti saranno possibili soltanto fino al momento della riscossione di una prestazione di
vecchiaia della previdenza individuale vincolata o, nel caso di una polizza assicurativa, fino a
guando la medesima diverra esigibile ai sensi dell’art. 3 cpv. 1 OPP3.

Dette limitazioni, sebbene in parte necessarie, appaiono — a nostro modo di vedere — sotto alcuni
aspetti eccessive. Non bisogna, infatti, dimenticare che piu vincoli saranno posti, maggiori saranno
i controlli da parte delle autorita fiscali e, quindi, i costi per dette unitd amministrative aumenteranno
di conseguenza. Una diminuzione della complessita potrebbe, pertanto, non solo giovare al
contribuente/assicurato, ma anche alle autorita.

Nello specifico:

e rispetto alla limitazione di cui al punto 1), si rileva che non solo le nuove generazioni, ma
anche una parte di quelle passate, presenta oggi una situazione previdenziale incerta. La
possibilita di riscattare eventuali lacune sorte anche nei 10 anni prima 'entrata in vigore delle
modifiche OPP3 potrebbe giovare, ad esempio, alle donne che, soprattutto in passato,
sacrificavano maggiormente la propria carriera lavorativa per i figli e, quindi, oggi presentano
situazioni previdenziali precarie;

o la possibilita di poter riscattare un importo massimo annuale di CHF 7'056.- (dato per il 2024),
limita si il vantaggio fiscale per i benestanti, ma nuoce anche a coloro che hanno maturato
importanti lacune, avendo pochi anni a disposizione per colmarle (prossimita delleta di
pensionamento). Si potrebbe, quindi, ritornare sulla proposta di un importo massimo
riscattabile pari alla grande deduzione (iniziale mozione Ettlin).

4. Alcune perplessita

Una prima considerazione mossa dal Consiglio federale chiamato ad esprimersi sulla mozione Ettlin
fu quella che a beneficiare della modifica normativa sarebbero stati i benestanti, ovvero quelli che
gia oggi dispongono di una buona previdenza per la vecchiaia®.

Indubbiamente, tale rischio & concreto, ma accanto al benestante che approfitta del sistema per
raggiungere un vantaggio fiscale, non & da escludere l'ipotesi di una donna, che ha rinunciato
temporaneamente alla carriera lavorativa, o di un uomo che e riuscito ad entrare solo tardivamente
nel mondo del lavoro o che ha percepito un salario poco elevato per lungo tempo (non bisogna
dimenticare, ad esempio, la situazione salariale caratteristica del Cantone Ticino).

Si potrebbe altresi affermare che le possibilita di riscatto nel 2° pilastro siano piu che sufficienti per
garantire una buona pensione all’assicurato. In parte & sicuramente vero, d’altra parte, pero, non si
pud biasimare chi desidera investire nel 3° pilastro piuttosto che nel 2°, considerate, ad esempio, le
aliquote di conversione in discesa. Un assicurato potrebbe, inoltre, essere affiliato presso un istituto

4 https:/lwww.parlament.ch/fr/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft? Affairld=20193702 (consultato il
22.02.2024).




che non permette il prelievo integrale della propria prestazione d'uscita in capitale, mentre nel 3°
pilastro A la prestazione in capitale € la regola.

Ancora, nella previdenza professionale vi sono dei vincoli temporali per il riscatto e il successivo
prelievo della prestazione in capitale (cfr. art. 79b cpv. 3 LPP) che, ad oggi, nel 3° pilastro non
esistono. In altre parole, sul piano fiscale, se I'assicurato desidera una pensione in capitale, questi
non puo effettuare dei riscatti nei tre anni precedenti.

Nel 3° pilastro A vi &, infine, la possibilita di diluire maggiormente il percepimento della prestazione
nel tempo e, quindi, “scomporre in tranches” il capitale imponibile (cfr. art. 3 cpv. 1 OPP3). Una
possibilita scomoda per I'autorita fiscale, ma indubbiamente vantaggiosa per il futuro pensionato che
potrebbe cosi pagare meno imposte.

5. Conclusione

In conclusione, il gruppo FiTi accoglie positivamente la proposta di modifica dell'OPP3 e, quindi,
lintroduzione della possibilita di riscatto nel 3° pilastro A. Detta possibilita rappresenta un primo
“timido” passo verso una maggiore promozione della previdenza e, conseguentemente, un futuro
finanziario meno incerto dopo i 65 anni.

Il gruppo comprende altresi le preoccupazioni di natura fiscale, ragion per cui appare opportuna che
alla suddetta possibilita siano posti dei vincoli, purché questi non vadano a complicare
eccessivamente il sistema, aumentando i compiti per istituti della previdenza vincolata e autorita
fisali, e non limitino eccessivamente le reali possibilita di colmare le proprie lacune previdenziali.

PER IL GRUPPO DI LAVORO FISCALISTE TICINO (FiTi)

Coordinatrice FiTi

Frapcescag’Amaddeo

p—
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Office fédéral des assurances sociales OFAS
Effingerstrasse 20
3003 Berne

sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch
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Modification de I’ordonnance sur les déductions admises fiscalement
pour les cotisations versées a des formes reconnues de prévoyance
(OPP 3) — Mise en ceuvre de la motion Ettlin 19.3702 « Permettre les
rachats dans le pilier 3a »

Madame, Monsieur,

Votre lettre du 22 novembre 2023 a retenu toute notre attention et nous avons I'heur de vous
communiquer la prise de position du Groupe Mutuel sur le projet de mise en ceuvre de la motion 19.3702.

Tout d’abord, le Groupe Mutuel est favorable a la proposition de la motion Ettlin. Il est nécessaire de
renforcer le pilier 3a. Par conséquent, chacun devrait avoir la possibilité d’effectuer des rachats pour
compenser les années durant lesquelles il n’avait pas été possible de verser des capitaux dans le pilier 3a
(par exemple en début de carriére). Les personnes disposant des fonds nécessaires et ayant toujours
versé le maximum dans ce pilier ne pourraient de toute fagon pas profiter de cette nouveauté.

Avec la mise en ceuvre cette motion, plusieurs critéres seraient introduits afin d’éviter les abus. Il est
notamment prévu que les conditions suivantes doivent étre réunies :

Les personnes concernées n'ont pas versé toutes les cotisations maximales admises pour elles au
cours des dix années précédant le rachat ;

Elles avaient le droit de verser des cotisations au cours des années concernées par le rachat ;
Elles versent intégralement, 'année au cours de laquelle le rachat est effectué, la cotisation admise
pour elles.

De notre point de vue, les adaptations suivantes devraient étre prises en considération afin de respecter
I'objectif de la motion.

L’idée est de permettre un rachat, lorsque les personnes concernées disposent des capitaux nécessaires.
Ainsi, les limitent temporelles introduites artificiellement devraient étre supprimées. Par conséquent, la
limitation aux 10 ans précédant le rachat (a I'art. 7a al. 1 let. a OPP3) devrait étre biffée.

Il en est de méme des dispositions transitoires qui empéchent que les lacunes de cotisation, qui sont
apparues avant I'entrée en vigueur de cette modification de la ’OPP3, puissent étre compensées. De
notre point de vue, cette précision devrait étre supprimée, comme elle limite inutilement la portée de
pouvoir effectuer des rachats.

Groupe Mutuel Services SA Votre contact : Geneviéve Aguirre
Av. de la Rasude 8 — CH 1006 Lausanne Secrétariat général
www.groupemutuel.ch T.058 758 25 29

gaguirrejan@groupemutuel.ch
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Par ailleurs, I'art. 7a al. 3 OPP3 prévoit qu'un seul achat peut étre effectué pour combler un déficit de
cotisation d’'une année. Autrement dit, un déficit de cotisation d’'une année ne peut pas étre comblé par
plusieurs rachats. Nous pensons que la possibilité de combler un déficit de cotisation en plusieurs
tranches permettrait de mieux prendre en compte les intéréts et les possibilités de la classe moyenne. Par
conséquent, si une personne ne disposait pas des ressources financieres suffisantes pour verser la
cotisation qui lui était permise, elle devrait pouvoir effectuer des rachats « échelonnés ».

Pour finir, il faut éviter que la mise en ceuvre de cette proposition engendre des travaux administratifs trop
importants pour les institutions de prévoyance. |l faut rester le plus efficient possible et se limiter aux
échanges qui sont réellement nécessaires. En effet, les personnes concernées peuvent posséder
plusieurs prestataires du 3¢™e pilier. En particulier, le transfert d’informations entre institutions de
prévoyance (art. 8b) devrait étre simplifié.

Nous vous souhaitons bonne réception de la présente et vous prions d’agréer, Madame, Monsieur, nos
respectueuses salutations.

Groupe Mutuel Services SA

rdd/
Dr Thomas J/Grichting Benoit Michellod/
Secrétaire Général Chargé de Veille législative Senior

Membre de la Direction Générale

Groupe Mutuel Services SA Votre contact : Geneviéve Aguirre
Rue des cédres 5 — CH 1919 Martigny Secrétariat général
www.groupemutuel.ch T.058 758 25 29

gaguirrejan@groupemutuel.ch



Konferenz der Geschaftsfihrer
von Anlagestiftungen
Conférence des Administrateurs
de Fondations de Placement

Frau Bundesratin Elisabeth Baume-Schneider
Eidgendssisches Departement des Innern EDI
Inselgasse 1

3003 Bern

(auf elektronischem Weg an Sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch)

Zurich, 28. Februar 2024

Stellungnahme zur Anderung der Verordnung tiber die steuerliche Ab-
zugsberechtigung fur Beitrage an anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3)

Sehr geehrte Frau Bundesratin Baume-Schneider

Mit Schreiben vom 22.11.2023 hat uns der damalige Bundesrat Berset eingeladen, zum lang er-
warteten Vorentwurf der rubrizierten Verordnungsanderung Stellung zu nehmen. Gerne nehmen
wir diese Gelegenheit wahr.

Die Konferenz der Geschaftsfiihrer von Anlagestiftungen (KGAST) vertritt die Interessen der An-
lagestiftungen. Mit einem Gesamtvermdgen von knapp 200 Milliarden Schweizer Franken bewirt-
schaften die insgesamt 46 Anlagestiftungen einen substanziellen Teil des Vermdgens der 2. Saule
sowie der Saule 3a. Als Verband setzen wir uns fiir gute Rahmenbedingungen ein und engagieren
uns deshalb auch bei der Legiferierung von flur uns wichtigen Gesetzen und Verordnungen.

Die KGAST unterstuitzt die Motion 19.3702 «Einkauf in die Saule 3a ermoglichen» von Standerat
Erich Ettlin schon seit deren Einreichungsdatum vom 19.6.2019. Die Motion hat zum Ziel, Vorsor-
geliicken aus Vorjahren in der ersten und zweiten Saule mittels der Saule 3a zu erganzen.

Der Bundesrat schlagt nun aber eine stark von der Motion Ettlin abweichende Losung vor, die viele
wesentliche in der Motion angestrebten Ziele nicht berlcksichtigt, und somit den verbindlichen
politischen Auftrag verwassert. Die Stellungnahme des Vereins Vorsorge Schweiz (VVS) zeigt die
problematischen Bereiche des Vorentwurfs detailliert auf. Wir verweisen deshalb auf die Argu-
mente unter B). Zudem unterstitzt die KGAST die unter C) vorgeschlagenen Verordnungsande-
rungen.



Erganzend weisen wir darauf hin, dass der Bundesrat in seiner Argumentation die zeitliche Kom-
ponente vernachlassigt, wenn er sich darauf beruft, dass nur ein Drittel der Inhaberinnen und In-
haber eines 3a-Kontos in der Lage sei, den jahrlich maximal zuldssigen Abzug fir die steuerprivi-
legierte Selbstvorsorge zu tatigen, und somit nur ein kleiner Personenkreis von den Vorteilen pro-
fitieren wirde. Denn genau die Personen aus diesem Drittel, meist Uber 40-jahrige, konnten in
frheren Jahren oft nur geringe oder gar keine Betrage ansparen. Zudem ist zu berlcksichtigen,
dass Personen, die Uber die ganze Ansparphase als Wohlhabende zu bezeichnen sind und immer
den Maximalbetrag in die Saule 3a einbezahlt haben, von den Neuerungen nicht profitieren kon-
nen.

Die KGAST erachtet es als notwendig, den Vorentwurf im Sinne einer konsequenten Umsetzung
der Motion Ettlin und des politischen Auftrages zu Uberarbeiten.

Vielen Dank fur die Berticksichtigung unserer Eingabe. Fir weitere Auskinfte stehen wir Ihnen
jederzeit zur Verfigung.

Mit freundlichen Grlissen

KGAST
Konferenz der Geschaftsflihrer von Anlagestiftungen

i Q ety A

Martin Gubler Roland Kriemler
Prasident Geschaéftsfuhrer
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LIBERTY

Die unabhdngige Vorsorgeplattform

Liberty Vorsorge : Postfach 733 - CH-6431 Schwyz Ihr Ansprechpartner:
Bundesamt fiir Sozialversicherungen BSV Hansueli Halter
Eidgendssisches Departement des inneren EDI Tel. +41 58 733 03 96

hansueli.halter@liberty.ch
Sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch

Schwyz, 5. Mdrz 2024 /hha

Anderung der Verordnung iiber die steuerliche Abzugsberechtigung fiir Beitrige an
anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) zur Einfithrung von Einkiufen in die Siaule 3a

Sehr geehrte Frau Bundesratin Baume-Schneider
Sehr geehrter Herr Barmettler

Am 22. November 2023 hat das Eidgendssische Departement des Innern (EDI) die Vernehmlas-
sung iiber die oben genannte Verordnung (Einkauf Saule 3a) erdffnet.

Die Liberty Vorsorge AG ist Geschéaftsfilhrerin der Liberty 3a Vorsorgestiftung und der
LibertyGreen 3a Vorsorgestiftung. Den beiden Stiftungen vertrauen aktuell rund 30'000 Kunden
ein Vorsorgevermdgen von insgesamt CHF 721 Mio. an.

Da der Bundesrat eine stark von der Motion Ettlin abweichende Lésung vorschligt, die viele we-

sentliche in der Motion angestrebte Ziele nicht beriicksichtigt, und somit den verbindlichen poli-
tischen Auftrag verwdéssert, erachten wir es als erforderlich, zum vorliegenden Verordnungsent-

wurf Stellung zu beziehen. In diesem Sinne nehmen wir diese Gelegenheit gerne wahr.

Die Liberty Vorsorge AG begriisst und unterstiitzt die Motion 19.3702 von SR Erich Ettlin und
stellt sich ebenfalls hinter die Stellungnahme, die Argumentation und den aufgezeigten Lésungs-
vorschlag des Vereins Vorsorge Schweiz (VVS). Mit riicklaufigen Umwandlungssitzen und einer
langen Durstrecke an niedrigen oder negativen Zinsen ist es nur folgerichtig, die individuelle
Vorsorge zu starken. Wie das vergangene Abstimmwochenende zeigte, ist die finanzielle Absi-
cherung im Alter ein wichtiges Bediirfnis.

Einkaufstabelle Entwurf Art. 7a BVV3

Zur Bestimmung des Einkaufspotenzials soll gemass der Motion die 3a-Tabelle des Bundesamtes
fiir Sozialversicherung dienen. Es ist fiir uns unverstandlich, weshalb dieser fiir alle Beteiligten
pragmatische Vorschlag nicht iibernommen wurde. Offenbar bestehen wesentliche Vorbehalte
zu den steuerlichen Fehlanreizen, obwohl die Gelder beim Bezug besteuert werden.

Liberty Vorsorge | Steinbislin 19 | Postfach 733 | 6431 Schwyz
+41 58 733 03 03 | info@liberty.ch | www.liberty.ch




LIBERTY®

Die unabhdngige Vorsorgeplattform

Die Liberty Vorsorge AG erachtet es als notwendig, den Vorentwurf im Sinne einer konsequenten
Umsetzung der Motion Ettlin und des politischen Auftrages zu (iberarbeiten.

Mit freundlichen Griissen

erty Vorsorge AG

h /
C_/\ X/‘- WO
Oliver Bienek Hansueli Halter

Executive Board

Liberty Vorsorge | Steinbislin 19 | Postfach 733 | 6431 Schwyz
+41 58 733 03 03 | info@liberty.ch | www.liberty.ch




Eingegangen per Mail am Fr 23.02.2024 17:01
An BSV-Sekretariat ABEL

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir schliessen uns der Stellungnahme des VVS an in der Vernehmlassung: "Anderung der
Verordnung Uber die steuerliche Abzugsberechtigung fur Beitrdge an anerkannte Vorsorgeformen
(BVV 3) zur Umsetzung der Motion 19.3702 von SR Ettlin"

Freundliche Grlisse
Livia Schnuriger

Luzerner Kantonalbank AG
Livia Schnuriger
Geschéaftsfuhrerin Freizlgigkeits- und Vorsorgestiftung Sparen 3

Pilatusstrasse 12
Postfach

6002 Luzern
Schweiz

Telefon +41 41 206 26 07
livia.schnueriger@lukb.ch
lukb.ch

X (Twitter) | Facebook | Instagram | LinkedIn | XING | kununu

*% *kkkkhhhhhhkhkkkkkkkk *% *% *%

Die Informationen in diesem E-Mail sind moeglicherweise vertraulich und ausschliesslich fiir den
bezeichneten Empfaenger bestimmt. Allen anderen Personen ist die Verwendung dieser
Informationen, so auch die Veroeffentlichung, die Reproduktion und/oder das Weiterleiten, untersagt!
Sollten Sie dieses E-Mail irrtuemlicherweise erhalten haben, bitten wir Sie, uns dies per E-Mail oder
Telefon so schnell wie moeglich mitzuteilen und das E-Mail zu loeschen. Im Weiteren weisen wir Sie
darauf hin, dass der unverschluesselte E-Mail-Verkehr nicht sicher ist und wir jegliche Haftung hieraus
ablehnen, sofern die Bank die geschaeftsuebliche Sorgfalt nicht verletzt hat. Sollten Sie
unverschluesselt mit der LUKB kommunizieren, geht die LUKB davon aus, dass Sie die
entsprechenden Risiken kennen und in Kauf nehmen (unter anderem Manipulierbarkeit, Viren,
Missbrauch durch Dritte oder fehlende Vertraulichkeit). Die LUKB bietet Ihnen jedoch die Moeglichkeit,
mittels E-Banking oder Secure E-Mail Service verschluesselt zu kommunizieren. Weitere
Informationen finden Sie auf unserer Homepage.

*% *kkkkkk *kkkkkk *% *kkkkkhhhhkhkhkkkkkk *kkkdkhdkhdkkkk *kkkkk *% *kkkkkhdkhkhk *kkkkk
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https://twitter.com/luzernerkb
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https://www.linkedin.com/company/luzernerkb
https://www.xing.com/company/luzernerkb
https://www.kununu.com/ch/luzerner-kantonalbank

PEHS 3 a Mehr Frefheit in der privaten Vorsorge

Bundesamt fur Sozialversicherungen
BSV

Eidgenéssisches Departement

des Inneren EDI

vernehmlassungen@bsv.admin.ch

Schwyz, 4. Marz 2024

Anderung der Verordnung iiber die steuerliche Abzugsberechtigung fiir Beitrige an
anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) zur Umsetzung der Motion 19.3702 von SR Ettlin
«Einkauf in die Saule 3a ermoglichen»

Sehr geehrte Frau Bundesratin Baume-Schneider
Sehr geehrter Herr Barmettler

Am 22. November 2023 wurde seitens des Eidgendéssischen Departements des Innern (EDI)
die Vernehmlassung bezliglich der genannten Verordnung (Einkauf Siule 3a) erdfinet.

Die Pens3a Vorsorgestiftung gehért zur PensExpert AG, ein Unternehmen im Bereich der
zweiten und dritten Saule, welches sich auf Vorsorgel&sungen spezialisiert hat. Wir erlauben
uns hiermit zur Motion Ettlin Steliung zu nehmen.

Unsere Vorsorgestiftung Pens3a iehnt das vom EDI vorgeschlagene und vom Beschluss der
Bundesversammlung abweichende Modell ab und veriangt eine Anpassung der relevanten
Artikel der Verordnung geméss der vom National- und Standerat verabschiedeten Modell.
Untenstehend erldutern wir unsere Standpunkte:

Ausgangslage

Die am 19. Juni 2019 eingereichte Motion «Einkauf in die Saule 3a erméglichen» beauftragt
die Schaffung einer Einkaufsméglichkeit in die Saule 3a, wobei sowohl zeitliche als auch
finanzielle Beschrénkungen vorgesehen sind.

In threr Begriindung wurde betont, dass finanzielle Licken nicht nur aufgrund eines geringen
Einkommens oder einer niedrigen Sparquote entstehen kénnen. Vieimehr resultieren solche
Licken in unserem Vorsorgesystem aber daraus, dass Gberhaupt kein AHV-pflichtiges
Einkommen erzielt wurde (Prinzip der Erwerbsversicherung).

Pens3a Yorsorgestiftung

Herrengasse 14 B430 Schwyz

T+41418194556 welcome@pens3a.ch

www.pans3a.ch Eine Innovation der PansExpart ~ Vorsorgeldsungen mit Mehrwert




Pens3a

Das Hauptziel der Motion besteht darin, die Saule 3a konzeptionell in Bezug auf die
Schliessung von finanziellen Lacken an die AHV und das BVG anzugleichen, um das 3-
Saulen-System zu stérken. Die Idee ist, dass bei Erzielung eines Erwerbseinkommens
Licken aus Verjahren ausgeglichen werden kénnen. Bisherige Reformvorschidge haben die
Séule 3a stets ausgeschlossen und die Starkung der Eigenverantwortung der breiten
Bevdlkerung nicht beriicksichtigt.

Stellungnahme 2zum erlduternden Bericht

Die Sozialversicherungen wie die AHV, die berufliche Vorsorge und die gebundene
Selbstvorsorge der Saule 3a fallen unter die Kategorie der "Erwerbsversicherungen”.

Diese werden nur dann angespart, wenn ein Einkommen aus einer AHV-pflichtigen
Erwerbstétigkeit erzielt wird. Es ist daher nicht von der Hand zu weisen, dass finanzielle
Lucken in allen drei Saulen entstehen, wenn kein AHV-pfiichtiges Einkommen vorhanden ist.
Die ldee ist, dass diese Licken in allen drei Sdulen gleichermassen geschlossen werden
kénnen, sobald ausreichendes Einkommen erzielt wird oder ein Vermégenszugang
stattfindet. Es ist nicht verstandlich, warum in der S&ule 3a von diesem bewéhrten Grundsatz
und Konzept abgewichen werden sollte, inshesondere da dieses auf dem Lebensalter und
dem aktuellen Einkommen basiert, um die tatsachliche finanzielle Liicke zu berechnen.

Die geplante Anderung soll am 01.01.2025 in Kraft treten. Liicken, die vor diesem Datum
entstanden sind, sollen geméass dem Vorschlag des Eidgendssischen Departements des
Innern (EDI) nicht anerkannt werden. Dies bedeutet, dass digjenigen, die derzeit tiber 30
Jahre alt sind, von dieser Verordnungsénderung ausgenommen werden. Statistiken zeigen,
dass insbesondere ab einem Alter von 40 Jahren die Anzahl der Personen, die den vollen
Jahresbeitrag von derzeit CHF 7'056 entrichten, betrachtlich zunimmt.

Der vorliegende Vorschlag der Bundesregierung unterscheidet sich von den politischen
Absichten von National- und Sténderat. Er tragt nicht unmittelbar zur Starkung der
Selbstvorsorge bei, sondern divergiert vomn im Parlament mehrheitsfahigen Vorschlag der
Motion und der damit verbundenen Erkiarung.

Die Motion schl&gt vor, die Einkdufe sowohl in Bezug auf die Anzahl als auch den Betrag zu
begrenzen, um den administrativen Aufwand fir alle Beteiligten zu minimieren und
steuerliche Fehlanreize zu vermeiden. Das Bundesamt fur Sozialversicherungen (BSV) und
die Eidgendssische Steuerverwaltung (ESTV) weisen in ihrem erlauternden Bericht
freundlich auf den erhdhten administrativen Aufwand hin, der durch die bewusste
Abweichung von der Grundidee der Motion im Vorsorgesystem entstehen kénnte.

Die Motion schiagt vor, auf die bereits bestehende "Tabelle zur Berechnung des.
grosstmaoglichen 3a-Guthabens" des Bundesamts fur Sozialversicherungen (BSV)
zurlickzugreifen, aus der hervorgeht, wie hoch die maximal méglichen Vorsorgevermégen
der Saule 3a pro Jahrgang und Jahr wéren, wenn ab dem Alter von 25 Jahren jeweils der
Maximalbetrag eingezahlt wiirde. Dies wiirde die Verwaltung erleichtern und wire unserer
Meinung nach transparenter und fairer.
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In der beigefligten Tabelle erldutern wir ausfihrlich unsere Position zu den vorgeschlagenen
Anderungen der Verordnung Gber die steuerliche Abzugsberechtigung fir Beitrage an
anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) und geben eine Begriindung fiir unseren

Alternativvorschlag.

-Anderungsvc

ierungsvorschlag Pens3a (Basis Anderungsvorschiag VWS)
\(Ergénzungen unterstrichen. Aufhebungen durchgestrichen)

BVV3 !

Begriindung

Art. 7 Abs. 1

1 Arbeitnehmer und
Selbsténdigerwerbende kdnnen in
folgendem Umfang Beitrdge an
anerkannte: Vorsorgeformen leisten und
bei den direkten Steuern von Bund,
Kantonen und Gemeinden von ihrem
Einkommen abziehen:

Kein Anderungsvorschiag

Art. Ta Abzugsberechtigung fiir als Einkauf geleistete Beitrige

TArbeitnehmer und
Selbstandigerwerbende kénnen
zusidtziich zu den Beitragen nach Artikel
7 Absatz 1 Beitrage als Einkauf in die
gebundene Selbstvorsorge leisten und
diese von threm Einkommen abziehen,
wenn sie:
a. in-den-zehn-dem-Einkauf

nach Voliendung
des 24. Altersjahres nicht aile flr sie
maximal zuldssigen Beitrdge einbezahit
haben;
b. in den vornden Eidkiufen-belroffenen

Jahrenjeweils-zurLeistungvon
Beitrdgen nach-Artikel ZAl I
berechligbwaren letzten vier Jahren und

im laufenden Jahr keinen Einkauf in die
Saule 3a getatigt haben: und

c. im Jahr, in dem der Einkauf erfolgt
(Einkaufsjahi), den fiir sie zuléssigen
Beitrag nach Artikel 7 Absatz 1
volisténdig einbezahlen.

2 Im Einkaufsjahr diurfen die als Einkauf
geleisteten Beifrége nicht hiher sein als
o D esher der S I

zuzass_ gen B__eulagegul_id"dm Sl URRG-Get

jedoch-héherals-8 32 Prozent des
cberen Grenzbetrags nach Artikel 8
Absatz 1 BVG und dem Betragswert,
wenn nach Vollendung des 24.
Altersjahres immer die maximal

zulassigen Beitrdge flir unselbsténdig
Erwerbstitige geleistet worden wiren

{unter Beachtung der Mindestverzinsung

gemass Artikel 15 Absatz 3 BVG).

Fui d‘e“;.“"Sgl'e“*‘jl“?me"Be'E’ags tioke

lit. a: Ab dem Alter 25 beginnt das Obligatorium zur Aliersvorsorge
gemass Art. 7 Abs. 1 BVG und dies ist auch die Grundlage fiir die
BSV-Tabelle der fiktiven maximaten Saule 3a-Guthabens.

lit b.: Umsetzung geméss von der Bundesversammiung
iberwiesenen Motion.

Absatz 2: Umsetzung geméss von der Bundesversammiung
Uberwiesenen Motion.
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werden: Selbststandinerwerbende
kéinnen sich im Einkaufsjahr zusatzlich
zum Beitrag geméss Absatz 1 und 2 mit
ginem Zusatzbeitrag von héchstens 128
Prozent des oberen Grenzbetrags
einkaufen, wenn sie in den letzten neun
Jahren und im laufenden Jahr
ununierbrochen ausschliesslich

selbstandig erwerbstatig waren und das
34 Altersjahr vollendet haben. Sie
kénnen sich mit dem Zusatzbeitrag nur in

nachgewiesene Jahresbeitragsliicken der
letzten vier Jahre einkaufen.

4 Tatigt der Viorsorgenshmer einen Bezug
der Altersieistung nach Artikel 3 Absatz
1, sind Einkaufe nicht mehr zulassig.

5 Im Ubrigen gelten die Bestimmungen
von Artikel 7 Absétze 2 und 3.

Absatz 3: Damit Selbstandigerwerbende (Einzelunternehmer ohne
Pensionskasse) mit Arbeitnehmern gleichgestellt sind, kann deren
Einkauf nicht nur anhand der BSV-Tabelle begrenzt werden. Um
Fehlanreize zu verhindern, soll sich tiber den BSV-Tabellenwert
nur einkaufen kénnen, wer in den letzten nétien Jahren
ununterbrochen selbsténdig erwerbstétig war und mindestens 35
Jahre alt ist. Die Jahresbeitragsliicken der letzten vier Jahre sind
an die AHV angelehnt und miissen nachgewiesen werden.

Art. 7b Gesuch um Annahme von als Einkauf geleisteten Beitrigen

1 Der Vorsorgenehmer muss den Einkauf
bei der Einrichtung der gebunderien
Selbstvorsorge unter folgenden Angaben
schriftlich beantragen:

2 Er muss im-Antrag bestatigen, dass
er:a. im Einkaufsjahr den Beitrag nach
Artikel 7 Absatz 1 vollstdndig entrichtet
hat; unter Angabe der Beitragshéhe;

in den letzten
vier Jahren und im laufenden Jahr_noch
keinen Einkauf und in den letzten zehn
Jahren und im laufenden Jahr keine
Vorheziige vorgenommen hat sowie im
laufenden Jahr keine vornehmen wird:
¢. noch keine Altersleistungen nach
Artikel 3 Absatz 1 bezogen hat.

% Sind die Voraussetzungen nach Artikel
7a erfullt, so genehmigt die Einrichtung
der gebundenen Vorsorge die Annahme:
der als Einkauf geleisteten Beitrage.

Absatz 1: Schrifilichkeit im Sinne des ZGB entspricht nicht mehr
dem heutigen technischen Umfeld.

Absatz 1 lit. a bis c.: Bei der Umsetzung der Motion Eitlin gemass
Bundesversammiung ist dies nicht nétig,

Absatz 2 lit. b.: Vorbeziige fir die Aufnahme einer selbsténdigen
Erwerbstatigkeit und fir Wohneigenturmisforderung der letzten
zehn Jahre sollen berlcksichtigt werden. Innerhalb dieses
Zeitraums kdnnen die nétigen Unterlagen beigebracht werden.
Aufgrund der Begrenzung des Einkaufs auf alle finf Jahre und
maximal 32 Prozent des oberen Grenzbetrags ist die
vorgeschlagene Lésung angemessen und schafft keine
Fehlanreize.

Art. 8 Absatz 2

3 Sind die Voraussetzungen nach Artikel
7a erfillt, so genehmigt die Einrichtiung
der gebundenen Vorsorge die Annahme
der als Einkauf geleisteten Beitrage.

Kein Anderungsvarschlag
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Art. 8a Festhalten und Aufbewahrung von Vorsorgeangaben

" Die Einrichtungen der gebundenen
Selbstvorsorge mussen
vorsorgerelevante Angaben in ihren
Unterlagen festhalten, namentlich:

a. die Héhe der nach Artikel 7 Absatz 1
geleisteten Beitrage und das Datum ihres
Zahlungseingangs;

b. die Hohe der als Einkauf geleisteten
Beitrdage und das Datum ihres
Zahlungseingangs sowie die Hohe der
Beitragslicken, die mit den Einkaufen
ausgeglichen werden;

c. den Bezug einer Altersleistung nach
Art. 3 Abs. 1.

°Sie missen die Unterlagen noch | In der Praxis muss immer wieder nachgewiesen werden, was mit
wahrend 10 Jahren ab Beendigung des | dem Vorsorgeguthaben nach Ausscheiden geschehen ist, auch
Vorsorgeverhiltnisses aufbewahren. Sie | zehn Jahre nach Beendigung des Vorsorgeverhaltnis, z.B. wenn
konnen die Unterlagen bis 10 Jahre nach | ein 12 Jahre alter Auszug vorgelegt wird.

Erreichen des ordentlichen Rentenalters
der AHV aufbewahren

Art. 8b Mitteilung der Vorsorgeangaben

Im Falle einer Ubertragung von | Kein Anderungsvorschiag
Vorsorgekapital im Sinne Artikel 3a

Absatz 1 Buchstabe b muss die
Ubertragende Einrichtung der neuen
Einrichtung den Jahresbetrag mitteilen:

a. der in den vorangehenden zehn Jahren
nach Artikel 7 Absatz 1 geleisteten
Beitrdge und;

b. der in den vorangehenden zehn Jahren
als Einkauf geleisteten Beitrdge unter
Angabe der damit ausgeglichenen
Beitragsliicken.

Beitragslicken-nach-Artikel 7a-Absatz—1 | Umsetzung geméss von der Bundesversammiung {iberwiesenen
Buchstabe-a,-die-vorinkrafttreten-d-A-d-u | Motion: Auch bereits existierende Vorsorgeliicken sollen
vm—tta-d-sind kénnen-nicht-miteinem | geschlossen werden kénnen.

Die Vorsorgestiftung Pens3a beflirwortet eine Umsetzung der Motion Ettlin «Einkauf in die
Saule 3a erméglichen» nach dem von der Bundesversammlung urspriinglich
verabschiedeten Modell.

Wir danken herzlich fir die sorgfaltige Prufung und Beriicksichtigung unserer
Stellungnahme, insbesondere auf das oben genannte Anliegen.

Freundliche Grusse
Vorsor iftung Pens3a

S e

Marcus Waldispiihl Teodora Toma
Stiftungsratsprasident Geschéftsfuhrerin Pens3a
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GEMEINSAM STARKER

Pro Senectute Schweiz
Lavaterstrasse 60 - Postfach - 8027 Ziirich

Eidgendssisches Departement des Innern
Generalsekretariat GS-EDI

Inselgasse 1

3003 Bern

Zurich, 6. Marz 2024

Direktion - Alain Huber
Telefon +41 44 283 89 95 - E-Mail alain.huber@prosenectute.ch

Anderung der Verordnung iiber die steuerliche Abzugsberechtigung fiir Beitrige an
anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) zur Einfithrung von Einkdufen in die Saule 3a

Sehr geehrte Frau Bundesratin Baume-Schneider
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen fiir die Méglichkeit, im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens zur Anderung der Verord-
nung Uber die steuerliche Abzugsberechtigung fiir Beitrdge an anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) zur Ein-
fuhrung von Einkdufen in die Sdule 3a Stellung nehmen zu kénnen.

Pro Senectute engagiert sich seit ihrer Grindung fiir ein nachhaltig finanziertes und zeitgemdasses Renten-
system, welches ein Leben im Alter ohne finanzielle Sorgen und in Wiirde erméglicht. Flir 86 Prozent der Se-
niorinnen und Senioren schafft das Dreisdulensystem im Alter finanzielle Sicherheit. Mit der vorliegenden
Verordnungsanpassung beabsichtigt der Bundesrat, die Rechtsgrundlage fir steuerabzugsberechtigte Ein-
kdufe in die Sdule 3a und damit die Moglichkeit, Beitragsliicken in der gebundenen Selbstvorsorge nachtrag-
lich auszugleichen, zu schaffen. Pro Senectute begriisst das Bestreben, die M&glichkeiten der privaten Alters-
vorsorge auszubauen, stellt jedoch sowohl den Mechanismus des vorliegenden Vorstosses als auch die posi-
tiven Auswirkungen im Sinne von zusdtzlichen Anreizen fiirs Alterssparen infrage.

Grundsitzliche Uberlegungen

Einzahlungen in die private Sdule 3a sind sozialpolitisch erwiinscht und fur die finanzielle Selbstbestimmung
im Alter wichtig. Wie bei der Pensionskasse soll mit der vorliegenden Vorlage in Erfiillung der Motion Ettlin
19.3702 die Voraussetzung geschaffen werden, finanzielle Liicken in der Sdule 3a durch Einkaufe zu schlies-
sen. Der Grundsatz, dass riickwirkende Einkaufe nur getatigt werden kdnnen, wenn fiir das aktuelle Kalen-
derjahr der Maximalbeitrag einbezahlt wurde, ist zweckmdssig, um die Entstehung neuerlicher Liicken zu
verhindern. Fraglich ist indes der von der urspriinglichen Motionsforderung abweichende Grundsatz, dass
nur Personen riickwirkende Einzahlungen tatigen konnen, die zum Zeitpunkt des Einkaufs tiber ein AHV-
pflichtiges Einkommen verfiigen. Dies weicht von den Einkaufsbestimmungen im BVG ab. Das Potenzial der
3. Saule kénnte besser ausgeschopft werden, wenn gerade Personen ohne AHV-pflichtiges Einkommen -
hierbei ist beispielsweise an Verheiratete oder Geschiedene zu denken - das Recht auf zusdtzliche Einzah-
lungen in die 3. Saule gewdhrt wiirde.

In Abweichung zur urspriinglichen Motion soll ein Einkauf gemiss den Ubergangsbestimmungen erst fiir die
Jahre nach Inkrafttreten der Verordnungsdnderung gelten, nicht fir die Jahre davor. Dies fiihrt dazu, dass bei-
spielsweise beim Zeitpunkt des Inkrafttretens tber 55-J3hrige von ihrem Saule-3a-Potenzial nicht riickwir-
kend vollumfanglich Gebrauch machen kénnen. Dies benachteiligt eine Altersgruppe in der zweiten Halfte

Pro Senectute Schweiz
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ihrer Erwerbstatigkeit, die aufgrund der Familienplanung oder friiheren Lohnsituation noch nicht im vollen
Ausmass die gebundene Selbstvorsorge ausschdpfen konnte.

Ein Einkauf in die gebundene Selbstvorsorge soll wie der ordentliche Jahresbeitrag vollumfanglich vom steu-
erbaren Einkommen abzugsfahig sein. Gemass der Steuerstatistik der direkten Bundessteuer (2019) mach-
ten nur rund zehn Prozent der Steuerpflichtigen den jahrlich zuldssigen Maximalabzug fir Sdule-3a-Einzah-
lungen geltend, darunter vorwiegend Haushalte mit einem steuerbaren Einkommen tiber CHF 100'000.- pro
Jahr. Hinzu kommt, dass die durchschnittliche Kapitalleistung fiir die Jahre 2015-2017 mit CHF 69'000.-
deutlich unter dem theoretisch maximal moglichen Sparkapital zu liegen kommt. Entsprechend stellt sich
die Frage, ob das zur Vernehmlassung stehende Vorgehen zielfiihrend ist. So diirften nur wenige, tendenziell
gutverdienende und entsprechend in der Altersvorsorge bereits gut abgesicherte Personen von den riickwir-
kenden Einzahlungen profitieren - primar in Form einer unmittelbaren steuerlichen Entlastung. Die prog-
nostizierten jdhrlichen Mindereinnahmen bei der direkten Bundessteuer werden auf 100 bis 150 Millionen
Franken geschédtzt. Aufgrund der unterschiedlichen Einkommensverteilung werden Kantone und Gemeinde
unterschiedliche Steuerausfdlle zu erwarten haben.

Jahrliche Hochstbeitrage anstelle riickwirkender Einkdufe

Sowobhl fur die Vorsorgenehmenden (Art. 7b Gesuch um Annahme von als Einkauf geleisteten Beitragen) wie
auch fur die Sdule-3a-Gelder verwaltenden Institutionen (Art. 8 Bescheinigungspflichten) bringt die Schaf-
fung riickwirkender Einkdufe einen erheblichen administrativen Mehraufwand mit sich. Zu bedenken ist aus-
serdem, dass die meisten Versicherten ihr Einkaufspotenzial in der Pensionskasse ebenfalls nicht ausge-
schopft haben. Aus diesem und den oben genannten weiteren Grinden regt Pro Senectute an, einen Gegen-
vorschlag in Betracht zu ziehen, welcher auf eine Erhéhung der jahrlichen Maximalbeitrage von aktuell CHF
7'056.- fiir Private respektive von CHF 35'280.- fur Selbstdndige fokussiert. Dieses Vorgehen lasst sich effi-
zient und ohne administrativen Mehraufwand in die aktuelle Praxis einbetten und starkt im Sinne der Motion
das private Alterssparen, ohne fiir Bund, Kantone und Gemeinden schwer einschatzbare Steuerausfille nach
Inkrafttreten der Verordnungsanpassung auszuldsen.

Fir die Beriicksichtigung unserer Stellungnahme bei der Uberarbeitung des Entwurfs sowie des erlduternden
Berichts danken wir Ihnen.

Freundliche Grisse
Pro Senectute Schweiz
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Eveline Widmer-Schlumpf Alain Huber
Prasidentin des Stiftungsrates Direktor
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Pro Senectute Suisse
Lavaterstrasse 60 - Case postale - 8027 Zurich

Département fédéral de I'intérieur
Secrétariat général SG-DFI
Inselgasse 1

3003 Berne

Zurich, le 6 mars 2024

Direction - Alain Huber
Téléphone +41 44 283 89 95 - E-mail alain.huber@prosenectute.ch

Modification de I'ordonnance sur les déductions admises fiscalement pour les cotisations
versées a des formes reconnues de prévoyance (OPP 3) en vue de l'instauration de rachats
dans le pilier 3a

Madame la Conseillére fédérale,
Mesdames, Messieurs,

Nous vous remercions de nous associer a |la procédure de consultation relative a la modification de
I'ordonnance sur les déductions admises fiscalement pour les cotisations versées a des formes reconnues
de prévoyance (OPP 3) en vue de I'instauration de rachats dans le pilier 3a.

Pro Senectute s'est de tout temps engagée pour un systéme de rentes moderne et pérenne, qui permette
aux personnes agées de vivre dans la dignité et sans préoccupations financiéres. Le systéme des trois piliers
apporte une sécurité financiére a 86 % des seniors. Or, le Conseil fédéral entend créer une base légale qui
autorise les rachats fiscalement déductibles dans le pilier 3a et, ce faisant, offre la possibilité de combler a
posteriori des lacunes de cotisations dans la prévoyance individuelle liée. Pro Senectute accueille
favorablement I'idée d'étendre les possibilités de la prévoyance vieillesse privée, mais s'interroge tant sur le
mécanisme du projet présenté que sur ses effets positifs sur |'incitation supplémentaire a épargner pour la
vieillesse.

Réflexions de fond

Les versements au pilier 3a sont souhaitables sur le plan sociopolitique et importants pour |'autonomie
financiére des personnes agées. Le projet présenté, élaboré en réponse a la motion Ettlin 19.3702, entend
créer les conditions requises pour permettre de combler par des rachats les lacunes de cotisations dans le
pilier 3a, a I'instar de ce qui existe pour la prévoyance professionnelle. Le principe selon lequel les rachats
ultérieurs ne sont admis qu'apreés le versement de la cotisation maximale pour I'année civile en cours est
pertinent afin de prévenir de nouvelles lacunes. S'écartant du texte initial de la motion, |'idée selon laquelle
seules les personnes qui percoivent un revenu soumis a I'’AVS au moment du rachat peuvent effectivement
procéder a des versements ultérieurs est par contre discutable. Cela différe des dispositions actuelles de la
LPP en matiére de rachat. Le potentiel du 3¢ pilier pourrait étre mieux mis a profit si les personnes sans
revenu soumis a I’AVS - nous pensons ici aux personnes mariées ou divorcées - se voyaient accorder le droit
de procéder a des versements supplémentaires dans le 3e pilier.

Contrairement a la motion initiale, les dispositions transitoires prévoient que seules les lacunes de
cotisations apparues aprés |'entrée en vigueur de la modification de I'ordonnance donnent droit a un rachat.
Il s'ensuit que les personnes de plus de 55 ans au moment de |'entrée en vigueur du texte, par exemple, ne
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pourront pas tirer pleinement profit du potentiel de leur pilier 3a ultérieurement. Cette restriction pénalise
les personnes se trouvant dans la deuxiéme moitié de leur vie professionnelle, qui en raison de leur
organisation familiale ou de leur situation salariale antérieure, n'ont pas encore pu exploiter pleinement la
prévoyance individuelle liée.

Tout comme les cotisations annuelles ordinaires, il est prévu qu’un rachat dans le pilier 3a soit entiérement
déductible du revenu imposable. Selon la statistique de I'impé&t fédéral direct, en 2019, seuls 10 % des
contribuables ont fait valoir la déduction maximale annuelle autorisée pour des versements au pilier 3a, dont
principalement des ménages disposant d'un revenu imposable supérieur & CHF 100 000 par an. A cela
s'ajoute que la prestation en capital moyenne pour les années 2015-2017, qui s'éléve a CHF 69 000, est
nettement inférieure au capital d'épargne maximal théorique. On peut donc se demander si la procédure
soumise a consultation estjudicieuse, dans la mesure ou seules des personnes vivant plutét confortablement
et disposant donc déja d'une bonne prévoyance vieillesse devraient pouvoir tirer profit de versements
ultérieurs dans le pilier 3a - principalement sous la forme d'un allégement fiscal immédiat. Les pertes
annuelles de recettes fiscales projetées pour I'imp6t fédéral direct sont estimées a entre CHF 100 et 150
millions, les pertes de recettes fiscales pour les cantons et les communes variant quant a elles en fonction de
la répartition du revenu.

Cotisations annuelles maximales en lieu et place de rachats ultérieurs

La possibilité d'effectuer des rachats ultérieurs entrainera une surcharge administrative considérable, tant
pour le preneur de prévoyance (art. 7b Demande de rachat) que pour les institutions de prévoyance gérant les
fonds du pilier 3a (art. 8 Obligation d'attester). Il faut aussi tenir compte du fait que la plupart des assurés
n'ont pas non plus épuisé toutes les possibilités de rachat dans leur prévoyance professionnelle. Pour toutes
les raisons citées, Pro Senectute suggére de considérer une contre-proposition, qui consisterait en un
relévement des cotisations annuelles maximales, actuellement fixées a CHF 7056 pour les salariés et
CHF 35 280 pour les indépendants. Cette mesure s'intégrerait aisément dans la pratique actuelle, sans
entrainer de charges administratives importantes, et renforcerait |'épargne-vieillesse privée comme le
souhaitait la motion, sans que la Confédération, les cantons et les communes n'aient a subir de pertes de
recettes fiscales difficiles a estimer une fois la modification de |'ordonnance entrée en vigueur.

En vous remerciant de tenir compte de notre prise de position lors du remaniement du projet et du rapport
explicatif, nous vous prions d'agréer, Madame la Conseillére fédérale, Mesdames, Messieurs, I'assurance de

notre considération distinguée.

Pro Senectute Suisse
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Eveline Widmer-Schlumpf Alain Huber
Présidente du conseil de fondation Directeur
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RAI F F E I S E N Eidgendssisches Departement des Innern

EDI
Herr Heinz Barmettler
Bereich Recht Berufliche Vorsorge

Sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch

Fur Sie zustandig:
Christian Bopp
christian.bo raiffeisen.ch

Vernehmlassung Anderung der Verordnung iiber die steuerliche Abzugsberech-
tigung fiir Beitrédge an anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) zur Einfithrung von
Einkdufen in die Saule 3a

6. Marz 2024

Sehr geehrte Frau Bundesratin
Sehr geehrter Herr Barmettler

Mit der Eréffnung der Vernehmlassung vom 22. November 2023 laden Sie interessierte Kreise ein, Stellung
zu nehmen zur Anderung der Verordnung Uber die Abzugsberechtigung fiir Beitrage an anerkannte Vorsor-
geformen (BVV3) — Umsetzung der Mo. Ettlin 19.3702, Einkauf in die Saule 3a ermdglichen. Wir danken
lhnen fur diese Gelegenheit.

Raiffeisen unterstltzt das Anliegen der Motion Ettlin 19.3702. Wir lehnen jedoch das vom EDI vorgeschlagene
und vom Beschluss der Bundesversammlung abweichende Modell ab und schliessen uns den Ausflihrungen
und den Anpassungsvorschlagen des Vereins Vorsorge Schweiz VS an, welcher eine grundiegende Uberar-
beitung fordert. Wir weisen nachfolgend auf die wichtigsten Punkte hin, in welchen unseres Erachtens Kor-
rekturen angezeigt sind.

(1) Einfaches Berechnungsmodell zur Ausfinanzierung von Liicken in der Saule 3a

Wie in der AHV und der 2. Sdule soll auf das Lebensalter und das aktuelle Einkommen abgestiitzt werden,
um eine effektive finanzielle Liicke zu berechnen. Die Grinde fir eine bestehende Licke kdnnen vielfaltiger
Natur sein. Die Ausfinanzierung von Licken in der Saule 3a soll moéglichst weitgehend erfolgen kdnnen. Als
Grundlage fiir die Ausfinanzierung einer Licke soll die bereits bestehende «Tabelle zur Berechnung des grésst-
maoglichen 3a-Guthabens» des BSV dienen (wobei gemass dem Motionar Fehlanreize zu verhindern sind, und
die Berechnung unter Abzug des tatsachlich existierenden Saule 3a Guthabens erfolgt). Aus dieser Tabelle
sind die maximal moglichen Vorsorgevermogen der Saule 3a pro Jahrgang und Jahr ersichtlich.

= Die Ausfinanzierung von Liicken in der Saule 3a ist konzeptionell der AHV und dem BVG
anzugleichen.

(2) Zu einschrankende Voraussetzungen und fehlende Orientierung an der Motion

Die Einkaufsmoglichkeit im Entwurf des Verordnungstexts BVV3 ist beschrankt auf Beitragsjahre, in denen
die vorsorgenehmende Person die Voraussetzungen fiir die Entrichtung von Beitrdgen in die Saule 3a erfillt
hat (d.h. in diesen Jahren eine Erwerbstatigkeit ausgeubt hat). In der 2. Siule besteht diese Einschrankung
nicht.

Sodann besteht eine Einkaufsmoglichkeit nur flr Licken, die ab dem Inkrafttreten der Verordnung entstan-
den sind {d.h. ab 2025) sowie fir Liicken, die bis zu 10 Jahre vor dem Einkauf entstanden sind. Die neue
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Praxis sollte nicht erst ab 2025 angewendet werden, sondern rickwirkend auf alle noch bestehenden Vor-
sorgellicken in der Saule 3a ohne Begrenzung auf die letzten 10 Jahre. Auf die Ubergangsregelung ist zu
verzichten. Nur so wird die Eigenverantwortung in der breiten Bevdlkerung gestarkt.

Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb die Beitragsllicke eines Jahres nur mit einem einzigen Einkauf ausgegli-
chen werden soll und weshalb der einer Person zustehende Beitragsrahmen im Einkaufsjahr ausgeschépft
werden soll, um Liicken zu begleichen. Wer aufgrund eines tiefen AHV-Lohnes nicht den vollen jahrlichen
Betrag einzahlen kénnte, durfte keine Einkaufe tatigen. Solche Vorgaben existieren in Bezug auf Einkaufe in
die 2. Sdule ebenfalls nicht.

Nach dem Willen des Motionars ist der Einkauf dreifach zu begrenzen, indem (1) ein Einkauf nur alle finf Jahre
maglich ist, (Il) die Héhe des Einkaufs auf den sogenannten grossen Abzug beschréankt ist und (1) alle bereits
getatigten Wohneigentumsvorbezige vom maximalen Einkaufsbetrag abgezogen werden miissen. Die Vor-
lage hat sich unseres Erachtens an diesen Eckwerten zu orientieren. Damit wirde ein allfalliger Abwicklungs-
aufwand bei allen Parteien nur alle 5 Jahre anfallen und die Prozesskosten kénnten minimiert werden.

Es war schliesslich der ausdrlckliche Wille des Motionars, mit der Schaffung eines Einkaufs in die Vorsorge
diejenigen Personen zu starken, die (A) in jungen Jahren kein 3a-Konto hatten, (B) als Selbstandigerwerbende
Personen die finanziellen Mittel nicht aufbringen konnten oder (C) mangels AHV-Einkommen nicht einzahlen
konnten, wie insbesondere nichterwerbstatige Mutter.

=> Die Voraussetzungen eines Einkaufs in die Saule 3a sind dahingehend anzupassen, dass die
Kernabsicht der Motion erfiillt wird.

(3) Reduktion der Bescheinigungspflicht durch Einrichtungen der gebundenen Vorsorge

Durch die im Entwurf des Verordnungstexts BVV3 beschriebenen Voraussetzungen werden Finanzinstituten
und Versicherungen unnétige Abklarungspflichten aufgeblrdet. Diese verfugen nicht Gber alle nétigen An-
gaben und waren auf die Selbstdeklaration der Kunden angewiesen (z.B., wenn dieser mehrere Konti bei
verschiedenen Finanzinstituten oder Versicherungen hat). Es ist richtig, steuerliche Fehlanreize zu verhindern.
Unseres Erachtens ist es aber ausreichend, wenn das betreffende Finanzinstitut oder die Versicherung die
Hohe des eingegangenen Einkaufsbetrages bestatigt. Die Kontrolle darliber, ob séamtliche Einkaufsvorausset-
zungen erfullt sind und der Einkauf in der erfolgten Hohe zulassig ist, obliegt demgegenuber einzig der Steu-
erbehérde (zu den Folgen unzulassiger Einzahlungen in die Saule 3a aus steuerlicher Sicht vgl. Kreisschreiben
der Eidgendssischen Steuerverwaltung Nr. 18 vom 17. Juli 2008, Ziff. 9). Wird als Basis fiir den maximal
zulassigen Einkauf die bestehende «Tabelle zur Berechnung des grosstmoglichen 3a-Guthabens» herangezo-
gen (siehe unseren erstgenannten Punkt, S. 2), wird der Aufwand fir die Ermittlung der Zuléssigkeit ebenfalls
minimiert. Schliesslich sind zur Vereinfachung der Kontrolle Digitalisierungsméglichkeiten in die Uberlegun-
gen mit einzubeziehen.
=>» Wir regen an, dass die Einrichtungen der gebundenen Vorsorge lediglich die Héhe des ein-
bezahlten Betrages bestatigen muss. Die Kontrolle der Zulassigkeit des einbezahlten Be-
trags hat durch die Steuerbehdrde zu erfolgen.

Insgesamt weisen wir auf den Umstand hin, dass die hier aufgefiihrten Uberarbeitungsvorschlidge einen we-
sentlichen und positiven Beitrag zur Komplexitatsreduktion fir die vorsorgenehmenden Personen, die invol-
vierten Behdrden sowie die Einrichtungen der gebundenen Vorsorge nach sich ziehen.

Wir regen abschliessend an, Einrichtungen der gebundenen Vorsorge und deren Verbande sowie insbeson-
dere den Motionér in die Uberarbeitungsarbeiten mit einzubeziehen und bedanken uns abschliessend fur die
Berlcksichtigung unserer Anliegen.

Freundliche Griisse

- 4 F'$ o Digitalty sigoed by Digitally signed
i A X ia10 % by UEX4156
e UEX141325 Soinoses ' UEX4156 oce. 0240305

- 10:26:26 +0100° 13:55:02 +01'00'

Dr. Christian Hofer Christian Bopp
Leiter Nachhaltigkeit, Politik & Genossenschaft Leiter Regulatory Affairs
Raiffeisen Schweiz Genossenschaft Raiffeisen Schweiz Genossenschaft
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SCHWEIZERISCHE KAMMER DER PENSIONSKASSEN-EXPERTEN
CHAMBRE SUISSE DES EXPERTS EN CAISSES DE PENSIONS

Bundesamt flr Sozialversicherungen
Effingerstrasse 20
3003 Bern

Via Mail:
Sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch

Zurich, 18. Januar 2024
Anderung der Verordnung iiber die Abzugsberechtigung fiir Beitrige an anerkannte
Vorsorgeformen (BVV3) — Umsetzung der Mo. Ettlin 19.3702, Einkauf in die Saule 3a

ermoglichen

Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Besten Dank, dass Sie uns Gelegenheit geben, zu der Vernehmlassungsvorlage "Anderung
der Verordnung Uber die Abzugsberechtigung fiir Beitrdge an anerkannte Vorsorgeformen
(BVV3)" Stellung zu nehmen.

Wir haben zu den vorgeschlagenen Verordnungsanderungen keine Bemerkungen.

Freundliche Grisse

Schweizerische Kammer der Pensionskassen-Experten SKPE

Emmanuel Vauclair Olivier Deprez
Prasident SKPE Sekretar SKPE

Sekretariat, c/o Prevanto AG
Picassoplatz 8 4052 Basel Tel. +41 61 225 80 02 Fax +41 61 225 80 01
www.skpe.ch
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Prasidentin:

Marina Zuger
-] Schweizerische Steuerkonfarenz

C 51 Conférence suisse des impdts Generalsekretarin:
K Conferenza svizzera delle imposte Renate Rodel
vorStand ssk-csi@ksta.zh.ch

-y Kantonales Steueramt Zirich

Vereinigung der schweizerischen Comité Béndliweg 21
Steuerbehdrden 8090 Zdrich
Vereinigung der Schweiz. Steuerbehdrden Tel. +41 43 259 35 02

o . . Co www.steuerkonferenz.ch
Associazione delle Autoriten fiscali svizzere

Per E-Mail:
Frederico.gonzalezdelcampo@bsv.admin.ch
Frederico Gonzalez del Campo

Bereich Recht berufliche Vorsorge
Bundesamt fur Sozialversicherungen

Zurich, 10. Januar 2024

Anderung der BVV3 betreffend die Einfithrung von Einkiaufen in die Saule 3a -
Eroffnung des Vernehmlassungsverfahrens

Sehr geehrte Damen und Herrn

Wir danken lhnen, dass Sie uns Gelegenheit geben, zur Anderung der BVV3 betreffend die Einfiihrung
von Einkaufen in die Saule 3a Stellung zu nehmen.

Wir haben vom Entwurf der BVV3 (E-BVV3) Kenntnis genommen.

Der Vernehmlassungsentwurf beinhaltet «Leitplanken», die die Einkaufsmdglichkeiten in die Saule 3a
definieren und gleichzeitig den Umfang eines Einkaufs einschranken, was wir begrissen.

Im Folgenden formulieren wir unsere eher punktuellen Anmerkungen, die sich auf den Kommentar zu
den einzelnen Artikeln im erlauternden Bericht zur Anderung der BVV3 betreffend die Einfiihrung von
Einkaufen in die Saule 3a beziehen.

Art. 7a - Abzugsberechtigung fiir als Einkauf geleistete Beitrage

Wir begrissen, dass nur Personen ein Einkaufspotenzial haben, die in den letzten zehn Jahren vor dem
Einkauf nicht alle maximal zuldssigen Beitrage einbezahlt haben (vgl. Art. 7 Abs. 1 Bst. a E-BVV3).

Folgerichtig muss der Vorsorgenehmer bzw. die Vorsorgenehmerin wahrend dieser Zeit berechtigt
gewesen sein, Beitrdge an die Saule 3a zu leisten. Dies bedeutet, dass er bzw. sie wahrend dieser Zeit
eine AHV-beitragspflichtige unselbstéandige oder selbstéandige Erwerbstatigkeit ausgeubt hat (vgl. Art. 7
Abs. 1 E-BVV3).

Die Pflicht, vor dem Einkauf zuerst einen ordentlichen Beitrag in die Saule 3a einzuzahlen, erscheint

insbesondere aus steuerlicher Sicht sinnvoll. Dadurch wird eine neue Liicke vermieden, weil im Jahr des
Einkaufs in die Sdule 3a keine ordentlichen Beitrdge getatigt werden.
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Das Einkaufspotenzial entspricht der Differenz zwischen der Summe der maximal zulassigen und der
tatsachlich einbezahlten Beitrage der letzten zehn Jahre vor dem Einkauf. Der Einkauf darf jedoch den
Betrag des «kleinen» Abzugs nach Art. 7 Abs. 1 Bst. a BVV3 nicht Ubersteigen (vgl. Art. 7a Abs. 2 E-
BVV3). Diese Beschrankung erlaubt das ,Nachholen® von nicht einbezahlten Beitragen in die Saule 3a,
begrenzt aber die Steuerplanung, indem der Einkaufsbetrag auf die Hohe des «kleinen Abzugs»
begrenzt wird.

Sinnvoll erscheint auch die in Art. 7a Abs. 4 E-BVV3 vorgesehene Beschrankung, wonach Einkaufe nicht
mehr zuldssig sind, wenn der Vorsorgenehmer eine Altersleistung bezieht: Damit wird verhindert, dass
ein Vorsorgenehmer die Altersleistung aus der Saule 3a bezieht, (was ab dem 60. Lebensjahr mdglich
ist,) und kurz danach einen Einkauf in die Saule 3a tatigt. Einem moglichen steuerlichen Missbrauch —
wie er in der Praxis vorkommt - wird damit vorgebeugt (Wiedereinbringung von Vorsorgeguthaben
innerhalb Jahresfrist i.S.v. Art. 24 Bst. ¢ DBG und 7 Abs. 4 Bst. e StHG).

Art. 7b - Gesuch um Annahme von als Einkauf geleisteten Beitragen

Wir nehmen zur Kenntnis, dass der Vorsorgenehmer den Einkauf bei der Saule 3a Einrichtung mittels
schriftliches Gesuch, welches spezifische Angaben enthalten muss, beantragen muss: Bevor der
Vorsorgenehmer den Einkauf tatigt, muss er bestatigen, dass er im Einkaufsjahr den vollen ordentlichen
Beitrag flir das betreffende Jahr entrichtet hat; fir die Jahre, fir die eine Beitragsliicke ausgeglichen
werden soll, noch keinen Einkauf vorgenommen wurde; er noch keine Altersleistung der Saule 3a
bezogen hat (vgl. Art. 7b Abs. 1 und Abs. 2 E-BVV3). Das Gesuch muss sodann auch die ordentlichen
Saule 3a Beitrage der letzten 10 Jahre vor dem Einkauf beinhalten, die in andere Vorsorgeeinrichtungen
eingezahlt wurden, als der Einkauf.

Wir erachten es als unabdingbar, dass die Einrichtungen der gebundenen Selbstvorsorge verpflichtet
werden, die Gesuche zu prifen und die Zulassigkeit eines Einkaufs aufgrund der erhaltenen
Informationen zu beurteilen. Sind die Voraussetzungen fiir einen Einkauf erflllt, lasst die Saule 3a
Einrichtung diesen zu bzw. lehnt ihn ab, wenn dies nicht der Fall ist (vgl. Art. 7b Abs. 3 E-BVV3).

Fir die Steuerbehorden ist es wichtig, dass die Einrichtungen der gebundenen Selbstvorsorge die
erforderlichen Vorprifungen vertieft durchfihren. Dies erleichtert die nachtragliche Kontrolle der
Steuerbehdrde. Die Steuerbehdrde pruft einerseits, ob die in der Steuererklarung geltend gemachten
Saule 3a Beitrage den Bescheinigungen der Einrichtungen entsprechen. Andererseits prift sie, welche
ordentlichen Beitrage in den Jahren, fir die Einkaufe getatigt wurden, steuerlich tatsachlich anerkannt
wurden und ob die Einkaufsbeitrage der Differenz zu den steuerlich zulassigen Beitragen entsprechen.

Art. 8 Abs. 2

Wichtig ist, dass die Vorsorgeeinrichtung fur Einkaufe in die Saule 3a die aktuelle Bescheinigung ausstellt
(Formular 21 EDP): Diese Bescheinigung muss neu die Angaben nach Art. 7b Abs. 1 Bst. a - ¢ E-BVV3
enthalten, d.h. die H6he des beantragten Einkaufs, die Jahre, fir die eine Beitragsliicke ausgeglichen
wird und deren Héhe sowie die Hohe des ordentlichen Beitrags fir das Jahr, in dem der Einkauf in die
Saule 3a getatigt wird.

Diese Bescheinigung alleine reicht nicht aus, um die Abzugsfahigkeit des getatigten 3a-Einkaufs zu
Uberprifen. Zwar ist sie eine wertvolle Informationsquelle, wenn sie von der gebundenen
Selbstvorsorgeeinrichtung korrekt ausgefiillt wird. Trotzdem flhrt die Méglichkeit eines Einkaufs in die
Saule 3a zu einem erheblichen administrativen Mehraufwand fir die kantonalen Steuerbehdrden sowie
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zu zusatzlichen Aufwendungen fir die IT. Die Steuerbehérden missen mit diesem Entwurf
umfangreichere Kontrollen durchfiihren als sie nach geltendem Recht durchzufiihren haben.

Stellt die Steuerbehdrde fest, dass zu hohe Einkaufe in die Saule 3a getatigt wurden, geht sie gleich vor,
wie bei zu hohen ordentlichen Beitrage: Sie erstellt eine Bescheinigung (oder einen Brief), in welcher der
zurtckzuerstattende Betrag genau angegeben wird. Diese Bescheinigung wird der steuerpflichtigen
Person ubergeben, welche bei der zustandigen Vorsorgeeinrichtung einen Rulckerstattungsantrag zu
stellen hat. Die Bescheinigung flhrt den zurlickzuerstattenden Betrag pro Steuerjahr auf (SSK, Vorsorge
und Steuern, Cosmos Verlag, Anwendungsfall B.2.3.10).

Zudem wird die Kontrolle bei einem Kantonswechsel kompliziert: Die Steuerbehdrde des Zuzugskantons,
welche die Einkaufe im Rahmen der Veranlagung prift, kennt die Hohe der ordentlichen Beitrage nicht,
welche im Wegzugskanton in den Jahren, fur die Einkaufe getatigt werden, steuerlich zulassigen waren.

Die Einrichtungen der gebundenen Selbstvorsorge mussen sorgfaltig darauf bedacht sein, dass die
Vorgaben von Artikel 7a E-BVV3 zur Berechnung des Einkaufspotenzials eingehalten werden. Primar
muissen vom Steuerpflichtigen die entsprechenden Veranlagungen des Wegzugskantons einverlangt
werden, um die notwendigen Prifungen vorzunehmen. Gegebenenfalls kann die Steuerbehérde des
Zuzugskantons gestutzt auf Art. 111 DBG bzw. Art. 39 Abs. 2 StHG von der Steuerbehérde des
Wegzugskantons Ausklnfte Gber die Hohe der gewahrten Saule 3a Abzlige verlangen. (Diese Artikel
regeln die Zusammenarbeit zwischen den mit der Anwendung des DBG bzw. des kantonalen und
kommunalen Rechts betrauten Steuerbehorden.)

Art. 8b Mitteilung der Vorsorgeangaben

Die Pflicht der (ibertragenden Einrichtung, bei einer Ubertragung von Vorsorgekapital die relevanten
Angaben Uber die in den vorangegangenen zehn Jahren ordentlichen und als Einkauf geleisteten
Beitrdage unter Angabe der damit ausgeglichenen Beitragslicke mitzuteilen, ist von besonderer
Bedeutung: Dies ermoglicht es der Ubernehmenden Saule 3a Einrichtung, die geleisteten
Einkaufsbeitrage auf ihre Gesetzteskonformitat hin zu Uberprifen.

Ubergangsbestimmung

Schliesslich begriissen wir die in der Ubergangsbestimmung vorgesehene Begrenzung, wonach nur
Beitragsliicken geschlossen werden koénnen, die nach dem Inkrafttreten der Anderung der BVV3
betreffend Eink&ufe in die Sdule 3a entstanden sind.

Mit dieser Bestimmung wird verhindert, dass Personen, die kurz vor dem Rentenalter stehen, im

Zeitpunkt des Inkrafttretens der Anderungen der BVV3 Einkaufe in die Saule 3a vornehmen und kurz
darauf Kapitalbezlge tatigen, die privilegiert besteuert werden.

3/4



Sperrfrist

Wir stellen fest, dass der Entwurf zur Anderung der BVV3 betreffend Einkaufe in die Saule 3a keine
Regel enthalt, die jener von Art. 79b Abs. 3 BVG entspricht, wonach «Einkaufsbeitrage innerhalb von
drei Jahren nicht in Kapitalform ausbezahlt werden dlirfen».

Eine analoge Bestimmung erscheint nicht nétig und wird deshalb auch nicht verlangt. Dies, well
einerseits die Uberwiegende Mehrheit der Saule 3a Konten oder Policen die Auszahlung von Kapital und
nicht von (Alters -) Renten vorsehen und andererseits der Maximalbetrag eines Einkaufs steuerlich nicht
ins Gewicht fallt: Tatsachlich entspricht der maximale Einkaufsbeitrag dem ,kleinen Saule 3a Abzug"“ -
obwohl Personen, die keiner zweiten Saule angehdren hohere ordentliche Beitrage einzahlen kénnen
(vgl. Art. 7 Abs. 1 Bst. b BVV3).

Fir die Berlicksichtigung unserer Bemerkungen danken wir lhnen.

Freundliche Grisse

Schweizerische Steuerkonferenz

Die Prasidentin

Marina Zuger
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Prasidentin:
Marina Zuger
§ Schweizerizche Steuerkonferenz
C S| Conférence suisse des impdts Generalsekretarin:

K Conferenza svizzera delle imposte =g~ Renate Rodel
Comiteé ssk-csi@ksta.zh.ch

v d Kantonales Steueramt Zirich

Union des autorités fiscales suisses orstan Béndliweg 21

8090 Zirich
Tel. +41 43 259 35 02
www.steuerkonferenz.ch

Vereinigung der schweiz. Steuerbehdrden
Associazione delle autorita fiscali svizzere

Par courriel:
Frederico.gonzalezdelcampo@bsv.admin.ch
M. Frederico Gonzalez del Campo

Secteur Droit de la prévoyance professionnelle
Office fédéral des assurances sociales

ZUrich, le 10 janvier 2024

Modification de POPP3 en vue de Pinstauration de rachats dans le pilier 3a -
Ouverture de la procédure de consultation

Madame, Monsieur,

Nous nous référons a I'objet cité en rubrique et vous remercions de nous donner I'occasion de nous
déterminer par rapport au projet de modification de 'OPP3 en vue de linstauration de rachats dans le
pilier 3a.

Nous avons bien pris connaissance du projet en question.

Le projet mis en consultation permet la mise en place de «garde-fous» permettant de mieux définir les
possibilités de rachat dans le pilier 3a tout en limitant la portée d’un tel rachat, ce que nous saluons.

Nous formulons ci-aprés nos remarques plus ponctuelles qui se référent au commentaire par articles
figurant dans le rapport explicatif relatif a la modification de 'OPP3 en vue de l'instauration de rachats
dans le pilier 3a.

Art. 7a Déduction des cotisations versées a titre de rachat

Nous constatons avec satisfaction que le potentiel de rachat est limité aux lacunes existant pour ceux
qui n‘ont pas versé toutes les cotisations maximales admises au cours des dix années précédant le
rachat (cf. art. 7al. 1 lit. a nOPP3).

En outre, il semble logique que le preneur de prévoyance devait avoir le droit de verser des cotisations
au pilier 3a durant cette période : cela implique qu’il devait durant cette période exercer une activité
lucrative salariée ou indépendante soumise a cotisations AVS (cf. art. 7 al. 1 nOPP3).

Finalement, il semble effectivement judicieux sur le plan fiscal de prévoir I'obligation de verser d’abord
une cotisation ordinaire au pilier 3a avant de pouvoir effectuer un rachat, puisque cela permet d’éviter
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de créer une nouvelle lacune en ne cotisant pas de maniére ordinaire I'année durant laquelle le rachat
dans le cadre du pilier 3a est effectué.

Nous approuvons en outre le mode de calcul précis du potentiel de rachat selon lequel il convient de
combler les différences entre la somme des cotisations annuelles maximales admises et la somme des
cotisations annuelle effectivement versées au cours de dix années précédant le rachat ; ce dernier ne
peut cependant pas dépasser le montant de la «petite» déduction au sens de I'art. 7 al. 1 lit. a OPP3 (cf.
art. 7a al. 2 nOPP3). Cette limitation permet certes un «rattrapage» des cotisations non versées dans le
cadre du pilier 3a mais permet de limiter une planification fiscale excessive en limitant le montant du
rachat qui peut étre effectué a hauteur de la «petite déduction».

Dans le méme ordre d’idée, la limitation prévue a I'art. 7a al. 4 nOPP3, selon laquelle les rachats ne sont
plus admis si le preneur de prévoyance pergoit une prestation de vieillesse, parait judicieuse: en effet,
cela permet d’éviter qu’un preneur de prévoyance ne percoive la prestation de vieillesse (découlant du
pilier 3a), ce qui est possible dés I'age de 60 ans, et ne procéde dans un délai bref a un nouveau rachat
dans le cadre du pilier 3a. Cette limitation évite ainsi les abus potentiels auxquels les autorités fiscales
sont confrontées dans le cadre de la prévoyance professionnelle (cas de réinvestissement d'une
prestation en capital du 2éme pilier dans le délai d’'un an dans une institution de prévoyance au sens de
l'art. 24 lit. c LIFD et 7 al. 4 lit. e LHID).

Art. 7b Demande de rachat

De maniere générale, nous prenons acte avec satisfaction de I'exigence d’'une demande spécifique de
rachat dans le cadre du pilier 3a contenant plusieurs indications: il s’agit de la confirmation par le preneur
de prévoyance qu'il a versé la cotisation ordinaire avant d’effectuer le rachat pour 'année concernée, de
l'indication des années pour lesquelles une lacune est comblée. Le preneur doit finalement confirmer ne
pas avoir percu de prestation de vieillesse dans le cadre du pilier 3a (cf. art. 7b al. 1 et al. 2 nOPP3).
Cette demande devra prendre naturellement en compte les cotisations (ordinaires) au pilier 3a versées
durant les dix années précédant le rachat auprés d’institution(s) de prévoyance différente(s) de celle
auprés de laquelle le rachat est effectué.

Nous estimons également nécessaire que les institutions de prévoyance individuelle liée soient tenues
de vérifier les demandes de rachat et d’évaluer leur admissibilité sur la base des informations fournies.
Si les conditions d’'un rachat sont réunies, elles doivent les admettre et refuser le rachat dans le cas
contraire (cf. art. 7b al. 3 nOPP3).

Il est important pour les autorités fiscales que les institutions de prévoyance individuelle liée effectuent
de maniére approfondie les contréles préalables nécessaires, ce qui facilitera le contrdle ultérieur du
rachat (pilier 3a) effectué par les autorités fiscales. Ces derniéres controleront d’'une part si les cotisations
au pilier 3a revendiquées dans la déclaration d'imp6t du preneur correspondent aux attestations. D’autre
part, les autorités fiscales examineront si les cotisations des années pour lesquelles le rachat est effectué
ont été effectivement admises en déduction sur le plan fiscal et si le montant du rachat correspond a la
différence entre ce montant et les cotisations déductibles maximales.
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Art. 8 al. 2

Il est effectivement important que l'institution de prévoyance délivre une attestation pour les rachats dans
le pilier 3a, qui est l'attestation actuelle 21 EDP: cette attestation devra désormais contenir les
informations visées a I'art. 7b al. 1 lit. a a c nOPP3, a savoir le montant du rachat demandé, les années
pour lesquelles une lacune de cotisations doit étre comblée et pour quel montant ainsi que le montant
de la cotisation ordinaire versée pour I'année durant laquelle le rachat dans le cadre du pilier 3a sera
effectué.

Cette attestation permettra aux autorités fiscales cantonales de vérifier la déductibilit¢ du rachat 3a
effectué. Il s’agit certes d'une source dinformation précieuse et exhaustive, si elle est remplie
correctement par I'institution de prévoyance individuelle liée, mais cela entrainera dans tous les cas une
surcharge administrative importante pour les autorités fiscales cantonales ainsi que des colts
supplémentaires sur le plan de l'informatique. Ainsi, les autorités de taxation devront procéder a des
contréles notablement plus étendus que ceux qu’elles doivent effectuer sur la base du droit actuel.

Si 'autorité fiscale constate que les rachats dans le pilier 3a sont trop élevés en fonction des mécanismes
décrits dans la présente modification de 'OPP3, elle procédera de la méme maniére que pour les
cotisations ordinaires excédentaires: 'autorité fiscale établira une attestation remise au contribuable
(preneur) qui devra demander le remboursement auprés de linstitution de prévoyance du pilier 3a
concernée. L’attestation indiquera les montants a rembourser pour I'année concernée (Prévoyance et
impbts, Conférence suisse des impdts, Ed. Cosmos, cas d’application B.2.3.10).

Le contrble sera plus t compliqué en cas de changement de canton: I'autorité fiscale du nouveau canton,
compétente pour examiner la déduction du rachat, ne sera pas au courant des déductions effectivement
admises dans le premier canton compétent avant le déménagement du preneur de prévoyance.

A cet égard, les institutions de prévoyance individuelle liée devront veiller soigneusement et avec sérieux
au respect des nouvelles régles figurant a I'art. 7a nOPP3 relatives a la maniére de calculer le potentiel
de rachat. Les autorités fiscales demanderont en premier lieu au contribuable la production des décisions
de taxation du canton de départ pour procéder a ces vérifications. Le cas échéant, I'autorité fiscale du
canton d’arrivée pourra demander des renseignements relatifs au montant des déductions accordées
dans le cadre du pilier 3a a l'autorité fiscale du canton de départ en vertu de I'art. 111 LIFD, resp. 39 al.
2 LHID, prévoyant la collaboration entre les autorités fiscales chargées d’appliquer la LIFD, resp. le droit
cantonal et communal conformément a la LHID.

Art. 8b Communication des données relatives a la prévoyance

L’obligation faite, lors d’'un transfert de capital, a linstitution transférante de communiquer les
informations pertinentes relatives aux cotisations versées au cours de dix années précédentes et au(x)
rachat(s) que le preneur de prévoyance a effectués au cours des dix années manquantes, en indiquant
les lacunes de cotisations ainsi comblées est particuliérement importante: cela permet a I'institution de
prévoyance individuelle liée reprenante de procéder correctement au contrdle des rachats effectués dans
le cadre du pilier 3a.

Dispositions transitoires
Nous approuvons finalement la limitation prévue dans les dispositions transitoires selon laquelle seules

les lacunes de cotisations apparues aprés I'entrée en vigueur de la modification de 'OPP3 relative au
rachat dans le pilier 3a pourront étre comblées.
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Cette disposition permettra d’éviter que, au moment de I'entrée en vigueur de ces modifications de
I'OPP3, des personnes proches de I'age de la retraite ne se «dépéchent» de faire des rachats de lacunes
passées dans le pilier 3a.

Délai de blocage

Nous constatons que le projet de modification de I'OPP3 relative au rachat dans le pilier 3a ne contient
aucune regle, applicable par analogie, semblable a celle figurant a I'art. 79b al. 3 LPP selon lequel «les
prestations résultant d’un rachat ne peuvent étre versées sous forme de capital par les institutions de
prévoyance avant I'’échéance d’un délai de trois ans».

Nous estimons cependant qu’il n’est pas nécessaire de procéder a I'ajout d’une disposition semblable a
lart. 79b al. 3 LPP : d’'une part, la grande majorité des comptes ou polices découlant du 3™ pilier A
prévoient le versement de capitaux et non de rentes (de vieillesse) ; d’autre part, le montant maximum
du rachat correspond a des montants qui ne sont pas vraiment matériels, sur le plan fiscal: en effet, le
rachat maximum admis dans ce projet de modification de 'OPP3 correspond uniquement a la petite
déduction, alors que les cotisations ordinaires pour les personnes non affiliées au 2¢me pilier
correspondent a des montants plus élevés (cf. art. 7 al. 1 lit. b OPP3).

Nous vous remercions d’avance de bien vouloir prendre en considération les présentes remarques et
vous prions d’agréer, Madame, Monsieur, I'expression de notre considération distinguée.

Conférence suisse des impots

La Présidente

Marina Zuger
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Schweizerischer Seniorenrat
Conseil suisse des afnés

CSA Consiglio svizzero degli anziani

KirchstralRe 24

3097 Liebefeld b. Bern

Tel: +41 31 311 89 06

E-Mail: info@ssr-csa.ch

Co-Prasidentin: Esther Waeber-Kalbermatten +41 79 248 07 80
Co-Prasident: Reto Cavegn +41 79 401 35 33

Eidgendssisches Departement des Innern EDI

Bundesamt fiir Sozialversicherungen BSV

Geschaftsfeld AHV, Berufliche Vorsorge und Erganzungsleistungen
Effingerstrasse 20, CH-3003 Bern

Geht per Mail an:
Sekretariat.abel@bsv.admin.ch

Bern, 5. Marz 2024

Vernehmlassung: Anderung der Verordnung (iber die steuerliche Abzugsberechtigung fiir Beitrage an
anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) im Hinblick auf die Einfihrung von Einkaufen in der Saule 3a

Sehr geehrte Frau Bundesratin Baume-Schneider
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir beziehen uns auf das Vernehmlassungsverfahren vom 22. November 2023 zum oben erwahnten
Geschaft. Der Schweizerische Seniorenrat (SSR) ist ein beratendes Organ des Bundesrates in
Altersfragen und setzt sich mit seinen 170'000 Mitgliedern aktiv fir die Wahrung der sozialen, kulturellen
und wirtschaftlichen Interessen alterer Menschen, die Férderung ihrer Wirde, ihrer Lebensqualitat und
ihrer Autonomie sowie fir die Solidaritat zwischen den Generationen ein.

Kompetenz des Bundesrates durch eine Verordnung

Einleitend ist darauf hinzuweisen, dass der Bundesrat aufgrund seiner Kompetenzen nach Art. 82, Abs.
2 und Abs. 3 des Bundesgesetzes Uber die berufliche Vorsorge (BVG) die Kompetenz hat, auf dem
Verordnungsweg die notwendigen Bestimmungen festzulegen, damit steuerlich abzugsfahige Beitrage
auch in Form von Einkaufen in die Sdule 3a eingebracht werden kdnnen, sowie die notwendigen
Modalitaten zu regeln. Die vorgeschlagene Anderung ist also auch ohne die Revision des
entsprechenden Artikels 82 BVG maoglich. Es hangt also alles davon ab, ob der Bundesrat die
Verordnungsanderung annimmt oder nicht. Das bedeutet, dass weder ein Referendum noch eine
Volksabstimmung méglich sind.

Individuelle Vorsorge oder Sdule 3, Ergdnzung der Sdule 1 und Saule 2 in der Bundesverfassung
verankert

In der Altersvorsorge werden die finanziellen Risiken durch die verschiedenen Finanzierungssysteme
verteilt. Das Drei-Saulen-Modell ist unserer Meinung nach ein solides Vorsorgesystem. Die Saule 3, die
sogenannte freie Vorsorge, erganzt die staatliche Vorsorge (Saule 1 AHV) und die berufliche Vorsorge
(Saule 2).

Artikel 113, Abs. 2, Buchst. A. der Bundesverfassung besagt, dass die berufliche Vorsorge zusammen
mit der AHV die versicherte Person in die Lage versetzt, ihren bisherigen Lebensstandard in
angemessener Weise aufrechtzuerhalten. Dies ist seit Iangerer Zeit nicht mehr der Fall. Einerseits ist
die erste Saule schon lange nicht mehr in der Lage, den Existenzbedarf angemessen zu decken (wie in
Art. 112 Abs. 2 Bst. b der Bundesverfassung erwahnt). Zudem ist die Zugangsschwelle fur eine
Maximalrente mit 44 Jahren ununterbrochener Beitragsdauer bei einem Durchschnittseinkommen von
CHF 88'200/Jahr sehr hoch. Andererseits gilt in der Saule 2 je mehr man aufgrund seines héheren
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Einkommens einzahlt, desto mehr erhalt man, wobei die H6he und die Dauer der Einzahlungen z3hlen.
Dabei spielt auch eine grosse Rolle, ob der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin in einer
Versicherungseinrichtung der Saule 2 versichert war, welche lediglich das Obligatorium erfillte oder ob
auch Uberobligatorische Leistungen versichert waren.

Da die Kombination aus Saule 1 und Saule 2 oft nicht mehr ausreicht, um den gewohnten
Lebensstandard aufrechtzuerhalten, ist es notwendig, diese Vorsorgeliicke mit Hilfe der individuellen
Vorsorge zu schlielen. Dies ist umso wichtiger fir Personen, die aufgrund ihrer beruflichen Laufbahn
wissen, dass sie es nicht schaffen werden, im Rentenalter tber eine maximale AHV-Rente und eine
ausreichende Saule 2 zu verfligen. Die Saule 3a stitzt sich auf Art. 111, Abs. 1 der Bundesverfassung,
der besagt, dass der Bund Massnahmen trifft, um eine ausreichende Alters-, Hinterlassenen- und
Invalidenvorsorge zu gewéhrleisten. Diese Vorsorge beruht auf den drei Séulen der eidgendéssischen
Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung, der beruflichen Vorsorge und der individuellen
Vorsorge.

Allgemeine Einschatzung der Méglichkeit von Einkdufen im Rahmen der Séule 3a

Im derzeitigen Vorsorgesystem sind Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die Uber einen langeren
Zeitraum hinweg Vollzeit gearbeitet haben, am besten abgesichert. Diese Art der Finanzierung
begtinstigt daher vollzeitliche und lineare Erwerbsbiografien, die bei Frauen selten vorkommen - (2020
waren 79 % der Teilzeitbeschaftigten Frauen, 2021 waren die Leistungen aus der Saule 2 bei Mannern
etwa doppelt so hoch wie bei Frauen). Es ist auch verstandlich, dass in bestimmten Phasen des
Arbeitslebens andere Prioritaten gesetzt werden als die zukiinftige Rente, was beim Ausscheiden aus
dem Arbeitsleben zu grossen finanziellen Liicken fiihren kann. Die Moéglichkeit, Vorsorgeliicken zu
schliessen, erscheint uns gerechtfertigt. Es ist zudem zu beachten, dass in unserer heutigen
Gesellschaft junge Menschen aufgrund der langeren Ausbildungszeiten immer spater ins Berufsleben
eintreten. Die Erwerbsbiografien kdnnen Unterbrechungen aufweisen, z. B. zu Ausbildungszwecken.
Dariiber hinaus werden Berufe und Arbeitgeber haufiger gewechselt als friiher. Aus diesen Griinden
wird es flr diese Personen schwierig sein, die Bedingungen in Bezug auf Dauer und Lohnniveau zu
erfullen, um eine maximale AHV-Rente zu erhalten und lber eine gentigend solide Saule 2 zu verfligen.
Uber den Zeitraum von 10 Jahren, wie er fiir Einkaufe im Rahmen der Saule 3a vorgesehen ist, kann
sich eine finanzielle Situation verbessern: Erhéhung der Arbeitszeit (insbesondere fiir Frauen), Wechsel
der Funktion und der Lohnklasse mit einer Verbesserung der finanziellen Situation, Stabilisierung in
einem Job ab dem Alter von 50 Jahren, etc. Die Mdglichkeiten des riickwirkenden Einkaufs im Rahmen
der Saule 3a bieten eine willkommene Flexibilitdt, indem sie es ermdglichen, Vorsorgelliicken gezielt zu
schliessen.

Wir haben zur Kenntnis genommen, dass diese Einkaufsmdglichkeiten zu Steuersenkungen fiir Bund,
Kantone und Gemeinden fihren werden, die noch nicht genau beziffert werden konnten. Es ist jedoch
zu berlcksichtigen, dass der Bezug des Kapitals aus der Saule 3a einer Kapitalsteuer unterliegt.

Ausfiihrliche Kommentare zu den vorgesehenen Anderungen

Der SSR unterstitzt die Einkaufsbedingungen gemass Art. 7 a neu Abs. 1-5, dass der Einkauf in jedem
Fall auf den "kleinen" Abzug gemass Art. 7 Abs. 1 lit.a BVV3, d.h. CHF 7'056 im Jahr 2023, beschrankt
ist und dass diese Beschrankung auch fiur Vorsorgenehmerinnen und Vorsorgenehmer ohne Saule 2
gilt. Wir erachten es als gerechtfertigt, dass Einkaufe in die Saule 3a nicht mehr zulassig sind, sobald
die Vorsorgenehmerin oder der Vorsorgenehmer eine Altersleistung bezieht. Ebenso, dass Beitrage in
die Saule 3a bis maximal 5 Jahre nach dem ordentlichen AHV-Rentenalter als Einkaufe zulassig sind,
sofern die Vorsorgenehmerin, der Vorsorgenehmer erwerbstatig ist, Uber die fur einen Einkauf
erforderliche(n) Beitragsliicke(n) verfiigt und noch keine Altersleistungen aus der Saule 3a bezogen hat.

Zu den Bestimmungen Uber den rickwirkenden Einkauf, die Aufbewahrung von Dokumenten und den
Vorsorgeausweis gibt es keine Anmerkungen.

Wir bedanken uns fir die Berlcksichtigung unserer Stellungnahme im weiteren Verfahren.
Freundliche Grusse
SCHWEIZERISCHER SENIORENRAT

Cotter Vst LPZen

Esther Waeber-Kalbermatten Reto Cavegn
Co-Prasidentin Co-Prasident



. Stiftung Auffangeinrichtung BVG
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Fondazione istituto collettore LPP

Per E-Mail an

Sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch
Bundesamt flr Sozialversicherungen
Heinz Barmettler

Effingerstrasse 20

3003 Bern

Zurich, 27. Februar 2024

Vernehmlassung «Einkauf in die Sdaule 3a ermdglichen»

Sehr geehrter Herr Barmettler

Die Geschiftsleitung verzichtet in Abstimmung mit dem Stiftungsratsausschuss auf eine Stellungnahme
zur eingangs erwahnter Angelegenheit.

Freundliche Grlisse

Stj ffangeinrichtung BVG

i ity

Ma Urs Miiller
Geschaftsfihrer Leiter Recht & Compliance

lhr Kontakt | Marc Gamba | Geschaftsfihrer | +41 44 468 22 41 | marc.gamba@aeis.ch
Stiftung Auffangeinrichtung BVG | Elias-Canetti-Strasse 2 | 8050 Ztrich | +41 41799 75 75 | aeis.ch
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Eingegangen per Mail am Di 27.02.2024 16:27
An BSV-Sekretariat ABEL

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir schliessen uns der im Anhang aufgefuhrten Stellungnahme des VVS an bzgl.
Vernehmlassung "Anderung der Verordnung Uber die steuerliche Abzugsberechtigung fiir
Beitrage an anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) zur Umsetzung der Motion 19.3702 von SR
Ettlin".

Vielen Dank fur die Kenntnisnahme.
Freundliche Grisse

Stefan Kronis

Geschaftsflihrer

Stiftung Sparen 3 der

Bank CIC (Schweiz) AGisk!

T +41 61 264 16 40
stefan.kron@cic.ch

CIC

C LOUNGE

Entdecken Sie jetzt die CIC eLounge.
Damit sitzen Sie am Steuer Ihrer Bankgeschafte.

Bank CIC (Schweiz) AG
Marktplatz 13, Postfach, 4001 Basel
cic.ch

folien Sie uns auf

Confidentiality Notice

This email and any files transmitted with it are confidential and intended solely for the use of the
individual or entity to which they are addressed. If you have received this email in error please notify
the sender and delete all copies from your system. Bank CIC (Switzerland) Ltd., its employees,
associates and subsidiaries do not accept liability for any unintentional damage caused by this email,
its contents or any attachments nor any unauthorised access to, or interference with this email as a
result of it. All emails to and from this address may be subject to interception or monitoring for
operational reasons or for lawful business practices. Bank CIC (Switzerland) Ltd. is not obliged to treat
any order transmitted by email. The notice of cancellation of any contract where Bank CIC
(Switzerland) Ltd. is a party is not valid if transmitted by email.
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https://twitter.com/bank_CIC

Schweizerischer Versicherungsverband

ASA | SVV Association Suisse d'Assurances
Associazione Svizzera d'Assicurazioni
Swiss Insurance Association

Per E-Mail an: Sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch
Bundesamt fur Sozialversicherungen BSV
Effingerstrasse 20

3003 Bern

Zurich, 5. Marz 2024

Anderung der Verordnung iiber die Abzugsberechtigung fiir Beitrage an anerkannte Vorsorgeformen
(BVV 3) — Umsetzung der No. Ettlin 19.3702, Einkauf in die Sdule 3a ermdglichen

Sehr geehrte Damen und Herren

Am 22. November 2023 hat das Eidgendssische Departement des Innern EDI die Vernehmlassung tber die
Anderung der Verordnung Uber die Abzugsberechtigung fiir Beitrage an anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3)
zur Umsetzung der Mo. Ettlin 19.3702, Einkauf in die Saule 3a ermdglichen, eréffnet. Wir danken Ihnen fir die
Einladung zur Stellungnahme und nehmen die Moglichkeit dazu gerne wahr.

1. Mo. Ettlin 19.3702, Einkauf in die S&dule 3a ermdglichen

Mit der Mo. 19.3702 wurde der Bundesrat beauftragt, «Artikel 82 des Bundesgesetzes lber die berufliche Al-
ters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVG) und die entsprechenden Verordnungsbestimmungen dahin-
gehend abzuandern, dass Personen mit einem AHV-Einkommen, die in friiheren Jahren keine oder nur Teilbei-
trage in die Saule 3a einzahlen konnten, die Mdglichkeit erhalten, dies nachzuholen, und es vollumfanglich vom
steuerbaren Einkommen im Einkaufsjahr abziehen kénnen (sog. 3a-Einkauf).»

Gemass den Ausflhrungen in der Begriindung zu diesem Vorstoss sollen die Einkaufsméglichkeiten zeitlich
und finanziell eingeschrankt werden, damit das Ziel, die individuelle Vorsorge fiir den Mittelstand zu starken, im
Fokus bleibt:

» Maximales 3a-Guthaben gemass «Tabelle zur Berechnung des grésstméglichen 3a-Guthabens (nach Art.
60a Abs. 2 BVV 2 und Art. 7 Abs. 1 Bst. a BVV 3) nach Jahrgang» des Bundesamtes flr Sozialversicherun-
gen BSV

e Ermittlung des maximalen Einkaufsbetrags durch Abzug der vorhandenen 3a-Guthaben sowie getatigter
Wohneigentumsvorbeziige vom maximalen 3a-Guthaben

e Limitierung des Einkaufsbetrags auf den sogenannten «grossen Abzug» (2024: 35280 Franken)

o Einkauf nur alle funf Jahre

Schweizerischer Versicherungsverband SVV
Conrad-Ferdinand-Meyer-Strasse 14 — CH-8002 Zirich — Zentrale +41 44 208 28 28 — svv.ch
Adrian Grobli — adrian.groebli@svv.ch — Direktwahl +41 44 208 28 82
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In der Begriindung der Motion wird sodann ausgefihrt, dass — um Personen mit Licken in der Erwerbstatigkeit
(z. B. wegen Mutterschaft) zu erreichen - die Einkaufsmdglichkeiten so zu definieren seien, dass auch Betrage
fur Zeiten nachbezahlt werden kénnen, in denen der Vorsorgenehmende kein AHV-Einkommen hatte. Ausser-
dem sollten im Einkaufsjahr die tblichen Jahresbeitrage zusétzlich steuerwirksam geleistet werden kénnen.

Der SVV hat in der parlamentarischen Beratung die Annahme der Motion 19.3702 empfohlen, da er deren Vor-
schlage als in jeder Hinsicht zielfuhrend beurteilte. Er bedauert, dass der Bundesrat nun Vorschlage in die Ver-
nehmlassung gibt, die den Hauptanliegen der Motion nur sehr eingeschrankt entsprechen. Um weitere Verzoge-
rungen im Hinblick auf eine Anpassung der BVV 3 zu vermeiden, beschrankt sich der SVV gleichwohl auf die
nachfolgend formulierten Antrage.

2. Streichung der Ubergangsbestimmung

Die Ubergangsbestimmung zu Art. 7a Abs. 1 Bst. a BVV 3 sieht vor, dass lediglich Beitragsliicken, die ab In-
krafttreten der Verordnungsanderung entstehen, zum Einkauf berechtigen. Diese Einschrankung erachten wir
als zu restriktiv, weshalb der SVV mit Rucksicht auf die Zielsetzung der Motion beantragt, diese Ubergangsbe-
stimmung zu streichen. Damit soll ab Inkrafttreten der neuen Bestimmungen zum Einkauf berechtigt sein, wer in
den letzten zehn dem Einkaufsjahr (= Jahr, in dem der Einkauf stattfindet) vorangehenden Jahren den zulassi-
gen Beitragsrahmen nicht ausgeschépft hat.

3. Schliessung von Beitragsliicken

Der neue Art. 7a Abs. 3 BVV 3 sieht vor, dass die Schliessung einer Jahresbeitragslicke lediglich durch einen
einzigen Einkauf erfolgen darf. Eine einzelne Jahresbeitragslicke darf also nicht Gber mehrere Jahreseinkaufe
ausgeglichen werden. Die vorsorgenehmende Person muss somit entscheiden, in welchem Jahr sie diese LU-
cke durch einen einzigen Einkauf schliessen will. Dies gilt auch dann, wenn die betreffende Jahresheitragslticke
mit dem Einkauf nicht ganz geschlossen werden kann.

Die Mdoglichkeit, eine Beitragsliicke in mehreren Tranchen zu schliessen, kommt den Interessen des Mittelstan-
des entgegen: Wenn eine Person nicht Uiber gentigend finanzielle Mittel verfligt, um Gber den flr sie zulassigen
Beitrag des laufenden Jahres hinaus auch die gesamte Lucke eines friheren Jahres vollsténdig einzubezahlen,
soll sie die Mdglichkeit haben, sich «gestaffelt» einzukaufen. Wir beantragen deshalb, Art. 7a Abs. 3 BVV 3 wie

folgt anzupassen:
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rehrals-ein-Einkaufzuldssig: Mit einem Einkauf kénnen hingegen-mehrere Jahresbeitragsliicken

ausgeglichen werden, und Jahresbeitragslicken kénnen mit mehreren Einkaufen ausgeglichen

werden.

4. Verfahrensbestimmungen

Die vorgeschlagenen Verfahrensbestimmungen sind sehr verwaltungs- und kostenintensiv. Der SVV ist deshalb
der Auffassung, dass dieselben zu Uberarbeiten sind und konsequent so weit wie méglich auf Selbsterklarungen
des Vorsorgenehmers abzustellen ist.

Der Vorordnungsentwurf gibt im Verfahrensrecht unter Art. 7b «Schriftlichkeit» vor, was im Rahmen einer digita-
lisierten Verwaltung nicht mehr dem aktuellen Stand der Gesetzgebung entspricht. Der SVV ist daher der Auf-
fassung, dass im Verordnungstext stattdessen der Begriff « Schriftlichkeit oder in einer anderen Form, die
den Nachweis durch Text ermdéglicht» zu verwenden ist (analog revidiertem VVG, Art. 2a Abs. 1).

Wir bedanken uns fur lhre Kenntnisnahme und die Berlcksichtigung unserer Empfehlungen. Fir Fragen oder
ergénzende Auskiinfte stehen wir Ihnen gerne zur Verfligung.

Freundliche Grusse
Schweizerischer Versicherungsverband SVV

st O < Yé =

Jean-Philippe Moser Adrian Grébli
Leiter Ressort Versicherungsbranchen Leiter Bereich Lebensversicherung
Stellvertretender Direktor
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Schweizerischer Treuhanderverband

Schweizerischer
Treuhanderverband

Zentralsekretariat

TREUHAND|SUISSE Monbijoustrasse 20
Monbijoustrasse 20, Postfach, 3001 Bern Postfach
. . . 001 Bern
Per E-Mail [Sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch] 3
T +41 31380 64 30
. . F+41313806431
Eidgendssisches Departement des Innern EDI treuhandsuisse.ch

Frau Bundesratin Baume-Schneider
Bundesamt fir Sozialversicherungen BSV
Effingerstrasse 20

3003 Bern

Bern, 4. Marz 2024

Vernehmlassungsantwort zur Vernehmlassung 2023/22:
Anderung der Verordnung Uber Abzugsberechtigung fir Beitrage an anerkannte Vor-
sorgeformen (BVV 3) zur EinfGhrung von Einkaufen in die Saule 3a

Sehr geehrte Frau Bundesratin Baume-Schneider
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 22. November 2023 haben Sie uns zur Konsultation beziglich der An-
derung Uber die Abzugsberechtigung fir Beitrdge an anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3)
in Umsetzung der Mo. Ettlin 19.3702 «Einkauf in die Sdule 3a ermdglichen», eingeladen.
Gerne nehmen wir innerhalb der Vernehmlassungsfrist wie folgt Stellung:

1 Einleitende Bemerkungen

TREUHAND|SUISSE ist der grosste Berufsverband fir KMU in der Schweiz. Als anerkann-
ter Partner von Politik, Wirtschaft und Offentlichkeit bei Entscheiden, welche die Treu-
handbranche betreffen, erlauben wir uns innerhalb der Vernehmlassungsfrist folgende An-
merkungen zum Vorentwurf der Verordnung Uber die Abzugsberechtigung fir Beitrdge an
anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) zur Einfihrung von Einkdufen in die Saule 3a:

2 TREUHANDISUISSE begrisst Einkaufe in die Saule 3a
TREUHAND|SUISSE begrisst die Einfihrung von steuerlich abzugsberechtigten Einkaufen
in die Sdule 3a. Wir haben dabei zur Starkung der Sdule 3a und der privaten Vorsorge drei
zentrale Anliegen:
1. Maglichkeit eines Einkaufs rickwirkend bis zu einem Alter von 25 Jahren
(analog BVG)
Der Vorschlag des Bundesrats, nur Beitragsliicken ab 2025 fiillen zu kénnen, lehnen wir
ab. Licken, die aufgrund von Ausbildung, Familie, mangelndem Einkommen etc. entstan-
den sind, sollen, analog des Systems BVG, riickwirkend bis zum 25. Altersjahr aufgefillt
werden kénnen.

TREUHANDISUISSE ist das Sprachrohr der KMU-Treuhanderinnen und -Treuhdnder Schweiz, welche wiederum
unser wirtschaftliches Ruckgrat, die Schweizer KMU, allumfassend betreuen. Wir sorgen fir Gehor auf nationaler
Ebene und vernetzen Treuhanderinnen und Treuhander regional.

TREUHANDISUISSE ist nah an seinen 2'300 KMU-Mitgliedern, welche sich bei uns seri6s und personlich betreut
fuhlen. Diese Nahe und Fachkompetenz auf dem Gebiet des KMU-Treuhands, macht uns einzigartig. Genau dort
schaffen wir durch Weiterbildung und Informationen einen entscheidenden Mehrwert. 1/3
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Schweizerischer Treuhanderverband

Beriicksichtigung des Maximalbetrags fUr Erwerbstatige ohne Pensionskasse («grosse
Saule 3a) beim Einkaufpotential

Der Vorschlag des Bundesrats beriicksichtigt nur den Betrag der «kleinen Sdule 3a». Der
Einkaufsbetrag sollte - im System der Séule 3a bleibend — fir Jahre mit Erwerbstitigkeit
ohne Pensionskasse, die «grosse Sdule 3a» bericksichtigen.

Maoglichkeit eines Einkaufs fir moglichst viele Personen

Der Einkauf in die Sdule 3a soll systematisch méglichst vielen Personen und einer breiten
Beviélkerung zur Verfiigung stehen. Wir unterstitzen diesbeziglich insbesondere die jihr-
liche Einkaufsméglichkeit, wie sie der Bundesrat vorschldgt.

Wir bedauern daher, dass die Vernehmlassungsvorlage die Mo. Ettlin 19.3702 nur ungeni-
gend umsetzt und erachten die Vorlage diesbeziglich als anpassungsbedurftig.
Insbesondere unterstitzen wir folgende Anliegen:

a)

c)

e)

Einkaufspotential

Ein Einkauf soll fr TREUHAND|SUISSE mdglich sein bis zum maximal moglichen
Sdule-3a-Guthaben, wenn ab dem 25. Altersjahr jedes Jahr der Maximalbetrag einbe-
zahlt worden ware (vgl. Tabelle BSV zur Berechnung des grosstmaglichen 3a-Gutha-
bens).

Die Vorlage ermdéglicht einen Einkauf nur fir die Differenz der letzten zehn Jahre und nur,
wenn in diesem Zeitraum AHV-pflichtiges Einkommen generiert wurde.

Einkaufsperiode

Ein Einkauf soll fur TREUHAND|SUISSE auch fir Jahre moglich sein, in denen kein
AHV-pflichtiges Einkommen generiert wurde (z.B. Aus- und Weiterbildung, Elternzeit).
Die Vorlage ermdglicht einen Einkauf nur fir Jahre, in denen ein AHV-pflichtiges Einkom-
men generiert wurde.

Wirkung

Ein Einkauf soll for TREUHAND|SUISSE rickwirkend bis zu einem Alter von 25 Jahren
moglich sein.

Die Vorlage ermdéglicht einen Einkauf nur fir Beitragsliicken ab dem 1. Januar 2025 (zehn
Jahre riickwirkend ab dem 1. Januar 2035)

Haufigkeit

Ein Einkauf soll fUr TREUHAND|SUISSE, wie in der bundesratlichen Vorlagen, jedes
Jahr maglich sein.

Maximalbetrag

Der maximale Einkaufsbetrag soll for TREUHAND|SUISSE (korrelierend zur Haufigkeit)
fur Jahre mit Erwerbstatigkeit ohne Pensionskasse den grossen Jahresbeitrag berick-
sichtigen.

Die Vorlage ermdglicht jeweils, zusammen mit dem laufenden Jahresbeitrag, einen maxi-
malen Einkaufsbeitrag von zwei Jahresbeitrdgen («kleiner Abzug»).

Zielpublikum

Fur TREUHANDISUISSE soll die breitest mogliche Bevélkerung von den Einkaufsmog-
lichkeiten profitieren kénnen. Licken aufgrund von Ausbildung, Familie, kleinem Ein-
kommen/Vermdgen, sollen ausgeglichen werden kénnen.

Die Vorlage beriicksichtigt nur Einzelpersonen, die einen Jahresbeitrag nicht oder nicht
vollstindig einbezahlt haben.
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Schweizerischer Treuhdnderverband

g) Konzept
FUr TREUHAND|SUISSE soll mit dem Einkauf in die Sdule 3a die Mdglichkeit geschaf-

fen werden, echte Licken, die sich aus der Ublichen Biographie ergeben, zu fillen. Die-
ses Konzept entsprache auch der Einzahlungsmdglichkeit in die 2. Sdule und ware ope-
rativ einfacher umsetzbar.

Das Konzept der Vorlage ist ein separates, nicht mit anderen Vorsorgeformen abgestimm-
tes Konzept, das operativ zudem aufwendiger ist.

Besten Dank fur lhre Kenntnisnahme.

Freundliche Grusse
TREUHAND|SUISSE

Vanessa Joy Jenni Marc Brautigam
GeschaftsfUhrerin Leiter Institut Treuhand und Recht
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VBSS

Verband Bernischer Steuerverwalterinnen und Steuerverwalter

¢/o Martin Guggisberg
Gemeindeverwaltung Ittigen
Rain 7

3063 lttigen

031 925 22 67
martin.quggisberg@ittigen.ch
http://www.begem.ch/de/VBSS

Eidgendssisches Departement des Innern EDI

E-Mail an:
Sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch

Unsere Zeichen 3063 Ittigen,
sh/mj 28. Februar 2024

Anderung der Verordnung iiber die Abzugsberechtigung fiir Beitrige an anerkannte Vorsorgefor-
men (BVV3) zur Umsetzung der Motion 19.3702 von SR Ettlin «Einkauf in die Saule 3a ermégli-
chen»: Vernehmlassungsverfahren; Stellungnahme

Sehr geehrte Frau Bundesrétin, sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 22. November 2023 unterbreiten Sie die titelerwahnte Vorlage im Rahmen eines Ver-
nehmlassungsverfahrens unter anderen auch interessierten Kreisen zur Stellungnahme. Als Verband
der Steuerverwalterinnen und Steuerverwalter kantonal-bernischer Einwohnergemeinden gehéren wir
nicht zum angeschriebenen Adressatenkreis, zahlen uns jedoch aufgrund der Thematik der Vorlage
zum interessierten Kreis. Wir erlauben uns deshalb, zur Vorlage wie folgt Stellung zu nehmen:

Der Vorlage fehlt eine nachvollziehbare Sachlogik. Einerseits enthalt sie — ausser der Grundidee der
Einkaufsmaoglichkeit in die Sdule 3a — keine Elemente der verabschiedeten Motion. Andererseits lasst
sie eine fachlich durchdachte Einbettung in das Vorsorge- und Steuerwesen vermissen, welche zudem
eine praxisnahe Einfachheit fiir die Umsetzung zulassen wiirde. Aufgrund der administrativen Komplexi-
tat durften trotz Steuervorteilen nur wenige von dieser Vorsorge-Verbesserungsmaglichkeit Gebrauch
machen. Die mangel- und liickenhaften Ausfiihrungen in den Vernehmlassungsunterlagen runden das
Bild ab und bestatigen, dass dem Vorhaben der Blick auf die (ibergeordneten Zusammenhange sowohl
im Vorsorge- als auch im Steuerbereich fehlen.

Die Griinde dafir diirften laut entsprechenden Medienberichten politischer Natur sein, primér wegen Be-
denken maglicher Ertragsausfélle — welche lediglich grob und mit einer enormen Spannweite geschétzt
wurden — und sekundar wegen der zugespitzten Annahme, das Vorhaben diene ausschliesslich Gutver-
dienenden der Steueroptimierung. Dabei wurde ausser Acht gelassen, dass die seit Jahrzehnten beste-
hende Méglichkeit von Einkdufen in die 2. Saule weit gréssere Spielrdume gewahrt. Leider fehlt dazu in
den Vernehmlassungsunterlagen eine Einordnung, ebenso wie eine Statistik dariiber, wieviel Einkaufs-
potential in der 2. Saule besteht, wie dieses in der Vergangenheit genutzt wurde und ob durch eine Ein-
kaufsmoglichkeit in die 3. Saule eine Konkurrenzsituation entstehen kénnte. Auch wird der nutzziehende
Personenkreis einer Einkaufsmaglichkeit in die 3. Séule weder ausgefiihrt noch analysiert. Es kdmen
Personen in Frage, welche beispielsweise wahrend oder nach einer Elternpause mit einem eher gerin-
gen Pensum erwerbstétig sind, das Arbeitspensum reduzieren (wodurch eine Einkaufsméglichkeit in die
2. Saule entfallen kann) oder Selbstéandigerwerbende mit geringen und/oder unregelmassigen Einkom-
mensverhaltnissen.



Zusammenfassend ist die Vorlage in der vorliegenden Form abzulehnen, ohne die Idee der Einkaufs-

méglichkeit in die 3. Saule grundsatzlich abzulehnen. Mit folgenden grundlegenden Anderungen kénnte

dem Vorhaben «Einkaufsmoglichkeit in die Saule 3a» zugestimmt werden:

a) Einkdufe in die Saule 3a sollen erst dann zuléssig sein, wenn die Einkaufsmdglichkeiten in die 2.
Saule ausgeschopft sind oder kein Anschluss an eine 2. Siule besteht. Dadurch wiirde eine allfl-
lige Konkurrenz zur 2. Saule entfallen.

b) Ein Einkauf in die 2. und die 3. S&ule im selben Kalender-/Steuerjahr sollen unzulédssig sein. Steu-
erertragsrickgénge insbesondere auch in der Einfiihrungsphase wiirden dadurch gedampft.

¢) Ein Einkauf in die Sdule 3a soll nur alle fiinf Jahre zuléssig sein (entspricht der Motion). Eine weitere
zeitliche Limitierung wie aktuell vorgesehen von zehn Jahren ab Inkraftsetzung wiirde damit hinfal-
lig, wodurch auch der Verwaltungsaufwand fiir alle Beteiligten verringert werden kénnte.

d) Der maximale Einkaufsbetrag soll auf den «grossen» Beitrag geméss Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe
b BVV3 (aktuell Fr. 35'280.00; entspricht der Motion) beschrankt werden, womit auch Selbstandiger-
werbende eine Einkaufsmaoglichkeit effektiv nutzen kénnten.

e) Das je Vorsorgenehmer*in maximal zuldssige Kapital soli sich nach der vom Bundesamt fiir Sozial-
versicherung verdffentlichten Tabelle zur Berechnung des grésstméglichen 3a-Guthabens richten
(entspricht der Motion). So wiirde das Einkaufs- und damit auch das Optimierungspotential wir-
kungsvoll ebenso eingegrenzt, wie Steuerertragsausfille und Abklarungs- bzw. Priifaufwand verein-
facht wiirden. Selbstandigerwerbende kénnen sich fiir allenfalls dariiberhinausgehende Vorsorgebe-
dirfnisse gemass Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 44 des Bundesgesetzes (ber die berufliche Alters-,
Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVG, SR 831.40) freiwillig in der 2. Saule versichern.

f) Abschliessend sollen die Bestimmungen zu Einkaufen in die 2. Saule geméss Artikel 79b Absatz 3
und 4 BVG sinngemass auch fiir Einkaufe in die Saule 3a zur Anwendung gelangen. Damit wiirden
wesentliche Elemente sowohl der Motion als auch der Vorlage und zudem steuerrechtlich notwen-
dige Einschrankungen von Belastungsoptimierungen abgedeckt.

Zusammenfassend lehnen wir die Verordnungsanderung wie vorgestellt ab und kénnen Einkaufen in die
Séaule 3a nur zustimmen, wenn die Revisionsvorlage wie oben aufgefiihrt grundlegend angepasst wird.

Wir danken Ihnen fur Ihre Aufmerksamkeit und die Berlicksichtigung unserer Eingabe.

Freundliche Griisse

VvBSS
Verband Bernischer Steuerverwaltgrifimen
und Steuerverwalter N/ ,

RIN@ &Y

Sandra Heber Martin Guggisberg
Prasidentin Sekretar
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Eidgendssisches

Departement des Innern EDI

Bundesamt fir Sozialversicherungen BSV
3003 Bern

Mailadresse: Sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch

6. Marz 2024

Stellungnahme

zur Anderung der Verordnung liber die Abzugsberechtigung fiir Beitrage an
anerkannte Vorsorgeformen (BVV3) — Umsetzung der Mo. Ettlin 19.3702,
Einkauf in die Saule 3a ermdéglichen

Sehr geehrte Damen,
sehr geehrte Herren

Wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 22. November 2023 zur Vernehmlassung tber die
Anderung der Verordnung uiber die Abzugsberechtigung fiir Beitrage an anerkannte Vorsor-
geformen (BVV3) — Umsetzung der Mo. Ettlin 19.3702, Einkauf in die Saule 3a ermdglichen.
Gerne nehmen wir die Moglichkeit zur Stellungnahme wabhr, unter Einhaltung der Frist bis
zum 6. Marz 2024.

Der veb.ch vertritt als grosster Schweizer Verband fiir Accounting tber 9 000 Mitglieder
aus der gesamten Schweiz. Der veb.ch ist in der Berufsbildung geméss Bundesgesetz tber
die Berufsbildung vom 13. Dezember 2002 die fur das Finanz- und Rechnungswesen sowie
Controlling zustandige Organisation der Arbeitswelt. Der Verband besteht seit 1936 und ist
unter anderem Mittrager der Prifungen der beiden eidgendssisch anerkannten hoheren Be-
rufsbildungsabschlisse in seinem Fachbereich. Expertinnen/Experten in Rechnungslegung
und Controlling sowie Inhaberinnen/Inhaber des Fachausweises im Finanz- und Rechnungs-
wesen sind heute in der schweizerischen Wirtschaft die anerkannten, hochqualifizierten
Fachleute.

veb.ch — grosster Schweizer Verband fir Accounting
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1. Grundsatzliche Bemerkungen

Wir erachten die private Vorsorge als wichtigen dritten Pfeiler des schweizerischen Sozial-
versicherungssystems und begrissen daher die Motion Ettlin und die vorliegende Verord-
nungsanpassung.

Die Motion Ettlin sieht vor, dass Inhaberinnen und Inhaber von S&aule 3a-Konten und S&ule
3a-Policen die Mdglichkeit erhalten sollen, Liicken durch nicht einbezahlte Maximalbetrage
friherer Jahre durch einen Einkauf zu schliessen und dies im Einkaufsjahr vollumfanglich
vom steuerbaren Einkommen abzuziehen. Geméass der Motion Ettlin sollen Liicken aufgefullt
werden kbénnen, die heute bestehen, unabhangig davon, ob zum damaligen Zeitpunkt ein
AHV-pflichtiges Einkommen vorlag und auch unabh&ngig davon, wie lange der fehlende Ein-
kauf zurtickliegt. Vorgeschlagen ist ein Einkauf alle finf Jahre und dann héchstens der Maxi-
malbeitrag fur Selbstandigerwerbende (momentan CHF 35'280).

Der Vorentwurf des Bundesrates sieht vor, dass Arbeitnehmende und Selbstandigerwer-
bende Beitragsliicken in ihrer Saule 3a inskinftig durch zusétzliche steuerabzugsberechtigte
Beitrage ausgleichen konnen. Jedoch wird der Zeitraum beschrankt auf zehn Jahre und die
Einkaufe sind nur fur Beitragsjahre zulassig, in welchen die Personen in der Schweiz tber
ein AHV-pflichtiges Erwerbseinkommen verfligt haben. Zudem gilt dies nur fir Liicken, die
ab Inkrafttreten der Verordnung, also bspw. ab 01.01.2025, entstanden sind. Folglich geht
der Bundesrat weniger weit als die Motion Ettlin, welche diese Beschrankungen nicht vor-
sieht. Immerhin soll der Einkauf gemass Bundesrat jahrlich mdglich sein, jedoch héchstens
in der H6he des so genannten «kleinen Abzugs» gem. Art. 7 Abs. 1 lit. a BVV3 (2024

CHF 7'056). Teilzahlungen sind nicht erlaubt. In der Motion Ettlin ist ein Einkauf alle finf
Jahre vorgesehen, beschrankt auf den Maximalbetrag fur Selbstandigerwerbende (momen-
tan CHF 35'280). Teilzahlungen sollen méglich sen. Im Ergebnis dirften beide Varianten auf
dasselbe herauslaufen.

Zusammenfassend erachten wir die Verordnungsanpassung als in sich stimmig und die
Wahl des Zeitraums von zehn Jahren als zweckmassig. Jedoch sollten Licken auch fir
Jahre gefullt werden kdnnen, in denen kein AHV-pflichtiges Einkommen erzielt wurde. Nach-
folgend haben wir unsere Antrage formuliert.

veb.ch — grosster Schweizer Verband fir Accounting
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2. Anmerkungen

Art. 7a Abs. 1 (neu)

Diese Bestimmung regelt die «Abzugsberechtigung fur als Einkauf geleistete Beitradge». Der
Erlauternde Bericht fihrt dazu aus: «Der nachtragliche Ausgleich von Beitragslicken in Form
eines Einkaufs ist nur bezlglich der Beitragsjahre zuldssig, in denen die vorsorgenehmende
Person die Voraussetzungen fur die Entrichtung von 3a-Beitragen erfillt hat». Demnach
muss ein AHV-pflichtiges Einkommen erzielt worden sein.

veb.ch regt an, auf diese Einschrankung zu verzichten und die Abzugsberechtigung fir als
Einkauf geleistete Beitrdge nicht an AHV-pflichtige Einkommen in den besagten Jahren zu
knupfen. Weiterhin soll aber in dem Jahr, in dem der Einkauf erfolgt, der zulassige Beitrag
vollstandig einbezahlt werden missen. Wir schlagen folgende Anpassungen vor:

Antrag 1: Anpassung von Art. 7a Abs. 1 lit. a:

- Bisher:
in den zehn dem Einkauf vorangehenden Jahren nicht alle fur sie maximal zulassigen
Beitrage einbezahlt haben;

- Neu:
in den zehn dem Einkauf vorangehenden Jahren nicht alle fur sie maximal zulassigen
Beitrage einbezahlt haben, unabhangig davon, ob in den betreffenden Jahren ein
AHV-pflichtiges Einkommen erzielt wurde;

Antrag 2: Streichung von Art. 7a Abs. 11it. b
Antrag 3: Anpassung von Art. 7a Abs. 1 lit. c auf lit. b

Abschliessend halten wir fest, dass den im Erlauternden Bericht erwd&hnten geschatzten Min-
dereinnahmen der direkten Bundessteuer von 100 bis 150 Mio. Franken pro Jahr sowie der
Einkommenssteuern der Kantone und Gemeinden von 200 bis 450 Mio. Franken pro Jahr
der Vorteil entgegenstehen diirfte, dass der Staat die Betroffenen im Alter weniger unterstuit-
zen muss.

Wir bedanken uns fir die Berticksichtigung unserer Anmerkungen und stehen fir allfallige
Fragen gerne zur Verfligung.

Freundliche Grisse

veb.ch

Vo T [ (e (5
Prof. Dr. Dieter Pfaff Susanne Grau

Prasident veb.ch Vizeprasidentin veb.ch / Compliance
Ordinarius fur Betriebswirtschaftslehre, lic. iur. UZH / dipl. Expertin in

insb. Accounting, an der Universitat Zirich Rechnungslegung und Controlling
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VSRB, Mattenstrasse 8, 3073 Giimligen

Eidgendssisches Departement des Inneren EDI
Frau Bundesratin Elisabeth Baume-Schneider
Inselgasse 1

3003 Bern

Sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch

Gulmligen, 27. Februar 2024

Anderung der Verordnung iiber die steuerliche Abzugsberechtigung fiir Beitrige an
anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) zur Einfihrung von Einkaufen in die Séaule 3a

Sehr geehrte Frau Bundesratin Baume-Schneider

Der Verband Schweizer Regionalbanken (VSRB) setzt sich fir die Starkung und die Interessen der
Regionalbanken in der Schweiz ein. Unsere Mitglieder, grosstenteils kleinere oder mittlere Finanz-
institute, sind im Vorsorgegeschaft direkt oder indirekt durch die rubrizierte Verordnungsanderung
(Einkauf in die Saule 3a) betroffen. Der Vorschlag des Bundesrates hat unmittelbar Auswirkungen
auf die Arbeitsprozesse und die damit einhergehende Kostenseite. Aus diesem Grund erlauben wir
uns im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens nachfolgend unsere Stellungnahme und Verbes-
serungsvorschlage darzulegen.

Stellungnahme zum erlauternden Bericht

Mit Bedauern haben wir festgestellt, dass sich der Vorschlag des Bundesrates ungewohnlich stark
von der «Motion Ettlin» entfernt hat. Ein zentrales Anliegen der Motion war es, Personen, denen es
mangels AHV-pflichtigen Einkommens nicht moéglich war, in die Saule 3 einzuzahlen (z.B. nichter-
werbstatige Mutter und Studenten), die Moglichkeit zu eréffnen, ihre Licken nachtraglich mittels
Einkaufs zu schliessen. Der Vorschlag des Bundesrates verhindert dieses Anliegen in zweierlei
Hinsicht. Einerseits sollen nur Liicken, die nach Inkrafttreten der Verordnungsanpassung entstan-
den sind zum Einkauf berechtigen und andererseits muss im betreffenden Jahr ein AHV-pflichtiges
Einkommen bestanden haben. Sowohl in der ersten als auch in der zweiten Saule kénnen Licken,
die mangels AHV-pflichtigen Einkommens entstanden sind, im spateren Verlauf der beruflichen
Karriere kompensiert werden. Daher ist nicht nachvollziehbar, weshalb im Vorentwurf von diesem
bewahrten System abgewichen wird.

Zur Bestimmung des Einkaufspotentials wird nicht die bewahrte 3a-Tabelle des BSV herangezo-
gen, sondern es soll ein kompliziertes und aufwandiges System von Jahresbeitragsliicken etabliert
werden. Dieses System ist in administrativer Hinsicht unnétig aufwandig, zumal Einkaufe nicht alle
funf Jahre, sondern gemass Vorschlag jedes Jahr — allerdings nur in Hohe des «kleinen Abzugs» —
getatigt werden sollen. Insbesondere flr kleinere Einrichtungen wird dieser Zusatzaufwand kaum
zu bewaltigen sein und auch die Vorsorgenehmenden diirften sich mit dieser komplizierten Rege-
lung schwertun.
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Verbesserungsvorschlag

Aus den genannten Grinden ersuchen wir den Bundesrat den Vorentwurf entsprechend der Be-
grundung in der «Motion Ettlin» anzupassen. Der VSRB unterstitzt im Sinne eines Gegenvor-
schlags den nachfolgenden Anderungsvorschlag des Vereins Vorsorge Schweiz (VVS).

Anderungsvorschlag Verein Vorsorge Schweiz (VVS)

(Erganzungen unterstrichen, Aufhebungen durchgestrichen)

BVV 3

Begriindung

Art. 7 Abs. 1

' Arbeitnehmer und
Selbstandigerwerbende kdnnen in
folgendem Umfang Beitrage an
anerkannte Vorsorgeformen leisten und
bei den direkten Steuern von Bund,
Kantonen und Gemeinden von ihrem
Einkommen abziehen:

Kein Anderungsvorschlag

Art. 7a Abzugsberechtigung fiir als Einkauf geleistete Beitrage

' Arbeitnehmer und
Selbstandigerwerbende konnen zusatzlich
zu den Beitragen nach Artikel 7 Absatz 1
Beitrage als Einkauf in die gebundene
Selbstvorsorge leisten und diese von
ihrem Einkommen abziehen, wenn sie:
a. indenzehn-dem-Einkauf
verangehenden-dJahren nach Vollendung
des 24. Altersjahres nicht alle fiir sie
maximal zulassigen Beitrage einbezahlt
haben;
b. in den von-den-Einkdufen-betroffenen

. . . Beite

b Artikel 72 | .

letzten vier Jahren und im laufenden Jahr
keinen Einkauf in die Saule 3a getatigt
haben; und
c. im Jahr, in dem der Einkauf erfolgt
(Einkaufsjahr), den fur sie zulassigen
Beitrag nach Artikel 7 Absatz 1 vollstandig
einbezahlen.

2 |m Einkaufsjahr diirfen die als Einkauf
geleisteten Beitrage nicht hoher sein als

o Dif ) 5

3ssi Boites 5 I

okt . Beitr
vergangenen-zehn-Jahre auf keinenFall
jedoch-héherals-8 32 Prozent des oberen
Grenzbetrags nach Artikel 8 Absatz 1
BVG und dem Betragswert, wenn nach
Vollendung des 24. Altersjahres immer
die maximal zulassigen Beitrage fiir
unselbstandig Erwerbstatige geleistet
worden waren (unter Beachtung der
Mindestverzinsung gemass Artikel 15

Absatz 3 BVG).

lit. a: Ab dem Alter 25 beginnt das Obligatorium zur Altersvorsorge
gemass Art. 7 Abs. 1 BVG und dies ist auch die Grundlage fur die
BSV-Tabelle des fiktiven maximalen Saule 3a-Guthabens.

lit b.: Umsetzung gemass von der Bundesversammlung
Uberwiesenen Motion.

Absatz 2: Umsetzung gemass von der Bundesversammlung
Uiberwiesenen Motion.
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werden—Selbststandigerwerbende kénnen

sich im Einkaufsjahr zusatzlich zum
Beitrag geméass Absatz 1 und 2 mit einem
Zusatzbeitrag von héchstens 128 Prozent
des oberen Grenzbetrags einkaufen,
wenn sie in den letzten neun Jahren und
im laufenden Jahr ununterbrochen
ausschliesslich selbsténdig erwerbstatig
waren und das 34 Altersjahr vollendet
haben. Sie kénnen sich mit dem
Zusatzbeitrag nur in nachgewiesene
Jahresbeitragslicken der letzten vier
Jahre einkaufen.

4 Tatigt der Vorsorgenehmer einen Bezug
der Altersleistung nach Artikel 3 Absatz 1,
sind Einkaufe nicht mehr zulassig.

5 Im Ubrigen gelten die Bestimmungen
von Artikel 7 Absatze 2 und 3.

Absatz 3: Damit Selbstandigerwerbende (Einzelunternehmer ohne
Pensionskasse) mit Arbeitnehmern gleichgestellt sind, kann deren
Einkauf nicht nur anhand der BSV-Tabelle begrenzt werden. Um
Fehlanreize zu verhindern, soll sich Uber den BSV-Tabellenwert nur
einkaufen kdénnen, wer in den letzten neun Jahren ununterbrochen
selbststandig erwerbstatig war und mindestens 35 Jahre alt ist. Die
Jahresbeitragsliicken der letzten vier Jahre sind an die AHV
angelehnt und mussen nachgewiesen werden.

Art. 7b Gesuch um Annahme von als Einkauf geleisteten Beitragen

' Der Vorsorgenehmer muss den Einkauf
bei der Einrichtung der gebundenen
Selbstvorsorge unter folgenden Angaben
sehriftlieh-beantragen:
a—Hehe—d'es—bea‘me . i .

2 Er muss im Antrag bestéatigen, dass er:
a. im Einkaufsjahr den Beitrag nach
Artikel 7 Absatz 1 vollstandig entrichtet
hat; unter Angabe der Beitragshohe;
ausgeglichen-werden-soll-in den letzten

vier Jahren und im laufenden Jahr, noch
keinen Einkauf und in den letzten zehn
Jahren und im laufenden Jahr keine
Vorbeziige vorgenommen hat sowie im
laufenden Jahr keine vornehmen wird;
c. noch keine Altersleistungen nach
Artikel 3 Absatz 1 bezogen hat.

3 Sind die Voraussetzungen nach Artikel
7a erfiillt, so genehmigt die Einrichtung

Absatz 1: Schriftlichkeit im Sinne des ZGB entspricht nicht mehr
dem heutigen technischen Umfeld.

Absatz 1 lit. a. bis c.: Bei der Umsetzung der Motion Ettlin gemass
Bundesversammlung ist dies nicht notig.

Absatz 2 lit. b.: Vorbeziige fir die Aufnahme einer selbstandigen
Erwerbstatigkeit und fiir Wohneigentumsforderung der letzten zehn
Jahre sollen berlicksichtigt werden. Innerhalb dieses Zeitraums
koénnen die noétigen Unterlagen beigebracht werden. Aufgrund der
Begrenzung des Einkaufs auf alle funf Jahre und maximal 32
Prozent des oberen Grenzbetrags ist die vorgeschlagene Losung
angemessen und schafft keine Fehlanreize.
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der gebundenen Vorsorge die Annahme
der als Einkauf geleisteten Beitrage.

Art. 8 Absatz 2

2 Im Falle eines Einkaufs muss die
Bescheinigung auch die Angaben nach
Artikel 7b Absatz 1 Buchstaben a — ¢
sowie das Datum des Einkaufs enthalten.

Kein Anderungsvorschlag

Art. 8a Festhalten und Aufbewahrung von Vorsorgeangaben

' Die Einrichtungen der gebundenen
Selbstvorsorge miissen vorsorgerelevante
Angaben in ihren Unterlagen festhalten,
namentlich:

a. die Hohe der nach Artikel 7 Absatz 1
geleisteten Beitrage und das Datum ihres
Zahlungseingangs;

b. die Hohe der als Einkauf geleisteten
Beitrage und das Datum ihres
Zahlungseingangs sowie die Hohe der
Beitragsliicken, die mit den Einkaufen
ausgeglichen werden;

c. den Bezug einer Altersleistung nach
Art. 3 Abs. 1.

2 Sie miissen die Unterlagen noch
wahrend 10 Jahren ab Beendigung des
Vorsorgeverhaltnisses aufbewahren. Sie
kénnen die Unterlagen bis 10 Jahre nach
Erreichen des ordentlichen Rentenalters
der AHV aufbewahren.

In der Praxis muss immer wieder nachgewiesen werden, was mit
dem Vorsorgeguthaben nach Ausscheiden geschehen ist, auch
zehn Jahre nach Beendigung des Vorsorgeverhaltnis, z. B. wenn
ein 12 Jahre alter Auszug vorgelegt wird.

Art. 8b Mitteilung der Vorsorgeangaben

Im Falle einer Ubertragung von
Vorsorgekapital im Sinne Artikel 3a
Absatz 1 Buchstabe b muss die
Ubertragende Einrichtung der neuen
Einrichtung den Jahresbetrag mitteilen:

a. der in den vorangehenden zehn Jahren
nach Artikel 7 Absatz 1 geleisteten
Beitrage und;

b. der in den vorangehenden zehn Jahren
als Einkauf geleisteten Beitrage unter
Angabe der damit ausgeglichenen
Beitragsliicken.

Kein Anderungsvorschlag

Beitragshicken-nach-Artikel 7a-Absatz 1+ Umsetzung gemass von der Bundesversammlung tberwiesenen
Buchstabe-a-die-vorinkraftireten-der Motion: Auch bereits existierende Vorsorgellicken sollen
Anderung-vom——entstanden-sind; geschlossen werden konnen.
K& . . = ¢
ausgeglichen-werden.
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Fazit

Um die private Selbstvorsorge nachhaltig zu starken ist es von zentraler Bedeutung, die Attraktivi-
tat der Saule 3a sicherzustellen und eine sinnvolle und unkomplizierte Einkaufsmoglichkeit vorzu-
sehen, die letztlich auch fiir die Vorsorgenehmenden nachvollziehbar ist. Der gegenwartige Vor-
schlag des Bundesrates benachteiligt Personen mit bestehenden Licken und verhindert, dass
kunftige Licken bei einem fehlenden AHV-pflichtigen Einkommen geschlossen werden kénnen.
Die Umsetzung ist insbesondere fiur kleinere und mittlere Saule 3a-Einrichtungen sowie fur die Vor-
sorgenehmenden unnétig kompliziert. Hier ware eine Rickkehr zu der 3a-Tabelle des BSV ange-
zeigt. Der VSRB beantragt den Vorentwurf wie oben dargelegt zu Uberarbeiten.

Wir bitten Sie um Berlcksichtigung unserer Anliegen.

Freundliche Grisse
Verband Schweizer Regionalbanken

Z %//&W

Markus Gygax Dr. Jurg de Spindler
Prasident Geschaftsfihrer
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3013 Bern Personalvorsorge en faveur du personnel

Bundesamt flir Sozialversicherungen
Herr Federico Gonzalez del Campo
Bereich Recht berufliche Vorsorge
Bundesamt flir Sozialversicherungen

Marz 2024

Vernehmlassung Anderung der Verordnung iiber die steuerliche Abzugsberechti-
gung fiir Beitrdage an anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) zur Einfiihrung von Ein-
kdufen in die Saule 3a - Stellungnahme VVP

Sehr geehrter Herr Gonzalez del Campo
Vielen Dank flr die Mdglichkeit der Stellungnahme.

Wir begriissen die angedachten Anderungen, wonach kiinftig auch Eink&ufe in die Saule 3a
unter bestimmten Voraussetzungen und in einem definierten Rahmen méglich sind. Es ist
aus unserer Sicht sinnvoll und dem Vorsorgegedanke dienend, dass Erwerbstatige, die fiir
die 3a-Einzahlung berechtigt sind, «verpasste Beitragsjahre (letzten 10 Jahre)» aufholen und
dadurch Liicken flllen kénnen, wie es im Bereich der 2. Saule (freiwillige Einkaufe) schon
langst mdglich ist.

Aus den angedachten, angepassten und neuen Verordnungsbestimmungen sind die Bestre-
bungen ersichtlich, eine gute Lésung zu finden im «Spannungsfeld» steuerprivilegierte Ein-
zahlungen (Einkdufe) und «ungewollter» Steueroptimierung. Wir sind der Meinung, dass dies
mehrheitlich gelungen ist.

Festhalten mdchten wir, dass es fir uns nachvollziehbar ist, dass im Rahmen von Einkaufen
in die Saule 3a wie bei Einkaufen in die berufliche Vorsorge entsprechende Deklarationen
und Abklarungen durchgefiihrt werden missen. Dies ergibt wiederum einen administrativen
Zusatzaufwand. Wir sind fir einfache Lésungen und Umsetzungen, welche die Verwaltung
von Einrichtungen der beruflichen Vorsorge oder anerkannten Formen — wenn immer mdg-
lich - nicht im erheblichen Masse zusatzlich belasten.

Wir danken Ihnen im Voraus fir Ihre Kenntnisnahme.

Freundliche Grisse

Lukas Wiede
Vorstandsmitglied

wWww.vvp.ch sekretariat@vvp.ch
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Verein Vorsorge Schweiz, Aeschengraben 29, CH-4051 Basel

Bundesamt flr Sozialversicherungen BSV
Eidgendssisches Departement des Inneren EDI

Sekretariat. ABEL@bsv.admin.ch

Basel, 23.02.2024

Anderung der Verordnung Uber die steuerliche Abzugsberechtigung fiir Beitrage an
anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) zur Umsetzung der Motion 19.3702 von SR Ettlin
«Einkauf in die Saule 3a ermdglichen»

Sehr geehrte Frau Bundesratin Baume-Schneider
Sehr geehrter Herr Barmettler

Am 22. November 2023 hat das Eidgendssische Departement des Innern (EDI) die
Vernehmlassung Uber die oben genannte Verordnung (Einkauf Saule 3a) eroffnet.

Der Verein Vorsorge Schweiz (VVS) vertritt die Interessen der Vorsorgestiftungen der
Saule 3a und deren Kunden. Wir danken lhnen fir die Einladung zum Vorschlag der
Anderungen der Verordnung Stellung zu nehmen.

Der VVS verlangt die Anpassung der relevanten Artikel der Verordnung geméass der vom
National- und Stéanderat verabschiedeten Motion und deren Begriindung und lehnt das vom
EDI vorgeschlagene und vom Beschluss der Bundesversammlung abweichende Modell ab.
Nachfolgend finden Sie die Erlauterungen unseres Anliegens.

A) Ausgangslage

Die am 19.06.2019 eingereicht Motion «Einkauf in die Saule 3a ermdglichen» enthalt den
Auftrag, die Einkaufsmdglichkeit in die Saule 3a zu schaffen und diese zeitlich und finanziell
zu beschranken.

In der Begrindung wurde dargelegt, dass Licken nicht nur durch geringes Einkommen oder
aufgrund einer tiefen Sparquote entstehen kdnnen. Vielmehr entstehen in unserem
Vorsorgesystem finanzielle Licken, weil gar kein AHV-pflichtiges Einkommen erzielt wurde
(Prinzip der Erwerbsversicherung).

Die Motion hat daher zum Ziel, die Saule 3a in Bezug auf die Ausfinanzierung von Liicken
konzeptionell der AHV und dem BVG anzugleichen und so das 3-Saulen-System zu starken.
Zum Zeitpunkt, in dem ein Erwerbseinkommen erzielt wird, sollen Liicken aus den Vorjahren
ausgeglichen werden kénnen. Von den bisherigen Reformvorschlagen wurde die S&ule 3a
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immer ausgenommen und die Starkung der Eigenverantwortung der breiten Bevélkerung
ausgeklammert.

Im National- und im Sténderat geniesst die Motion und deren Begriindung grossen
politischen Ruckhalt, denn sie ist ein breit abgestitzter und ausgewogener Kompromiss.
Daher wurde sie von beiden Kammern angenommen. Der nun vorliegende Vorschlag
missachtet die Grundziuge der Motion und somit den Auftrag der Bundesversammlung an
den Bundesrat. Der Vorschlag ist daher grundlegend zu Uberarbeiten.

B) Stellungnahme zum erlauternden Bericht

Die AHV, die berufliche Vorsorge und die gebundene Selbstvorsorge der Saule 3a sind
«Erwerbsversicherungen». Sie werden alle nur dann ge&ufnet, wenn ein AHV-pflichtiges
Erwerbseinkommen erzielt wird. Finanzielle Licken entstehen daher logischerweise in allen
drei Saulen, wenn kein AHV-pflichtiges Einkommen erzielt wird. Die Liicken sollen in allen
drei Saulen gleichermassen geschlossen werden kdnnen, wenn ein ausreichendes
Einkommen erzielt wird oder sich ein Vermdgenszugang ereignet. Es ist nicht
nachvollziehbar, weshalb im Unterschied zur 1. Sdule und zur 2. Sdule ausgerechnet in der
Saule 3a von diesem bewéahrten Grundsatz und Konzept abgewichen werden sollte. Darin
wird in erster Linie auf das Lebensalter und das aktuelle Einkommen abgestiitzt, um daraus
die effektive finanzielle Liicke zu berechnen.

Die Anderung soll am 01.01.2025 in Kraft gesetzt werden. Liicken, welche vor dem
Inkrafttreten (also vor dem 31.12.2024) entstanden sind, sollen geméss dem EDI-Vorschlag
nicht anerkannt werden. Datenerhebungen zeigen, dass gerade ab einer Altersschwelle von
40 Jahren die Anzahl der Vorsorgenehmer, die den vollen Jahresbeitrag von aktuell

CHF 7’056 einzahlen, Gberdurchschnittlich hoch ist. Entgegen dem politischen Willen des
National- und Standerats tragt der vorliegende Vorschlag des Bundesrates nicht unmittelbar
zur Starkung der Selbstvorsorge bei, sondern missachtet den parlamentarisch
mehrheitsfahigen Vorschlag der Motion und die begleitend formulierte Begriindung dazu.

Daraus ergibt sich, dass die dargelegte Schéatzung der Steuerausfalle viel zu hoch angesetzt
ist, nur eine Bruttobetrachtung darstellt und sich diese (wenn tberhaupt) erst in 10 Jahren so
ergeben konnten. Die Schétzung berucksichtigt zudem nicht, dass beim Bezug des Saule
3a-Vermdogens Steuern anfallen. Im Weiteren ist zu berticksichtigen, dass die Zins- und
allfallige Kapitalertrage beim Bezug ebenfalls besteuert werden; in der Regel also ein
hoheres Gesamtkapital besteuert wird, als sich aus den einzelnen Einzahlungen ergibt.
Darlber hinaus werden die Sozialsysteme entlastet, wenn im Rentenalter héhere
Vermdgenswerte bestehen.

Die Motion sieht vor, die Eink&ufe sowohl in der Anzahl als auch in Bezug auf den Betrag zu
begrenzen. Dies mit der Absicht, den administrativen Aufwand fur alle Beteiligten der
Durchfiihrung zu begrenzen und steuerliche Fehlanreize zu vermeiden. Das BSV und die
ESTV weisen im erlauternden Bericht auf den hohen administrativen Aufwand hin, den sie
ironischerweise mit der bewussten Abweichung von der Grundidee der Motion dem
Vorsorgesystem selbst verursachen wirden. Es ist davon auszugehen, dass die
Vorsorgeeinrichtungen die entstehenden Mehrkosten den Vorsorgenehmern tberwalzen
werden und so im Vorsorgesystem die Verwaltungskosten steigen werden.
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Die Motion hat vorgesehen, auf die bereits bestehende «Tabelle zur Berechnung des
grosstmoglichen 3a-Guthabens» des BSV zuriickzugreifen, aus der die maximal mdglichen
Vorsorgevermogen der Saule 3a pro Jahrgang und Jahr hervorgehen, wenn ab Beginn
Pensionskassenpflicht im Alter 25 jeweils der Maximalbetrag einbezahlt wiirde. Es wéare fir
alle an der Durchfiihrung Beteiligten eine wesentliche administrative Erleichterung,
transparenter und fairer, diese Referenzwerte als Basis fur die weitere Beurteilung méglicher
Einkaufe heranzuziehen. Wie im Bericht erwéhnt, kdnnen Vorsorgeeinrichtungen die
Abwicklung vornehmen (Selbstdeklaration der Vorsorgenehmer analog 2. Saule). Ein
allfalliger Missbrauch kann jedoch immer nur durch die Steuerbehdrden festgestellt werden.

C) Stellungnahme zu den einzelnen Artikeln der Verordnung
In der nachfolgenden Tabelle nehmen wir gerne im Detail zu den vorgeschlagenen

Anderungen der Verordnung uber die steuerliche Abzugsberechtigung fiir Beitrage an
anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) Stellung und begriinden unseren Gegenvorschlag.

Anderungsvorschlag Verein Vorsorge Schweiz (VVS)

(Ergénzungen unterstrichen, Aufhebungen durchgestrichen)

BVV 3 Begriindung
Art. 7 Abs. 1
1 Arbeitnehmer und Kein Anderungsvorschlag

Selbstandigerwerbende kdnnen in
folgendem Umfang Beitrage an
anerkannte Vorsorgeformen leisten
und bei den direkten Steuern von
Bund, Kantonen und Gemeinden von
ihrem Einkommen abziehen:

Art. 7a Abzugsberechtigung fir als Einkauf geleistete Beitrage

1 Arbeitnehmer und
Selbstandigerwerbende kénnen
zusétzlich zu den Beitragen nach
Artikel 7 Absatz 1 Beitrage als
Einkauf in die gebundene
Selbstvorsorge leisten und diese von
ihrem Einkommen abziehen, wenn

sie:
a. in-den-zehn-dem-Einkauf lit. a.: Ab dem Alter 25 beginnt das Obligatorium zur Altersvorsorge gemass
verangehenden-Jahren nach Art. 7 Abs. 1 BVG und dies ist auch die Grundlage fiir die BSV-Tabelle des

Vollendung des 24. Altersjahres nicht | fiktiven maximalen Saule 3a-Guthabens.
alle fir sie maximal zulassigen
Beitrage einbezahlt haben;

b. in den ven-den-Einkaufen lit b.: Umsetzung gemass von der Bundesversammlung Giberwiesenen
betroffenen-Jahrenjeweilszur Motion.

Absatz-1-berechtigt-waren letzten vier

Jahren und im laufenden Jahr keinen
Einkauf in die Saule 3a getatigt
haben; und

c. im Jahr, in dem der Einkauf erfolgt
(Einkaufsjahr), den fiir sie zulassigen
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Beitrag nach Artikel 7 Absatz 1
vollstandig einbezahlen.

2 |m Einkaufsjahr dirfen die als
Einkauf geleisteten Beitrage nicht
hoher sein als die-Differenzzwischen

S . o

Lt

. itriced
héher-als-8 32 Prozent des oberen
Grenzbetrags nach Artikel 8 Absatz 1
BVG und dem Betragswert, wenn
nach Vollendung des 24. Altersjahres
immer die maximal zuléssigen
Beitrége fur unselbsténdig
Erwerbstéatige geleistet worden wéren
(unter Beachtung der
Mindestverzinsung gemass Artikel 15

Absatz 3 BVG).

Selbststandigerwerbende kénnen
sich im Einkaufsjahr zusétzlich zum
Beitrag geméss Absatz 1 und 2 mit
einem Zusatzbeitrag von héchstens
128 Prozent des oberen
Grenzbetrags einkaufen, wenn sie in
den letzten neun Jahren und im
laufenden Jahr ununterbrochen
ausschliesslich selbstandig
erwerbstatig waren und das

34 Altersjahr vollendet haben. Sie
kénnen sich mit dem Zusatzbeitrag
nur in nachgewiesene
Jahresbeitragslicken der letzten vier
Jahre einkaufen.

4 Tatigt der Vorsorgenehmer einen
Bezug der Altersleistung nach Artikel
3 Absatz 1, sind Einkaufe nicht mehr
zulassig.

5 Im Ubrigen gelten die
Bestimmungen von Artikel 7 Abséatze
2und 3.

Absatz 2: Umsetzung gemass von der Bundesversammlung tiberwiesenen
Motion.

Absatz 3: Damit Selbstéandigerwerbende (Einzelunternehmer ohne
Pensionskasse) mit Arbeithnehmern gleichgestellt sind, kann deren Einkauf
nicht nur anhand der BSV-Tabelle begrenzt werden. Um Fehlanreize zu
verhindern, soll sich Gber den BSV-Tabellenwert nur einkaufen kénnen, wer
in den letzten neun Jahren ununterbrochen selbststandig erwerbstatig war
und mindestens 35 Jahre alt ist. Die Jahresbeitragslicken der letzten vier
Jahre sind an die AHV angelehnt und miissen nachgewiesen werden.

Art. 7b Gesuch um Annahme von als Einkauf geleisteten Beitragen
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1 Der Vorsorgenehmer muss den

Einkauf bei der Einrichtung der

gebundenen Selbstvorsorge unter

folgenden Angaben schriftlich

beantragen:

a—Hohe des-beantragten-Einkaufs:
. | | .

2 Er muss im Antrag bestatigen, dass
er:
a. im Einkaufsjahr den Beitrag nach
Artikel 7 Absatz 1 vollstandig
entrichtet hat; unter Angabe der
Beitragshdhe;
b, furdi _tirdieei

. . R
selkin den letzten vier Jahren und im
laufenden Jahr, noch keinen Einkauf
und in den letzten zehn Jahren und
im laufenden Jahr keine Vorbeziige
vorgenommen hat sowie im
laufenden Jahr keine vornehmen
wird;
c. noch keine Altersleistungen nach
Artikel 3 Absatz 1 bezogen hat.

% Sind die Voraussetzungen nach
Artikel 7a erfiillt, so genehmigt die
Einrichtung der gebundenen
Vorsorge die Annahme der als
Einkauf geleisteten Beitrage.

Absatz 1: Schriftlichkeit im Sinne des ZGB entspricht nicht mehr dem
heutigen technischen Umfeld.

Absatz 1 lit. a. bis c.: Bei der Umsetzung der Motion Ettlin geméass
Bundesversammlung ist dies nicht notig.

Absatz 2 lit. b.: Vorbeziige fur die Aufnahme einer selbstandigen
Erwerbstatigkeit und fur Wohneigentumsforderung der letzten zehn Jahre
sollen berticksichtigt werden. Innerhalb dieses Zeitraums kénnen die
nétigen Unterlagen beigebracht werden. Aufgrund der Begrenzung des
Einkaufs auf alle finf Jahre und maximal 32 Prozent des oberen
Grenzbetrags ist die vorgeschlagene Losung angemessen und schafft
keine Fehlanreize.

Art. 8 Absatz 2

2 Im Falle eines Einkaufs muss die
Bescheinigung auch die Angaben
nach Artikel 7b Absatz 1 Buchstaben
a — c sowie das Datum des Einkaufs
enthalten.

Kein Anderungsvorschlag
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Art. 8a Festhalten und Aufbewahrung von Vorsorgeangaben

1 Die Einrichtungen der gebundenen
Selbstvorsorge missen
vorsorgerelevante Angaben in ihren
Unterlagen festhalten, namentlich:

a. die HOohe der nach Artikel 7 Absatz
1 geleisteten Beitrage und das Datum
ihres Zahlungseingangs;

b. die Hohe der als Einkauf
geleisteten Beitrage und das Datum
ihres Zahlungseingangs sowie die
Hoéhe der Beitragsliicken, die mit den
Einkaufen ausgeglichen werden;

c. den Bezug einer Altersleistung
nach Art. 3 Abs. 1.

2 Sie miissen die Unterlagen noch
wahrend 10 Jahren ab Beendigung
des Vorsorgeverhaltnisses
aufbewahren. Sie kénnen die
Unterlagen bis 10 Jahre nach
Erreichen des ordentlichen
Rentenalters der AHV aufbewahren.

In der Praxis muss immer wieder nachgewiesen werden, was mit dem

Vorsorgeguthaben nach Ausscheiden geschehen ist, auch zehn Jahre nach

Beendigung des Vorsorgeverhaltnis, z. B. wenn ein 12 Jahre alter Auszug
vorgelegt wird.

Art. 8b Mitteilung der Vorsorgeangaben

Im Falle einer Ubertragung von
Vorsorgekapital im Sinne Artikel 3a
Absatz 1 Buchstabe b muss die
Ubertragende Einrichtung der neuen
Einrichtung den Jahresbetrag
mitteilen:

a. der in den vorangehenden zehn
Jahren nach Artikel 7 Absatz 1
geleisteten Beitrage und,;

b. der in den vorangehenden zehn
Jahren als Einkauf geleisteten
Beitrage unter Angabe der damit
ausgeglichenen Beitragsliicken.

Kein Anderungsvorschlag

Umsetzung gemass von der Bundesversammlung Uberwiesenen Motion:
Auch bereits existierende Vorsorgeliicken sollen geschlossen werden
kénnen.

Verein Vorsorge Schweiz (VVS), Aeschengraben 29, CH-4051 Basel, +41 77 496 71 32, www.verein-vorsorge.ch

6/7



‘ / Verein Vorsorge Schweiz
Association prévoyance suisse

D) Schlussfolgerung

Der VVS verlangt eine Umsetzung der Motion Ettlin «Einkauf in die Saule 3a erméglichen»
nach dem von der Bundesversammlung verabschiedeten Modell.

Wir bedanken uns fiir die wohlwollende Prifung und Berticksichtigung der erwahnten
Stellungnahme und insbesondere des oben aufgefiihrten Anliegens.

Bei Ruckfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfugung (info@verein-vorsorge.ch).

Freundliche Grisse
Verein Vorsorge Schweiz (VVS)

Nils Aggett Siro Imber
Prasident Geschaftsfuhrer
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La traduction du texte est sans garantie. La version allemande fait foi.

Modification de I'ordonnance sur les déductions admises fiscalement pour les
cotisations versées a des formes reconnues de prévoyance (OPP 3) pour mettre en
ceuvre la motion 19.3702 du CE Ettlin «Autoriser les rachats dans le pilier 3a»

Madame la Conseillere fédérale Baume-Schneider
Cher Monsieur Barmettler

Le 22 novembre 2023, le Département fédéral de l'intérieur (DFI) a ouvert la procédure de
consultation sur I'ordonnance susmentionnée (rachat du pilier 3a).

L'Association prévoyance suisse (VVS) représente les intéréts des fondations de
prévoyance du pilier 3a et de leurs clients. Nous vous remercions de nous avoir invités a
prendre position sur la proposition de modification de I'ordonnance.

VVS demande I'adaptation des articles pertinents de I'ordonnance conformément a la motion
adoptée par le Conseil national et le Conseil des Etats et & son exposé des motifs, et rejette
le modéle proposé par le DFI qui s'écarte de la décision de I'Assemblée fédérale. Vous
trouverez ci-dessous les explications relatives a notre demande.

A) Situation initiale

La motion «Autoriser les rachats dans le pilier 3a» déposée le 19 juin 2019 contient le
mandat de créer la possibilité de rachat dans le pilier 3a et de la limiter dans le temps et
financiérement.

Dans le développement, il a été expliqué que les lacunes ne peuvent pas seulement étre
dues a un faible revenu ou a un faible taux d'épargne. Dans notre systéme de prévoyance,
les lacunes financiéres sont plutdt dues au fait qu'aucun revenu soumis a I'AVS n'a été
réalisé (principe de I'assurance du revenu).

La motion a donc pour objectif d'aligner la conception du pilier 3a sur celle de I'AVS et de la
LPP en ce qui concerne le financement des lacunes et de renforcer ainsi le systéeme des
trois piliers. Au moment ou un revenu est percu, les lacunes des années précédentes
doivent pouvoir étre comblées. Jusqu'a présent, le pilier 3a a toujours été exclu des
propositions de réforme et le renforcement de la responsabilité individuelle de la population
a été mis de coté.

Au Conseil national et au Conseil des Etats, la motion et son exposé des motifs bénéficient
d'un grand soutien politique, car elle constitue un compromis largement soutenu et équilibre.
C'est pourquoi elle a été adoptée par les deux chambres. La proposition actuelle ne
respecte pas les grandes lignes de la motion et donc le mandat confié par I'Assemblée
fédérale au Conseil fédéral. La proposition doit donc étre fondamentalement remaniée.
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B) Prise de position sur le rapport explicatif

L'AVS, la prévoyance professionnelle et la prévoyance individuelle liée du pilier 3a sont des
«assurances du revenu». Elles ne sont toutes alimentées que si un revenu professionnel
soumis a I'AVS est réalisé. Des lacunes financieéres apparaissent donc logiquement dans les
trois piliers lorsqu'aucun revenu soumis a I'AVS n'est percu. Les lacunes doivent pouvoir étre
comblées de la méme maniére dans les trois piliers si un revenu suffisant est réalisé ou si
une entrée de fortune se produit. On ne comprend pas pourquoi, a la différence du 1er pilier
et du 2e pilier, c'est précisément dans le pilier 3a que I'on devrait s'écarter de ce principe et
de ce concept qui ont fait leurs preuves. Celui-ci s'appuie en premier lieu sur I'age et le
revenu actuel pour calculer la lacune financiére effective.

La modification doit entrer en vigueur le 01.01.2025. Selon la proposition du DFI, les lacunes
qui se sont produites avant I'entrée en vigueur (donc avant le 31.12.2024) ne doivent pas
étre reconnues. Les données recueillies montrent que c'est précisément a partir d'un seuil
d'age de 40 ans que le nombre de preneurs de prévoyance qui versent la totalité de la
cotisation annuelle, actuellement de CHF 7'056, est supérieur a la moyenne. Contrairement
a la volonté politique du Conseil national et du Conseil des Etats, la présente proposition du
Conseil fédéral ne contribue pas directement au renforcement de la prévoyance individuelle,
mais ne tient pas compte de la proposition de la motion, qui est susceptible de recueillir une
majorité au Parlement, et de I'exposé des motifs qui 'accompagne.

Il en résulte que l'estimation des pertes fiscales présentée est beaucoup trop élevée, qu'elle
ne représente qu'une considération brute et que ces pertes (si elles existent) ne pourraient
se manifester ainsi que dans 10 ans. En outre, I'estimation ne tient pas compte du fait que
des impbts sont dus lors du retrait de la fortune du pilier 3a. Par ailleurs, il faut tenir compte
du fait que les intéréts et les éventuels revenus du capital sont également imposés lors du
retrait; en régle générale, c'est donc un capital total plus élevé que celui qui résulte des
différents versements qui est imposé. En outre, les systémes sociaux sont soulagés si les
actifs sont plus importants a I'age de la retraite.

La motion prévoit de limiter les rachats, tant en termes de nombre que de montant. Ceci
dans le but de limiter la charge administrative pour tous les acteurs de la mise en ceuvre et
d'éviter les incitations fiscales erronées. Dans le rapport explicatif, 'OFAS et 'AFC
soulignent la charge administrative élevée qu'ils imposeraient, ironiquement, au systéme de
prévoyance lui-méme en s'écartant délibérément de l'idée de base de la motion. Il faut
s'attendre a ce que les institutions de prévoyance répercutent les colts supplémentaires sur
les preneurs de prévoyance et que les frais administratifs augmentent ainsi dans le systéme
de prévoyance.

La motion prévoyait de recourir au «tableau pour le calcul du plus grand avoir 3a possible»
de I'OFAS, qui existe déja et qui indique les avoirs de prévoyance maximaux possibles du
pilier 3a par année de naissance et par an, si le montant maximal était versé a chaque fois
dés le début de I'obligation de s'affilier a une caisse de pension a I'age de 25 ans. Pour
toutes les personnes impliquées dans la mise en ceuvre, il serait beaucoup plus facile sur le
plan administratif, plus transparent et plus juste d'utiliser ces valeurs de référence comme
base pour I'évaluation ultérieure des rachats possibles. Comme indiqué dans le rapport, les
institutions de prévoyance peuvent procéder au réglement (auto-déclaration des preneurs de
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prévoyance, comme pour le 2e pilier). Toutefois, un éventuel abus ne peut toujours étre
constaté que par les autorités fiscales.
C) Prise de position sur les différents articles de I'ordonnance
Dans le tableau ci-dessous, nous prenons volontiers position en détail sur les modifications
proposées de I'ordonnance sur les déductions admises fiscalement pour les cotisations
versées a des formes reconnues de prévoyance (OPP 3) et justifions notre contre-

proposition.

Proposition de modification de I'Association prévoyance suisse (VVS)

(Compléments soulignés, abrogations biffées)

OOP 3 Justification
Art. 7,al. 1
! Les salariés et les indépendants Pas de proposition de modification

peuvent verser des cotisations a des
formes reconnues de prévoyance et
les déduire de leur revenu, en
matiére d’imp6éts directs de la
Confédération, des cantons et des
communes, dans la mesure suivante:

Art. 7a Déduction des cotisations versées a titre de rachat

1 Qutre des cotisations visées a

lart. 7, al. 1, les salariés et les
indépendants peuvent déduire de leur
revenu les cotisations versées a titre
de rachat dans la prévoyance
individuelle liée si les conditions
suivantes sont réunies:

a. n'ont pas verseé toutes les lit. a.: A partir de I'age de 25 ans, la prévoyance vieillesse obligatoire
cotisations maximales admises pour commence conformément a l'art. 7 al. 1 LPP et c'est également la base du
eux ad-cours-des-dix-années tableau de I'OFAS de l'avoir maximal fictif du pilier 3a.
précédantlerachat apres I'age de 24
ans révolus;
b. avaientle dreit de-verserles lit b.: Mise en ceuvre selon la motion transmise par I'Assemblée fédérale.

o isées.a lart 7 al_1.

. . |

rachat, n'ont pas effectué de rachat
dans le pilier 3a au cours des quatre
derniéres années et n'ont pas
effectué de rachat au cours de
'année en cours;

c. versent intégralement, 'année au
cours de laquelle le rachat est
effectué (année de rachat), la
cotisation admise pour eux en vertu
de l'art. 7, al. 1.

2 Par année de rachat, celui-ci ne doit | Alinéa 2: Mise en ceuvre conformément a la motion transmise par
pas étre supérieur a la-différence I'Assemblée fédérale.
L
. .
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8 32 % du montant-limite supérieur
fixé a l'art. 8, al. 1, LPP et la valeur
des cotisations si, a I'age de 24 ans
révolus, les cotisations maximales
autorisées pour les personnes
exercant une activité lucrative
dépendante avaient toujours été
versées (en tenant compte de l'intérét
minimal selon l'art. 15, al. 3, LPP).

3 Un-seulrachat-est-admispour
comblerlalacune-decotisations
permet-toutefois-de-comblerplusieurs
lacunes-de-cotisations-annuelles: Les
indépendants peuvent effectuer un
rachat au cours de I'année de rachat,
en plus de la cotisation selon les
alinéas 1 et 2, en versant une
cotisation supplémentaire s'élevant
au maximum a 128 pour cent du
montant limite supérieur, s'ils ont
exercé une activité indépendante
exclusive sans interruption au cours
des neuf dernieres années et de
I'année en cours et s'ils ont atteint
I'age de 34 ans. lls ne peuvent
racheter avec la cotisation
supplémentaire que des lacunes de
cotisations annuelles prouvées des
quatre derniéres années.

4 Si le preneur de prévoyance pergoit
une prestation de vieillesse en vertu
de l'art. 3, al. 1, les rachats ne sont
plus admis.

5 Les dispositions de I'art. 7, al. 2 et 3,
sont également applicables.

Alinéa 3: Pour que les indépendants (entrepreneurs individuels sans caisse
de pension) soient mis sur un pied d'égalité avec les salariés, leur rachat ne
peut pas étre limité uniquement sur la base du baréme de 'OFAS. Pour
éviter les incitations erronées, seules les personnes qui ont exercé une
activité indépendante ininterrompue au cours des neuf derniéres années et
qui sont &gées d'au moins 35 ans doivent pouvoir effectuer des rachats par
le biais du baréme de I'OFAS. Les lacunes de cotisations annuelles des
guatre derniéres années sont calquées sur celles de I'AVS et doivent étre
prouvées.

Art. 7b Demande de rachat

! Le preneur de prévoyance demande
paréerit un rachat a l'institution de la
prévoyance individuelle liée en
fournissant les informations
suivantes:

Alinéa 1: La forme écrite au sens du CC ne correspond plus a
I'environnement technique actuel.

Alinéa 1 lit. a. a c.: Cela n'est pas nécessaire pour la mise en ceuvre de la
motion Ettlin selon I'Assemblée fédérale.
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la-date-du-versement

2 Dans la demande, il confirme:

a. avoir versé le montant maximal
des cotisations visées a l'art. 7, al. 1,
au cours de I'année de rachat, en
indiquant leur montant;

b. ne pas avoir encore effectué de
rachat peurles-années-pour
lesguellesvnelacune-de-cotisation
doit-étre-combléerau cours des
guatre dernieres années et de l'année
en cours, ni de versements anticipés
au cours des dix derniéres années et
de l'année en cours, et n'en
effectuera pas au cours de lI'année en
cours;

C. ne pas avoir pergu de prestation de
vieillesse en vertu de I'art. 3, al. 1.

3 Si les conditions visées a l'art. 7a
sont remplies, l'institution de la
prévoyance individuelle liée autorise
le rachat.

Alinéa 2 let. b: Les versements anticipés pour le début d'une activité
indépendante et pour I'encouragement a la propriété du logement des dix
derniéres années doivent étre pris en compte. Les documents nécessaires
peuvent étre fournis au cours de cette période. En raison de la limitation du
rachat a tous les cing ans et a 32 % au maximum du montant limite
supérieur, la solution proposée est appropriée et ne crée pas de fausses
incitations.

Art. 8, al 2

2 En cas de rachat, I'attestation doit
également contenir les informations
visées a l'art. 7b, al. 1, let. a —c, et la
date du rachat.

Pas de proposition de modification

Art. 8a Consignation des données re

latives a la prévoyance et obligation de conservation

! Les institutions de la prévoyance
individuelle liée consignent dans leurs
dossiers les informations pertinentes
pour la prévoyance, notamment:

a. le montant et la date de réception
du versement des cotisations visées
alart. 7, al. 1;

b. le montant et la date des rachats
ainsi que le montant des lacunes de
cotisations comblées par ces rachats;
c. la perception d’'une prestation de
vieillesse en vertu de l'art. 3, al. 1.

2 Elles sont tenues de conserver les
documents pendant dix ans a
compter de la fin du rapport de
prévoyance. Vous pouvez conserver
les documents jusqu'a 10 ans aprés
avoir atteint I'Age ordinaire de la
retraite AVS.

Dans la pratique, il faut toujours prouver ce gu'il est advenu de I'avoir de
prévoyance apres le départ, méme dix ans apres la fin du rapport de
prévoyance, par exemple lorsqu'un extrait vieux de 12 ans est présenté.

Art. 8b Communication des données

relatives a la prévoyance
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En cas de transfert du capital de
prévoyance au sens de l'art. 3a, al. 1,
let. b, l'institution transférante
communique a la nouvelle institution
le montant annuel:

a. des cotisations visées a l'art. 7, al.
1, versées au cours des dix années
précédentes, et

b. des rachats que le preneur de
prévoyance a effectués au cours des
dix années précédentes, en indiquant
les lacunes de cotisations ainsi
comblées.

Pas de proposition de modification

Leslacunes-de-cotisations-viséesa Mise en ceuvre selon la motion transmise par I'Assemblée fédérale: les
Fart—7aak—Hetarqui-sont-apparues | lacunes de prévoyance déja existantes doivent également pouvoir étre
avantlentrée-envigueurdela comblées.

at Bl , _

D) Conclusion

La VVS demande que la motion Ettlin «Autoriser les rachats dans le pilier 3a» soit mise en
ceuvre selon le modéle adopté par I'Assemblée fédérale.

Nous vous remercions de I'examen bienveillant et de la prise en compte de la prise de
position mentionnée et en particulier de la demande susmentionnée.

Nous nous tenons a votre disposition pour toute question (info@verein-vorsorge.ch).

Avec nos meilleures salutations

Association prévoyance suisse (VVS)

Nils Aggett Siro Imber
Président Directeur

Verein Vorsorge Schweiz (VVS), Aeschengraben 29, CH-4051 Basel, +41 77 496 71 32, www.verein-vorsorge.ch
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Bundesamt fiir Sozialversicherungen BSV
Eidgenossisches Departement des Inneren EDI

Per E-Mail an: Sekretariat ABEL@bsv.admin.ch

26. Februar 2024

Anderung der Verordnung iiber die steuerliche Abzugsberechtigung fiir Bei-
trige an anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) zur Umsetzung der Motion
19.3702 von SR Ettlin «Einkauf in die Sdule 3a erméglichen»

Sehr geehrte Frau Bundesritin Baume-Schneider
Sehr geehrter Herr Barmettler

Am 22. November 2023 hat das Eidgendssische Departement des Innern (EDI) die
Vernehmlassung iiber die oben genannte Verordnung (Einkauf Sdule 3a) eréffnet.

Die Zurich Invest Bankstiftung, titig im Bereich der Vorsorge Siule 3a, ist als be-
troffene Vorsorgestiftung an einer Stellungnahme interessiert. Wir danken Ihnen fiir
die Méglichkeit zum Vorschlag der Anderungen der Verordnung Stellung zu nehmen.

Die Zurich Invest Bankstiftung erachtet das vom EDI vorgeschlagene Modell als nicht
dem Inhalt der Motion Ettlin und dem Beschluss der Bundesversammlung entspre-
chend und verlangt die Anpassung der relevanten Artikel der Verordnung gemiiss der
vom National- und Stinderat verabschiedeten Motion. Nachfolgend finden Sie die

Erlduterungen unseres Anliegens.
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1) Ausgangslage

Die am 19.06.2019 eingereicht Motion «Einkauf in die Siule 3a erméglichen» enthile
den Auftrag, die Einkaufsméoglichkeit in die Sdule 3a zu schaffen und diese zeitlich
und finanziell zu beschrinken.

In der Begriindung wurde dargelegt, dass Liicken nicht nur durch geringes Einkom-
men oder aufgrund einer tiefen Sparquote entstehen kénnen. Tatsichlich resultieren
finanzielle Liicken in unserem Vorsorgesystem auch daraus, dass kein Finkommen er-
zielt wurde, das der AHV-Pflicht unterliegt (im Sinne des Prinzips der Erwerbsversi-
cherung).

Daher zielt die Motion darauf ab, die Ausfinanzierung von Liicken in der Siule 3a
konzeptionell mit der AHV und dem BVG gleichzusetzen, um das 3-Siulen-System
zu stirken. Es soll ermoglicht werden, dass bei Erzielung eines Erwerbseinkommens
auch Liicken aus vergangenen Jahren ausgeglichen werden kénnen. Bisherige Reform-
vorschlige haben die Sdule 3a immer ausgenommen und die Stirkung der Eigenver-
antwortung der breiten Bevélkerung aufler Acht gelassen.

Die Motion und ihre Begriindung geniessen sowohl im National- als auch im Stinde-
rat einen starken politischen Riickhalt, da sie einen breit abgestimmten und ausgewo-
genen Kompromiss darstellen. Aus diesem Grund wurde die Motion von beiden
Kammern angenommen. Der aktuelle Vorschlag missachtet jedoch die grundlegenden
Prinzipien der Motion und somit den Auftrag der Bundesversammlung an den Bun-
desrat. Der Vorschlag ist daher grundlegend zu iiberarbeiten.

2) Stellungnahme zum erlduternden Bericht

Die AHV, die berufliche Vorsorge und die gebundene Selbstvorsorge der Siule 3a
sind «Erwerbsversicherungen». Sie werden alle nur dann gedufnet, wenn ein Erwerbs-
einkommen erzielt wird, das der AHV-Pflicht unterliegt. Finanzielle Liicken entstehen
daher logischerweise in allen drei Sdulen, wenn kein AHV-pflichtiges Einkommen er-
zielt wird. Die Liicken sollen in allen drei Sdulen gleichermassen geschlossen werden
kénnen, wenn ein ausreichendes Einkommen erzielt wird oder sich ein Vermdgenszu-
gang ereignet. Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb im Unterschied zur 1. Sdule und
zur 2. Siule ausgerechnet in der Siule 3a von diesem bewihrten Grundsatz und Kon-
zept abgewichen werden sollte. Im bewihrten Grundsatz wird in erster Linie auf das
Lebensalter und das aktuelle Einkommen abgestiitzt, um daraus die effektive finanzi-
elle Liicke zu berechnen.
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Die ﬁnderung soll am 01.01.2025 in Kraft gesetzt werden. Liicken, welche vor dem
Inkrafttreten (also vor dem 31.12.2024) entstanden sind, sollen gemiss dem EDI-
Vorschlag nicht anerkannt werden. Dies hitte zur Folge, dass die Generation der Per-
sonen iiber 30 von dieser Verordnungsanpassung ausgeschlossen wird. Daten zeigen,
dass insbesondere ab einem Alter von 40 Jahren, die Anzahl der Personen, die den vol-
len Jahresbeitrag von derzeit CHF 7'056 einzahlen, iiberdurchschnittlich hoch ist.
Der vorliegende Vorschlag des Bundesrates steht im Widerspruch zum politischen
Willen des National- und Stinderats, da er nicht unmittelbar zur Stirkung der Selbst-
vorsorge beitrigt und den mehrheitsfihigen Vorschlag der Motion sowie die dazuge-
hérige Begriindung missachtet.

Daraus ergibt sich, dass die dargelegte Schitzung der Steuerausfille viel zu hoch ange-
setzt ist, zudem nur eine Bruttobetrachtung darstellt und sich diese (wenn tiberhaupt)
erst in 10 Jahren so ergeben kénnten. Die Schitzung beriicksichtigt auch nicht, dass
beim Bezug des Sdule 3a-Vermdgens Steuern anfallen. Im Weiteren ist zu beriicksich-
tigen, dass die Zins- und allfillige Kapitalertrige beim Bezug ebenfalls besteuert wer-
den; in der Regel also ein héheres Gesamtkapital besteuert wird, als sich aus den ein-
zelnen Einzahlungen ergibt. Es ist auch zu beachten, dass hohere Vermogenswerte im
Rentenalter die Sozialsysteme entlasten.

Die Motion sieht vor, die Einkdufe sowohl in der Anzahl als auch in Bezug auf den
Betrag zu begrenzen. Dies soll dazu dienen, den administrativen Aufwand fiir alle Be-
teiligten zu reduzieren und steuerliche Fehlanreize zu vermeiden. Das Bundesamt fiir
Sozialversicherungen (BSV) und die Eidgendssische Steuerverwaltung (ESTV) weisen
in ihrem erliuternden Bericht auf den hohen administrativen Aufwand hin, der para-
doxerweise durch die bewusste Abweichung von der Grundidee der Motion im Vor-
sorgesystem selbst entstehen wiirde. Es ist zu erwarten, dass die Vorsorgeeinrichtungen
diese zusitzlichen Kosten auf die Vorsorgenechmer abwilzen und somit die Verwal-
tungskosten im Vorsorgesystem steigen werden.

Die Motion schlug vor, die bestechende "Tabelle zur Berechnung des grofStmoglichen
3a-Guthabens" des BSV zu nutzen. Diese Tabelle gibt die maximal méglichen Vorsor-
gevermogen der Sdule 3a pro Jahrgang und Jahr an, wenn ab Beginn Pensionskassen-
pflicht im Alter von 25 Jahren, der Hachstbetrag eingezahlt wird. Die Verwendung
dieser Referenzwerte als Grundlage fiir die Beurteilung méglicher Einkiufe wiirde al-
len Beteiligten eine erhebliche administrative Erleichterung bringen und fiir mehr
Transparenz und Fairness sorgen. Wie im Bericht erwihnt, kénnen die Vorsorgeein-
richtungen die Abwicklung iibernehmen (Selbstdeklaration der Vorsorgenehmer ana-
log 2. Sdule). Ein allfélliger Missbrauch kann jedoch nur von den Steuerbehérden fest-
gestellt werden.

3) Stellungnahme zu den einzelnen Artikeln der Verordnung

In der nachfolgenden Tabelle nehmen wir gerne im Detail zu den vorgeschlagenen
Anderungen der Verordnung iiber die steuerliche Abzugsberechtigung fiir Beitrige an
anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) Stellung und begriinden unseren Gegenvor-

schlag.
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Anderungsvorschlag Zurich Invest Bankstiftung)
(Ergdnzungen kursiv und fett, Aufhebungen durchgestrichen)

BVV 3

| Begriindung

Art. 7 Abs. 1

1 Arbeitnehmer und Selbsténdigerwerbende kén-
nen in folgendem Umfang Beitrédge an aner-
kannte Vorsorgeformen leisten und bei den di-
rekten Steuern von Bund, Kantonen und Ge-
meinden von ihrem Einkommen abziehen:

Kein Anderungsvorschlag

Art. 7a Abzugsberechtigung fiir als Einkauf geleistete Beitrédge

1 Arbeitnehmer und Selbsténdigerwerbende kon-
nen zuséatzlich zu den Beitrdgen nach Artikel 7
Absatz 1 Beitrége als Einkauf in die gebundene
Selbstvorsorge leisten und diese von ihrem Ein-
kommen abziehen, wenn sie:

a-in-denze

ren nach Vollendung des 24. Altersjahres nicht
alle fiur sie maximal zuléssigen Beitrage einbe-
zahlt haben,

b. in den von-den-Einkaufen-betroffenen-Jahren
}ewe#S-zu;—Lemtung-ven-Bmtmgm-nash-Amkel—l
Absatz 1 berechtigt waren lefzten vier Jahren
und im laufenden Jahr keinen Einkauf in die
Sé&ule 3a getétigt haben; und

c. im Jahr, in dem der Einkauf erfolgt (Einkaufs-
jahr), den fir sie zuldssigen Beitrag nach Artikel
7 Absatz 1 vollstandig einbezahlen.

2Im Einkaufsjahr durfen die als Einkauf geleiste-
ten Beitrdge nicht héher sein als die-Bifferenz

zwischen-der-Summe-der-zuldssigen-Beitrdge
und-der Summe-der-effektiv-geleisteten Beitrdge

der vergangenen-zehn-Jahre-aufkeinen-Fall-je-
doch-héher-als-8 32 Prozent des oberen Grenz-
betrags nach Artikel 8 Absatz 1 BVG und dem
Betragswert, wenn nach Vollendung des 24.
Altersjahres immer die maximal zuldssigen
Beitrdge fiir unselbstindig Erwerbstétige ge-
leistet worden wdren (unter Beachtung der
Mindestverzinsung geméss Artikel 15 Absafz
3 BVG).

auageghehenwdeﬂ—Sefbststand:gemer-
bende kénnen sich im Einkaufsjahr zusétzlich
zum Beitrag gemdss Absatz 1 und 2 mit ei-
nem Zusatzbeitrag von héchstens 128 Pro-
zent des oberen Grenzbetrags einkaufen,
wenn sie in den letzten neun Jahren und im
laufenden Jahr ununterbrochen ausschliess-
lich selbstédndig erwerbstétig waren und das
34 Altersjahr vollendet haben. Sie kénnen
sich mit dem Zusatzbeitrag nur in nachgewie-
sene Jahresbeitragsliicken der letzten vier
Jahre einkaufen.

4 Tatigt der Vorsorgenehmer einen Bezug der Al-
tersleistung nach Artikel 3 Absatz 1, sind Ein-
kaufe nicht mehr zuléssig.

s Im Ubrigen gelten die Bestimmungen von Arti-
kel 7 Abséatze 2 und 3.

lit. a: Ab dem Alter 25 beginnt das Obligatorium zur Al-
tersvorsorge gemass Art. 7 Abs. 1 BVG und dies ist
auch die Grundlage fiir die BSV-Tabelle des fiktiven
maximalen Saule 3a-Guthabens.

lit b.: Umsetzung geméss von der Bundesversamm-
lung tUberwiesenen Motion.

Absatz 2: Umsetzung geméss von der Bundesver-
sammlung Uberwiesenen Motion.

Absatz 3;: Damit Selbsténdigerwerbende (Einzelunter-
nehmer ohne Pensionskasse) mit Arbeitnehmern
gleichgestellt sind, kann deren Einkauf nicht nur an-
hand der BSV-Tabelle begrenzt werden. Um Fehlan-
reize zu verhindern, soll sich tber den BSV-Tabellen-
wert nur einkaufen kénnen, wer in den letzten neun
Jahren ununterbrochen selbststiandig erwerbstatig war
und mindestens 35 Jahre alt ist. Die Jahresbeitragsli-
cken der letzten vier Jahre sind an die AHV angelehnt
und miissen nachgewiesen werden.

30343-0805



Seite 5

Z,

ZURICH

Art. 7b Gesuch um Annahme von als Einkauf geleisteten Beitragen

1 Der Vorsorgenehmer muss den Einkauf bei der

Einrichtung der gebundenen Selbstvorsorge un-

ter folgenden Angaben sehrifilich beantragen:
Hahe-desd ; Einkaufs:

chen-werden-soll:

&-Héhe der Beitrdgedie-inden-Jahrenfirdie
nach-Artikel 7-Absatz 1-gegebenenfalls-bereits
geleistet-wurden-unter-Angabe-des-Zahlungsda-
mss

2 Er muss im Antrag bestatigen, dass er:
a. im Einkaufsjahr den Beitrag nach Artikel 7 Ab-
satz 1 vollstandig entrichtet hat; unter Angabe der
Beitragshéhe;
b, furdi g

i in den letzten vier Jahren
und im laufenden Jahr, noch keinen Einkauf
und in den letzten zehn Jahren und im laufen-
den Jahr keine Vorbeziige vorgenommen hat
sowie im laufenden Jahr keine vornehmen
wird,
c. noch keine Altersleistungen nach Artikel 3 Ab-
satz 1 bezogen hat.

3 Sind die Voraussetzungen nach Artikel 7a er-
fillt, so genehmigt die Einrichtung der gebunde-
nen Vorsorge die Annahme der als Einkauf ge-
leisteten Beitrage.

Absatz 1: Schriftlichkeit im Sinne des ZGB entspricht
nicht mehr dem heutigen technischen Umfeld.

Absatz 1 lit. a. bis c.: Bei der Umsetzung der Motion
Ettlin gemass Bundesversammlung ist dies nicht n&-

tig.

Absatz 2 lit. b.: Vorbezlige fir die Aufnahme einer
selbsténdigen Erwerbstatigkeit und fiir Wohneigen-
tumsforderung der letzten zehn Jahre sollen beriick-
sichtigt werden. Innerhalb dieses Zeitraums kénnen
die nétigen Unterlagen beigebracht werden. Aufgrund
der Begrenzung des Einkaufs auf alle fiinf Jahre und
maximal 32 Prozent des oberen Grenzbetrags ist die
vorgeschlagene Lésung angemessen und schafft
keine Fehlanreize.

Art. 8 Absatz 2

2Im Falle eines Einkaufs muss die Bescheinigung
auch die Angaben nach Artikel 7b Absatz 1 Buch-
staben a — ¢ sowie das Datum des Einkaufs ent-
halten.

Kein Anderungsvorschlag

Art. 8a Festhalten und Aufbewahrung von Vorsorgeangaben

1Die Einrichtungen der gebundenen Selbstvor-
sorge missen vorsorgerelevante Angaben in ih-
ren Unterlagen festhalten, namentlich:

a. die Hohe der nach Artikel 7 Absatz 1 geleiste-
ten Beitrdge und das Datum ihres Zahlungsein-
gangs;

b. die Hohe der als Einkauf geleisteten Beitrage
und das Datum ihres Zahlungseingangs sowie
die Hehe der Beitragsliicken, die mit den Eink&u-
fen ausgeglichen werden;

c. den Bezug einer Altersleistung nach Art. 3
Abs. 1.

2 Sie mussen die Unterlagen noch wahrend 10
Jahren ab Beendigung des Vorsorgeverhéltnis-
ses aufbewahren. Sie kénnen die Unterlagen
bis 10 Jahre nach Erreichen des ordentlichen
Rentenalters der AHV aufbewahren.

In der Praxis muss immer wieder nachgewiesen wer-
den, was mit dem Vorsorgeguthaben nach Ausschei-
den geschehen ist, auch zehn Jahre nach Beendi-
gung des Vorsorgeverhaltnis, z. B. wenn ein 12 Jahre
alter Auszug vorgelegt wird.

Art. 8b Mitteilung der Vorsorgeangaben

Im Falle einer Ubertragung von Vorsorgekapital
im Sinne Artikel 3a

Kein Anderungsvorschlag
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Absatz 1 Buchstabe b muss die Gbertragende
Einrichtung der neuen Einrichtung den Jahresbe-
trag mitteilen:

a. der in den vorangehenden zehn Jahren nach
Artikel 7 Absatz 1 geleisteten Beitrage und;

b. der in den vorangehenden zehn Jahren als
Einkauf geleisteten Beitrdge unter Angabe der
damit ausgeglichenen Beitragsliicken.

Beitragshicken-nash-Artikela-Absatz1-Buch- Umsetzung geméss von der Bundesversammliung
stabe-a-die-vorlnkrafitreten-der-Anderung-vom tiberwiesenen Motion: Auch bereits existierende Vor-
——enistanden-sind kénnen-nicht mit einem-Ein- sorgeliicken sollen geschlossen werden kénnen.

4) Schlussfolgerung

Die Zurich Invest Bankstiftung verlangt eine Umsetzung der Motion Ettlin «Einkauf
in die Sdule 3a erméglichen» nach dem von der Bundesversammlung verabschiedeten

Modell.

Wir bedanken uns fiir die wohlwollende Priifung und Beriicksichtigung der erwihn-
ten Stellungnahme und insbesondere des oben aufgefiihrten Anliegens.

Bei Riickfragen stehen wir Thnen gerne zur Verfiigung.

Freundliche Griisse
Zurich Invest Bankstiftung

Thomas Steiger Radim Portmann
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	01-Kantone
	KDKF-CDCF
	KDKF-CDCF_DE
	KDKF-CDCF_FR

	AG
	AI
	AR
	BE
	BL
	BS
	FR
	GE
	GL
	GR
	JU
	LU
	NE
	NW
	OW
	SG
	SH
	SO
	SZ
	TG
	TI
	UR
	VD
	VS
	ZG
	ZH

	02-Politische Parteien
	Die Mitte Frauen Schweiz
	FDP Die Liberalen Frauen
	FDP
	GRÜNE Schweiz
	SP
	SVP

	03-Dachverbände-Städte
	SSV
	StStK

	04-Dachverbände der Wirtschaft
	KFMV
	SAG
	Position des Schweizerischen Arbeitgeberverbands (SAV):

	SGB
	SGV
	Travail Suisse

	05-Weitere Interessierte_NEU
	Private
	Berthoud Thierry
	Frei Fabian
	Krucker Roman

	ASIP
	KMU-Forum
	AXA
	Centre Patronal
	EXPERTsuisse
	Fédération des Entreprises Romandes
	FiTi
	Groupe Mutuel
	KGAST
	Liberty Vorsorge
	Luzerner Kantonalbank
	PensExpert
	Pro Senectute
	Pro Senectute_DE
	Pro Senectute_FR

	Raiffeisen
	SKPE-CSEP
	SSK-CSI
	SSK-CSI_DE
	SSK-CSI_FR

	SSR-CSA
	Stiftung Auffangeinrichtung BVG
	Stiftung Sparen 3 der Bank CIC
	SVV-ASA
	Treuhand Suisse
	VBSS
	VEB
	VSRB-ABRS
	VVP
	VVS
	VVS_DE
	VVS_FR

	Zurich Invest Bankstiftung




